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 Abstract (deutsch) 
 
Mit Inkrafttreten des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes am 1.1.2006 wurde erstmals eine 
umfassende Verantwortlichkeit juristischer Personen für Straftaten im österreichischen Recht 
verankert. Die Notwendigkeit einer entsprechenden Regelung ergab sich aus einer Vielzahl 
von Rechtsakten, die im Rahmen der EU, von Europarat, OECD und UN erlassen wurden und 
die jeweiligen Vertragsstaaten verpflichten, Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische 
Personen für eine ganze Reihe von Delikten vorzusehen. Die vorliegende Arbeit beschäftigt 
sich mit der Frage, inwieweit die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen in vier ausgewählten EU-Mitgliedsstaaten (Österreich, Deutschland, Frankreich und 
England – das polnische Recht ist Gegenstand eines Exkurses) im Einklang mit diesen 
internationalen Vorgaben stehen. Nach einem kurzen Überblick über die historische 
Entwicklung der Verantwortlichkeitsbestimmungen in den einzelnen analysierten Ländern 
werden im Hauptteil der Arbeit in einem ersten Schritt die internationalen Vorgaben 
vorgestellt und interpretiert. In einem zweiten Schritt wird im Rahmen einer 
länderspezifischen Analyse die Konformität der jeweiligen Verantwortlichkeitsbestimmungen 
für juristische Personen mit den internationalen Vorgaben überprüft. Es konnte festgestellt 
werden, dass keine der analysierten Rechtsordnungen den internationalen Vorgaben 
vollkommen entspricht. Gleichzeitig zeigte sich, dass zwar bestimmte grundsätzliche 
Lösungsansätze in allen analysierten Ländern gewählt wurden, die Regelungen sich aber im 
Detail und in Bezug auf ihre Konformität mit den internationalen Vorgaben stark 
unterscheiden.  
 Abstract (englisch) 
 
This thesis deals with the liability of legal persons for criminal offences, which was first 
introduced in Austria on 1.1.2006 with the coming into force of the 
„Verbandsverantwortlichkeitsgesetz“. The new legislation was due to a large number of 
international acts within the framework of the European Union, the Council of Europe, OECD 
and UN, that lay down the obligation of the contracting states to introduce provisions 
concerning the liability of legal persons. This thesis has the objective to compare the relevant 
national provisions of four EU-member countries (Austria, Germany, France, United 
Kingdom – a short analysis of polish law is conducted in a separate chapter) with the 
international obligations in order to check if they meet the required minimum level or if they 
even exceed it. Following a brief overview on the historical development of the relevant 
provisions in the analysed countries, the main part of the thesis is dedicated to the analysis of 
the legal provisons: First, the international standards concerning the liability of legal persons 
are examined, then the provisions in the four countries are analysed regarding their 
conformity with the international standards. The analysis shows, that none of the analysed 
legal systems completely meets the international standards. The analysis also reveals, that 
even though the basic principles of the legal provisions on the liability of legal persons are 
similar in the analysed countries, they differ significantly in relation to the details of the 
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1. Grundzüge der Arbeit und theoretische Grundlagen 
1.1. Grundzüge der Arbeit 
1.1.1. Einleitung 
In den letzten Jahren ist in vielen kontinentaleuropäischen Ländern eine Diskussion über die 
Einführung einer Verantwortlichkeit, insbesondere einer Strafbarkeit juristischer Personen 
entbrannt. Anstoß zu diesen Diskussionen haben vielfach internationale Rechtsakte, die sich 
mit diesem Thema beschäftigen oder sogar eine entsprechende Verpflichtung der Vertrags- 
oder Mitgliedsstaaten vorsehen, gegeben. Der Großteil der relevanten internationalen 
Rechtsakte wurde im Rahmen der EU, und dabei im Bereich der justiziellen und 
polizeilichen Zusammenarbeit in Strafsachen erlassen. Es existieren aber auch 
Übereinkommen im Rahmen der OECD, des Europarats und der Vereinten Nationen, die 
Bestimmungen über die Verantwortlichkeit juristischer Personen enthalten. 
 
Vielfach haben die Diskussion über die (strafrechtliche) Verantwortlichkeit juristischer 
Personen und der Druck der internationalen Rechtsakte zur Einführung entsprechender 
Bestimmungen geführt.1 So wurde seit dem Jahr 1997 in 15 EU-Mitgliedsstaaten eine 
Regelung der Verantwortlichkeit juristischer Personen getroffen oder zumindest eine 
bestehende Regelung erheblich ausgeweitet:2 In Österreich etwa ist das 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, mit dem erstmals eine umfassende Verantwortlichkeit 
juristischer Personen eingeführt wird, mit 1.1.2006 in Kraft getreten. Neben den Ländern, die 
erst im Gefolge der internationalen Rechtsakte entsprechende 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen erlassen haben, gibt es allerdings 
auch solche, in denen eine Verantwortlichkeit juristischer Personen schon vor Konzipierung 
                                                
1 Die Anzahl der internationalen Rechtsakte, die Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen 
vorsehen, hat sich in den letzten Jahren, insbesondere seit dem Jahr 2000 immer mehr vergrößert; Einer der 
ersten verbindliche Rechtsakte, das Zweite Protokoll zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften, stammt aus dem Jahr 1997, ist aber noch nicht in Kraft getreten. 
2 Und zwar in Belgien, Slowenien, Ungarn, Estland, Malta, Litauen, Lettland, Deutschland, Spanien, Italien, 
Griechenland, Polen, Österreich, Bulgarien und Rumänien, wobei 13 Länder die 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen neu eingeführt haben und nur 2 Länder (Deutschland, 
Spanien) eine bestehende Regelung erweitert haben, vgl dazu die Aufstellung (25 EU-Staaten ohne Rumänien 
und Bulgarien sowie Schweiz, Norwegen, Island) bei Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 
„Unternehmensstrafrecht“ (2006) 16 f. Es gibt nur noch drei EU-Mitgliedsstaaten ohne eine generelle 
Verantwortlichkeitsregelung für juristische Personen: Luxemburg, Tschechien und die Slowakei. In allen drei 
Ländern wird bereits an Entwürfen dazu gearbeitet. 
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dieser existiert hat: So wurde in einigen EU-Mitgliedsstaaten die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen im Laufe der letzten Jahrzehnte, auch noch vor Auftauchen der 
internationalen Rechtsakte, eingeführt; Frankreich etwa kennt die Strafbarkeit juristischer 
Personen seit Reformierung des Code pénal im Jahr 1994.3 Es gibt im Gegensatz dazu nur 
wenige EU-Mitgliedsstaaten, in denen Verantwortlichkeit juristischer Personen seit langer 
Zeit etabliert ist: Dazu zählen ausschließlich die Länder des angelsächsischen Rechtskreises 
(Vereinigtes Königreich, Irland, Zypern).4 Die Regelungen verschiedener, ausgewählter 
europäischer Rechtsordnungen in Bezug auf die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen sind Gegenstand dieser Arbeit. 
 
Eine Verantwortlichkeit juristischer Personen kann grundsätzlich in den verschiedensten 
Rechtsbereichen wie dem Verwaltungsrecht oder auch dem Zivilrecht geregelt werden, so 
dass nicht notwendigerweise eine Strafbarkeit juristischer Personen gegeben sein muss.5 Es 
lassen sich dennoch eine Bevorzugung einer Strafbarkeitsregelung durch die 
internationalen Rechtsakte und ein Trend zur Einführung einer Strafbarkeit juristischer 
Personen in die nationalen Rechtsordnungen feststellen6. So ist in 18 EU-Mitgliedsstaaten, in 
denen eine Verantwortlichkeitsregelung bereits existiert, eine Strafbarkeit juristischer 
Personen vorgesehen7. Auch wenn immer mehr Länder eine Verantwortlichkeitsbestimmung 
für juristische Personen im Kernstrafrecht vorsehen, ist ein großes Spektrum an 
unterschiedlichen Lösungsmöglichkeiten - sowohl außerhalb als auch innerhalb des 
Strafrechts selbst – gegeben.8 
 
Im Folgenden werden die Ausführungen über die Verantwortlichkeit immer auf juristische 
Personen bezogen, auch wenn vereinzelt eine Verantwortlichkeit von Unternehmen 
                                                
3 Allgemeine Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen existieren in der Niederlande seit 1976, 
in Portugal seit 1984, in Schweden seit 1986, in Finnland und Spanien seit 1995, in Dänemark seit 1996, vgl 
Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 16 f. 
4  Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 16. 
5 Aus diesem Grund wird in dieser Arbeit stets von der Verantwortlichkeit juristischer Personen gesprochen, 
außer es handelt sich eindeutig um eine Frage der Strafbarkeit juristischer Personen (etwa in Bezug auf eine 
nationale Regelung). 
6  Heine, Unternehmen, Strafrecht und europäische Entwicklungen, ÖJZ 2000, 871; Heine, Kollektive 
Verantwortlichkeit, in Eser/Huber/Cornils (Hrsg.), Einzelverantwortung und Mitverantwortung im Strafrecht 
(1998) 100; Eidam, Straftäter Unternehmen (1997) 78 ff. 
7  Zeder Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 16. 
8  Heine, Kollektive Verantwortlichkeit, in FS Lampe (2003) 579 f. 
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gefordert oder auch eingeführt wurde.9 Der Unterschied zwischen diesen beiden Sichtweisen 
besteht darin, dass im ersten Fall die Verantwortlichkeit den Unternehmensträger (die 
juristische Person) trifft, der hinter dem Unternehmen steht. Im zweiten Fall wird hingegen 
das Unternehmen (unabhängig vom jeweiligen Rechtsträger, also beispielsweise der GmbH) 
selbst als Verantwortlicher bezeichnet. Für das Abstellen auf die juristische Person und nicht 
das Unternehmen spricht, dass Unternehmen an sich keine Rechtsfähigkeit besitzen und eine 
Verantwortlichkeitsregelung nur an eine solche anknüpfen kann.10 Das österreichische 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz bezieht sich – wie der Name schon sagt –auf Verbände, 
was auch Gesellschaftsformen erfasst, die den juristischen Personen nach österreichischem 
Recht stark angenähert sind.11 In der folgenden Arbeit wird dennoch der Begriff der 
juristischen Person dem Terminus „Verband“ vorgezogen, weil der Großteil der einschlägigen 
internationalen Rechtsakte sich auf „juristische Personen“ bezieht12 und nicht ausschließlich 
die österreichische Rechtslage Gegenstand der Untersuchung ist. 
1.1.2. Problemstellung und Zielsetzung der Arbeit 
Im Rahmen dieser Arbeit sollen die Regelungen in Bezug auf die Verantwortlichkeit von 
juristischen Personen in einigen ausgewählten EU-Mitgliedsstaaten dahingehend analysiert 
werden, ob sie den internationalen Vorgaben (EU-Rechtsakte, insbesondere das Zweite 
Protokoll zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften, Übereinkommen im Rahmen von Europarat, OECD, UN) entsprechen. 
Dabei wird zum einen geprüft, ob Regelungen, die bereits vor Einführung der internationalen 
Verpflichtungen bestanden haben, diesen noch entsprechen, oder ob Handlungsbedarf des 
nationalen Gesetzgebers besteht. Zum anderen wird analysiert, inwieweit die Regelungen, die 
nach Erfüllung der internationalen Verpflichtungen erlassen wurden - insbesondere auch das 
mit 1.1.2006 in Kraft getretene Verbandsverantwortlichkeitsgesetz in Österreich -, diesen 
gerecht werden oder ob sie sogar über den geforderten Mindeststandard hinausgehen. 
                                                
9 Viele der kriminalpolitischen Argumente, die zur Begründung der Notwendigkeit einer Strafbarkeit juristischer 
Personen angeführt werden, beziehen sich allerdings auf die Eigenschaften von Unternehmen und auch im 
Rahmen der dogmatischen Diskussion wird nicht immer zwischen den Begriffen unterschieden. 
10 Löschnig-Gspandl, Für und Wider zur Bestrafung von Unternehmen – Kritische Würdigung des Entwurfs des 
Justizministeriums, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen, Anforderungen an die kommende 
gesetzliche Regelung aus ArbeitnehmerInnen- und KonsumentInnensicht, Informationen zur Umweltpolitik, Nr 
157 (2003) 70 f. 
11 Zum Adressatenkreis des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes siehe unter Punkt 4.4.2.1. 
12 Insbesondere in den EU-Rechtsakten wird einheitlich auf den Begriff der juristischen Person abgestellt, siehe 
dazu näher unter Punkt 4.4.1. In den englischen Fassungen wird fast durchgängig der Terminus „legal Persons“ 
verwendet. 
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Dabei werden die Regelungen über die Verantwortlichkeit juristischer Personen der einzelnen 
Länder auch untereinander verglichen und somit verschiedene, sehr unterschiedliche 
Lösungsstrategien gegenübergestellt. Ein Rechtsvergleich ist deswegen von Bedeutung, weil 
juristische Personen international agieren und ihre Handlungen für viele Länder – mit 
unterschiedlichen Verantwortlichkeitsregelungen für juristische Personen - Konsequenzen 
haben können;13 Er kann möglicherweise auch zu einer Verbesserung der bereits bestehenden 
Regelungen beitragen.14 Ziel dieser Arbeit ist somit nicht nur eine Bestandsaufnahme, 
eingehende Prüfung und Gegenüberstellung der unterschiedlichen Regelungen in den 
einzelnen EU-Mitgliedstaaten, sondern auch ein Beitrag zu einer besseren Ausgestaltung der 
Regelungen über die Verantwortlichkeit juristischer Personen in der Zukunft. 
1.1.3. Gliederung der Arbeit 
Nach einem kurzen Überblick über die zentralen Themenkreise der Debatte über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen (Punkt 1.2) werden zunächst die 
europäischen Rechtsordnungen, die in die Analyse einbezogen werden, vorgestellt, wobei der 
Schwerpunkt auf einer groben Skizzierung der Entwicklung der 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristischen Personen in den jeweiligen Ländern liegt 
(Punkt 2). Anschließend werden die internationalen Vorgaben, die sich mit der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen beschäftigen, vorgestellt (Punkt 3). Es werden 
einerseits die zahlreichen EU-Rechtsakte (Punkt 3.1), andererseits die relevanten 
internationalen Übereinkommen (Punkt 3.2) und Empfehlungen (Punkt 3.3) näher erläutert. 
Dabei werden die jeweiligen Rechtsakte nicht nur inhaltlich dargestellt, sondern auch ihre 
Zielsetzung, Rechtsgrundlage und Verbindlichkeit behandelt. Im zentralen Teil dieser Arbeit 
(Punkt 4) werden die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit von juristischen Personen in 
den einzelnen Ländern anhand sieben verschiedener Themenkreise analysiert, wobei in einem 
ersten Schritt die internationalen Vorgaben analysiert werden, in einem zweiten Schritt die 
jeweiligen nationalen Regelungen auf ihre Konformität mit diesen überprüft und in einem 
dritten Schritt miteinander verglichen werden. Im letzten Teil der Arbeit (Punkt 5) werden die 
                                                
13 Mays, The criminal liability of corporations and scots law: learning the lessons of anglo-american 
jurisprudence (2000) 4 Edinburgh Law Review 71. 
14 Dannecker, Das Unternehmen als „Good corporate citizen“ – ein Leitbild der europäischen 
Rechtsentwicklung? in Alwart (Hrsg.), Verantwortung und Steuerung von Unternehmen in der Marktwirtschaft 
(1998) 13; Höpfel, Die internationale Dimension des Umweltstrafrechts, in FS Triffterer (1996) 435; Heine sieht 
die Bedeutsamkeit eines Rechtsvergleichs vor allem für jene Länder gegeben, die noch keine konsistente Lösung 
der Verantwortlichkeit juristischer Personen geschaffen haben, Heine, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von 
Unternehmen: internationale Entwicklung - nationale Konsequenzen, ÖJZ 1996, 213. 
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wesentlichen Erkenntnisse der Analyse zusammengefasst und es wird ein Ausblick auf eine 
mögliche Weiterentwicklung der Bestimmungen über die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen gegeben. 
1.2. Die Diskussion über die Strafbarkeit juristischer Personen 
In einem ersten Teil (Punkt 1.2.1) wird die dogmatische Diskussion über die (Un-) 
Möglichkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen in Österreich und in Deutschland 
dargestellt, die in Österreich der Einführung einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
juristischer Personen vorangegangen ist und in Deutschland eine solche bis jetzt verhindert 
hat. In einem zweiten Teil (Punkt 1.2.2) werden die kriminalpolitischen Argumente, die zur 
Förderung der Einführung einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit juristischer Personen 
vorgebracht wurden, erläutert. In einem letzten Teil (Punkt 1.2.3) werden die verschiedenen 
Verantwortlichkeitsmodelle für juristische Personen, die im Rahmen der Diskussion 
entwickelt wurden, vorgestellt. 
1.2.1. Dogmatische und rechtstheoretische Diskussion 
In vielen europäischen Rechtsordnungen hat lange Zeit der Grundsatz gegolten „societas 
delinquere non potest“, nach dem juristische Personen nicht strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden können und neben dem Individualstrafrecht kein Strafrecht 
juristischer Personen existieren kann. Diese Position stützt sich vor allem auf dogmatische 
und rechtstheoretische Argumente,15 die vier verschiedenen Problemkreisen zugeordnet 
werden können:16 Es stellen sich die Fragen, ob juristische Personen handlungsfähig sind, ob 
sie schuldhaft handeln können, ob sie straffähig sind und ob eine Bestrafung juristischer 
Personen überhaupt gerecht ist. Bei den drei ersten Fragen steht für Gegner der Strafbarkeit 
juristischer Personen stets die Überlegung im Hintergrund, dass eine juristische Person stets 
nur für fremdes Verhalten strafbar gemacht werde und dies insbesondere mit dem 
höchstpersönlichen Charakter von Schuld und Strafe nicht zu vereinbaren sei.17 Im Folgenden 
                                                
15 Für eine zusammenfassende Übersicht der verschiedenen Positionen vgl für viele Löschnig-Gspandl, 
Strafrechtliche Haftung juristischer Personen, in Global Business und Justiz, Richterwoche 2000, Schriftenreihe 
des BMJ, Bd 104, 172 ff; Dannecker, Zur Notwendigkeit der Einführung kriminalrechtlicher Sanktionen gegen 
Verbände - Überlegungen zu den Anforderungen und zur Ausgestaltung eines Verbandsstrafrechts GA 2001, 
101. 
16 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit (2003) 94 ff. 
17 Diese Kritik richtet sich in erster Linie gegen Zurechnungsmodelle, bei denen Verhalten und insbesondere 
Schuld von natürlichen Personen der juristischen zugerechnet werden, vgl Schünemann, Criticising the Notion of 
a Genuine Criminal Law Against Legal Entities, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility of Legal 
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werden die Ausführungen auf das österreichische und deutsche Schrifttum beschränkt, da die 
Argumente in vielen europäischen Rechtsordnungen ähnlich sind und diese beiden Länder 
auch in der Analyse behandelt werden.18 
1.2.1.1. Handlungsfähigkeit der juristischen Person 
Da jede strafrechtliche Verantwortlichkeit eine strafrechtlich relevante Handlung voraussetzt, 
führen Gegner einer Strafbarkeit juristischer Personen an, dass eine juristische Person selbst 
keine strafrechtlich relevanten Handlungen setzen könne und stets natürliche Personen 
brauche, die für sie handeln:19 Handeln setze immer auch eine psychische Willensäußerung 
des Handelnden voraus, die laut den Gegnern einer Strafbarkeit nicht von einer juristischen 
Person gebildet und umgesetzt werden könne.20 
 
Eine Minderheit der Befürworter einer Strafbarkeit juristischer Personen geht hingegen davon 
aus, dass eine juristische Person selbst handeln könne, wobei die juristische Person mit der 
Gesamtheit der Mitarbeiter gleichgesetzt wird,21 und wollen darin eine originäre 
Handlungsfähigkeit der juristischen Person begründet sehen. Durch die körperschaftliche 
Struktur ergebe sich eine besondere Form des eigenen Handelns durch einen anderen.22 An 
der These von der originären Handlungsfähigkeit der juristischen Person wird vor allem 
kritisiert, dass eine juristische Person nicht einen Willen und damit auch kein 
willensgesteuertes Verhalten entfalten könne.23 
 
                                                                                                                                                   
and Collective Entities, Max-Planck-Institut Freiburg, Band S 78 (1999) 228; vgl auch Lewisch/Parker, 
Strafbarkeit der juristischen Person? die Unternehmensstrafe in rechtspolitischer und rechtsdogmatischer 
Analyse (2001) 137 und 150 ff: Lewisch äußert auch - aufgrund der in der Literatur vielfach angenommenen 
verfassungsrechtlichen Verankerung des Schuldprinzips und der Judikatur des VfGH - verfassungsrechtliche 
Bedenken gegen eine solche Regelung in Österreich. 
18 In Frankreich hat trotz der jahrhundertlangen Geltung des Grundsatzes „societas delinquere non potest“ vor 
der Einführung der Strafbarkeitsbestimmung für juristische Personen – wahrscheinlich aus pragmatischen 
Gründen – keine dogmatische Diskussion stattgefunden, siehe dazu unter Punk 2.2.3.3 A. Eine ähnliche 
dogmatische Diskussion findet man etwa in Spanien, das aber nicht Gegenstand der Analyse ist, siehe Vadillo 
Ruiz, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen im europäischen Rechtsdenken – aus 
spanischer und rechtsvergleichender Sicht, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine des europäischen 
Wirtschaftsstrafrechts (1994) 299. 
19 Dennoch richten sich zahlreiche Normen an die juristische Person selbst, so Tiedemann, Strafbarkeit von 
juristischen Personen? – Eine rechtsvergleichende Bestandsaufnahme mit Ausblicken für das deutsche Recht, in 
Schoch/Stoll/Tiedemann (Hrsg.), Freiburger Begegnung Dialog mit Richtern des Bundesgerichtshofs (1996) 30. 
20 Vgl die Übersicht bei Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 95. 
21 Für eine Übersicht der verschiedenen vertretenen Begründungen für diese Ansicht, siehe Bauer C., Fragen der 
Verbandsstrafbarkeit 95 ff. 
22 Hirsch, Strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmen, ZStW 107 (1995) 289. 
23 Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz und Unternehmensstrafe (1993) 176. 
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Am häufigsten wird gegen das Argument der fehlenden Handlungsfähigkeit von Befürwortern 
einer Strafbarkeit juristischer Personen eingewandt, dass es gerade in der Natur der 
juristischen Person liege, dass ihr das Handeln ihrer Organe zugerechnet werden müsse, da sie 
anders gar nicht handeln könne.24 Diese Position kann unter dem Schlagwort der 
„akzessorischen Handlungsfähigkeit“ der juristischen Person zusammengefasst werden. Sie 
wird auch durch einen Blick in andere Rechtsbereiche unterstützt: So ist etwa im Zivilrecht 
die bestehende Deliktsfähigkeit der juristischen Person nicht ohne eine Handlungsfähigkeit 
dieser zu begründen. Dabei muss aber beachtet werden, dass Zivil- und Strafrecht 
unterschiedliche Zielsetzungen verfolgen und nicht vom Vorhandensein einer Regelung im 
Zivilrecht auf die Möglichkeit einer solchen im Strafrecht geschlossen werden kann.25 Auch 
im Strafrecht selbst gibt es Konstruktionen, bei denen Zurechnungsakte vorgenommen 
werden: Bei der Rechtsfigur des Mittäters werden diesem ebenfalls Handlungen einer anderen 
Person zugerechnet.26 Völlig systemfremd würde eine Zurechnung menschlichen Verhaltens 
zu einer juristischen Person jedenfalls nicht sein.27 
1.2.1.2. Schuldfähigkeit der juristischen Person 
A. Position der Gegner einer Strafbarkeit juristischer Personen 
Eines der grundlegendsten Prinzipien des österreichischen wie auch des deutschen Strafrechts 
ist das Schuldprinzip, das festlegt, dass eine Strafe nur aufgrund und nach Maßgabe der 
Schuld des Täters verhängt werden darf (§§ 4, 13, 32 StGB). Auch wenn in Bezug auf die 
Definition des Schuldbegriffs unterschiedliche Positionen vertreten werden,28 so ist diesen 
doch gemein, dass Schuld nur vorliegt, wenn man einer Einzelperson das von ihm begangene 
                                                
24 Zu den verschiedenen Positionen vgl Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 100 ff. 
25 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 105. 
26 Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 184. Diese Zurechnung ist aber nicht völlig mit der von menschlichem 
Verhalten zu einer juristischen Person gleichzusetzen, da bei Mittätern etwa auch ein gemeinsamer Vorsatz 
vorliegen muss. 
27 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 106. Auch Schroth geht von einer Handlungsfähigkeit juristischer 
Personen durch Zurechnung der Handlungen natürlicher Personen aus und spricht dabei von einem neuen 
Handlungstypus als Gegenstück zur Individualhandlung, so Schroth, Unternehmen als Normadressaten und 
Sanktionssubjekte (1993) 190. 
28 In Österreich: Nach dem „reduzierten Schuldbegriff“ ergibt sich die Schuld des Täters daraus, dass sein 
Verhalten von dem eines maßgerechten Menschen (d.h. eines mit den rechtlichen geschützten Werten 
verbundenen Menschen) abgewichen ist; Das Verständnis der Schuld als sozial-ethischer Vorwurf sieht die 
Schuld des Täters hingegen deswegen gegeben, weil er sich für das Unrecht entschieden hat, obwohl er die 
Möglichkeit gehabt hätte, sich anders, nämlich für das Recht zu entscheiden, vgl Tipold in Höpfel/Ratz, Wiener 
Kommentar zum Strafgesetzbuch2, § 4 Rz 10 ff. Der Unterschied zwischen den beiden Positionen ergibt sich 
daraus, dass es bei der ersten keine Rolle spielt, ob der konkrete Täter hätte anders handeln können; Dies wird 
vorausgesetzt. Zu den verschiedenen (den österreichischen ähnlichen) Auffassungen in Bezug auf das deutsche 
Recht siehe Roxin Claus, Strafrecht: Allgemeiner Teil I4 (2006) 860 ff. 
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Unrecht aufgrund seiner inneren Haltung höchstpersönlich zum Vorwurf machen kann.29 Das 
Hauptargument der Gegner der Strafbarkeit juristischer Personen ist das Fehlen der 
Schuldfähigkeit dieser: Sie gehen davon aus, dass einer juristischen Person niemals ein 
eigener strafrechtlicher Schuldvorwurf gemacht werden könne, weil dies die Möglichkeit des 
individuellen Andershandels und somit psychische Fähigkeiten voraussetzt, was eben der 
juristischen Person selbst niemals möglich sei30 und ihr immer nur das Verschulden 
natürlicher Personen (der Organe) zugerechnet werde.31 
B. Position der Befürworter einer Strafbarkeit juristischer Personen 
a. Verschuldensunabhängige Bestrafung 
Eine Bestrafung gänzlich ohne das Erfordernis eines Verschuldens wird jedenfalls von einem 
Großteil der Lehre abgelehnt, zum einen weil sie von den betroffenen juristischen Personen 
weniger ernst genommen und eher als ungerecht empfunden würde, zum anderen weil sie in 
Österreich gegen Verfassungsrecht verstoße.32,33 Schünemann spricht sich als einer von 
wenigen für eine verschuldensunabhängige Strafbarkeit von juristischen Personen aus, da er 
die Bedenken der Gegner einer Strafbarkeit gegen eine Anwendbarkeit des Schuldprinzips auf 
juristische Personen teilt.34 Bei der gegen juristische Personen zu verhängenden Sanktion soll 
es sich um eine Notstandsmaßnahme handeln, die zum Einsatz kommt, weil nur auf diese 
Weise gegen eine kriminelle Verbandsattitüde vorgegangen und eine entsprechende 
Präventionswirkung erreicht werden könne.35 Die Sanktionierung der juristischen Personen 
werde, auch wenn es sich dabei nicht um eine Strafe im klassischen Sinn handelt, eine 
präventive Wirkung entfalten und die juristischen Personen zur Verbesserung ihrer internen 
Kontrollen veranlassen.36 
 
                                                
29 Moos, Die Strafbarkeit von juristischen Personen und der Schuldgrundsatz, RZ 2004, 98. 
30 Moos, in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer (Hrsg.), Salzburger Kommentar zum Strafgesetzbuch, § 4 Rz 37. 
31 Für eine Übersicht über die Argumentation siehe Schünemann, Die Strafbarkeit der juristischen Person aus 
deutscher und europäischer Sicht, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 282 ff. 
32 In der Literatur wird vielfach angenommen, dass das Schuldprinzip verfassungsrechtlich verankert ist. Zu den 
einzelnen Argumenten vlg die Übersicht in Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 108 f. 
33 Allerdings gibt es auch im österreichischen Individualstrafrecht eine Reaktionsform, die vorbeugende 
Maßnahme, die nicht auf dem Verschulden des Täters, sonders auf dessen Gefährlichkeit aufbaut, so Burgstaller, 
Aktuelle Wandlungen im Grundverständnis des Strafrechts, JBl 1996, 365. Für die Verhängung einer 
vorbeugenden Maßnahme braucht es eine Gefährlichkeitsprognose und eine Anlasstat, sie beinhaltet keinen 
Tadel gegenüber dem Betroffenen, vgl Fuchs, Strafrecht6 18. 
34 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 285. Auch die Ansicht von 
Schünemann war heftiger Kritik ausgesetzt, etwa weil eine Sanktion ohne Schulderfordernis als Fremdkörper im 
Strafrecht gesehen wurde, so Hirsch, ZStW 107 (1995) 292. 
35 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 286 ff. 
36 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 287. 
9 
b. Zurechnung der Schuld von Einzelpersonen 
Zur Begründung einer Schuldfähigkeit werden, ähnlich wie zur Begründung der 
Handlungsfähigkeit, von den Befürwortern einer Strafbarkeit juristischer Personen 
verschiedene Ansätze vertreten:37 Es wird wiederum ein Zurechnungsmodell vertreten, bei 
dem der juristischen Person das Verschulden einzelner Personen als ihr eigenes zugerechnet 
wird.38 Dieser Position wird in Bezug auf kleinere juristische Personen mit übersichtlichen 
Organisationsstrukturen sogar von Verfechtern der Theorie eines originären Verschuldens 
juristischer Personen eine Funktionsfähigkeit eingeräumt;39 Sobald es sich aber um größere, 
komplexer strukturierte und organisierte juristische Personen handle, könne mit diesem 
Modell nicht mehr viel angefangen werden, weil ohne ein strafbares Verhalten einer 
natürlichen Person auch keine Bestrafung einer juristischen vorgenommen werden könne.40 
c. Originäres Verschulden der juristischen Person 
Die zweite von den Befürwortern einer Strafbarkeit juristischer Personen vertretene 
Argumentation stellt – ähnlich wie auch in Bezug auf die Handlungsfähigkeit – auf ein 
originäres Verschulden der juristischen Person ab. Dabei gibt es im deutschen Schrifttum 
verschiedene Ansätze, die alle auf die Begründung eines originären Verschuldens der 
juristischen Person hinauslaufen.41 Tiedemann will den traditionellen Schuldbegriff, der auf 
ein persönliches sittliches Fehlverhalten gestützt ist, durch einen an sozialen und rechtlichen 
Kategorien orientierten Schuldbegriff ersetzen.42 Eine solche Verantwortlichkeit könne 
nach Tiedemann auch eine juristische Person treffen, und zwar dann, wenn dieser ein 
Organisationsverschulden vorgeworfen werden könne: Wegen der fehlerhaften 
Organisation oder fehlenden Kontrolle könne die juristische Person für die Straftaten ihrer 
Mitarbeiter verantwortlich gemacht werden. Anknüpfungspunkt sei somit nicht nur die 
eigentliche Straftat, sondern vor allem auch das Außerachtlassen entsprechender 
Vorkehrungen, um eine solche zu verhindern.43,44 
                                                
37 Diese führen zu den verschiedenen Modellen der Verantwortlichkeit juristischer Personen, die unter Punkt 
1.2.3.1 näher beschrieben werden. 
38 So etwa Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 186. 
39 Heine, Europäische Entwicklungen bei der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von Wirtschaftsunternehmen 
und deren Führungskräften, ZStR (119) 2001, 35. 
40 Zur Frage, ob in größeren, komplexeren Unternehmen wirklich schwerer die Täterschaft und das Verschulden 
einzelner Personen festzustellen und nachzuweisen ist, siehe unter Punkt 1.2.2.3 A und B. 
41 Für eine knappe Übersicht und kritische Würdigung siehe Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 117 ff. 
42 Tiedemann, NJW 1988, 1172. 
43 Tiedemann, NJW 1988, 1172 f. 
44 Ein ähnliches Modell wird von Otto vertreten, der die Verantwortlichkeit einer juristischen Person dann 
gegeben sehen will, wenn bei pflichtgemäßem Organhandeln, Organisation und Kontrolle eine 
Rechtsgutgefährdung vermieden worden wäre, vgl Otto, Die Strafbarkeit von Unternehmen und Verbänden 
(1993) 29 f. 
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Von anderen Autoren werden ähnliche Argumente vorgebracht: So weist insbesondere auch 
Müller darauf hin, dass die juristische Person durch die fehlende Kontrolle und die Verletzung 
ihrer Sorgfaltspflichten zur Begehung der Tat beitrage, weil dem Täter das Begehen der 
Straftat erleichtert werde (wenn er nicht gar dazu ermutigt werde).45 Deruyck geht in seinen 
Überlegungen noch ein wenig weiter als Tiedemann und Müller, da er nicht auf ein 
Organisationsverschulden der verantwortlichen Personen abstellt, sondern von einer 
Aufsichtpflichtverletzung durch die juristische Person selbst ausgeht. Diese habe eine 
Wirkungssphäre, in der sie selbst Einfluss auf die Mitarbeiter ausüben könne und müsse.46 
Auch Hirsch spricht sich dafür aus, dass ein Verschulden der juristische Person, die die Tat 
hätte vermeiden können, vorliegen müsse; Damit auf ein Verschulden des Individualtäters zu 
verzichten, hält er aber nicht für möglich.47 Ehrhardt vertritt die ähnliche Ansicht, dass sich in 
der Begehung einer Straftat durch ein Individuum jedenfalls auch ein Versäumnis der 
juristischen Person manifestiere.48 Heine hat das ausführlichste Modell zur Begründung eines 
originären Verschuldens ausgearbeitet, wobei er nicht den Schuldbegriff des 
Individualstrafrechts übernehmen will, sondern von einem eigenen Schuldbegriff der 
juristischen Personen im Sinne einer Betriebsführungsschuld ausgeht.49 Heines Modell wird 
unter Punkt 1.2.3.1 B näher vorgestellt. 
 
Die Frage, ob die juristische Person einer Bestrafung entgehen kann, indem sie nachweist, 
dass sie ihre (Aufsichts-) Pflichten erfüllt hat, wird von den einzelnen Autoren unterschiedlich 
beantwortet, obwohl die Bestrafung einer juristischen Person für ein 
Organisationsverschulden und die gleichzeitige Ablehnung der Möglichkeit, sich durch den 
Nachweis einer ordnungsgemäßen Organisation von der Verantwortlichkeit zu befreien, einen 
Widerspruch darstellt.50,51 An allen Varianten der originären Schuldfähigkeit von juristischen 
                                                
45 Müller, Die Stellung der juristischen Person im Ordnungswidrigkeitenrecht (1985) 23. 
46 Deruyck, Probleme der Verfolgung und Ahndung von Verbandskriminalität im deutschen und belgischen 
Recht, ZStW 103 (1991) 727 f. 
47 Hirsch, ZStW 107 (1995) 314. 
48 Selbst wenn die juristische Person Kontrollmechanismen zur Prävention von Straftaten eingerichtet habe, 
seien diese nicht ausreichend gewesen, wenn eine solche dennoch begangen wird und daraus ergebe sich ein 
Vorwurf gegen die juristische Person, so Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 194 f. 
49 Das Strafrecht juristischer Personen könne aus diesem Grund als zweite Spur neben dem Individualstrafrecht 
bestehen und die Zurechnungskriterien des Individualstrafrechts angepasst und auf dieses übertragen werden, so 
Heine, ÖJZ 2000, 880. Das ergebe sich daraus, dass natürliche und juristische Personen nicht gleich behandelt 
und nicht die gleichen Kriterien auf sie angewendet werden könnten, weil sie eben nicht gleich seien, siehe 
Heine, ÖJZ 1996, 216. 
50 Bauer W., Mehrere Bußen gegen die Juristische Person bei Beteiligung mehrerer Organmitglieder an einer 
Kartellordnungswidrigkeit? wistra 1992, 49. 
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Personen wird jedoch kritisiert, dass sie genauso wie das oben beschriebene 
Zurechnungsmodell stets auf die Zurechnung menschlichen Verhaltens (in diesem Fall die 
Organisations- oder Kontrollfehler von Personen der Leitungsebene) hinauslaufen würden.52 
Die Kritik von Moos beinhaltet hingegen nicht nur den Vorwurf der Zurechnung fremden 
Verhaltens, sondern wendet sich dagegen, das Verhalten der juristischen Person als schuldhaft 
zu bezeichnen: Er bringt gegen die Theorien der originären Schuldfähigkeit vor, dass die 
juristische Person eben keinen eigenen Willen bilden könne und es sich somit auch bei der 
Betriebsführungsschuld immer nur um ein objektives Fehlverhalten handle, das 
unzulässigerweise zu einem subjektiven erhoben werde.53 Er geht aus diesem Grund davon 
aus, dass es sich bei der „Schuld“ juristischer Personen in Wirklichkeit um eine objektive 
Erfolgshaftung handle, wo die Verantwortlichkeit an das Vorliegen objektiver Kriterien ohne 
Schulderfordernis geknüpft werde (etwa Organisations- und Kontrollmängel), so dass wegen 
diesen keine Strafen verhängt werden könnten.54 
1.2.1.3. Straffähigkeit der juristischen Person 
Umstritten ist neben der Handlungs- und Schuldfähigkeit auch die Straffähigkeit von 
juristischen Personen. Von Gegnern einer Strafbarkeit juristischer Personen wird unter 
anderem angeführt, dass eine Bestrafung dieser mit dem bestehenden Strafrechtssystem nicht 
zu bewerkstelligen sei. Dieses Argument ist insofern nicht haltbar, als entsprechend hohe 
Geldstrafen sogar besonders gut für die Bestrafung von juristischen Personen eingesetzt 
werden können und es dem Gesetzgeber frei steht, die bestehenden Sanktionen zu erweitern 
oder zu ergänzen.55 
A. Die Strafe als Übel 
Eine Straffähigkeit von juristischen Personen wird auch mit dem Hinweis darauf verneint, 
dass die Strafe ihrem Wesen nach nicht auf solche anwendbar sei. Das Wesen der Strafe 
                                                                                                                                                   
51 Es sei denn man nimmt an, dass bei Begehung einer Straftat jedenfalls ein Organisationsverschulden vorliegen 
muss. Dies würde im Ergebnis allerdings auf eine verschuldensunabhängige, absolute Verantwortlichkeit 
hinauslaufen. 
52 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 284 f. 
53 Moos, in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer (Hrsg.), StGB, § 4 Rz 46 und 53. Würde die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen im Strafrecht geregelt werden, würde dies den Schuldbegriff aushöhlen und ihm seiner 
subjektiven (Schuld wegen der inneren Haltung) und individuellen (Bestrafung nur für eigene Schuld) 
Komponente berauben. Ein Zurechnungsmodell ist für Moos wegen des höchstpersönlichen Charakters der 
Schuld jedenfalls ausgeschlossen. 
54 Moos, in Triffterer/Rosbaud/Hinterhofer (Hrsg.), StGB, § 4 Rz 48 f. Er plädiert deswegen für eine Regelung 
der Verantwortlichkeit juristischer Personen als „dritte Spur“ neben den Strafen und den vorbeugenden 
Maßnahmen. Vgl dazu auch Moos, RZ 2004, 98 ff. 
55 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 139. 
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bestehe unter anderem auch darin, dass das zugefügte Übel vom Bestraften auch als solches 
empfunden werde, damit Sühne und Genugtuung für die Straftat erlangt würden. Eine 
juristische Person sei anders als eine natürliche nicht in der Lage dieses Übel auch als solches 
zu empfinden.56 
 
Befürworter einer Strafbarkeit juristischer Personen gehen zwar ebenso davon aus, dass die 
juristische Person selbst das zugefügte Übel nicht empfinden könne, weisen aber gleichzeitig 
darauf hin, dass die Strafe „mittelbar“ durch die betroffenen natürlichen Personen 
(Gesellschafter, Organe etc) sehr wohl als Übel empfunden werde.57 Es wird außerdem darauf 
verwiesen, dass nur der vom Gesetzgeber verfolgte Zweck darüber entscheide, ob es sich 
bei einer verhängten Maßnahme um eine Strafe handelt und dies nicht vom subjektiven 
Empfinden des Betroffenen abhängen könne.58 Diese Überlegung hängt eng mit dem 
Gedanken zusammen, dass Sühne für eine Straftat nicht erzwungen werden könne, 
sondern immer von der Bereitschaft des Betroffenen zur Einsicht abhänge. Eine solche könne 
somit nicht zum Charakteristikum der Strafe gemacht werden, da in diesem Fall niemals 
Strafen über skrupellose Täter verhängt werden könnten.59 
B. Die Strafe als sozialethischer Vorwurf 
Die Diskussion über die Straffähigkeit juristischer Personen hat sich allerdings langsam von 
der Frage, ob eine Bestrafung deswegen unmöglich ist, weil die juristische Person die Strafe 
nicht als Übel empfinden kann, zu der Frage, ob der juristischen Person überhaupt ein 
vergleichbarer sozialethischer Vorwurf wie einer natürlichen Person gemacht werden kann, 
verschoben.60 Ein solcher Vorwurf könne laut den Gegnern einer Strafbarkeit juristischer 
Personen nur jemanden gemacht werden, der einen eigenen Willen habe, somit anders hätte 
handeln können, sowie durch die Strafe zur Einsicht über sein falsches Verhalten angehalten 
werden könne.61 Diese Argumente sind mit denen, die in Bezug auf eine fehlende 
Schuldfähigkeit von juristischen Personen vorgebracht werden und die sich auf das 
                                                
56 Korte, Juristische Person und strafrechtliche Verantwortung (1991) 44. 
57 Hirsch, ZStW 107 (1995) 296. 
58 Seiler, Strafrechtliche Maßnahmen als Unrechtsfolgen gegen Personenverbände (1967) 84. 
59 Seiler, Strafrechtliche Maßnahmen 84, Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen im deutschen Recht 
und in ausländischen Rechtsordnungen (1984) 200. 
60 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 141. 
61 Schmitt, Strafrechtliche Maßnahmen gegen Verbände (1958) 196. 
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traditionelle Verständnis von Schuld stützen, vergleichbar und werden auf ähnliche Weise 
von den Befürwortern der Strafbarkeit zurückgewiesen.62 
C. Zwecke der Strafverfolgung 
Eine weitere Argumentationslinie zur Begründung der mangelnden Straffähigkeit juristischer 
Personen stützt sich auf die durch das Strafrecht verfolgten Zwecke. Darunter werden im 
Allgemeinen die General- und Spezialprävention, teilweise auch die Vergeltung verstanden.63 
Bei der Untersuchung, ob die genannten Strafzwecke bei einer juristischen Person ebenso wie 
bei einer natürlichen Person erreicht werden können, muss darauf Bedacht genommen 
werden, dass auf eine juristische Person niemals selbst, sondern immer nur über die 
beteiligten Menschen Einfluss genommen werden kann, und somit die Strafzwecke nur auf 
diesem Weg verwirklicht werden können.64 
Bei der Generalprävention geht es darum, durch die Strafdrohung und die Bestrafung von 
Straftaten die Rechtstreue der Allgemeinheit zu bestärken. Es gibt keinen Grund, warum die 
generalpräventive Wirkung bei juristischen Personen im Gegensatz zu natürlichen Personen 
nicht gegeben sein könnte, da diese die Möglichkeit einer Bestrafung, insbesondere wenn es 
sich dabei um erhebliche wirtschaftliche Einbußen handelt, ebenso abschrecken könnte.65 Die 
Spezialprävention besteht darin, dass der Täter vor der Begehung weiterer Straftaten 
abgeschreckt und durch den Vollzug der Strafe gebessert werden soll, so dass er danach keine 
Straftaten mehr begeht.66 Bauer vertritt den Standpunkt, dass eine Bestrafung von juristischen 
Personen auf diese ebenso wie auf natürliche Personen eine abschreckende Wirkung ausüben 
und eine Besserungsfunktion einnehmen könne. In der Tat ist es wahrscheinlich, dass nach 
der Bestrafung einer juristischen Person von den Verantwortlichen Maßnahmen ergriffen 
                                                
62 Siehe dazu gleich oben unter Punkt 1.2.1.2  zur Diskussion über die Schuldfähigkeit von juristischen 
Personen. 
63 Fuchs, Strafrecht6 11 ff: Vergeltung wird mehrheitlich nicht mehr als Strafzweck anerkannt, ebenso etwa 
Bertel, Die strafrechtliche Haftung der juristischen Personen, in Entwicklungslinien im Straf- und 
Strafprozessrecht, Richterwoche 1996, Schriftenreihe des BMJ, Bd 82, 217. 
64 Bertel schließt aus der Tatsache, dass eine juristische Person niemals selbst beeinflusst werden kann, sondern 
nur die beteiligten natürliche Personen, dass eine Strafbarkeit juristischer Personen unnötig sei, weil natürliche 
Personen besser durch das Individualstrafrecht beeinflusst werden könnten. Eine Unternehmensstrafe brauche es 
nur dort, wo nur eine Geldstrafe verhängt oder ein Täter nicht gefunden werden könne, so Bertel, Die 
strafrechtliche Haftung, in Entwicklungslinien 224. 
65 Busch, Grundfragen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der Verbände (1933) 123; Hirsch, ZStW 107 
(1995) 295; Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 143; Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von 
Unternehmen, Strafrechtliche Probleme der Gegenwart 31 (2003), Schriftenreihe des BMJ, Bd 114, 253: Dies 
ergibt sich unter anderem auch daraus, dass eine sanktionierte juristische Person wohl auch ihr „Image“ 
reparieren muss. 
66 Fuchs, Strafrecht6 11: Im Vordergrund steht heute die Resozialisierung des Täters, versagen aber 
Abschreckung und Resozialisierung, so soll die Gesellschaft vor gefährlichen Tätern (durch ihre Abschließung) 
geschützt werden. 
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werden, um eine Begehung weiterer Straftat zu verhindern.67 Hilf geht sogar davon aus, dass 
eine strafrechtliche Regelung der Verantwortlichkeit juristischer Personen notwendig sei, da 
nur auf diese Weise eine Stigmatisierung der juristischen Person und damit eine präventive 
Wirkung erreicht werden könne.68 Auch der Schutz der Gesellschaft könne bei juristischen 
Personen durch den Einsatz besonderer Sanktionen (Betriebsauflösung, Verbot bestimmter 
Tätigkeiten etc) erreicht werden.69 In Bezug auf den Strafrechtszweck der Vergeltung, mit 
dem ein Ausgleich für das zugefügte Übel erreicht werden soll, wird von Gegnern der 
Strafbarkeit juristischer Personen wiederum ungerechtfertigterweise auf das fehlende 
Empfinden der juristischen Person, die die Strafe nicht als Übel empfinden könne, 
verwiesen.70 
1.2.1.4. Gerechtigkeit der Bestrafung juristischer Personen 
A. Mitbestrafung Unschuldiger 
Die Gegner einer Strafbarkeit juristischer Personen führen oftmals an, dass eine solche 
jedenfalls ungerecht sei, weil durch eine Bestrafung auch eine Reihe unschuldiger Personen 
(insbesondere Gesellschafter, aber auch Mitarbeiter) betroffen seien.71 Zuerst muss festgestellt 
werden, dass eine Bestrafung von unschuldigen Personen durch die Bestrafung einer 
juristischen Person jedenfalls nicht gegeben ist, wie es teilweise in einer noch weitergehenden 
Argumentation vertreten wird:72 Die Strafe wird gegen den Täter, die juristische Person, und 
nicht die dahinter stehenden Personen verhängt; Diese werden weder angeklagt, noch 
verurteilt und sind von der Bestrafung höchstens mitbetroffen.73 
Dass die Bestrafung von juristischen Personen ungerecht ist, weil sie auch eine Auswirkung 
auf unbeteiligte Personen hat, ist deswegen zu verneinen, weil es sich bei der Begehung 
einer Straftat und der möglichen Bestrafung dafür um ein normales Risiko handelt, das mit 
                                                
67 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 144 f: Unter Besserung wird bei juristischen Personen nicht eine 
Änderung der persönlichen Einstellung verstanden, sondern das Einführen von Gegensteuerungsmaßnahmen, um 
weitere Straftaten zu vermeiden; So auch Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 204 f. 
68 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe und ausgewählte Fragen des materiellrechtlichen Teils, in Landesgruppe 
Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von 
Verbänden (2005) 58. 
69 Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen 199; Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 205. 
70 Zu diesem Argument und den dazu angeführten Gegenansichten siehe gleich oben unter Punkt A. 
71 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 279 f.: Als Beispiel werden 
Aktionäre einer Aktiengesellschaft angeführt, die eine Kürzung der Dividende befürchten müssen, wenn eine 
Geldstrafe gezahlt werden muss, gleichzeitig aber kaum die Möglichkeit besitzen, Normverletzungen durch 
Mitarbeiter des Unternehmens zu verhindern. 
72 Schmitt, Strafrechtliche Maßnahmen 197. 
73 Pohl-Sichtermann, Geldbuße gegen Verbände (1974) 10; Lütolf, Strafbarkeit der juristischen Person (1997) 
181; Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen 204. 
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der Beteiligung an einer juristischen Person verbunden ist:74 So wie dem Gesellschafter 
Vorteile (Gewinne) aus der Tätigkeit der juristischen Person erwachsen, so hat er auch 
entsprechende Nachteile (Verluste, Schadenersatzzahlungen etc) zu tragen. Diese können 
nicht nur dadurch entstehen, dass sich das Leitungsorgan Fehler bei der 
Unternehmensführung leistet, sondern auch dadurch, dass Straftaten im Rahmen der 
juristischen Person begangen werden. Nicht zu vernachlässigen ist auch der Umstand, dass 
Gesellschafter durch die Begehung von Straftaten sogar Vorteile erzielen können, etwa wenn 
diese zu höheren Gewinnen (und damit meist auch zu höheren Dividenden) führen.75 In 
ähnlicher Weise sind die Auswirkungen der Bestrafung einer juristischen Person auf 
Mitarbeiter, die sich beispielsweise in Gehaltskürzungen niederschlagen könnten, zu 
beurteilen. Es kann außerdem im Individualstrafrecht ebenso der Fall sein, dass unbeteiligte 
Personen durch die Bestrafung eines Einzelnen Nachteile erleiden.76 Im Normalfall sollten 
wirklich gravierende Auswirkungen der Bestrafung auf Gesellschafter und Mitarbeiter jedoch 
gar nicht auftreten, da die Gerichte bei der Auswahl der Sanktion die Möglichkeit haben, 
solche zu vermeiden.77 
B. Ne bis in idem (Verbot der Doppelverfolgung und -bestrafung) 
Teilweise wird auch damit gegen eine Strafbarkeit juristischer Personen argumentiert, dass 
die Bestrafung der juristischen Person eine weitere Bestrafung der delinquenten natürlichen 
Person (etwa des Gesellschafter-Geschäftsführers) bedeute78 und deswegen ein Verstoß gegen 
den Grundsatz „ne bis in idem“79 vorliege. Diese Sichtweise beruht, wie Hirsch zutreffend 
anführt, auf einer fehlenden Differenzierung zwischen der Individualperson und der 
juristischen Person.80 Die Verantwortlichkeit einer natürlichen ist nicht mit der der 
juristischen Person gleichzusetzen, denn den beiden wird ein unterschiedlicher Vorwurf 
gemacht. Die Bestrafung der juristischen Person trifft den Täter nicht anders als die anderen 
Mitarbeiter der juristischen Person.81  
                                                
74 Hirsch, ZStW 107 (1995) 297. 
75 Lütolf, Strafbarkeit 182. 
76 Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen 204 f; Müller, Die Stellung der juristischen Person 27. 
77 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 152. 
78 Es wird ganz überwiegend davon ausgegangen und auch in den internationalen Rechtsakten ausdrücklich 
statuiert, dass die Verantwortlichkeit juristischer Personen neben der Bestrafung natürlicher Personen bestehen 
soll. Siehe dazu auch insbesondere unter Punkt 4.8. 
79 Dabei handelt es sich um das Verbot der Doppelverfolgung und -bestrafung, das in Art 4 des 7. 
Zusatzprotokolls zur Menschenrechtskonvention statuiert wird und damit in Österreich im Verfassungsrang 
steht. 
80 Hirsch, ZStW 107 (1995) 297. 
81 Hirsch, ZStW 107 (1995) 298. 
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1.2.1.5. Zusammenfassung 
Einigkeit über die dogmatische Zulässigkeit einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit von 
juristischen Personen ist weder in Österreich noch in Deutschland erzielt worden, auch wenn 
sich die Diskussion darüber in den letzten Jahren intensiviert hat. Die Tatsache, dass die 
juristische Person nur durch natürliche Personen handeln kann, wird als grundlegendes 
Hindernis für die Zulässigkeit ihrer Strafbarkeit gesehen. Eine dominierende Rolle spielt 
dabei insbesondere die Frage, ob und wie eine juristische Person Schuld haben kann. Das 
Anschwellen der internationalen Rechtsakte, die sich mit der Verantwortlichkeit juristischer 
Personen beschäftigen, hat aber in Österreich – wie in einigen anderen Ländern auch - trotz 
der dogmatischen Bedenken zur Einführung einer strafrechtlichen Lösung geführt. Dabei wird 
meist versucht, diese Entscheidung durch den Hinweis auf ihre kriminalpolitische 
Notwendigkeit zu untermauern. 
1.2.2. Kriminalpolitische Argumente für die Einführung einer 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit juristischer Personen 
Mit der Frage, ob und wie juristische Personen zur Verantwortung gezogen werden sollen, 
haben sich Juristen in den kontinentaleuropäischen Ländern, in denen lange Zeit keine 
entsprechenden Regelungen existiert haben, mit großer Regelmäßigkeit beschäftigt.82 
Während etwa in Deutschland seit den 1950er Jahren neben der Debatte über die dogmatische 
Zulässigkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen eine intensive Diskussion über die 
Notwendigkeit einer solchen Regelung geführt wird,83 hat sich eine solche in Österreich erst 
in den letzten Jahren im Zuge des Aufkommens internationaler Verpflichtungen entwickelt. 
Im Folgenden wird eine Übersicht über die kriminalpolitischen Argumente, die in diesem 
Zusammenhang angeführt werden, gegeben, sowie die von Kritikern einer Strafbarkeit 




                                                
82 So etwa in Bezug auf das französische Recht bereits vor über hundert Jahren Mestre, Les personnes morales et 
le problème de leur responsabilité pénale (1899). 
83 Vgl zur Diskussion in Deutschland seit den 1950er Jahren für viele Hirsch, ZStW 107 (1995) 285. 
84 Viele der vorgebrachten Argumente beziehen sich auf die Eigenschaften von Unternehmen; Dies ändert 
jedoch nichts an der Tatsache, dass eine Strafbarkeitsregelung für die juristische Person als Rechtsträger des 
Unternehmens vorgesehen wird, siehe dazu unter Punkt 1.1.1. 
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1.2.2.1. Umfassende Rechtsfähigkeit von juristischen Personen 
Als Begründung für die praktische Notwendigkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen 
wird oftmals angeführt, dass ihnen in allen Rechtsbereichen Pflichten und insbesondere 
Rechte, sogar der Schutz ihrer Ehre, zuerkannt werden:85 So können juristische Personen 
Vertragspartner sein, unter bestimmten Voraussetzungen können sie schadenersatzpflichtig 
werden und sie sind Träger von Grundrechten. Gleichzeitig würden sie aber im Rahmen des 
Strafrechts besser gestellt, weil sie die ihnen verliehene Rechtstellung missbrauchen könnten, 
aber im Gegensatz zu natürlichen Personen keine Bestrafung zu befürchten hätten.86 Die 
juristischen Personen seien zwar Adressaten der zivil- und verwaltungsrechtlichen 
Vorgaben; Bestraft werden könnten jedoch nur einzelne Mitarbeiter, obwohl die dahinter 
stehende juristische Person oftmals Nutznießer der Tat sei.87 Den juristischen Personen 
kämen somit alle Vorteile ihrer Rechtsfähigkeit zu, von manchen, nämlich den 
strafrechtlichen Nachteilen einer solchen seien sie jedoch ausgenommen.88 Die juristische 
Person sei auch in Bezug auf andere wirtschaftlich Tätige bevorzugt:89 So unterliegt etwa der 
Einzelunternehmer dem „konventionellen“ Strafrecht und kann deswegen neben seinem 
Mitarbeiter bestraft werden. 
1.2.2.2. Praktische Notwendigkeit einer strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit juristischer Personen: Besonderheiten von 
Straftaten im Unternehmen 
A. Ökonomische und politische Stärke von Großunternehmen 
Um die dringende Notwendigkeit einer Strafbarkeitsbestimmung für juristische Personen 
hervorzuheben, werden vor allem die Eigenschaften von (modernen) Unternehmen angeführt, 
die dazu führen würden, dass manchen Straftaten mit dem konventionellen Strafrecht nicht 
mehr adäquat begegnet werden könne:90 So wird postuliert, dass ein großer Teil der 
                                                
85 Zeder, Der Entwurf für ein Bundesgesetz über die strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen – 
Verpflichtungen nach dem EU-Recht und Stand der Umsetzung in Österreich , in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung 
von Unternehmen 23. 
86 Zeder, Der Entwurf, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen 23; Dannecker, GA 2001, 103. 
87 Löschnig-Gspandl, Für und Wider zur Bestrafung von Unternehmen in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von 
Unternehmen 50. 
88 Schon vor der Einführung des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes konnte zumindest eine Abschöpfung der 
Bereicherung auch bei juristischen Personen vorgenommen werden, siehe dazu unter Punkt 2.2.1.1 A. 
89 Zeder, Der Entwurf, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen, 24. 
90 Für eine kurze Übersicht vgl für viele Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der 
Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 25. 
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(Wirtschafts-) Straftaten im Rahmen von (großen) Unternehmen begangen werde,91 so dass 
nur mithilfe einer strafrechtlichen Sanktionierung gegen die ökonomische und 
möglicherweise auch politische Stärke der Großunternehmen angekommen werden 
könne. Gegen diese Ansicht führt Lewisch empirische Daten aus den USA an, die belegen, 
dass der Anteil der Verurteilungen von juristischen Personen an der Zahl der 
Gesamtverurteilungen minimal ist und zu einem überwiegenden Teil Kleinst- und 
Kleinunternehmen verfolgt beziehungsweise verurteilt wurden.92 Aus diesen Daten kann 
jedoch nicht geschlossen werden, dass es nur selten zur Begehung von Straftaten in (großen) 
juristischen Personen kommt, sondern nur, dass diese seltener verfolgt, beziehungsweise 
verurteilt werden. 
B. Ausmaß der Schäden durch Unternehmenskriminalität und 
unzureichende Bestrafung von Einzelpersonen 
Als weiteres Argument wird von den Befürwortern einer Strafbarkeitsregelung oftmals die 
größere Machtfülle von juristischen Personen im Vergleich zu natürlichen Personen 
angeführt, die dazu führe, dass sie mit Begehung desselben Delikts viel größere Schäden 
anrichten könnten als eine natürliche Person: Zu denken wäre etwa an die teilweise 
katastrophalen Folgen von Unfällen im Rahmen eines Betriebs, hinter dem oft eine juristische 
Person steht, oder auch an die klassische Wirtschaftskriminalität (etwa Betrug oder 
Bestechung).93 Durch eine Verurteilung einzelner, oftmals in untergeordneter Stellung tätiger 
Mitarbeiter werde das Strafrecht seiner Aufgabe „schwerste Formen sozialschädlichen 
Verhaltens“ zu verurteilen und zu sanktionieren nicht mehr gerecht.94 Selbst wenn nicht ein 
untergeordneter Mitarbeiter, sondern eine der Leitungspersonen strafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen wird, entstehe nach Ansicht der Befürworter einer Strafbarkeit 
juristischer Personen immer noch der Eindruck, dass die Bestrafung den Falschen oder 
zumindest nur „den Kleinen“ statt das dahinter stehende, mächtige Unternehmen treffe.95 Es 
bestehe in Bezug auf Straftaten im Rahmen eines Unternehmens auch ein entsprechendes 
                                                
91 Löschnig-Gspandl, Für und Wider zur Bestrafung von Unternehmen, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von 
Unternehmen 50; Dannecker, GA 2001, 102. 
92 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 96 ff. 
93 Zeder, Der Entwurf, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen, 24. 
94 Zeder, Der Entwurf, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen, 24. 
95 Löschnig-Gspandl, Für und Wider zur Bestrafung von Unternehmen s, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von 
Unternehmen 51. Löschnig-Gspandl führt zur Untermauerung verschiedene Beispiele aus der jüngeren 
Vergangenheit Österreichs an (z.B. der Fall des „Lombard-Klubs“, bei dem die Bankdirektoren, die verbotene 
Absprachen über Zinsen und Gebühren getätigt hatten, relativ niedrige Geldbußen im Rahmen der Diversion 
zahlten, wobei diese teilweise sogar von der jeweiligen Bank übernommen wurden). 
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Bedürfnis der Gesellschaft, die dahinter stehende juristische Person zur Verantwortung zu 
ziehen.96 
C. Förderung der Begehung von Straftaten im Unternehmen: Kriminelle 
Verbandsattitüde 
Es wird von Befürwortern einer Strafbarkeitsregelung für juristische Personen außerdem 
darauf verwiesen, dass der Einzelne im Rahmen eines Unternehmens eher bereit sei, eine 
Straftat zu begehen.97 Zum einen wird teilweise angeführt, dass Manager eine besondere 
Risikobereitschaft zeigen würden, um Straftaten im Interesse des Unternehmens zu begehen. 
Dagegen lässt sich einwenden, dass Menschen eher zu strafbaren Verhalten bereit sind, wenn 
sie damit ihren eigenen und nicht fremden Interessen dienen, womit man genau zum 
gegenteiligen Ergebnis kommen würde.98 Zum anderen wird damit argumentiert, dass es auch 
dem einzelnen Mitarbeiter leichter falle, eine Straftat zu begehen, wenn er in ein 
Unternehmen eingebunden sei. Das ergebe sich daraus, dass der Einzelne, der im Rahmen 
eines Unternehmens agiere, oftmals nicht mit allen Folgen seines Handelns konfrontiert 
werde:99 So könne es etwa sein, dass derjenige, der gegen Strafvorschriften verstoße, niemals 
mit den Geschädigten in Kontakt komme. Es könne außerdem sein, dass er durch die 
„corporate culture“ des Unternehmens sogar in seinem Verhalten bestärkt werde, entweder 
weil es vom Unternehmen toleriert oder weil ein solches Verhalten geradezu erwartet werde 
(etwa um günstig produzieren zu können). Das könne unter Umständen sogar so weit gehen, 
dass der einzelne Mitarbeiter zu strafbarem Verhalten verpflichtet sei, wenn er seine Stelle 
behalten wolle.100 Auf diese kriminelle „corporate culture“, die auch oft unter dem 
Schlagwort der „kriminellen Verbandsattitüde“ angeführt wird, kann nach Schünemann mit 
dem traditionellen, auf den „bösen Willen“ des Einzelnen abstellenden Strafrecht nicht mehr 
adäquat reagiert werden.101 Lewisch führt in diesem Zusammenhang allerdings zwei 
                                                
96 Busch, Grundfragen 113; Bauer C., Verbandsstrafbarkeit, 69. 
97 Schünemann hebt außerdem hervor, dass die Straftaten im Rahmen vom Unternehmen von sozial angepassten 
Personen begangen würden und das traditionelle Verständnis vom Verbrechen als „Entgleisung eines asozialen 
Individuums“ dafür nicht mehr passend sei, Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles 
(Hrsg.), Bausteine 267. 
98 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 43 ff. Es wird allerdings oftmals so sein, dass durch die 
strafbare Handlung sowohl dem Manager als auch dem Unternehmen gedient ist, etwa wenn dadurch höhere 
Gewinne erzielt werden können, die der Manager für sich verbuchen kann. 
99 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 29. 
100 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 66. 
101 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 270. Ein ähnlicher 
Gedanke wird von Lampe vertreten, der davon ausgeht, dass Unrecht nicht nur individuell begangen werden 
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empirische Untersuchungen an, die die These vom vermuteten Einfluss der kriminellen 
Verbandsattitüde nicht unterstützen.102 
1.2.2.3. Unzulänglichkeiten des Individualstrafrechts bei Straftaten 
im Unternehmen 
A. Beweisschwierigkeiten im Unternehmen 
a. Allgemeine Beweisschwierigkeiten 
Von Befürwortern einer Strafbarkeit juristischer Personen wird unter anderem auch damit 
argumentiert, dass die Komplexität eines Unternehmens dazu genutzt werden könne, 
Vorgänge zu verschleiern, so dass bei Ermittlungen erhebliche Beweisschwierigkeiten 
auftreten könnten.103 Zwar treffen Unternehmen umfangreiche Informationspflichten und sie 
müssen notwendigerweise eine große Zahl an Informationen zur Führung ihrer Geschäfte 
speichern, so dass Ermittlern theoretisch weit mehr Informationen zur Verfügung stehen als 
bei der Verfolgung von Straftaten außerhalb von Unternehmen; Soll aber ein strafrechtlich 
relevantes Verhalten verschleiert werden, sei es für ein Unternehmen ein leichtes, die 
Informationsfülle zu Verwirrung und „Verschwinden lassen“ von Informationen zu 
nützen.104 Lewisch vertritt die entgegengesetzte Position und geht davon aus, dass eine 
Straftat in einem Unternehmen keine größeren Beweisschwierigkeiten aufwerfe als 
„konventionelle“ Straftaten. Das leitet er unter anderem daraus ab, dass der große Kreis an 
Mitwissern, der in einem Unternehmen notwendigerweise bestehe, sogar zu 
Beweiserleichterungen führe und durch die bereits erwähnten Informations-, Buchführungs- 
und Dokumentationspflichten bereits eine Vielzahl von Informationen zur Verfügung 
stehen würden.105 Selbst dort, wo keine Dokumentationspflichten bestünden, komme es 
vielfach zu einer Dokumentation von Betriebsvorgängen, da ansonsten die Übersicht über 
diese Vorgänge verloren gehe und keine Kontrolle des Unternehmens mehr gegeben sei.106 
b. Probleme bei der Identifizierung des Täters 
 Einen Unterfall der oben beschriebenen Beweisschwierigkeiten im Unternehmen stellt die 
Konstellation dar, in der zwar feststeht, dass die Straftat durch einen Mitarbeiter begangen 
                                                                                                                                                   
könne, sondern dass auch ein Systemunrecht existiere, Lampe, Systemunrecht und Unrechtssystem, ZStW 106 
(1994) 731. 
102 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 55 ff. 
103 Das wird unter dem Schlagwort „organisierte individuelle Unverantwortlichkeit“ zusammengefasst, so Heine, 
ÖJZ 1996, 212. 
104 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 272 f. 
105 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 61 f. 
106 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit (2003) 68. 
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wurde, die genaue Identität des Täters allerdings nicht ermittelt werden und somit niemand 
strafrechtlich verurteilt werden kann. Lewisch bestreitet nicht, dass derartige Situationen 
vorkommen können; Er spricht sich jedoch dafür aus, diese unbefriedigende Lücke nicht 
durch eine strafrechtliche Verantwortlichkeit von juristischen Personen, sondern durch andere 
Möglichkeiten der Rechtsgestaltung, wie das bereits bestehende Schadenersatz- und das 
Verwaltungsstrafrecht, zu füllen.107 Dass eine Strafbarkeit juristischer Personen auch so 
ausgestaltet werden könnte, um einen Anreiz zu schaffen, die tatbeteiligten Einzelpersonen 
auszuliefern, überzeugt insofern nicht, als mit der Einführung anderer Instrumente (etwa 
Dokumentationspflichten oder Kronzeugenregelungen) dieses Ziel leichter erreicht werden 
könnte.108 Lewisch geht ganz im Gegenteil davon aus, dass durch eine Strafbarkeit juristischer 
Personen die Wahrscheinlichkeit, den „wahren“ Individualtäter zu verurteilen, reduziert 
werde, weil die Strafbehörden sich damit begnügen könnten, die juristische Person zu 
bestrafen, und auch der Täter versuchen werde, die Verantwortung auf diese abzuwälzen und 
selbst einer Sanktionierung zu entgehen.109 
Das vorgebrachte Argument, dass der Schuldige in manchen Fällen nicht ermittelt werden 
könne, ist in Bezug auf die österreichische Unternehmenslandschaft jedenfalls deswegen 
nicht überzeugend, weil es auf den komplexen Strukturen eines Großunternehmens aufbaut. 
In Österreich beschäftigt ein überwältigender Anteil der Unternehmen nur sehr wenige 
Mitarbeiter, so dass sich ein solches Beweisproblem wahrscheinlich nicht stellen wird.110 
Bauer widerspricht der Validität dieses Arguments auch in Bezug auf Großunternehmen, da 
diese oft selbst eine genaue Struktur, Aufgabenplanung und Arbeitsplatzbeschreibungen 
besitzen würden.111 
B. Arbeitsteiliges Verhalten im Unternehmen 
Eines der am häufigsten vorgebrachten Argumente der Befürworter einer Strafbarkeit 
juristischer Personen ist, dass es aufgrund des arbeitsteiligen Verhaltens in einem 
Unternehmen viel schwieriger sei, eine Straftat einem Einzelnen zuzurechnen und ihn damit 
                                                
107 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 63 ff. Er weist außerdem darauf hin, dass auch 
bestehende strafrechtliche Reaktionsmittel wie die Abschöpfung der Bereicherung wirksam eingesetzt werden 
können. 
108 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 72 f. 
109 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 73 f. 
110 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 67. 
111 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 67 f. 
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dafür zur Verantwortung zu ziehen.112 So könne sich im Rahmen eines Unternehmens die 
Situation ergeben, dass kein Mitarbeiter alle Merkmale einer Straftat auf sich vereine, sondern 
dass die Straftat erst durch das Zusammenwirken vieler Einzelner zustande komme.113 Das 
führe dazu, dass im Ergebnis keine der handelnden Personen individualstrafrechtlich zur 
Verantwortung gezogen werden könne.114 In einem Unternehmen sei es oftmals so, dass es 
nicht um eine einzelne, klar abgrenzbare Handlung, die einen Straftatbestand erfüllt, sondern 
um Fehlleistungen mehrer Personen über einen langen Zeitraum hinweg gehe.115 Auf 
eine solche Konstellation könne mit dem Individualstrafrecht, das anhand vom punktuellen 
Fehlverhalten einzelner Individuen entwickelt wurde, nicht adäquat reagiert werden.116 Eine 
Strafbarkeit juristischer Personen soll somit nicht (nur) Beweisschwierigkeiten verringern, 
sondern eine Verantwortlichkeit juristischer Personen dort schaffen, wo wegen der 
zurechnungshemmenden Wirkung der unternehmensinternen Arbeitsteilung eine Straftat von 
Einzeltätern nicht vorliegt. Lewisch hingegen geht davon aus, dass eine Arbeitsteilung im 
Unternehmen nicht dazu führe, dass die Verantwortung den einzelnen Personen nicht mehr 
zugeordnet werden könne, sondern dass ganz im Gegenteil eine Arbeitsteilung nur dort 
möglich sei, wo klare Zuständigkeiten bestünden.117 
C. Mangelnde präventive Wirkung des Individualstrafrechts bei 
Unternehmenskriminalität 
Eines der größten Probleme von Individualstrafen besteht nach der hier vertretenen 
Auffassung aber darin, dass selbst die Möglichkeit einer Verurteilung von Einzelpersonen bei 
Straftaten im Rahmen von juristischen Personen keine besondere präventive Wirkung 
zeigt:118 Eine verhängte Geldstrafe trifft oft weder den Einzeltäter, weil er sie von der 
                                                
112 Schünemann spricht von einem „Auseinanderfallen von Ausführungstätigkeit, Informationsbesitz und 
Entscheidungsmacht“,  Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann Bernd/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 
271. 
113 Heine bezeichnet das als „strukturelle individuelle Unverantwortlichkeit“, Heine, Plädoyer für ein 
Verbandsstrafrecht als Zweite Spur, in Alwart (Hrsg.), Verantwortung 92. 
114 Das ist etwa im Umweltstrafrecht häufig der Fall, so Meyer, Criminal Responsibilities of Legal and Collective 
Entities: Comments on Developments in Germany, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 130. 
115 Heine, Technischer Fortschritt im Spannungsverhältnis von Unternehmen, Gesellschaft und Staat – Neue 
Herausforderungen für das Recht, in Schulte (Hrsg.), Technische Innovation und Recht Antrieb oder Hemmnis 
(1997) 75. Heine geht davon aus, dass die Einzeltatschuld durch eine Betriebsführungsschuld ersetzt werden 
sollte, Heine, Plädoyer, in Alwart (Hrsg.), Verantwortung 104. 
116 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 267 f. Schünemann spricht 
sich deswegen für eine Strafbarkeit juristischer Personen nur dort aus, wo kein Individualtäter ermittelt werden 
kann, so auch in Schünemann, Strafrechtsdogmatische und kriminalpolitische Grundfragen der 
Unternehmenskriminalität, wistra 1982, 50. 
117 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 79 f. 
118 Volk, Zur Bestrafung von Unternehmen, JZ 1993, 430; Löschnig-Gspandl, Für und Wider zur Bestrafung von 
Unternehmen, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen 51. 
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juristischen Person ersetzt bekommt, noch die juristische Person, weil die Geldstrafe sich an 
der Leistungsfähigkeit des Einzeltäters und nicht ihrer eigenen orientiert.119 Selbst wenn 
Freiheitsstrafen verhängt werden können, lässt sich gegenüber der juristischen Person als 
Gesamtheit keine präventive Wirkung erzielen, da jederzeit die Möglichkeit des Austauschs 
von Mitarbeitern besteht.120 Eine Sanktion der juristischen Person selbst könnte hingegen 
dazu dienen, alle Mitarbeiter und insbesondere auch die Leitungspersonen zu motivieren, eine 
Straftaten billigende oder gar fördernde Unternehmenskultur zu verdrängen.121,122  
1.2.2.4. Zusammenfassung 
Die Notwendigkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen ergibt sich laut Befürwortern 
dieser aus den Merkmalen von Straftaten im Rahmen von Unternehmen und – damit 
zusammenhängend - aus der Tatsache, dass das Individualstrafrecht nur bedingt geeignet ist, 
Straftaten im Rahmen einer juristischen Person zu sanktionieren und damit in diesem Bereich 
eine präventive Wirkung zu entfalten. Das zeigt sich insbesondere auch darin, dass es 
Tendenzen gibt, die Zurechnungskriterien des Individualstrafrechts aufzuweichen, um 
auf diese Weise zu einer Bestrafung zumindest einzelner Personen, insbesondere der 
Geschäftsleitung zu kommen.123 Fraglich ist aber, ob es nicht besser ist, eine Strafbarkeit 
juristischer Personen trotz dogmatischer Bedenken zuzulassen, anstatt das bestehende 
Individualstrafrecht in Missachtung strafrechtlicher Grundsätze auszuweiten.124 
Im engen Zusammenhang mit der Debatte über die Notwendigkeit einer Strafbarkeit 
juristischer Personen steht die Diskussion über die Frage, ob nicht eine 
Verantwortlichkeitsbestimmung in einem anderen Regelungsbereich (etwa im 
Verwaltungsrecht) ausreicht. So ist Lewisch von der Notwendigkeit der Strafbarkeit 
                                                
119 In den Dienstverträgen von leitenden Angestellten wird teilweise ausdrücklich eine Entschädigung für 
Sanktionen wegen Straftaten, die im Rahmen der beruflichen Tätigkeit begangen werden, vereinbart oder es 
werden Risikozuschläge zum Gehalt gewährt, so Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 63. 
120 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 31. 
121 Busch, Grundfragen 113 f; Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), 
Bausteine 278: Nicht nur für die einzelne Person im Unternehmen, sondern auch für dieses, darf sich eine 
Straftat nicht lohnen, so dass eine kriminelle Verbandsattitüde unerwünscht wird. 
122 Jedenfalls dürfte die Drohung einer erheblichen Geldbuße die juristische Person dazu bringen, 
Schwachstellen im Unternehmen zu beseitigen, zur Präventionswirkung siehe Soyer, Neues 
Unternehmensstrafrecht und Präventionsberatung, AnwBl 2005, 11 ff. 
123 So etwa in Deutschland der „Erdal-Lederspray-Fall“ (BGHSt 37, 106), siehe Heine, ÖJZ 1996, 212. Ähnlich 
auch die französische Rechtsprechung zur „Aufsichtspflichtverletzung“ des Unternehmensleiters, siehe dazu 
unter Punkt 4.5.2.3 C b. 
124 Allerdings ist Volk auch davon überzeugt, dass es bei Einführung eines Strafrechts juristischer Personen, in 
das die strafrechtlichen Grundprinzipien in modifizierter Form übernommen werden, zu einer Konvergenz von 
Individual- und Verbandsstrafrecht kommen würde, was dann ebenfalls in einer allgemeinen Abschwächung des 
Schuldprinzips und Aufweichung der Zurechnungskriterien münden könnte, siehe Volk, JZ 1993, 435. 
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juristischer Personen zur effektiven Rechtsdurchsetzung nicht überzeugt, da das Strafrecht als 
„eingriffsintensivstes staatliches Reaktionsmittel“ nur als „ultima ratio“ gedacht sein könne 
und zivil-, sowie verwaltungsrechtliche Regelungen vorzuziehen seien.125 Im Rahmen der 
Analyse des österreichischen Regelungsbereichs werden die Argumente in Bezug auf die 
möglichen Regelungsbereiche unter Punkt 4.2.2.1 A näher behandelt. 
1.2.3. Grundmodelle der Strafbarkeit juristischer Personen 
Die drei Grundmodelle einer Strafbarkeit juristischer Personen, die unter Punkt 1.2.3.1 
vorgestellt werden, hängen eng mit den jeweiligen dogmatischen Argumenten zusammen, die 
von Befürwortern einer solchen Regelung vorgebracht werden, und knüpfen an die 
verschiedenen Konzeptionen des Verschuldens der juristischen Person an.126 Unter Punkt 
1.2.3.2 werden alternative Klassifizierungen von Strafbarkeitsmodellen für juristische 
Personen dargestellt. 
1.2.3.1. Klassifizierung der Modelle nach dem Verschuldenskonzept 
Die Darstellung lehnt sich an Heines Klassifizierung der Grundmodelle strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit an;127 Eine ähnliche Klassifizierung wurde jedoch auch von anderen 
Autoren ausgearbeitet.128 
A. Zurechnungsmodell 
Beim ersten Modell werden der juristischen Person die Straftaten und auch die Schuld 
bestimmter natürlicher Personen (Mitarbeiter, Organe) zugerechnet. Dieses Modell ist die 
Grundlage der klassischen Identifikationstheorie,129 nach der die juristische Person mit den 
Personen identifiziert wird, die für sie verantwortlich tätig werden, und nach der individuelle 
und kollektive Verantwortlichkeit gleichgesetzt werden.130 Die Ausgestaltung dieses Modells 
kann insbesondere in Bezug auf den Personenkreis, dessen Verhalten der juristischen 
Person zugerechnet wird, variieren.131 Oftmals wird aber auch von einer Strafbarkeit 
juristischer Personen für Aufsichtspflichtverletzungen der Leitungspersonen ausgegangen, 
                                                
125 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 111 ff. 
126 Siehe dazu unter Punkt 1.2.1.2 B. 
127 Vgl dazu Heine, ÖJZ 2000, 873 ff; Heine, ÖJZ 1996, 214 ff. 
128 Siehe dazu unter Punkt 1.2.3.2. 
129 Vgl dazu die Rechtslage in England und Wales unter Punkt 4.5.2.4 C. 
130 Heine, ÖJZ 1996, 214. 
131 Unterschiedlich sind auch die Vorgaben in Bezug auf die Voraussetzungen, damit eine Straftat der 
juristischen Person zugerechnet werden kann (z.B. Begehung im Rahmen der Tätigkeit für diese), siehe Heine, 
ÖJZ 2000, 874. 
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bei der die juristische Person auch für die unterlassende Aufsicht der Führungspersonen und 
daraufhin von untergeordneten Mitarbeitern begangene Straftaten verantwortlich wird, so dass 
sich die Unterschiede zwischen den verschiedenen Ausgestaltungen verringern.132 Heine 
kritisiert am Zurechnungsmodell vor allem, dass es bei kleinen, einfach strukturierten 
juristischen Personen noch funktioniere, aber bei großen, komplex organisierten juristischen 
Personen versagen müsse, weil der Verantwortliche nur schwer gefunden werden könne133 
oder weil die Schädigung nicht durch eine einzelne Entscheidung, sondern durch eine 
betriebliche Fehlentwicklung herbeigeführt werde.134,135 Eine solche Regelung führe somit 
auch dazu, dass die Verantwortung von Einzelpersonen ausgebaut werde, nur um zu einer 
Verantwortlichkeit der juristischen Person gelangen zu können.136 
B. Originäre Verantwortlichkeit juristischer Personen 
Das zweite Modell geht von einer originären Verantwortlichkeit juristischer Personen aus: Es 
wird nicht mehr auf individuelles Fehlverhalten, das der juristischen Person zugerechnet wird, 
abgestellt, sondern es wird dieser der Vorwurf eines Organisationsverschuldens gemacht.137 
Damit wird kein Einzeltäter mehr identifiziert, sondern die juristische Person dafür zur 
Verantwortung gezogen, dass Organisationsmängel bestehen und somit die erforderlichen 
Maßnahmen zur Kontrolle der betrieblichen Risiken außer Acht gelassen wurden. Für das 
Modell der originären Verantwortlichkeit hat sich Heine in zahlreichen Publikationen 
ausgesprochen.138,139 Die wichtigsten Problemkreise in Bezug auf dieses Modell stellen die 
Fragen, was unter den Organisationsmängel zu verstehen ist140 und welche Taten die 
Verantwortlichkeit der juristischen Person auslösen sollen, dar.141 Dieses Strafbarkeitsmodell 
soll nach Heine parallel zum Individualstrafrecht bestehen und insofern kein dogmatisches 
                                                
132 Heine, ÖJZ 1996, 214. 
133 Es gibt allerdings auch Ausgestaltungen des Modells, bei denen die verantwortliche Person nicht ermittelt 
werden muss, um eine Verantwortlichkeit der juristischen Person zu begründen, siehe Heine, ÖJZ 2000, 874. 
134 Heine, ÖJZ 1996, 214. 
135 Vgl dazu auch oben die Diskussion über die Schuldfähigkeit von juristischen Personen unter Punkt 1.2.1.2 B 
und die Notwendigkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen unter Punkt 1.2.2.3 B. 
136 Heine, ÖJZ 1996, 214. 
137 Heine, ÖJZ 1996, 215. Das Organisationsverschulden wird meist als fehlerhafte Aufsicht beschrieben, siehe 
Heine, ÖJZ 2000, 875. 
138 Wie eine strafrechtliche Regelung auf Basis eines solchen Modells ausgestaltet sein könnte, skizziert er in 
Heine, Plädoyer, in Alwart (Hrsg.), Verantwortung 103 ff. Eine Musterregelung formuliert er auch in Heine, Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmen: Von individuellem Fehlverhalten zu kollektiven 
Fehlentwicklungen, insbesondere bei Großrisiken (1995) 316 f. 
139 Auch Dannecker hat ein solches Modell vorgeschlagen, das aber auch Elemente des Zurechnungsmodells 
(Anknüpfung an Vorsatz oder Fahrlässigkeit der Leitungspersonen) aufweist, vgl Dannecker, GA 2001, 117 ff. 
140 Ein Ansatz besteht etwa darin, auf bestimmte Merkmale der „Corporate Culture“ abzustellen, so Heine, ÖJZ 
2000, 876. 
141 Heine, ÖJZ 1996, 215. 
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Problem darstellen, als es sich um eine eigene strafrechtliche Spur handeln würde, mit 
eigenen, an juristische Personen angepasste subjektiven Elementen (Vorsatz etc).142 
C. Verschuldensunabhängige Haftung („Strict liability“) 
Ein drittes Modell für die Verantwortlichkeit juristischer Personen, das in manchen Ländern 
bei besonders sensiblen Bereichen (wie z.B. Umweltschutz) eingesetzt wird, basiert auf dem 
verschuldensunabhängigen Veranlassungsprinzip und wird oftmals unter dem Schlagwort 
der „strict liability“ angeführt.143 Im Rahmen dieses Modells wird nicht auf im Unternehmen 
begangene Fehler oder ein wie auch immer geartetes Verschulden abgestellt, sondern die 
juristische Person wird für jeden Verstoß gegen staatliche Vorschriften (etwa Grenzwerte) 
sofort verantwortlich gemacht.144 Ziel dieses Modells ist somit einzig die genaue Beachtung 
der staatlichen Vorgaben durch die davon betroffenen juristischen Personen. Nicht einmal mit 
einer solch absoluten Verantwortlichkeit kann jedoch allen Risiken einer betrieblichen 
Tätigkeit begegnet werden, da sich nicht alle Risiken vorhersehbar sind.145 Eine 
verschuldensunabhängige Haftung ist dort, wo besonders einschneidende Sanktionen 
verhängt werden, jedoch aufgrund des Fehlens eines Verschuldenserfordernisses heftiger 
Kritik ausgesetzt und wird in den Ländern, in denen sie angewendet wurde, immer stärker 
zurückgedrängt.146 
1.2.3.2. Weitere Klassifizierungen von Modellen der Strafbarkeit 
juristischer Personen 
Die von anderen Autoren angeführten Klassifizierungen entsprechen meistens der oben 
beschriebenen: So stellt etwa Hilf in zahlreichen Schriften zwei sehr ähnliche Modelle wie das 
Zurechnungsmodell und das Modell einer originären Verantwortlichkeit juristischer Personen 
unter anderen Bezeichnungen gegenüber.147 Sie unterscheidet dabei zwischen einem 
Verantwortlichkeitsmodell, bei dem die juristische Person für „fremde“ Taten verantwortlich 
gemacht wird, und einem Strafbarkeitsmodell, bei dem es um eine originäre 
Verantwortlichkeit der juristischen Personen geht und die Voraussetzunge für eine solche im 
Mittelpunkt stehen. 
                                                
142 Heine, ÖJZ 1996, 217. Zur Kritik von Moos an dieser Ansicht vgl unter Punkt 1.2.1.2 B c. 
143 Vgl dazu etwa in Bezug auf die englische Rechtslage Ashworth, Principles of Criminal Law3 (1999) 118. 
144 Heine, ÖJZ 1996, 215. 
145 Heine, ÖJZ 1996, 215. 
146 Schünemann, Die Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 274. 
147 Löschnig-Gspandl, Für und Wider zur Bestrafung von Unternehmen, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von 
Unternehmen 68; Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen, 240 f. 
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Alwart hingegen stellt eine völlig andere Klassifizierung von so genannten Haftungsmodellen 
vor, die auf dem Verhältnis zwischen der Bestrafung der natürlichen und der juristischen 
Person beruhen:148 Im wesentlichen unterscheidet er zwischen einem alternativen Modell, bei 
dem entweder nur die Strafbarkeit der juristischen Person oder nur die Strafbarkeit der 
natürlichen Person gegeben ist, und einem disjunktiven Modell, bei dem beide nebeneinander 
bestehen.149 Die zweite Klassifizierung, die Alwart entwickelt, entspricht wiederum dem 
Zurechnungsmodell und dem Modell der originären Verantwortlichkeit.150 
 
Im Laufe der Analyse der einzelnen Rechtsordnungen wird auch auf die Frage eingegangen, 
für welches Modell sich die Länder (tendenziell) entschieden haben.151 
                                                
148 Alwart, Unternehmensethik durch Sanktion? Möglichkeiten und Grenzen des deutschen Straf- und 
Ordnungswidrigkeitenrecht, in Alwart (Hrsg.), Verantwortung 82 f; Alwart, Establishing a Basis for Criminal 
Responsibility of Collective Entities, in Eser /Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 149 ff. 
149 Trotzdem kann dieses Modell im Ergebnis zu einer Bestrafung nur der natürlichen oder nur der juristischen 
Person führen. Es kann außerdem so ausgestaltet sein, dass einer der beiden vorrangig zu bestrafen ist, Alwart, 
Unternehmensethik durch Sanktion? in Alwart (Hrsg.), Verantwortung 82 f. 
150 Alwart, Unternehmensethik durch Sanktion? in Alwart (Hrsg.), Verantwortung 84. 
151 Siehe dazu unter Punkt 4.5.2. 
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2. Die Entwicklung der Verantwortlichkeit juristischer Personen 
in den analysierten Ländern 
2.1. Die in die Analyse einbezogenen Länder: Begründung und Übersicht 
2.1.1. Begründung der Auswahl 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit sollen die Verantwortlichkeitsregelungen für juristische 
Personen in verschiedenen Rechtsordnungen auf ihre Konformität mit den internationalen 
Vorgaben analysiert werden. Da ein Großteil der Rechtsakte im Rahmen der EU erlassen 
wurde, war jedenfalls eine Beschränkung auf EU-Mitgliedsstaaten vorzunehmen. 
Anschließend wurden die Länder nach folgenden Kriterien ausgewählt, was einen Querschnitt 
über die verschiedenen Regelungsmöglichkeiten ermöglichen soll:152 
- Unterschiedliches Alter der Verantwortlichkeitsbestimmungen und 
unterschiedliche Rechtssysteme: Es sollten sowohl Länder erfasst werden, die seit 
langer Zeit oder doch zumindest seit einigen Jahrzehnten eine 
Verantwortlichkeitsregelung für juristische Personen kennen, und solche, die 
Verantwortlichkeitsbestimmungen erst aufgrund der internationalen Vorgaben 
eingeführt haben.153 Da Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen nur 
in den Ländern des angelsächsischen Rechtskreises seit langer Zeit bestehen und diese 
im Gegensatz zu den kontinentaleuropäischen Rechtsordnungen dem „common law“ 
(Richterrecht) verhaftet sind,154 sollte jedenfalls eines dieser Länder in die Analyse 
einbezogen werden. 
- Unterschiedliche Regelungsbereiche und Lösungsansätze: Es sollten nicht nur 
Länder, die eine Strafbarkeit juristischer Personen vorsehen, in die Analyse 
einbezogen werden, sondern auch solche, die eine andere Lösung gewählt haben.155 
Auch innerhalb der Länder mit einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit juristischer 
Personen wurde eine größtmögliche Diversität angestrebt. 
                                                
152 Nicht zuletzt spielten auch sprachliche Erwägungen eine Rolle, da zu manchen Ländern kaum deutsch-, 
englisch- oder französischsprachige Literatur vorliegt, so dass eine fundierte Analyse nicht vorgenommen 
werden konnte. 
153 Darunter fallen der Großteil der EU-Mitgliedsstaaten, siehe dazu unter Punkt 1.1.1. 
154 Siehe dazu unter Punkt 2.2.4.1. 
155 Diese Länder sind in der EU mittlerweile stark in der Minderheit, siehe dazu unter Punkt 1.1.1. 
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Die Einbeziehung osteuropäischer EU-Mitgliedsstaaten in die Analyse wäre von 
besonderem Interesse gewesen, da diese erst seit kurzem den europarechtlichen Vorgaben 
unterliegen und ihre Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen kaum 
Gegenstand internationaler Untersuchungen sind. Da diese Rechtsordnungen nur schwer 
zugänglich sind, wenn man die jeweilige Landessprache nicht beherrscht, wird von einer 
detaillierten Analyse einer solchen Rechtsordnung abgesehen; Unter Punkt 4.9 wird aber 
exemplarisch ein Überblick über die polnischen Verantwortlichkeitsbestimmungen für 
juristische Personen gegeben. 
2.1.2. Übersicht über die ausgewählten Länder 
Es wurden insgesamt vier EU-Mitgliedsstaaten für die Analyse ausgewählt: Österreich 
(Verbandsverantwortlichkeitsgesetz), Deutschland (§§ 30, 130 
Ordnungswidrigkeitengesetz), Frankreich (Art 121-2 Code pénal) und England 
(richterliches Fallrecht). Während in England die Verantwortlichkeit juristischer Personen 
seit langer Zeit existiert, ist sie in Österreich erst vor wenigen Jahren, als Reaktion auf die 
internationalen Verpflichtungen eingeführt worden. In Frankreich und Deutschland existieren 
derartige Regelungen bereits seit über einem Jahrzehnt, so dass diese unter Umständen an die 
internationalen Vorgaben angepasst wurden oder noch werden müssen. Alle Länder mit 
Ausnahme von Deutschland normieren eine strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer 
Personen, die allerdings teilweise sehr unterschiedlich ausgestaltet ist. Im Folgenden wird die 
Entwicklung der Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen in den einzelnen 
Ländern nachgezeichnet. 
2.2. Die Entwicklung der Verantwortlichkeit juristischer Personen in den 
ausgewählten Ländern 
2.2.1.  Das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (VbVG) als vorläufiges 
Ende der Entwicklung in Österreich 
In Österreich wurde lange Zeit die Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen unter 
dem Hinweis auf ihre Unvereinbarkeit mit den Grundprinzipien des Strafrechts abgelehnt;156 
Über eine solche Regelung wurde nicht einmal diskutiert. Erst unter dem Druck 
internationaler Rechtsakte wurden die Verantwortlichkeit von juristischen Personen und die 
                                                
156 Siehe dazu oben unter Punkt 1.2.1. 
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verschiedenen Ausgestaltungsmöglichkeiten ab Ende der 1990er Jahre zunehmend in den 
Mittelpunkt der Diskussion gerückt,157,158 da die vor dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 
bestehende Rechtslage nicht im mindesten geeignet war, die internationalen Vorgaben zu 
erfüllen:159 Die Rechtslage vor Einführung des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes und 
dessen Entstehung sollen im Folgenden vorgestellt werden. 
2.2.1.1. Eine eingeschränkte „Verantwortlichkeit“ juristischer 
Personen vor Einführung des VbVG 
Sehr beschränkte Regelungen über eine „Verantwortlichkeit“ juristischer Personen sind schon 
seit längerem sowohl im Kriminalstrafrecht, als auch im Verwaltungsrecht zu finden.160 
A. Die Abschöpfung der Bereicherung im Allgemeinen Teil des 
Strafgesetzbuches, sowie Einziehung und Verfall 
In § 20 Abs 4 StGB wird vorgesehen, dass auch gegen juristische Personen und 
Personengesellschaften mit der Abschöpfung der Bereicherung vorzugehen ist, wenn diese 
durch die mit Strafe bedrohte Handlung eines anderen oder durch einen für deren Begehung 
zugewendeten Vermögensvorteil unmittelbar und unrechtmäßig bereichert worden sind.161 
Die Abschöpfung der Bereicherung ist von einer Verurteilung unabhängig und kann in einem 
selbstständigen Verfahren ausgesprochen werden.162 Zweck der Abschöpfung der 
Bereicherung ist es, die auf kriminelle Weise erlangten Vermögensvorteile wieder 
                                                
157 So wurde Österreich etwa bei der Evaluierung durch eine OECD-Arbeitsgruppe in Bezug auf die ergriffenen 
Maßnahmen zur Umsetzung des Übereinkommens gegen Bestechung ausländischer Amtsträger für die 
mangelnde Sanktionierung juristischer Personen kritisiert und zur Behebung dieses Mangels gedrängt (Seite 25 
des Berichts). Diese Evaluierung (Austria Phase 1 (Review of Implementation of the Convention and 1997 
Recommendation), 27.06.2000) ist auf der Website www.oecd.org abrufbar. 
158 Vgl Schütz, Bericht über die Veranstaltung der Österreichischen Gesellschaft für Strafrecht und Kriminologie 
vom 19.10.1995 über die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmen: internationale Entwicklung – 
nationale Konsequenzen, ÖJZ 1996, 219 ff; Löschnig-Gspandl, Tagungsbericht über das Symposium vom 10. 
bis 11.11.2000 in Graz über die „strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen“, ÖJZ 2001, 427 f; 
Köck, Bericht über die Tagung „Die strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen“ der 
Österreichischen Gesellschaft für Strafrecht und Kriminologie vom 22.3.2001, ÖJZ 2001, 642 ff; Fabrizy, 
Bericht über das Symposium „Strafrechtliche Verantwortlichkeit von Verbänden“ vom 15.4.2005, NetV2005, 
120 f. 
159 Heine zitiert nach Löschnig-Gspandl, Tagungsbericht über die Fachtagung vom 6.-8.11.1998 in Graz über die 
„strafrechtliche Verantwortlichkeit von juristischen Personen“, ÖJZ 2000, 889. 
160 Es gibt außerdem die Möglichkeit der Verhängung von Geldbußen direkt gegen juristische Personen im 
Rahmen des Kartellrechts (§ 142 KartellG), siehe dazu unter Punkt 4.2.2.1 A c. Kartellrechtliche Delikte sind in 
den relevanten internationalen Rechtsakten allerdings nicht vorgesehen, so dass die vorgesehenen Geldbußen für 
deren Umsetzung keine Rolle spielen. 
161 Unmittelbar ist die Bereicherung dann, wenn sie dem Dritten direkt (ohne Umweg über den Täter) 
zugeflossen ist und unrechtmäßig ist sie dann, wenn der Dritte nicht gutgläubig war, Fuchs/Tipold in 
Höpfel/Ratz, StGB2, § 20 Rz 117 ff und 123. 
162 Fuchs/Tipold  in Höpfel/Ratz, StGB2, § 20 Rz 142 ff. 
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zurückzufordern, da sich Straftaten auf keinen Fall lohnen dürfen.163 Bei der Abschöpfung der 
Bereicherung handelt es sich somit weder um eine Strafe, noch eine vorbeugende Maßnahme, 
sondern um eine eigene Reaktionsform ohne Strafcharakter,164 so dass die Anwendung 
dieser Bestimmung auf juristische Personen nicht als erster Schritt zur Einführung einer 
Strafbarkeit juristischer Personen gesehen werden kann.165 Ebenso wenig kann es sich dabei 
um „wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen“ handeln, die so viele 
internationale Rechtsakte fordern, weil nur das entzogen wird, was durch die Straftat erlangt 
wurde.166 Die Bedeutung der Bereicherungsabschöpfung ist in der Praxis jedenfalls nur 
gering.167 
 
Zu erwähnen sind auch die Bestimmungen des § 20b StGB (Verfall) und § 26 StGB 
(Einziehung), die als Reaktion auf Straftaten auch gegenüber juristischen Personen 
angewendet werden können und die sich auf bestimmte Vermögenswerte oder Gegenstände 
beziehen.168 Nach § 26 StGB können alle im Inland befindlichen Werkzeuge und Produkte 
von mit Strafe bedrohter Handlungen, die aufgrund ihrer besonderen Beschaffenheit die 
Gefahr der Begehung weiterer Straftaten bergen, eingezogen werden,169 auch wenn nicht 
beteiligte (juristische) Personen Rechtsansprüche auf diese haben.170 Verfall und Einziehung 
können auch in einem selbständigen Verfahren ausgesprochen werden.171 Der Verfall enthält 
nicht nur pönale Elemente, sondern auch solche der vorbeugenden Maßnahme;172 Die 
                                                
163 Fuchs/Tipold  in Höpfel/Ratz, StGB2, Vor § 20 Rz 11. Sie ist subsidiär zu anderen rechtlichen Maßnahmen, 
die die Bereicherung beseitigen (§ 20a Abs 1 StGB); Außerdem kann in bestimmten Fällen von ihr abgesehen 
werden (§ 20a Abs 2 StGB). 
164 Fuchs/Tipold  in Höpfel/Ratz, StGB2, Vor § 20 Rz 11 ff, 14 und 19; Löschnig-Gspandl, Strafrechtliche 
Haftung, in Global Business und Justiz, 187. 
165 So Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 44, die auch die verschiedenen Meinungen in Bezug auf die 
Rechtsnatur der Abschöpfung der Bereicherung darstellt. 
166 RV 994 BlgNR 22. GP 7 f. (Allgemeiner Teil, C.1.). Ähnlich auch die Beurteilung in Löschnig-Gspandl, 
Strafrechtliche Haftung, in Global Business und Justiz, 187. Zu den internationalen Vorgaben in Bezug auf die 
einzuführenden Sanktionen siehe unter Punkt 4.7.1.1 B. 
167 Fuchs/Tipold in Höpfel/Ratz, StGB2, Vor § 20 Rz 31. 
168 Fuchs/Tipold in Höpfel/Ratz, StGB2, Vor § 20 Rz 26. Beim Verfall sollen Vermögenswerte für verfallen 
erklärt werden, die der Verfügungsmacht einer kriminellen Organisation oder einer terroristischen Vereinigung 
unterliegen, die als Mittel der Terrorismusfinanzierung bereitgestellt oder gesammelt wurden, oder dies aus 
Straftaten herrühren, für die keine österreichische Gerichtsbarkeit besteht. Ausgeschlossen ist der Verfall von 
Vermögenswerten, wenn Rechtsansprüche unbeteiligter Personen bestehen (vgl § 20c Abs 1 Z1 StGB). 
169 Ratz in Höpfel/Ratz, StGB2, § 26 Rz 1 ff. 
170 Es sei denn, sie bieten Gewähr, dass diese nicht zur Begehung strafbarer Handlungen verwendet werden. 
Dafür wird praktische Gewissheit gefordert, dass es zu einer solchen Begehung nicht mehr kommt, so Ratz in 
Höpfel/Ratz, StGB2, § 26 Rz 16. 
171 § 26 Abs 3 StGB; Fuchs/Tipold in Höpfel/Ratz, StGB2, § 20b Rz 29. 
172 Fuchs/Tipold in Höpfel/Ratz, StGB2, § 20b Rz 2: Das pönale Element ergibt sich daraus, dass für den Verfall 
das Bruttoprinzip gilt, also etwa getätigte Aufwendungen nicht abgezogen werden. 
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Einziehung ist überhaupt als vorbeugende Maßnahme zu charakterisieren.173 Auch mit Verfall 
und Einziehung wird keine Sanktionierung von juristischen Personen, wie sie in den 
internationalen Rechtsakten vorgesehen ist, erreicht.174 
B. Verantwortlichkeitsbestimmungen im Nebenstrafrecht 
Im Nebenstrafrecht waren vor Einführung des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes teilweise 
weitergehende Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen enthalten. Es 
fanden sich insbesondere in zahlreichen Gesetzen des Nebenstrafrechts Bestimmungen,175 in 
denen eine Haftung von juristischen Personen für Geldstrafen und andere Reaktionen 
gegen das Vermögen enthalten waren.176 Die Haftung war in den verschiedenen Gesetzen sehr 
unterschiedlich ausgestaltet.177 Bei der Haftung handelte es sich nicht um eine Strafe, sondern 
um das Einstehenmüssen für fremdes Verschulden.178 Fraglich ist aber, ob die 
Haftungsbestimmungen nicht zumindest strafähnlichem Charakter hatten, da die Haftung in 
ihren Folgen einer Geldstrafe sehr ähnlich war:179 Nach Karollus ist in den 
Haftungsbestimmungen die Unsicherheit des Strafgesetzgebers zum Ausdruck gekommen, da 
dieser einerseits auch juristische Personen mit strafrechtlichen Mitteln belangen wollte, sich 
                                                
173 Ratz in Höpfel/Ratz, StGB2, § 26 Rz 1. 
174 Dies ergibt sich daraus, dass sie sich nur auf einzelne, ausgewählte Gegenstände oder bestimmte 
Vermögenswerte beziehen können. In den Darstellungen der österreichischen Verantwortlichkeitsbestimmungen 
für juristische Personen vor Einführung des VbVG werden sie oft gar nicht erwähnt, so etwa auch in Löschnig-
Gspandl, Strafrechtliche Haftung, in Global Business und Justiz, 186 f. 
175 Etwa in § 35 MedienG und § 69 LebensmittelG, § 28 FinanzstrafG sowie vor allem im Immaterialgüterrecht 
(Patentgesetz, Markenschutzgesetz etc). Für eine Übersicht vgl die Regierungsvorlage RV 994 BlgNR 22. GP 39 
f. (Besonderer Teil, Zu Art 2 bis 8). 
176 Dabei wurden in einzelnen Gesetzen des Nebenstrafrechts (vor allem im Immaterialgüterrecht, so etwa in § 
159 PatG) drei verschiedene Regelungen miteinander kombiniert: Es wurde erstens unter bestimmten 
Voraussetzungen (etwa Aufsichtspflichtverletzung) eine Strafbarkeit von Betriebs- oder Unternehmensinhabern 
für Straftaten durch Untergebene vorgesehen. Zweitens wurde vorgesehen, dass die Strafbarkeit auf die Organe 
des Betriebsinhabers anzuwenden ist, wenn es sich dabei nicht um eine physische Person handelt. Als dritte 
Bestimmung wurde dann meist vorgesehen, dass der Betriebsinhaber (die juristische Person) für die gegen 
Organe verhängten Geldstrafen haftet. Die ersten beiden Bestimmungen sind von der Einführung des VbVG 
unberührt geblieben, da sie nur eine Strafbarkeit natürlicher Personen zum Inhalt haben; Ein ähnliches Konzept 
liegt auch dem § 161 StGB zugrunde, wo eine Strafbarkeit leitender Angestellte für Kridadelikte begründet wird, 
bei denen normalerweise nur der Schuldner oder Gläubiger strafbar gemacht werden kann, der aber in diesem 
Fall juristische Person (bzw Personengemeinschaft ohne Rechtspersönlichkeit) ist und deswegen nicht strafbar 
gemacht werden konnte. 
177 So waren die Bestimmungen teilweise als verschuldensabhängige Haftungstatbestände, teilweise als reine 
Erfolgshaftungstatbestände ausgestaltet. Teilweise handelte es sich dabei nur um eine Ausfallshaftung, so etwa 
in § 69 Abs 3 LMG, in vielen Fällen aber um eine solidarische Haftung (z.B. § 35 MedG). 
178 Rittler, Lehrbuch des österreichischen Strafrechts I2 (1954) 319; Liebscher, Grundfragen des 
Wirtschaftsstrafrechts Eine Konfrontation mit dem neuen StGB, JBl 1979, 233. Es handelt sich dabei um eine 
sogenannte „kriminelle Bürgschaft“, so Burgstaller, JBl 1996, 365. 
179 So sprechen manche Autoren von einem pönalen Charakter der Haftungsbestimmungen, etwa Fuchs/Tipold in 
Höpfel/Ratz, StGB2, Vor § 20 Rz 29. 
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andererseits aber wegen der dogmatischen Schwierigkeiten180 nicht zum strafrechtlichen 
Charakter dieser Sanktion bekennen wollte.181 
 
Neben der Haftung für Geldstrafen waren im Nebenstrafrecht vereinzelt auch weitere 
Sanktionsmöglichkeiten wie die Vernichtung und Unbrauchbarmachung von 
Eingriffsgegenständen, die Urteilsveröffentlichung, eine Geldbuße, die Einziehung oder der 
Verfall vorgesehen, die auch gegen juristische Personen verhängt werden konnten und von 
der Einführung des VbVG unberührt geblieben sind.182 In Bezug auf die internationalen 
Verpflichtungen ist festzustellen, dass auch die Sanktionen im Nebenstrafrecht, insbesondere 
auch die Haftungsbestimmungen, nicht den internationalen Vorgaben entsprochen hätten.183 
Diese Regelungen wären aber allein schon deswegen für eine Umsetzung der internationalen 
Vorgaben unzureichend gewesen, weil sie nur punktuell in einzelnen Gesetzen, in Bezug auf 
einige, spezielle Straftatbestände zu finden waren.184 
C. Verantwortlichkeitsbestimmungen im Verwaltungsrecht 
a. § 9 Verwaltungsstrafgesetz 
Im Verwaltungsstrafrecht185 ist § 9 Verwaltungsstrafgesetz (VStG) von Bedeutung, nach 
dessen Abs 1 für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen, 
Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaften,186 soweit 
die Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmen und soweit nicht verantwortliche 
Beauftragte bestellt sind,187 strafrechtlich verantwortlich ist, wer zur Vertretung nach außen 
                                                
180 Siehe dazu unter Punkt 1.2.1. 
181 Karollus, Unternehmenshaftung und Bereicherungsabschöpfung (§ 20 Abs 5, § 20a StGB) nach dem StRÄG 
1987, JBl 1988, 281. 
182 Die Rechtsnatur dieser Sanktionen ist unterschiedlich. Die Geldbuße nach § 18 MedG etwa ist zivilrechtlicher 
Natur, weil sie den Antragssteller für seine Kränkungen entschädigen soll, so Bauer C., Fragen der 
Verbandsstrafbarkeit 52. 
183 Dies ergibt sich schon alleine daraus, dass die Geldstrafen nach der Leistungsfähigkeit von Einzelpersonen 
und nicht der der juristischen Person zu bemessen waren, so dass es sich bei der Haftung nicht um eine 
angemessen Sanktionierung der juristischen Person handeln konnte, RV 994 BlgNR 22. GP 7 f. (Allgemeiner 
Teil, C.1.). 
184 Zu den zahlreichen Straftatbeständen, für die eine Verantwortlichkeit juristischer Personen vorgesehen 
werden muss, siehe unter Punkt 4.6.1. 
185 Im Verwaltungsstrafrecht gilt genauso wie im gerichtlichen Strafrecht (wenn auch weniger streng) das 
Schuldprinzip, so dass die Möglichkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen auch für diesen Bereich nicht 
gegeben sei, so Schmied, Bestrafung von Unternehmen im Verwaltungsstrafrecht – Praxis und Probleme aus 
strafbehördlicher Sicht, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen 85 f. 
186 Mit Inkrafttreten des Unternehmensgesetzbuches am 01.01.2007 wurden die Personengesellschaften des 
Handelsrechts und die eingetragenen Erwerbsgesellschaften durch die eingetragenen Personengesellschaften 
ersetzt. Siehe dazu unter Punkt 4.4.2.1 B. 
187 Die zur Vertretung nach außen Berufenen können für bestimmte räumlich und sachlich abgegrenzte Bereiche 
des Unternehmens andere Personen zu verantwortlichen Beauftragten bestellen, so dass die strafrechtliche 
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berufen ist. Nach § 9 Abs 7 VStG haften juristische Personen sowie die oben angeführten 
Personengemeinschaften für über die zur Vertretung nach Außen Berufenen bzw. über die 
verantwortlichen Beauftragten verhängten Geldstrafen, sonstige in Geld bemessene 
Unrechtsfolgen und die Verfahrenskosten zur ungeteilten Hand.188 Es steht der Behörde somit 
frei, von wem sie die Zahlung der Geldstrafe fordert.189 Da sich die Geldstrafe jedoch 
jedenfalls an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit einer natürlichen Person orientiert, stellt 
die Haftung für die juristische Person normalerweise keine große Beeinträchtigung dar und 
entfaltet somit in Bezug auf diese auch keine spezial- oder generalpräventive Wirkung.190 
b. Weitere Reaktionsmöglichkeiten im Verwaltungsrecht 
Im Verwaltungsrecht gibt es außerdem noch eine Reihe weiterer Reaktionsmöglichkeiten, 
mit denen juristischen Personen begegnet werden kann. So ist etwa ein Rechtsträger, der 
keine natürliche Person ist, von der Ausübung eines Gewerbes ausgeschlossen, wenn eine 
natürliche Person, die maßgeblichen Einfluss auf den Betrieb der Geschäfte hat, bestimmte 
strafbare Handlungen begangen hat (§ 13 Abs 1 und 2 iVm Abs 7 GewO). In diesem Fall 
kann der juristischen Person auch die Gewerbeberechtigung entzogen werden, wenn nach 
der Eigenart der strafbaren Handlung und nach der Persönlichkeit des Verurteilten die 
Begehung der gleichen oder einer ähnlichen Straftat bei Ausübung des Gewerbes zu 
befürchten ist (§§ 91 Abs 2 iVm 87 Abs 1 Z 1 GewO). Die Gewerbebehörde ist außerdem 
befugt, die Stilllegung von Maschinen oder die Schließung von Betrieben anzuordnen, 
etwa wenn Umweltschutzvorschriften verletzt wurden oder wenn eine Gefahr für Leben oder 
Gesundheit von Menschen oder für das Eigentum besteht (§ 360 GewO). Diese Maßnahmen 
sind in erster Linie zur Abwendung von Gefahren und nicht als Bestrafung gedacht.191 
 
Die gravierendeste Reaktionsmöglichkeit des Verwaltungsrechts in Bezug auf juristische 
Personen stellt die Auflösung dar. So kommt etwa die Auflösung einer GmbH nach § 86 Abs 
1 Z 2 GmbHG in Betracht, wenn die Geschäftsführer in Ausübung ihrer Organfunktionen 
                                                                                                                                                   
Verantwortlichkeit auf diese übergeht. Auch einer der zur Vertretung nach außen Berufenen kann zum 
verantwortlichen Beauftragten für das ganze Unternehmen oder nur für einen Bereich bestellt werden (§ 9 Abs 2 
VStG). 
188 Damit ist § 9 Abs 7 VStG  den Haftungsbestimmungen für juristische Personen im Nebenstrafrecht sehr 
ähnlich, siehe dazu gleich oben unter Punkt B. 
189 Walter/Mayer, Grundriss des österreichischen Verwaltungsverfahrensrechts6 (1995) 328. 
190 Schmied, Bestrafung von Unternehmen im Verwaltungsstrafrecht, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von 
Unternehmen 94. Für die Umsetzung der internationalen Vorgaben ist diese Bestimmung schon deswegen 
ungeeignet, weil in den internationalen Rechtsakten fast ausschließlich Delikte des gerichtlichen Strafrechts 
normiert werden, siehe dazu unter Punkt 4.6.1. 
191 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 55. So auch in Bezug auf ähnliche Bestimmungen im deutschen 
Recht, Schall/Schreibauer, Gegenwärtige und zukünftige Sanktionen bei Umweltdelikten, NuR 1996, 445. 
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gerichtlich strafbare Handlungen begangen haben und der Fortbestand der GmbH das 
Gemeinwohl gefährden könnte.192 Nach § 29 Abs 1 VereinsG kann die behördliche 
Auflösung unter anderem dann verfügt werden, wenn der Verein gegen Strafgesetze verstößt. 
Es handelt sich auch dabei nicht um Strafen, sondern um Maßnahmen zur Gefahrenabwehr.193 
 
Diese verwaltungsrechtlichen Bestimmungen stimmen teilweise mit den von den 
internationalen Rechtsakten vorgeschlagenen Sanktionen überein: Da aber jedenfalls die 
erforderliche Geldsanktion fehlt, nicht alle Reaktionsmöglichkeiten an alle strafbare 
Handlungen anknüpfen194 und sie nicht ein „Fehlverhalten“ der juristischen Person 
sanktionieren, sondern Gefahren, die durch das Verhalten natürlicher Personen entstehen, 
abwenden wollen, wären alleine durch die verwaltungsrechtlichen Vorschriften die 
internationalen Vorgaben jedenfalls nicht erfüllt gewesen.195 
2.2.1.2. Die Einführung des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes 
(2006) 
A. Langjährige Diskussionen über die Einführung einer Verantwortlichkeit 
juristischer Personen 
Die wissenschaftliche Diskussion über die Verbandsverantwortlichkeit beschäftigte sich in 
Österreich mit den Fragen, ob eine strafrechtliche Lösung mit den Prinzipien des Strafrechts 
zu vereinbaren und ob die Einführung einer Verantwortlichkeit überhaupt nötig ist,196 vor 
allem aber auch mit der Entscheidung, in welchem Rechtsgebiet eine solche 
Verantwortlichkeit geregelt werden sollte.197 Da die Sanktionen gegen juristische Personen im 
österreichischen Straf- und Verwaltungsrecht nicht ausreichten, um die internationalen 
Vorgaben zu erfüllen,198 wurde trotz der dogmatischen und kriminalpolitischen Diskussion 
über die Strafbarkeit juristischer Personen, die bis heute zu keinem Konsens geführt hat, an 
der Einführung einer entsprechenden Regelung gearbeitet. Bereits 2001 präsentierte und 
                                                
192 Die praktische Bedeutung dieser Bestimmung ist aber minimal, so Koppensteiner, GmbH-Gesetz 
Kommentar2 (1999) § 86 Rz 1. 
193 Bertel, Die strafrechtliche Haftung, in Entwicklungslinien 219; Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 55. 
194 Insbesondere knüpfen sie auch nicht an die sehr spezifischen Straftaten an, für die eine Verantwortlichkeit 
juristischer Personen nach den internationalen Vorgaben vorgesehen werden muss, siehe dazu unter Punkt 4.6.1. 
195 Der Beitrag der verwaltungsrechtlichen Reaktionsmöglichkeiten zur Erfüllung der internationalen Vorgaben 
durch das österreichische Recht wird unter Punkt 4.7.2.1 analysiert. 
196 Siehe dazu unter Punkt 1.2.1 und 1.2.2. 
197 Siehe dazu unter Punkt 4.2.2.1 A. Zur Entwicklung der Diskussion über die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen vgl RV 994 BlgNR 22. GP 7 f. (Allgemeiner Teil, C). 
198 Siehe dazu gleich oben unter Punkt 2.2.1.1. 
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veröffentlichte der zuständige Referent im Bundesministerium für Justiz (BMJ) einen 
konkreten Vorschlag zu einer Regelung der Strafbarkeit juristischer Personen.199  
B. Der Prozess der Gesetzeswerdung 
Im Regierungsprogramm der am 28.3.2003 angelobten Bundesregierung ist im Abschnitt 
„Justiz“ die Einführung einer Regelung über „die Strafbarkeit juristischer Personen“ 
vorgesehen.200 Im Hinblick darauf wurde vom Bundesministerium für Justiz ein Entwurf für 
ein entsprechendes Gesetz ausgearbeitet,201 über dessen Bestimmungen mit Vertretern der 
Wirtschaft beraten wurde.202 Eine vom BMJ initiierte Expertenkommission „zur Prüfung der 
staatlichen Reaktionen auf strafbares Verhalten in Österreich“ befürwortete in ihrem am 
1.4.2004 vorgestellten Bericht die Einführung einer Verantwortlichkeit juristischer 
Personen.203 Mitte 2004 wurde vom BMJ ein Entwurf eines 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes in Begutachtung gegeben; Es langten insgesamt etwa 
80 Stellungnahmen ein.204 Nach einigen Änderungen aufgrund der erhaltenen Anregungen 
wurde vom BMJ ein Entwurf zur Regierungsvorlage an den Ministerrat weitergegeben; Die 
erforderliche Einstimmigkeit für die Annahme des Gesetzesvorschlages konnte im Ministerrat 
am 7.6.2005 nur erzielt werden, weil vereinbart wurde, dass die Regierungsvorlage noch 
durch eine bis dahin nicht beinhaltete Höchstgrenze für die Tagessätze ergänzt werden 
würde.205 Der derart geänderte Gesetzesvorschlag wurde am 20.9.2005 im Justizausschuss 
und am 28.9.2005 im Plenum des Nationalrats beschlossen.206 
C. Inkrafttreten des VbVG und damit verbundener Gesetzesänderungen 
Am 1.1.2006 ist das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz in Kraft getreten. Durch dieses 
Gesetz wurde nur das Kriminal-, nicht aber das Verwaltungsstrafrecht geändert, so dass die 
oben beschriebenen Regelungen des § 9 VStG unverändert gültig sind.207 Auch Abschöpfung 
der Bereicherung, Verfall und Einziehung sind von der Einführung der 
                                                
199 Zeder, Ein Strafrecht juristischer Personen: Grundzüge einer Regelung in Österreich, ÖJZ 2001, 630. 
200 RV 994 BlgNR 22. GP 7 f. (Allgemeiner Teil, C. 4). 
201 Zu diesem Entwurf vgl Zeder, Der Entwurf, in Hochreiter (Hrsg.), Bestrafung von Unternehmen, 13. 
202 RV 994 BlgNR 22. GP 7 f. (Allgemeiner Teil, C. 5). 
203 Bericht der Expertenkommission zur Prüfung der staatlichen Reaktionen auf strafbares Verhalten in 
Österreich, ÖJZ 2004, 552: Bei einer solchen Regelung sollte insbesondere das Organisationsverschulden 
berücksichtigt werden. 
204 RV 994 BlgNR 22. GP 7 f. (Allgemeiner Teil, D.) 
205 Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 36. 
206 Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 36. 
207 Auch die oben beschriebenen verwaltungsrechtlichen Reaktionsmöglichkeiten bleiben unberührt, sollten aber 
laut Gesetzgeber dahingehend erweitert werden, dass sie auch an die Verbandsverantwortlichkeitsregelungen 
anküpfen können, siehe dazu unter Punkt 4.7.2.1 D. 
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Verbandverantwortlichkeit unberührt geblieben. Einzig die Haftung juristischer Personen für 
Geldstrafen in den Bestimmungen des Nebenstrafrechts wurde mit Inkrafttreten des 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes dahingehend geändert, dass Verbände von der Haftung 
ausgenommen wurden,208 oder die Haftungsbestimmung gänzlich aufgehoben wurde,209 da 
bei allen Straftaten ohnedies das Verbandverantwortlichkeitsgesetz zur Anwendung 
kommt.210 Das Finanzstrafrecht, bei dem ebenfalls die Haftungsbestimmung durch die 
Verbandsverantwortlichkeitsregelung ersetzt wurde, stellt einen Sonderfall dar, weil es zum 
Teil dem gerichtlichen Strafrecht und zum Teil dem Verwaltungsstrafrecht zuzuordnen ist.211 
2.2.2.  Die Ablehnung einer Strafbarkeit juristischer Personen und 
Entwicklung von ordnungsrechtlichen Geldbußenregelungen im 
deutschen Recht212 
In Deutschland ist in Bezug auf die Entwicklung der aktuellen Regelung über die 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen vor allem die zweite Hälfte des 20. 
Jahrhunderts von Bedeutung.213 In einem ersten Schritt werden ihre historischen Vorläufer 
beschrieben, anschließend wird auf die Einführung von Geldbußenregelungen gegen 
juristische Personen, ihre Vereinheitlichung und Weiterentwicklung, sowie die gegenwärtige 
Rechtslage eingegangen. 
                                                
208 Etwa § 86 LMSVG: Es verbleibt immer noch eine Haftung von Betriebsinhabern, die nicht unter das VbVG 
fallen (z.B. Einzelunternehmer), für Geldstrafen, Kosten der Urteilsveröffentlichung und als Bereicherung 
abgeschöpfte Geldbeträge. 
209 Mediengesetz und Immaterialgüterrecht (Patentgesetz, Markenschutzgesetz, Halbleiterschutzgesetz, 
Musterschutzgesetz, Gebrauchsmustergesetz); Für eine Übersicht siehe Zeder, 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 42. 
210 Vgl beispielsweise zu den Veränderungen im Mediengesetz Wittmann, Zur Haftung der Medien nach dem 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, MR 2005, 463 ff. 
211 Vgl dazu Brandstetter/Hristov, Die neue Strafbarkeit von Unternehmen im Finanzstrafrecht, ecolex 2006, 9 f. 
Auf die Besonderheiten der Verantwortlichkeit juristischer Personen im Finanzstrafrecht wird in den jeweiligen 
Teilen der Analyse (insbesondere Punkt 4.2.2.1 C und 4.7.2.1 C) eingegangen. 
212 Zur Vereinfachung wird in diesem Kapitel ausschließlich auf juristische Personen Bezug genommen, obwohl 
das Gesagte gleichermaßen für Personenvereinigungen gilt; Im deutschen Schrifttum wird dazu keine 
einheitliche Terminologie verwendet (teilweise Unternehmen, juristische Personen, Verbände oder auch 
Personenverbände). Der Adressatenkreis der aktuellen §§ 30, 130 OWiG wird unter Punkt 4.4.2.2 ausführlich 
analysiert. 
213 Bis Ende des 18. Jahrhunderts (und Beginn der Aufklärung) waren Körperschaften in Deutschland strafbar, 
vgl Fieberg, National Developments in Germany: An Overview, in Eser/Heiner/Huber (Hrsg.), Criminal 
Responsibility 83. Es wurden – ähnlich wie in Frankreich – Prozesse gegen Städte oder Gilden geführt; Erst ab 
dem 19. Jahrhundert etablierte sich der Grundsatz „societas delinquere non potest“, vgl Hirsch, Die Frage der 
Straffähigkeit von Personenverbänden 7. Für einen Überblick über die Behandlung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von Verbänden in Deutschland seit der germanischen Frühzeit, vgl etwa Busch, Grundfragen 
32 ff. 
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2.2.2.1. Vorläufer einer Verantwortlichkeitsregelung für juristische 
Personen 
Historische Vorläufer einer Verantwortlichkeitsbestimmung für juristische Personen finden 
sich schon im Steuer-, Devisen- und Kartellstrafrecht der Zwischenkriegszeit:214 Im 
Steuerstrafrecht sah § 393 Reichsabgabenordnung eine echte Kriminalstrafe gegen 
juristische Personen vor, in deren Betrieb ein Steuervergehen begangen worden war; Er war 
jedoch nur von geringer praktischer Bedeutung und wurde nach Streichung damit 
verbundener Bestimmungen endgültig obsolet.215 Im Gegensatz dazu handelte es sich bei den 
Bestimmungen des Devisen- und Kartellstrafrechts216 um bloße Ordnungsstrafen, die die 
juristische Person dazu bewegen sollten, ihre Organisation zu überprüfen und ihre Organe zu 
kontrollieren, so dass sie als verschärfter Verwaltungsbefehl und nicht als echte 
Kriminalstrafe zu klassifizieren waren.217 
 
Für einen kurzen Zeitraum, in den Nachkriegsjahren, wurden juristische Personen in 
Deutschland noch weitgehender strafrechtlich zur Verantwortung gezogen: Nach dem vom 
angloamerikanischen Rechtsdenken geprägten Besatzungsrecht nach dem Zweiten Weltkrieg 
konnten unmittelbare Kriminalstrafen im Bereich des Kartell- und Devisenstrafrechts 
auch gegen juristische Personen verhängt werden. Im Schrifttum wurde die Bestrafung 
juristischer Personen mit dem Argument abgelehnt, dass das Besatzungsrecht die deutschen 
Richter nicht zwingen könne, die Grundlagen des deutschen (Straf-)Rechts zu übergehen.218 
Der Bundesgerichtshof sprach sich dennoch – mit den Hinweis auf die Verbindlichkeit des 
Besatzungsrechts auch für deutsche Gerichte - in zwei Grundsatzentscheidungen für die 
Strafbarkeit juristischer Personen aus, wies aber gleichzeitig auf das Spannungsverhältnis 
zum deutschen Schuld- und Strafbegriff hin.219 Die Auseinandersetzung mit dem 
Besatzungsrecht setzte – trotz der weitgehenden Ablehnung einer solchen Regelung - eine 
Diskussion über eine strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen in Gang. Auch 
                                                
214 Tiedemann, NJW 1988, 1170. 
215 Tiedemann, Strafbarkeit und Bußgeldhaftung von juristischen Personen und ihren Organen, in 
Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways and New Needs in Criminal Legislation (1989) 158 f. 
216 In diesen wurden juristische Personen nicht ausdrücklich genannt; Dennoch entschieden die zuständigen 
Gerichte, dass die Vorschriften auch auf diese anzuwenden seien, Tiedemann, Strafbarkeit, in 
Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 160. 
217 Tiedemann, NJW 1988, 1170. Daneben war auch eine Subsidiärhaftung der juristischen Person für 
Geldstrafen, die gegen ihre Organe verhängt wurden, bekannt. Vgl dazu auch die Rechtslage in Österreich vor 
Inkrafttreten des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes unter Punkt 2.2.1.1. 
218 Tiedemann, Strafbarkeit, in Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 162. 
219 BGHSt 5, 28 ff; BGH DDevr (Deutsches Devisenrecht, Zeitschrift) 1954, 10. 
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der 40. Deutsche Juristentag befasste sich 1953 mit der Frage und sprach sich gegen die 
Einführung einer solchen Bestimmung aus.220 Parallel dazu wurde die Sanktionierung 
juristischer Personen durch Geldbußen eingeführt und fand zunehmende Verbreitung. 
2.2.2.2. Einführung von Geldbußen für juristische Personen im 
Ordnungswidrigkeitenrecht 
Von entscheidender Bedeutung für die weitere Entwicklung der Verantwortlichkeit von 
juristischen Personen war die Neuordnung des Wirtschaftsstrafrechts, die 1949 in einer 
Unterscheidung zwischen Straftaten und Ordnungswidrigkeiten mündete und von einem 
qualitativen Unterschied zwischen diesen beiden Kategorien ausging:221 Im Gegensatz zu 
echten Straftaten fehle bei den mit Geldbußen sanktionierten Ordnungswidrigkeiten die 
Rechtsgutverletzung und die „ethisch fundierte kriminelle Schuld“, da es sich dabei um einen 
bloßen „Verwaltungsungehorsam“ handle.222  So wurde im Gesetz zur Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (WiStG) von 1949 in § 23223 erstmals eine Geldbuße als umfassende 
Sanktion gegen juristische Personen vorgesehen, wenn es durch Aufsichtspflichtverletzung 
eines Inhabers, Leiters oder einer zur gesetzlichen Vertretung berechtigen Person zu einer 
Zuwiderhandlung gegen das WiStG kam. Diese Sanktion war bewusst nicht als Geldstrafe, 
sondern als Geldbuße für die Begehung einer Ordnungswidrigkeit ausgestaltet; Dennoch war 
sie heftiger Kritik mit dem Argument des „Etikettenschwindels“ ausgesetzt.224 Trotz der 
anhaltenden Diskussionen wurden vom Gesetzgeber zahlreiche Sondervorschriften im 
Nebenstrafrecht erlassen, die, verbunden mit den unterschiedlichsten Voraussetzungen, 
ordnungsrechtliche Geldbußen gegen juristische Personen vorsahen.225 
                                                
220 Tiedemann, Strafbarkeit, in Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 164. So auch die Große 
Strafrechtskommission ein paar Jahre später. 
221 Tiedemann, Strafbarkeit, in Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 165. Dabei steht die Ordnungswidrigkeit 
der Straftat und die Geldbuße der Strafe gegenüber. 
222 Eberhard Schmidt zitiert nach Tiedemann, Strafbarkeit, in Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 165. 
223 Später in § 5 WiStG 1954 mit geringfügigen Veränderungen übernommen. 
224 Vgl Jeschek/Weigend, Lehrbuch des Strafrechts Allgemeiner Teil5 (1996) 228; Tiedemann, Strafbarkeit, in 
Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 166: Vielfach wurde darauf hingewiesen, dass es keine wirklichen, 
wesensmäßigen Unterschiede zwischen Ordnungswidrigkeiten und Straftaten gebe. Zur Frage der Abgrenzung 
von Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht und zur Frage der Einordnung der Geldbußen im 
Ordnungswidrigkeitenrecht zu einem Rechtsbereich (Verwaltungs- oder Kriminalstrafrecht), siehe ausführlich 
unter Punkt 4.2.2.2. 
225 Tiedemann, NJW 1988, 1170. 
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2.2.2.3. Vereinheitlichung und Weiterentwicklung der 
Geldbußenregelung im Ordnungswidrigkeitenrecht 
Wegen der immer größeren Zersplitterung der bußgeldrechtlichen Vorschriften für juristische 
Personen wurde 1968 § 26 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) eingeführt, der eine 
einheitliche und abschließende Regelung der Geldbußen gegen juristische Personen 
darstellen sollte.226 Es handelte sich dabei um einen Kompromiss, der einerseits das 
kriminalpolitische Bedürfnis nach einer Sanktionierung von juristischen Personen und 
andererseits den dogmatischen Bedenken Rechnung tragen sollte:227 Um Kritiker einer 
solchen Regelung zu besänftigen, wurde die Verbandsgeldbuße zu einer bloßen Nebenfolge 
herabgestuft.228 Mit der Neufassung der Geldbußenregelung für juristische Personen in § 30 
OWiG durch das 2. Gesetz zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität (2. WiKG) wurde 
1986 allerdings die Bezeichnung als Nebenfolge wieder gestrichen und die Möglichkeit eines 
selbständigen Verfahrens gegen die juristische Person eingeführt. Zusätzlich waren noch viel 
weitergehende Änderungen, insbesondere in Bezug auf den möglichen Täterkreis, geplant; 
Diese wurden jedoch nicht umgesetzt.229 
 
Erst 1994 wurde eine Erweiterung des Personenkreises, dessen Taten zu einer Geldbuße der 
juristischen Person führen können, beschlossen.230 2002 wurde dieser durch das „Gesetz zur 
Ausführung des Zweiten Protokolls vom 19.4.1997 zum Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der EG“ nochmals erweitert.231 Es wurde außerdem eine Erweiterung 
des Adressatenkreises und eine Anhebung der Höchstgrenzen der Geldbuße beschlossen. Wie 
die Änderungen genau ausgestaltet sind und ob die aktuelle Fassung alle Vorgaben der 
internationalen Rechtsakte erfüllt, wird erst unter Punkt 4 in den Analyseteilen zur deutschen 
Rechtslage näher behandelt. 
                                                
226 Dannecker, Entwicklung des Wirtschaftsstrafrechts in der Bundesrepublik Deutschland, in Wabnitz/Janovsky 
(Hrsg.), Handbuch des Wirtschafts- und Steuerstrafrechts (2000) 25. Ab 1975 in § 30 OWiG geregelt. 
227 Tiedemann, Strafbarkeit, in Eser/Thormundsson (Hrsg.), Old Ways 167. 
228 Damit sollte auch das - unberechtigte - Bedenken berücksichtigt werden, dass eine Bestrafung einer 
natürlichen Person und eine Geldbuße gegen eine juristische gegen das Doppelbestrafungverbot („ne bis in 
idem“)  verstoße; Tiedemann, NJW 1988, 1171. Siehe dazu unter Punkt 1.2.1.4 B. 
229 Rogall in Senge, Karlsruher Kommentar zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten3 (2006) § 30 Rz 26. 
230 Durch das Zweite Gesetz zur Bekämpfung der Umweltkriminalität (2. UKG). 
231 Zu den anderen Änderungen durch das Gesetz zur Ausführung des Zweiten Protokolls, vgl Möhrenschlager, 
Bericht über die Rechtsentwicklungen auf nationaler und auf EU-Ebene, wistra 7/2002, VIf. 
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2.2.2.4. Die aktuelle Situation 
Die Regelung des § 30 OWiG als zentrale Regelung der Verantwortlichkeit juristischer 
Personen steht in einem inneren Zusammenhang mit § 130 OWiG, über den eine 
Sanktionierung der juristischen Personen wegen Aufsichtspflichtverletzungen auch und 
gerade dann möglich ist, wenn die eigentliche Anknüpfungstat unterhalb der Leitungsebene 
der juristischen Person begangen wurde.232 Zu § 9 OWiG besteht insofern ein 
Zusammenhang, als damit erst die Anwendung von auf einen bestimmten Personenkreis (z.B. 
die GmbH, die eine bestimmte Tätigkeit ausübt) bezogenen Tatbeständen auf Personen 
erweitert wird, die für diesen handeln (z.B. deren Geschäftsführer).233 Die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen im deutschen Recht basiert somit im Wesentlichen auf dem 
Zusammenspiel von §§ 30 und 130 (sowie § 9) OWiG. Ähnlich wie im österreichischen 
Recht können gegen juristische Personen außerdem die Maßnahmen der Einziehung, des 
Verfalls und der Abführung des Mehrerlöses verhängt werden.234 
 
Obwohl im deutschen Schrifttum immer wieder – auch im letzten Jahrzehnt - über eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen diskutiert wurde und wiederholt 
Vorschläge für eine strafrechtliche Lösung gemacht wurden,235 wurde bis heute die 
Einführung einer strafrechtlichen Lösung aufgrund dogmatischer Bedenken abgelehnt236 und 







                                                
232 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, Gesetz über Ordnungswidrigkeiten3 Vor § 30 Rz 8a. 
233 Göhler, Gesetz über Ordnungswidrigkeiten14 (2006) § 9 Rz 2. 
234 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3 Vor § 30 Rz 12. Außerdem sind im Verwaltungsrecht bzw im 
Gesellschaftsrecht Restriktionen in Bezug auf bestimmte Aktivitäten sowie die Auflösung der Gesellschaft 
vorgesehen. Siehe dazu unter Punkt 4.7.2.2. 
235 Reformvorschläge kamen von der „Arbeitsgruppe Strafrecht – Deutsche Wiedervereinigung“ (Entwurf eines 
Gesetzes zur Bekämpfung der Unternehmenskriminalität) und vom Bundesland Hessen 1997 (Achten Titel im 
StGB einfügen). Für eine Übersicht über die Diskussion und die verschiedenen Reformvorschläge Wegner, 
Strafrecht für Verbände? Es wird kommen! ZRP 1999, Heft 5, 186 ff. 
236 Scholz, Strafbarkeit juristischer Personen? ZRP 2000, 435 f: So lehnte beispielsweise die Kommission zur 
Reform des strafrechtlichen Sanktionensystems in ihrem Abschlußbericht 2000 die Einführung einer 
Verbandsstrafe ab, da das bestehende Sanktionsinstrumentarium ausreichend sei. 
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2.2.3.  Die Entwicklung der Strafbarkeit juristischer Personen im 
französischen Recht 
Die Entwicklung der Verantwortlichkeit juristischer Personen im französischen Recht kann 
im Wesentlichen in drei große Epochen geteilt werden: 
- Die Zeit vor der französischen Revolution und dem Code pénal von 1810; 
- Von der französischen Revolution bis 1994; 
- Die Zeit nach Einführung des Nouveau Code Pénal in 1994. 
2.2.3.1. Die Anerkennung der Strafbarkeit juristischer Personen bis 
zur französischen Revolution 
Eine Bestrafung juristischer Personen wie beispielsweise von Städten oder 
Handwerksinnungen war nach französischem Recht lange Zeit möglich und gebräuchlich.237 
So wurde etwa die Stadt Bordeaux nach einem Aufstand durch den Rat des Königs 
aufgelöst.238 Mit einer Ordonnance aus dem Jahr 1670 („Ordonnance criminelle de 1670“), 
die die Strafbarkeit von Gebietskörperschaften und deren Sanktionierung durch Geldstrafen, 
Entzug von Privilegien oder auch dem Abbruch von Stadtmauern vorsah, wurde die 
Strafbarkeit juristischer Personen endgültig zu einem allgemeinen Prinzip des französischen 
Rechts erhoben, das bis zur französischen Revolution unangetastet blieb.239 
2.2.3.2. Der grundsätzlich Ausschluss der Strafbarkeit juristischer 
Personen 
Mit der französischen Revolution, die zur Abschaffung juristischer Personen (und damit auch 
ihrer Strafbarkeit) führte, und dem Erlass des Code pénal von 1810, der eine Bestrafung 
juristischer Personen nicht mehr vorsah, wurde die Strafbarkeit juristischer Personen für zwei 
Jahrhunderte aus der französischen Rechtsordnung verbannt.240 Juristische Personen waren 
zwar zivilrechtlich und teilweise disziplinar- oder verwaltungsrechtlich verantwortlich, 
konnten aber mit wenigen Ausnahmen nicht strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
                                                
237 Die französische Entwicklung ist dem Verlauf in Deutschland nicht unähnlich; Im Rahmen dieser Arbeit 
wurde aber vor allem die deutsche Entwicklung im 20. Jahrhundert dargestellt, da diese zur aktuellen Rechtslage 
geführt hat. Zur Entwicklung der Verantwortlichkeit juristischer Personen im deutschen Recht ab dem 
Mittelalter vgl Hirsch, Die Frage der Straffähigkeit 6 ff. 
238 Belghoul, L'extension de la responsabilité pénale des personnes morales (2005) 8. 
239 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 2; Belghoul, L'extension 8. 
240 Pradel, Droit Pénal Général10 (1995) 575. 
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werden.241 Dies wurde auch in mehreren Urteilen der Cour de cassation (Oberster 
Gerichtshof Frankreichs) bestätigt,242 wobei aber niemals statuiert wurde, dass der Grundsatz 
„societas delinquere non potest“ auch Verfassungsrang habe.243 Seit Ende des 19. 
Jahrhunderts mehrten sich allerdings im Schrifttum die Stimmen, die sich für die Einführung 
einer Strafbarkeit juristischer Personen aussprachen.244 
 
Von der generellen Ablehnung einer Strafbarkeit juristischer Personen wurden sowohl in 
Gesetzen, als auch in der Rechtsprechung Ausnahmen statuiert: So sahen die Ordonnances 
vom 5. Mai, 30. Mai und 30. Juni 1945 eine strafrechtliche Verantwortlichkeit von 
Presseunternehmen für bestimmte Handlungen gegen die Sicherheit des Staates und von 
juristischen Personen für bestimmte Wirtschaftsdelikte vor.245 In einigen Entscheidungen 
wurde außerdem die Strafbarkeit juristischer Personen für Straftaten, bei denen kein 
Schuldelement vorhanden sein musste und deren Urheber (etwa der „Arbeitgeber“) der 
Bezeichnung nach eine juristische Person sein konnte, anerkannt.246  
Neben den wenigen Ausnahmen vom Ausschluss der Strafbarkeit juristischer Personen war in 
einzelnen Gesetzen auch die Haftung juristischer Personen für gegen natürliche Personen 
verhängte Geldstrafen vorgesehen.247 In einigen Bereichen (Wettbewerbsrecht, Börserecht) 
war außerdem schon vor Einführung der Strafbarkeitsregelung eine umfassendere 
Verantwortlichkeit juristischer Personen durch eine verwaltungsrechtliche Sanktionierung 
möglich.248 
                                                
241 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 3. 
242 Beispielsweise in Cass.crim., 8.3.1883, DP 1884, 1, S. 428; Cass.crim., 2.12.1905, S. 1980, 1, S. 558; Cass. 
crim., 6.7.1954, Bull.crim. n° 250: Jede Strafe ist persönlich und kann nicht gegen eine juristische Person 
verhängt werden, die nur zivilrechtlich zur Verantwortung gezogen werden kann. 
243 Delmas-Marty, Die Strafbarkeit juristischer Personen nach dem neuen französischen Code Pénal, in 
Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 305. So hat auch der Conseil constitutionnel (Verfassungsrat) 
in seiner Entscheidung vom 30.07.1982 (82-143 D.C, J.O. 1982, 2470) festgehalten, dass kein 
verfassungsrechtlicher Grundsatz der Verhängung einer Geldstrafe gegen juristische Personen entgegensteht. 
244 Vgl die Nachweise bei Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 6. Als einer der Vorreiter gilt 
Mestre mit seiner Dissertation „Les personnes morales et le problème de leur responsabilité pénale“ aus 1899. 
245 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 4. 
246 Beispielsweise in Cass.crim., 24.12.1864, S. 1866, 1, S. 454; Cass.crim., 7.3.1918, D. 1921, 1, S. 217; Cass. 
crim., 6.3.1958, D. 1958, S. 465. Einige Urteile gingen außerdem davon aus, dass auch gegen juristische 
Personen Sicherungsmaßnahmen verhängt werden können (so Crim., 20.1.1960, J.C.P. 1960-II, 11.774) 
247 Pradel, Droit Pénal Général10 574 f. 
248 Siehe dazu unter Punkt 4.2.2.3. 
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2.2.3.3. Die Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen im 
Zuge der Reformierung des Code pénal (1994) 
A. Die verschiedenen Entwürfe einer Strafbarkeitsregelung für juristische 
Personen 
Die Einführung einer umfassenden Regelung der Strafbarkeit juristischer Personen wurde erst 
ab den 1970er Jahren ernsthaft in Angriff genommen: Im Rahmen zweier Entwürfe zur 
Reformierung des Code pénal (1976 und 1978) wurde bereits über die Einführung einer 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit bestimmter Vereinigungen diskutiert und es wurden 
entsprechende Bestimmungen entworfen.249 In beiden Entwürfen wurde jedoch davon 
ausgegangen, dass die Strafbarkeit auf „Handels-, Industrie und Finanzvereinigungen“ zu 
beschränken sei, da in diesen Bereichen der dringendste Bedarf nach einer strafrechtlichen 
Sanktionierung bestehe.250,251 In einem neuerlichen Entwurf aus dem Jahr 1983 wurde bereits 
der Begriff der juristischen Person übernommen, der auch im aktuellen Gesetzestext zu 
finden ist; Auch dieser Entwurf wurde jedoch nicht Gesetz.252 
 
Die heftigsten Diskussionen über dem Entwurf aus dem Jahr 1989, der den 
Parlamentsberatungen über die Gesamtreform des Code pénal zugrunde lag, wurden in Bezug 
auf die Einführung der strafrechtlichen Verantwortung von juristischen Personen geführt,253 
wobei der Adressatenkreis der Vorschrift besonders umstritten war:254 Teilweise wurde 
die völlige Abschaffung der Vorschrift, teilweise ihre Einschränkung auf Vereinigungen mit 
wirtschaftlicher Zielsetzung verlangt.255 Insbesondere für den Staat und öffentlich-rechtliche 
Körperschaften wurde eine Ausnahme von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
gefordert.256 Dogmatische Erwägungen in Bezug auf Handlungs-, Schuld- und Straffähigkeit 
                                                
249 Zieschang, Das Sanktionensystem in der Reform des französischen Strafrechts im Vergleich mit dem 
deutschen Strafrecht (1992) 237 ff. Auch beim Projekt für den Code pénal aus 1934 wurde die Einführung einer 
Strafbarkeit juristischer Personen erwogen, so Belghoul, L'extension 9. 
250 Zieschang, Das Sanktionensystem 238: Diese Einschränkung wurde von der Lehre aus gleichheitsrechtlichen 
Gründen abgelehnt. 
251 In beiden Entwürfen wurde die strafrechtliche Verantwortlichkeit der erfassten Vereinigungen vorgesehen, 
wenn eine Straftat vorsätzlich durch die Organe im Namen der Vereinigung und im kollektiven Interesse 
begangen wurde (vgl Art 2107-2 Abs 1. des Entwurfs von 1976 und Art 38 Abs 1. des Entwurfs von 1978). 
252 Nach Art 30 Abs 1 des Entwurfs von 1983 sollte die juristische Person nur in den vom Gesetz vorgesehenen 
Fällen und nur für Straftaten, die sie betreffen und von ihren Organen begangen wurden, verantwortlich gemacht 
werden, vgl Zieschang, Das Sanktionensystem 239. 
253 Zieschang, Der Allgemeine Teil des neuen französischen StGB, ZStW 106 (1994) 650. 
254 Zieschang, Das Sanktionensystem 240 ff. 
255 Zieschang, Das Sanktionensystem 240. 
256 Zieschang, Das Sanktionensystem 241 f. 
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juristischer Personen wurden hingegen keine angestellt; Die Überlegungen zur Einführung der 
Strafbarkeitsbestimmung wurden von praktischen Erwägungen dominiert.257 
B. Die Strafbarkeit juristischer Personen im Nouveau Code pénal, ihre 
Weiterentwicklung und ihre Anwendung in der Praxis 
Nach langwierigen Debatten ist der Nouveau Code pénal (das neue Strafgesetzbuch) 
einschließlich des Art 121-2 (Strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen) mit 
dem Gesetz vom 22. Juli 1992 erlassen worden und am 1. März 1994 in Kraft getreten. 
Durch Art 121-2 Code pénal ist nunmehr eine generelle Strafbarkeit aller juristischen 
Personen (mit wenigen Ausnahmen) für Straftaten ihrer Organe und Repräsentanten gegeben. 
Begründet wurde diese Neuerung damit, dass dadurch eine effizientere und vor allem 
gerechtere Verfolgung von Straftaten gegeben sein würde, weil die juristischer Personen für 
Straftaten mit oft besonders gravierende Folgen, die zu ihren Gunsten begangen werden und 
nicht ihren Vertretern allein angelastet werden sollten, strafrechtlich verantwortlich werden 
können.258 
Eine Einschränkung der neu eingeführten Regelung ergab sich jedoch durch den 
Spezialitätsgrundsatz, der dazu führte, dass ein Straftatbestand nur dann auf eine juristische 
Person anwendbar war, wenn dies explizit (in Gesetz oder Verordnung) vorgesehen wurde. 
Dies hatte zur Folge, dass die Liste der Straftaten, für die eine Strafbarkeit juristischer 
Personen ausdrücklich vorgesehen wurde, immer mehr erweitert wurde, was 2005 in der 
Abschaffung des Spezialitätsgrundsatzes und damit der Einführung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit juristischer Personen für alle Straftaten mündete.259 
 
Zwischen 1994 und 2002 wurden insgesamt 1442 Verurteilungen von juristischen Personen 
ausgesprochen,260 wobei die Zahl der Verurteilungen von Jahr zu Jahr gestiegen ist.261 Die 
Verurteilungen konzentrieren sich allerdings auf relativ wenige Bereiche: So sind circa 60 % 
der Verurteilungen juristischer Personen Delikten in Bezug auf die wirtschaftliche und soziale 
Ordnung zuzuordnen - ein Drittel der Verurteilungen geht alleine auf illegale Beschäftigung 
                                                
257 Zieschang, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen im französischen Recht – 
Modellcharakter für Deutschland? ZStW 115 (2003) 122. 
258 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 10 ff. 
259 Siehe dazu ausführlich unter Punkt 4.6.2.3. 
260 Bericht der Chambre de commerce et de l’industrie de Paris (Handelskammer Paris) « Pour une 
rationalisation de la responsabilité pénale des personnes morales (2005) 9. 
261 1995: 2 Verurteilungen, 1997: 74 Verurteilungen, 1999: 430, Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, 
Nr. 17. 
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zurück -, 25% der Verurteilungen betreffen Delikte in Bezug auf Leib und Leben und nur 8% 
der Verurteilungen juristischer Personen wurden im Umweltbereich ausgesprochen.262 
2.2.4. Entwicklung der Strafbarkeit juristischer Personen im englischen 
Recht 
Im Rahmen der Analyse wird auf die Rechtslage in England und Wales, die einen Teil des 
Vereinigten Königreichs und einen gemeinsamen Strafrechtsraum mit gemeinsamer 
Gesetzgebung bilden, Bezug genommen.263 
2.2.4.1. Das englische Rechtssystem und das englische Strafrecht – 
Besonderheiten in der Analyse 
Das englische Rechtssystem (common law)264 unterscheidet sich fundamental vom 
kontinentaleuropäischen (civil law), da es sich nur zweitrangig auf Gesetze (statutory law) 
und überwiegend auf das richterliche Fallrecht (common law im engeren Sinn, case law) 
stützt.265 Im Mittelpunkt stehen die richterlichen Entscheidungen und dabei die tragenden 
Urteilsgründe (ratio decidendi), die für die gesamte Rechtsordnung eine bindende Wirkung 
entfalten, so dass an vorangegangenen Entscheidungen grundsätzlich festgehalten werden 
muss (stare decisis doctrine).266,267 
Auch das englische Strafrecht ist nicht in einem einheitlichen Strafgesetzbuch, sondern in 
verschiedenen Einzelgesetzen geregelt, die durch das common law ergänzt werden: Ein Teil 
der Delikte ist somit gesetzlich fixiert, ein anderer durch Richterrecht geschaffen (common 
                                                
262 Bericht der Chambre de commerce et de l’industrie de Paris (2005) 9 f. 
263 Im Rahmen des Vereinigten Königreichs haben England und Wales, Schottland sowie Nordirland ein eigenes 
Rechts- und Gerichtssystem, vgl Youngs, English, French & German Comparative Law2 (2007) 8. Im Folgenden 
werden zur Vereinfachung die Begriffe „England“ und „englisch“  für „England und Wales“ sowie „englisch 
und walisisch“ verwendet. 
264 Hierbei handelt es sich um das Rechtssystem, das in den Staaten des Commonwealth (im Vereinigten 
Königreich, Australien etc) und in den USA zur Anwendung kommt, Heberer, Einführung in das englische 
Rechtssystem, ZfRV 2002, 57. 
265 Heberer, ZfRV 2002, 57 f. 
266 Heberer, ZfRV 2002, 57. Die unteren Gerichte sind jedenfalls an precedents (einschlägige vorangegangene 
Entscheidungen) höherer Gerichte gebunden. Ausnahmsweise kann ein precedent außer Kraft gesetzt werden 
(overruling) und zwar durch die Gesetzgebung, durch ein höheres Gericht oder dann, wenn das erkennende 
Gericht diesen precedent aufheben kann, weil der precedent seine eigene Entscheidung war und es an seine 
eigenen Entscheidungen nicht gebunden ist (etwa Court of Appeal bei Strafsachen), Blumenwitz, Einführung in 
das anglo-amerikanische Recht: Rechtsquellenlehre, Methode der Rechtsfindung, Arbeiten mit praktischen 
Rechtsfällen5 (1994) 25. 
267 Neben den tragenden Urteilsgründen gibt es auch nicht bindende Entscheidungsgründe und Argumente 
(obiter dicta). Ihre Bedeutung hängt wesentlich davon ab, welchen Ruf der jeweilige Richter genießt, Heberer, 
ZfRV 2002, 58. 
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law Delikte).268 Die Analyse der englischen Rechtslage wird sich deswegen im Gegensatz zu 
den anderen einbezogenen Rechtsordnungen nicht so sehr auf die relevanten Gesetze und ihre 
Kommentierung, sondern maßgeblich auf die einschlägigen Urteile stützen. Auch die 
Entwicklung der Verantwortlichkeit juristischer Personen im englischen Recht kann nur in 
Bezugnahme auf dafür zentrale Urteile nachgezeichnet werden. 
 
Dass die Entwicklung einer Strafbarkeit juristischer Personen im englischen Recht relativ früh 
eingesetzt hat, wird teilweise damit begründet, dass das englische Strafrecht weniger von 
einer ethisch begründeten Schuldstrafe ausgeht, sondern den Zweck der Strafe eher in der 
öffentlichen Sicherheit und Wohlfahrt sieht.269 Die dogmatischen Bedenken gegen eine 
Strafbarkeit juristischer Personen, die in vielen kontinentaleuropäischen Ländern lange Zeit 
vorherrschend waren, waren deswegen in England weniger umfassend.270 
2.2.4.2. Die Entwicklung der Strafbarkeit juristischer Personen bis 
Mitte des 20. Jahrhunderts 
A. Ablehnung einer Strafbarkeit juristischer Personen bis Mitte des 19. 
Jahrhunderts 
Die Strafbarkeit juristischer Personen wurde von der englischen Rechtsprechung ab Ende des 
17. Jahrhunderts bis Mitte des 19. Jahrhunderts ausnahmslos abgelehnt,271 wofür 
verschiedene Argumente vorgebracht wurden:272 So wurde beispielsweise damit argumentiert, 
dass Handlungen von Individuen nicht einfach einer juristischen Fiktion zugerechnet werden 
könnten und juristische Personen zu keinem moralischen Unrecht fähig seien. Eine 
Strafbarkeit juristischer Personen wurde auch als unvereinbar mit der „ultra-vires-Doktrin“ 
betrachtet, da die Handlungen der juristischen Person durch ihren statutarischen Gegenstand 
(und damit auf spezielle, rechtlich zulässige Handlungen) eingeschränkt würden. Ein 
                                                
268 Heberer, ZfRV 2002, 64. 
269 Willms, Die Strafbarkeit der „company“ im englischen Recht (1966) 4: Ein weiterer Grund für die frühe 
Entwicklung könnte die Vermengung von zivilrechtlichen und strafrechtlichen Gedanken im materiellen 
Strafrecht sein, wie sie sich zum Beispiel im Prinzip der vicarious liability zeigt. 
270 Zur dogmatischen Auseinandersetzung, insbesondere in Österreich und Deutschland, siehe unter Punkt 1.2.1. 
271 So etwa in der vielfach zitierten Entscheidung von Lord Holt aus 1701 („corporation is not indictable, but the 
particular members of it are“), Anonymous Case (No 935), Eng.Rep. 1518, 1518 (K.B. 1701). 
272 Coffee, Corporate Criminal Liability: An Introduction and Comparative Survey, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), 
Criminal Responsibility 13. 
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praktisches Problem ergab sich auch daraus, dass der englische Strafprozess für manche 
Verfahren ein Erscheinen des Angeklagten vor Gericht vorsah.273 
B. Erste strafrechtliche Verurteilungen juristischer Personen 
a. Wegbereiter der Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen 
Durch die industrielle Revolution und den Ausbau der Infrastruktur, insbesondere der 
Eisenbahn, änderten sich im 19. Jahrhundert nicht nur die Größe und Komplexität juristischer 
Personen, sondern vor allem auch die Bedeutung, die sie in der Gesellschaft einnahmen, so 
dass die Frage einer Verantwortlichkeit juristischer Personen aus praktischen Erwägungen 
immer mehr in den Vordergrund rückte.274 Die Einführung einer Verantwortlichkeit 
juristischer Personen wurde durch zwei Entwicklungen im englischen Recht begünstigt:275 
Zum einen wurde im 19. Jahrhundert das ursprünglich zivilrechtliche common-law-Prinzip 
der vicarious liability (stellvertretende Verantwortlichkeit) wieder eingeführt, nach dem der 
Geschäftsherr für rechtwidrige Handlungen seiner Verrichtungsgehilfen und somit für 
Handlungen anderer Personen verantwortlich gemacht werden kann.276 Zum anderen bestand 
bereits die Praxis die örtliche Verwaltung bei schlechter Erhaltung von Wegen und 
Wasserstraßen in ihrem Einflussbereich - als eine erste, eingeschränkte Form einer 
Strafbarkeit von juristischen Personen – für public nuisance (Delikt gegen die öffentliche 




                                                
273 Dieses wurde dadurch beseitigt, dass der Criminal Justice Act 1925 eine schriftliche Verteidigung der 
juristischen Person vorsah, so Wells, Corporations and criminal responsibility2 (2001) 90. Der Gesetzgeber erließ 
im Laufe des 20. Jahrhunderts mehrere statutes, die unter anderem auch die prozessrechtlichen Aspekte der 
Strafbarkeit juristischer Personen regelten (Criminal Justice Act 1925; the Magistrates’ Courts Act 1952; the 
Magistrates’ Courts Act 1980; the Magistrates’ Courts Rules 1981; Criminal Justice Act 1991). 
274 Wells, Corporations2 87 f; Ashworth, Principles of Criminal Law3 117. 
275 Wells, Corporations2 88. 
276 Von dem Gedanken, dass eine natürliche Person für das Handeln einer anderen (strafrechtlich) verantwortlich 
gemacht werden kann, war es nur ein kleiner Schritt zur Anerkennung einer (strafrechtlichen) Verantwortlichkeit 
juristischer Personen als Geschäftsherrn für das Handeln (bestimmter) natürlicher Personen. Siehe zur vicarious 
liability und zu ihrer Anwendung in Bezug auf die Strafbarkeit juristischer Personen näher unter Punkt 4.5.2.4 B. 
Der Geschäftsherr wurde allerdings aufgrund der vicarious liability im Strafrechtsbereich nur ausnahmsweise 
verantwortlich, etwa dann wenn er seine Zustimmung zu den Handlungen gegeben hatte oder auch ohne seine 
Zustimmung im Fall von public nuisances (Delikte gegen die öffentliche Ordnung/Erregung öffentlichen 
Ärgernisses – master criminally liable if any member of the household „layeth or casteth anything out of his 
house into the street or common highway, to the damage of any individual or the common nuisance of his 
majesty’s leige people“), so Bernard, The historical development of corporate criminal liability, Criminology 22 
(1984) 6. 
277 Bernard, Criminology 22 (1984) 6. Diese Strafbarkeit basierte wiederum auf dem Gedanken der vicarious 
liability. Zur public nuisance vgl die voherige Fußnote. 
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b. Die ersten Urteile: R. v. Birmingham and Gloucester Railway Co. [1842]; R. 
v. Great North of England Railway Co. [1946] 
Aus der Kombination der beiden oben beschriebenen Entwicklungen war es ein relativ kleiner 
Schritt, juristische Personen für das Handeln natürlicher Personen in Bereichen strafrechtlich 
verantwortlich zu machen, in denen sie ähnliche Pflichten wie die örtliche Verwaltung trafen: 
Die beiden ersten Entscheidungen haben gemein, dass den betroffenen companies (beide 
Eisenbahngesellschaften) durch besondere statutes (Gesetze) ähnliche Verpflichtungen 
wie der örtlichen Verwaltung auferlegt worden waren; Ihre Verurteilung stellte somit 
keine bahnbrechende Neuerung dar.278 So wurde im Jahr 1842 zum ersten Mal eine limited 
company bestraft, weil sie es pflichtwidrig unterlassen hatte, eine ihrer 
Verkehrssicherungspflicht unterliegende Straße zu reparieren.279 Während diese 
Verurteilung sich auf das Unterlassen bestimmter Handlungen (non-feasance) stützte, wurde 
in der richtungweisenden Entscheidung R. v. Great North of England Railway Co. in 1846 
eine company dafür verurteilt, dass sie bei der Errichtung einer Brücke rechtswidrig eine 
Straße zerstört hatte (misfeasance): 
„There can be no effectual means for deterring from an oppressive exercise of power 
for the purpose of gain, except the remedy by an indictment against those who truly 
commit it, that is, by the corporation, acting by its majority“.280 
 
Die entscheidende Frage nach diesen ersten Urteilen bestand darin, wie weit die Strafbarkeit 
juristischer Personen reichen sollte, ob sie eng mit dem Konzept der public nuisances 
verbunden bleiben würde oder ob auch traditionelle Delikte des Kernstrafrechts, 
insbesondere solche, die im Gegensatz zu den oben beschriebenen Delikten ein 
Schuldelement (mens rea) voraussetzen,281 erfasst werden würden. Letzteres wurde im 
Fall Great North of England Railway Co. von Lord Denman verneint, der dicta aus älteren 
Fällen wiederholte, nach denen juristische Personen für bestimmte Straftaten282 nicht strafbar 
gemacht werden können, da diese auf Individuen abzielen, die eine fehlerhafte Gesinnung 
haben und ihre sozialen Pflichten verletzen.283 
                                                
278 Wells, Corporations2 88 f; Bernard, Criminology 22 (1984) 9. 
279 R. v. Birmingham and Gloucester Railway Co. [1842] 3 Q.B. 223. 
280 Lord Denman in R. v. Great North of England Railway Co [1846] 9 Q.B. 315. 
281 Der Umfang von mens rea hat sich im Lauf der Zeit gewandelt und erfasste zu Beginn nur die criminal 
intention (Absicht, eine Straftat zu begehen), so Bernard, Criminology 22 (1984) 15, FN 3. Zur heutigen 
Definition von mens rea Delikten siehe unter Punkt 4.5.2.4 D. 
282 Folgende Straftaten führte Lord Denman an: treason (Verrat), felony (Verbrechen), perjury (Meineid), 
offences against the person (Delikte gegen Leib und Leben), immorality (Verstoß gegen die Sittlichkeit). 
283 „These plainly derive their character from the corrupted mind of the person committing them, and are 
violations of the social duties that belong to men and subjects. A corporation which has no such duties, cannot be 
50 
C. Schrittweise Ausdehnung der Strafbarkeit juristischer Personen 
Im Interpretation Act von 1889 wurde ausdrücklich festgehalten, dass der Ausdruck 
„Person“ in einem gesetzlich normierten Delikt auch juristische Personen einschließt, wenn 
nicht eine gegenteilige gesetzgeberische Ansicht vorliegt.284 Mit dieser Bestimmung hat der 
Gesetzgeber die Möglichkeit einer Strafbarkeit juristischer Personen für gesetzlich normierte 
Straftaten anerkannt,285 was sicherlich zur Etablierung der Strafbarkeit juristischer Personen 
im englischen Recht beigetragen hat. 
Ein weiterer Schritt in Richtung einer generellen Strafbarkeit juristischer Personen war auch 
das Urteil Mousell v. London and North Western Railway286 aus 1917. Dabei wurde eine 
company auf Basis der vicarious liability für ein Delikt, das gesetzlich vorgesehen war und 
mens rea voraussetzte, strafrechtlich verurteilt. Auf die Begründung der Strafbarkeit 
juristischer Personen auch für Delikte mit mens rea wurde nicht eingegangen; Stattdessen 
wurden die Kriterien herausgearbeitet, nach denen ein Gesetz zu einer vicarious liability 
führen kann.287 1926 bot sich eine weitere Gelegenheit, die Strafbarkeit juristischer Personen 
für Delikte mit mens rea zu etablieren: Bei einem Streik von Minenarbeitern hatte die 
betroffene company einen Zaun unter Strom gesetzt, was zum Tod eines Minenarbeiters 
führte. Zwar wurde die betroffene company für die Begehung von manslaughter strafrechtlich 
verfolgt,288 das Gericht kam jedoch zur Überzeugung, dass eine juristische Person wegen 






                                                                                                                                                   
guilty in these case: but they may be guilty as body corporate of commanding acts to be done to the nuisance of 
the community at large”. 
284 Section 2 (1) des Interpretation Act. Dies gilt unabhängig davon, ob das Gesetz vor oder nach dem 
Interpretation Act erlassen wurde, und wurde im Interpretation Act von 1978 wiederholt. Zum Einfluss anderer 
Gesetze vgl Leigh, The criminal liability of corporations in English law (1969) 20 f. 
285 Geeroms, La responsabilité pénale de la personne morale: une étude comparative, Revue internationale de 
droit comparé 1996, 536 f. 
286 [1917] 2 K.B.836. 
287 Es handelt sich dabei um den so gennannten „Atkin’s test“, siehe dazu ausführlich unter Punkt 4.5.2.4 D 
Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.. Dieses Urteil wird heute von einem Teil der Lehre als 
Ausnahme gesehen, da er davon ausgeht, dass die vicarious liability nicht mehr auf mens rea Delikte 
angewendet wird, siehe dazu unter Punkt 4.5.2.4 D. 
288 Manslaughter ist ein Delikt, für dessen Begehung mens rea vorliegen muss. Siehe zur Definition und zu den 
verschiedenen Gesetzesvorschlägen in diesem Bereich unten unter Punkt 4.5.2.4 C e. 
289 R v. Cory Brothers [1927] 1 K.B. 810. 
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2.2.4.3. Die drei grundlegenden Urteile aus dem Jahr 1944: 
Strafbarkeit juristischer Personen für mens rea Delikte und 
Einführung der Identifikationstheorie 
A. Inhalt der einzelnen Urteile 
Die Strafbarkeit juristischer Personen für Delikte mit mens rea wurde erst 1944 in drei 
grundlegenden Urteilen, mit denen die alter ego Theorie zur Begründung der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit juristischer Personen eingeführt wurde, endgültig festgestellt. Alle drei 
Fälle beschäftigten sich mit der Begehung von Betrugsdelikten, wobei es sich zweimal um ein 
gesetzlich normiertes Delikt und nur in einem Fall um ein common-law-Delikt handelte;290 
Das Vorliegen von mens rea war in jedem Fall erforderlich.291 
 
Dem Urteil DDP v Kent and Sussex Contractors292 lag der Sachverhalt zugrunde, dass der 
„transport manager“ der company während der kriegsbedingten Treibstoffrationalisierung 
gefälschte Dokumente an die zuständige Behörde sandte, um Treibstoffsbezugsscheine zu 
erhalten.293 Die Verurteilung der company für die Verwendung gefälschter Dokumente mit 
Täuschungsabsicht wurde damit begründet, dass es in der Natur der Gesellschaft liege, dass 
diese nur durch ihre Organe handeln könne und ihr deswegen das Wissen und Wollen ihrer 
Organe zugerechnet werden müsse:294 
“If the responsible agent of a company, acting within the scope of his authority, puts 
forward on its behalf a document which he knows to be false and by which he intends 
to deceive, I apprehend that according to the authorities (...) his knowledge and 
intention must be imputed to the company.” 
 
Die besondere Bedeutung des Urteils R v. ICR Haulage295 besteht darin, dass eine 
Verurteilung einer juristischen Person wegen eines common-law-Deliktes und somit nicht auf 
Basis einer gesetzlichen Bestimmung erfolgte: Die verurteilte company war vertraglich 
verpflichtet gewesen, bestimmte Waren an eine andere Gesellschaft zu liefern. Dabei hatten 
sich der Geschäftsführer und mehrere andere Personen dazu verabredet, mehr an Waren zu 
verrechnen, als tatsächlich geliefert wurden. Der Court of Criminal Appeal verurteilte 
                                                
290 Wells, Corporations2 94. 
291 Welsh., The Criminal Liability of Corporations, The Law Quarterly Review Vol. 62, Oct. 1946, 346. 
292 [1944] K.B. 146. 
293 Willms, Die Strafbarkeit 49. 
294 Macnaghten J. im Urteil Urteil DDP v Kent and Sussex Contractors [1944]. 
295 [1944] K.B. 551. 
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daraufhin die company wegen strafbarer Verabredung (common law conspiracy to 
defraud).296 
Im dritten Urteil Moore v. Bresler297 wurden die beiden anderen bestätigt. Das 
außergewöhnliche an dieser Entscheidung besteht darin, dass die company verurteilt wurde, 
obwohl sie selbst ebenfalls einem Betrug zum Opfer gefallen war:298 Der Sekretär der 
company, der zugleich Geschäftsführer einer Filiale war, und der Verkaufsleiter dieser Filiale 
hatten bestimmte Güter der juristischen Person verkauft und den Erlös für sich behalten. Um 
dies zu vertuschen, fertigten sie eine falsche Verkaufssteuererklärung aus, was dazu führte, 
dass die juristische Person zu wenig Verkaufssteuer entrichtete.299 
B. Die Identifikationstheorie und ihre Weiterentwicklung 
Während mit diesen drei Urteilen zwar die Strafbarkeit juristischer Personen für Delikte mit 
mens rea außer Frage gestellt wurde, war damit aber noch nicht abschließend geklärt, wessen 
Handlungen und mens rea der juristischen Person zugerechnet werden konnten:300 Einigkeit 
bestand lediglich darüber, dass die juristische Person - anders als bei der vicarious liability – 
nur für das Fehlverhalten ausgewählter Personen und nicht das jedes Angestellten 
verantwortlich gemacht werden sollte. Es handelt sich dabei um die ersten strafrechtlichen 
Anwendungsfälle der alter ego oder Identifikationstheorie, nach der die Handlungen 
einiger hochrangiger Vertreter (Personen als directing mind and will der juristischen 
Person) Handlungen der juristischen Person selbst darstellen.301,302 Wie der von der alter 
ego Theorie erfasste Personenkreis abzugrenzen ist, wurde erst rund 30 Jahre später in der 
zentralen Entscheidung Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass konkretisiert und wird unter Punkt 
4.5.2.4 C ausführlich erläutert. 
                                                
296 Willms, Die Strafbarkeit 50. In diesem Urteil wurde außerdem festgestellt, welche Delikte nicht von 
juristischen Personen begangen werden können, siehe dazu unter Punkt 4.6.2.4. 
297 [1944] All.E.R. 515. 
298 Wells findet dies insofern nicht problematisch, als die Verurteilung nur den Steueraspekt betraf, Wells, 
Corporations2 95. 
299 Willms, Die Strafbarkeit 50 f. 
300 Wells, Corporations2 95. Zu den Unklarheiten, die nach den drei Urteilen aus 1944 bestanden, vgl Leigh, The 
criminal liability 38 ff. 
301 Teilweise werden in den drei Urteilen aber noch Elemente der vicarious liability und der alter ego Theorie 
vermengt, so Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen im deutschen Recht und in ausländischen 
Rechtsordnungen (1984) 95. Nur im Urteil R v. ICR Haulage wird eine klare Unterscheidung getroffen, Leigh, 
The criminal liability 34 ff. 
302 Diese wurde wie auch die vicarious liability aus dem Zivilrecht übernommen und geht auf das zentrale Urteil 
Lennards Carrying Co v. Asiatic Petroleum [1915] zurück. Siehe dazu ausführlich unter Punkt 4.5.2.4 C. 
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2.2.4.4. Das neu erwachte Interesse an der Strafbarkeit juristischer 
Personen in den letzten 25 Jahren 
In den späten 1980er Jahren rückte die strafrechtliche Verantwortung juristischer Personen in 
den Blickpunkt der Öffentlichkeit, da eine Reihe von Katastrophen, an denen juristische 
Personen zumindest beteiligt waren, zahlreiche Opfer forderte.303 Der am heftigsten 
diskutierte Fall war das Kentern der Fähre Herald of Free Enterprise, für das die juristische 
Person, die diese betrieben hatte, zwar strafrechtlich verfolgt, aber nicht verurteilt wurde.304 
Trotz intensiver Debatten im Schrifttum haben diese Katastrophen bis zum jetzigen Zeitpunkt 
zu keiner Änderung der grundlegenden Prinzipien der Strafbarkeit juristischer Personen 
geführt;305 1989 wurde eine Regelung der Strafbarkeit juristischer Personen im Draft Criminal 
Code zwar vorgeschlagen, aber nicht umgesetzt306 und in den darauf folgenden Jahren wurden 
zahlreiche Entwürfe einer gesetzlichen Regelung von corporate manslaughter 
eingebracht.307 Bis heute haben die Entwürfe jedoch zu keiner Änderung der Rechtslage 
geführt. 
                                                
303 Es handelte sich dabei um den Zusammenstoß von Zügen, das Kentern einer Fähre oder Explosionen in 
Chemiefabriken, vgl Wells, Corporate criminal responsibility, in Tully (Hrsg.), Research Handbook on Corporate 
Legal Responsibility (2005) 147. 
304 Siehe dazu unter Punkt 4.5.2.4 C e. 
305 Ashworth, Criminal Law3 117. 
306 Vgl Clause 29, 30 (vicarious liability) und 30 (direkte Verantwortlichkeit nach der alter ego Theorie) des 
Draft Criminal Code der Law Commission 1989. Im Wesentlichen handelte es sich dabei um eine bloße 
Niederschreibung der gegebenen Rechtslage ohne grundlegende Neuerungen, Wells, Corporations and criminal 
responsibility1 (1993) 115. Bereits 1972 wurde ein Working paper der Law Commission zur strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen verfasst (The Criminal Liability of Corporations, Working paper 
44). 
307 Da die verschiedenen Entwürfe die Entwicklung des Verständnisses der Strafbarkeit juristischer Personen im 
letzten Jahrzehnt nachzeichnen, werden sie unter Punkt 4.5.2.4 C e näher beschrieben. 
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3. Internationale Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer 
Personen 
Im Lauf der letzten zwei Jahrzehnte haben sich immer wieder internationale Rechtsakte mit 
der Verantwortlichkeit juristischer Personen beschäftigt,308 was zu einer regen internationalen 
Diskussion geführt und viele europäischen Staaten dazu veranlasst hat, entsprechende 
Regelungen einzuführen. Die internationalen Rechtsakte wiederum wurden durch den Anstieg 
der Unternehmenskriminalität und die immer größere Macht von Unternehmen in einer 
globalisierten Welt ausgelöst.309 Im folgenden Kapitel sollen die einschlägigen internationalen 
Rechtsakte vorgestellt werden,310,311 wobei der Schwerpunkt auf Zielsetzung und Inhalt der 
jeweiligen Rechtsakte sowie der Frage ihrer Verbindlichkeit liegt. In einem ersten Teil 
werden die vielfältigen Regelungen, die im Rahmen der EU erlassen wurden, vorgestellt 
(Punkt 3.1). Anschließend werden völkerrechtliche Übereinkommen, die im Rahmen von 
Europarat, OECD und UN geschlossen wurden, behandelt (Punkt 3.2) und es wird auf die 
Empfehlungen eingegangen, die sich mit der Verantwortlichkeit juristischer Personen 
beschäftigen (Punkt 3.3). In einem letzten Teil (Punkt 3.4) werden die Ergebnisse 
zusammengefasst und es wird ein Überblick über die internationalen Vorgaben, die bei der 
Analyse der nationalen Rechtsordnungen beachtet werden müssen, gegeben. 
3.1. Die EU-rechtlichen Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer 
Personen 
Im Rahmen der EU wurde eine Vielzahl von Rechtsakten erlassen, die eine 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen für die unterschiedlichsten Straftatbestände 
vorsehen. In diesem Abschnitt wird zuerst der allgemeine Rahmen, in dem die Rechtsakte 
erlassen wurden (die dritte Säule der Europäischen Union), näher ausgeführt und 
                                                
308 Für eine Übersicht über die Entwicklung der internationalen Diskussion im 20. Jahrhundert und die 
verschiedenen Empfehlungen, von denen unter Punkt 3.3 nur die zwei wichtigsten behandelt werden, vgl 
Möhrenschlager, Developments on the International Level, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal 
Responsibility 91 ff. 
309 Von Bubnoff, Ein eigenständiges Verbandssanktionsrecht - Europäische Gestaltungsvorgaben, Ansätze und 
Anregungen, ZEuS 2004, Heft 3, 449; Pieth, Die strafrechtliche Verantwortung des Unternehmens, ZStrR (121) 
2003, 355. 
310 In den meisten Beiträgen zur Verantwortlichkeit juristischer Personen werden die internationalen Rechtsakte 
nur aufgezählt, ohne dass näher auf ihren Inhalt oder ihre Wirkung eingegangen wird, so etwa in Von Bubnoff, 
ZEuS 2004, Heft 3, 447. Eine Übersicht findet sich auch in der Regierungsvorlage zum österreichischen 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, RV 994 BlgNR 22. GP 6 f. (Allgemeiner Teil, A). 
311 Eine vollständige Übersicht der relevanten Rechtsakte findet sich im Anhang. 
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anschließend werden die verschiedenen Rechtsakte (Zweites Protokoll, Gemeinsame 
Maßnahme, Rahmenbeschlüsse und Richtlinie) ausführlich erörtert. 
3.1.1. Regelungsbereich der europarechtlichen Vorgaben 
3.1.1.1. Die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen als „dritte Säule“ der EU 
A. Allgemeines zur „dritten Säule“ der EU 
Die relevanten Rechtsakte im Rahmen der EU sind fast ausschließlich der so genannten 
„dritten Säule“ der Europäischen Union, der polizeilichen und justiziellen 
Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS, Titel VI EU-Vertrag), zuzurechnen. Neben den 
Europäischen Gemeinschaften EG und EAG312 (1.Säule) und der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (2. Säule) bildet die PJZS die dritte Säule, auf der die Europäische Union 
ruht. Der Unionsvertrag bildet das Dach, das die drei Säulen zusammenhält und einen 
einheitlichen institutionellen Rahmen zur Verfügung stellt.313 Ursprünglich war die dritte 
Säule auf die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres ausgerichtet314 und 
umfasste sowohl „gemeinschaftsnähere“ (etwa Asyl und Einwanderung), als auch 
„strafrechtliche“ Angelegenheiten (beispielsweise Rechtshilfe in Strafsachen).315 Mit dem 
Vertrag von Amsterdam wurde 1997 der Umfang der dritten Säule stark reduziert, weil viele 
Sachbereiche vergemeinschaftet wurden und größtenteils in den neuen Titel IV Teil 3 EGV 
überführt wurden. Damit wurde die dritte Säule, die nunmehr in den Artikeln 29 bis 42 des 
Titel VI EUV geregelt ist, auf den strafrechtlichen Bereich ausgerichtet.316,317  
                                                
312 Die EGKS als ehemals dritte Gemeinschaft ist mit 23.7.2002 erloschen. 
313 Streinz, Europarecht7 (2005) Rz 86; Harings, Die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres, EuR 
Beiheft 2/1998, 81. 
314 So waren die Bestimmungen im Maastricht-Vertrag unter dem Titel „Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz 
und Inneres“ zu finden. 
315 Harings, EuR Beiheft 2/1998, 81. In Art. K.1 Ziff. 1-9 EUV wurden die verschiedenen Sachgegenstände 
aufgezählt (Ziffer 1–6 waren die „gemeinschaftsnäheren“ Materien und Ziffer 7-9 die „strafrechtlichen“ 
Angelegenheiten). 
316 Harings, EuR Beiheft 2/1998, 82 f. Zum Reformbedürfnis vor dem Vertrag von Amsterdam, vgl Müller-
Graff, Europäische Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres – Funktion, Ausgestaltung und 
Entwicklungsoptionen des dritten Pfeilers der Europäischen Union, in Müller-Graff (Hrsg.), Europäische 
Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres: Der dritte Pfeiler der EU (1996) 38 f. 
317 In Art 42 EUV wird allerdings vorgesehen, dass Materien der PJZS einstimmig durch den Rat in Titel IV EG-
Vertrag übergeleitet werden können. Von diesem Verfahren zur Vergemeinschaftung ist allerdings noch nicht 
Gebrauch gemacht worden, so Zimmerling in Lenz/Borchardt, EU- und EG-Vertrag3 (2003), Art. 42 EUV, Rz 2. 
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B. Der ursprünglich völkerrechtliche Charakter der PJZS und ihre 
Annäherung an das Gemeinschaftsrecht 
Die PJZS hat im Gegensatz zum supranationalen Gemeinschaftsrecht der ersten Säule, das 
sich durch eine die Staaten unmittelbar verpflichtende Rechtssetzung durch 
Mehrheitsbeschluss, eine unmittelbare Anwendbarkeit von Rechtsvorschriften und ein eigenes 
Rechtsschutzsystem auszeichnet, grundsätzlich intergouvernementalen Charakter.318 Dies 
zeigt sich insbesondere in der grundsätzlichen Geltung des Einstimmigkeitsprinzips sowie in 
der Handlungsform des völkerrechtlichen Übereinkommens, die für die PJZS vorgesehen 
ist.319 Als Grund für diese Ausgestaltung wird angeführt, dass die PJZS sensible Bereiche 
staatlicher Souveränität betrifft.320 Die dritte Säule hat sich aber mit ihrer Neugestaltung durch 
den Vertrag von Amsterdam auch gemeinschaftsrechtlichen Elementen geöffnet, was zu einer 
Annäherung an das Gemeinschaftsrecht geführt hat: Das zeigt sich etwa daran, dass die 
Befugnisse des EuGH im Rahmen der PJZS erheblich erweitert wurden, auch wenn sie nicht 
mit denen im Gemeinschaftsrecht zu vergleichen sind.321 Auch die Einführung der 
Rechtsinstrumente Rahmenbeschluss und Beschluss sowie die Ausweitung der Beteiligung 
der Gemeinschaftsorgane Kommission und Parlament am Rechtssetzungsprozess hat zu einer 
Vergemeinschaftung der dritten Säule beigetragen.322 Es erscheint deswegen berechtigt, die 
PJZS als Übergangsform zwischen einer rein völkerrechtlichen Zusammenarbeit und 
einer supranationalen Ausgestaltung zu betrachten.323 
C. Ziele und Mittel der PJZS 
Die Europäische Union verfolgt nach Art 29 EUV das Ziel, „den Bürgern in einem Raum 
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten, indem 
sie ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedsstaaten324 im Bereich der polizeilichen und 
justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen entwickelt (…)“. Das angestrebte Ziel soll laut 
                                                
318 Pechstein/Koenig, Die Europäische Union3 (2000) Rz 360; Jour-Schröder/Wasmeier, in von der 
Groeben/Schwarze (Hrsg.), Kommentar zu EUV und EGV 16 (2003) Vorbemerkung zu Art 29-42 EUV Rz 3; 
Zimmerling in Lenz/Borchardt, EU- und EG-Vertrag3, Vorbemerkung zu Art. 29-42 EUV Rz 6. Zur Natur von 
EG und Gemeinschaftsrecht, vgl Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 (2002) Rz 690 ff. 
319 Harings, EuR Beiheft 2/1998, 94. Zur Handlungsform des Übereinkommens siehe unter Punkt 3.1.2.1. 
320 Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Vor Art 29 EUV Rz 21. 
321 Harings, EuR Beiheft 2/1998, 92 ff. Zu den einzelnen Befugnissen des EuGH im Rahmen der dritten Säule 
siehe gleich im Folgenden. 
322 Wilms in Hailbronner/Wilms (Hrsg.), Handkommentar zum Vertrag über die Europäischen Union 
(EUV/EGV), Art 34 EUV Rz 2. 
323 So Jour-Schröder/Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Vorbemerkung zu Art 
29-42 EUV Rz 6. 
324 Aus dieser Formulierung wird ersichtlich, dass hierbei nicht ein supranationales Handeln der EG zum Einsatz 
kommt, sondern eine zwischenstaatliche Koordination angestrebt wird, so Zimmerling in Lenz/Borchardt, EU- 
und EG-Vertrag3, Art. 29 EUV Rz 4. 
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Art 29 Satz 2 EUV durch die Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität erreicht werden, 
was wiederum durch drei verschiedene Vorgehensweisen, die in der dritten Säule 
zusammengefasst sind, realisiert werden soll:325 Zum einen sollen die polizeiliche 
Zusammenarbeit, die vor allem operative Maßnahmen zur Verhütung und Ermittlung von 
Straftaten umfasst, und die Zusammenarbeit der Justizbehörden vorangetrieben werden. 
Letzteres betrifft beispielsweise Fragen der Auslieferung, Rechtshilfe oder Vollstreckung von 
Entscheidungen. Zum anderen ist die Annäherung der mitgliedsstaatlichen 
Rechtsvorschriften im Bereich des Strafrechts vorgesehen, allerdings nur soweit dies 
erforderlich ist (Art 29 3. Spiegelstrich EUV). So ermöglicht Art 31 Abs 1 lit. e EUV die 
„schrittweise Annahme von Maßnahmen zur Festlegung von Mindestvorschriften über die 
Tatbestandsmerkmale strafbarer Handlungen und die Strafen in den Bereichen organisierte 
Kriminalität, Terrorismus und illegaler Drogenhandel.“ Diese Bestimmung betrifft dem 
Wortlaut nach nur Straftatbestände und Strafen in Bezug auf bestimmte Deliktgruppen, ist 
aber wohl etwas weiter auszulegen;326,327 Eine Annäherung im Allgemeinen Teil der 
Strafgesetze und des Strafverfahrensrechts, unter Umständen sogar in Bezug auf andere als 
die genannten Straftatbestände und dazugehörige Strafen kann auf Art 31 Abs 1 lit. c EUV 
gestützt werden.328 Die einschlägigen Rechtsakte betreffen somit im Ergebnis alle 
Bereiche des Strafrechts.329 
In jedem Fall werden die Staaten verpflichtet, in ihrem Strafrecht bestimmte gesetzgeberische 
Maßnahmen zu setzen, die zur Umsetzung der EU-Vorgaben nötig sind,330 da die Union im 
Rahmen der PJZS lediglich die Befugnis besitzt, die Mitgliedsstaaten zum Erlass 
                                                
325 Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 Rz 1965. 
326 Trotz des Wortlauts sollen nach Röben alle in Art 29 EUV erwähnten Bereiche (Menschenhandel, Bestechung 
etc) miterfasst sein, vgl Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 31 EUV Rz 17. Für eine Erfassung 
aller Deliktskategorien Satzger, Internationales und europäisches Strafrecht (2005) 103 f. Eine strenge 
Beschränkung auf die genannten Bereiche sei nicht gewollt gewesen, so dass in besonderen Fällen auch Art 31 
Abs 1 lit. c EUV als Rechtsgrundlage für die Annäherung anderer Straftatbestände herangezogen werden könne, 
so Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 31 EUV Rz 69. 
327 Einen Zwang zu Mindeststrafen soll es nach dem Willen der Mitgliedsstaaten aber nicht geben (Erklärung Nr. 
8 zu Art 31 lit. e. EUV - ehemals Art K.3. lit. e EUV - in der Schlußakte zum Vertrag von Amsterdam). 
328 So Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 31 EUV Rz 41 ff und 69. In Art 
31 Abs 1 lit. c EUV wird festgelegt, dass das gemeinsame Vorgehen die „Gewährleistung der Vereinbarkeit der 
jeweils geltenden Vorschriften der Mitgliedsstaaten untereinander, soweit dies zur Verbesserung dieser 
Zusammenarbeit erforderlich ist“, einschließt. 
329 Von Bubnoff, Schwerpunkte strafrechtlicher Harmonisierung in Europa unter Berücksichtigung der 
Orientierungsvorgaben aus der Grundrechtscharta 2000, ZEuS 2001, Heft 1, 168. Eine Regelung über die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen betreffe zwar den Allgemeinen Teil des Strafrechts, sei aber von Art 31 
Abs 1 lit. e EUV dann gedeckt, wenn den Mitgliedsstaaten in Bezug auf die Rechtsnatur der Vorschrift ein 
weiter Spielraum (z.B. Möglichkeit von Verwaltungsssanktionen) gelassen werde. Ansonsten könne eine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen auf Art 31 Abs 1 lit. c EUV gestützt werden, so 
Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 31 EUV Rz 57 und 43. 
330 Zeder, Die Rolle des Strafrechts beim Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, in 
Entwicklungslinien 186.  
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angemessener Strafgesetze zu verpflichten (Anweisungskompetenz).331 Einschränkungen 
ergeben sich aber in zweierlei Hinsicht: Mit dem Verweis auf die Erforderlichkeit wird 
deutlich, dass nur eine punktuelle Annäherung und keine umfassende Angleichung der 
Strafrechtssysteme angestrebt wird.332 Es kann sich dabei außerdem immer nur um eine 
Mindestharmonisierung durch Vorgabe von Mindestvorschriften handeln, so dass es den 
Mitgliedsstaaten unbenommen bleibt, bei der Umsetzung der EU-Vorgaben auch strengere 
Maßnahmen zu erlassen.333 
D. Die Handlungsformen und die Rolle der Gemeinschaftsorgane im 
Rahmen der PJZS 
Die für diese Arbeit zentrale Bestimmung ist Artikel 34 des EU-Vertrags, der in Abs 1 die 
Pflicht der Mitgliedsstaaten zur gegenseitigen Information und Konsultation normiert und in 
Abs 2 die verschiedenen, zur Verfügung stehenden Handlungsformen festschreibt. Auch 
dieser Artikel wurde durch den Vertrag von Amsterdam neu gefasst; Insbesondere wurde das 
Rechtsinstrument der gemeinsamen Maßnahme durch neue Handlungsformen, den 
Rahmenbeschluss und Beschluss, ersetzt.334 Als Handlungsformen stehen innerhalb der 
dritten Säule nunmehr Gemeinsame Standpunkte, Rahmenbeschlüsse, Beschlüsse und 
Übereinkommen zur Verfügung.335 Diese werden in den folgenden Kapiteln näher 
beschrieben, soweit sie für die vorliegende Arbeit von Interesse sind. Die im Rahmen der 
PJZS erlassenen Rechtsakte kann man aufgrund des Geltungsvorrangs des EUV als 
Unionssekundärrecht als Pendant zum Gemeinschaftssekundärrecht, das die auf der Basis 
des Gemeinschaftsrechts erlassenen Rechtsakte (Richtlinie, Verordnung etc) umfasst, 
bezeichnen.336 
 
                                                
331 Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 34 EUV Rz 8. Dass dies für eine 
wirkliche Harmonisierung nicht ausreicht, vertritt Klip in Klip, Harmonisierung des Strafrechts – eine fixe Idee? 
NStZ 2000, 626. 
332 So Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 31 EUV Rz 45. 
333 Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 29 EUV Rz 25 ff ; Wasmeier, in von der 
Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 31 EUV Rz 72 f: Erforderlichenfalls können aber auch alle 
Tatbestandsmerkmale einer bestimmten Straftat definiert werden. 
334Pechstein/Koenig, Die Europäische Union3 Rz 360. 
335 Art 34 Abs 2 Satz 1 EUV stellt allerdings einen Auffangtatbestand dar, so dass auch andere, nicht 
verbindliche Handlungsformen (Entschließungen, Empfehlungen) als die ausdrücklich genannten möglich sind, 
so Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 34 EUV Rz 26 ff. 
336Böse, in Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar (2000), Art 34 EUV Rz 1. 
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Das bestimmende Entscheidungs- und Rechtsetzungsorgan der dritten Säule ist der Rat, der 
grundsätzlich einstimmig entscheidet,337 auch wenn die Befugnisse der anderen 
Gemeinschaftsorgane durch den Vertrag von Amsterdam erweitert wurden. Das Initiativrecht 
steht nun der Kommission wie auch den Mitgliedsstaaten gleichermaßen zu338 und das 
Europäische Parlament ist vor Annahme eines Rahmenbeschlusses, Beschlusses oder 
Übereinkommens zu hören (Art 39 Abs 1 EUV); An seine Stellungnahme ist der Rat jedoch 
nicht gebunden.339 Kritisiert wird an der dritten Säule aber, dass der Rechtssetzungsprozess 
meist nicht sehr transparent sei, weil etwa Vorarbeiten vielfach der Öffentlichkeit nicht 
zugänglich sind.340 
E. Zuständigkeit des EuGH im Rahmen der PJZS 
Die Zuständigkeiten des EuGH in der dritten Säule (Art 35 EUV) wurden durch den Vertrag 
von Amsterdam erheblich ausgeweitet; Ein Vertragsverletzungsverfahren ist allerdings 
weiterhin nicht vorgesehen341 und die gerichtliche Kontrolle bezieht sich nur auf die 
Rechtsakte, nicht aber die Bestimmungen des Titel VI EUV selbst.342 Anders als im 
Gemeinschaftsrecht besitzt der EuGH im Rahmen der PJZS keine allgemeine Zuständigkeit 
für das Vorabentscheidungsverfahren, sondern es steht jedem Mitgliedsstaat frei, diese 
durch eine entsprechende Erklärung anzuerkennen (Art 35 Abs 2 und 3 EUV).343 An diesem 
„opting-in“-Modell lässt sich die völkerrechtliche Ausrichtung der dritten Säule erkennen.344 
Gegenstand des Vorabentscheidungsverfahrens sind nach Art 35 Abs 1 EUV die Gültigkeit 
                                                
337 Einzige Ausnahmen sind Beschlüsse über Maßnahmen, die zur Durchführung von Beschlüssen oder 
Übereinkommen erforderlich sind; Bei diesen reicht eine qualifizierte Mehrheit bzw Zweidrittelmehrheit aus 
(vgl Art 34 Abs 2 lit. c und d. sowie Art 34 Abs 3 EUV). Bei Verfahrensfragen braucht es überhaupt nur eine 
einfache Mehrheit (Art 34 Abs 4 EUV). 
338 Bis zum Vertrag von Amsterdam war das Initiativrecht der Kommission auf den nicht strafrechtlichen 
Bereich des Titels VI EUV beschränkt. 
339 Damit wurde das Anhörungsrecht des Europäischen Parlaments präzisiert und verfahrensmäßig verbessert; 
Die explizite Pflicht des Rats, die Auffassung des Parlaments „gebührend zu berücksichtigen“, ist jedoch mit 
dem Vertrag von Amsterdam weggefallen, so Pechstein/Koenig, Die Europäische Union3 Rz 362. 
340 Zeder, Der Rahmenbeschluss als Instrument der EU-Rechtsangleichung im Strafrecht am Beispiel des 
Rahmenbeschlusses gegen Geldfälschung, ÖJZ 2001, 81 f. Daraus leitet Zeder auch die weniger gute Kenntnis 
der dritten Säule durch die Fachöffentlichkeit ab. 
341 Zur Anwendbarkeit des Vertragsverletzungsverfahrens nach Art 226 EGV, wenn durch Beschlüsse der PJZS 
in Gemeinschaftskompetenzen eingegriffen wird, vgl Karpenstein P./Karpenstein U. in Grabitz/Hilf (Hrsg.), 
EU-Kommentar, Art 226 EGV Rz 15. 
342 Eine Auslegung oder Entscheidung über die Gültigkeit von Rechtsakten ohne eine solche in Bezug auf die 
Rechtsgrundlagen wird allerdings nur schwer möglich sein, so Zimmerling in Lenz/Borchardt, EU- und EG-
Vertrag3, Vorbemerkung zu Art. 35 EUV, Rz 4. 
343 Jeder Mitgliedsstaat kann außerdem festlegen, welche Gerichte zur Vorlage beim EuGH berechtigt sind. 
Österreich hat sich dafür entschieden, dass jedes Gericht zur Vorlage berechtigt und die letztinstanzlichen 
Gerichte zur Vorlage verpflichtet sind, Zeder, ÖJZ 2001, 83. Das entspricht der allgemeinen, verpflichtenden 
Regelung des Gemeinschaftsrechts in Art 234 EGV. 
344 Harings, EuR Beiheft 2/1998, 94. 
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und Auslegung von Rahmenbeschlüssen, Beschlüssen und Durchführungsmaßnahmen zu 
Übereinkommen, sowie die Auslegung von Übereinkommen. 
 
Es ist außerdem ein obligatorisches Verfahren zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit von 
Rahmenbeschlüssen und Beschlüssen vorgesehen (Art 35 Abs 6 EUV), das der 
gemeinschaftsrechtlichen Nichtigkeitsklage nachgebildet ist und von der Kommission sowie 
den Mitgliedsstaaten angestrebt werden kann.345 
Die dritte Verfahrensart des EuGH im Rahmen der dritten Säule hat keine Entsprechung im 
Gemeinschaftsrecht und betrifft Rechtsstreitigkeiten zwischen Mitgliedsstaaten über 
Auslegung und Anwendung der nach Art 34 Abs 2 EUV angenommenen Rechtsakte (Art 35 
Abs 7 EUV). Hinsichtlich Auslegung und Anwendung von Übereinkommen ist der EuGH 
auch für Streitigkeiten zwischen Mitgliedsstaaten und Kommission zuständig. Die 
Kommission hat somit mit Ausnahme der Übereinkommen keine Klagebefugnisse in Bezug 
auf die Auslegung der verschiedenen Rechtsakte der PJZS, was als Manko in Bezug auf ihre 
Effizienz kritisiert wird.346 
3.1.1.2. Die Zuordnung des Strafrechts zur PJZS 
Dass strafrechtliche Materien und damit auch die für diese Arbeit relevanten 
Rechtsakte bislang nur im Rahmen der dritten Säule geregelt werden,347 ergibt sich 
daraus, dass sich im EG-Vertrag keine ausdrückliche Kompetenzzuweisung für strafrechtliche 
Maßnahmen findet und somit keine Einigkeit darüber besteht, ob strafrechtliche Belange 
überhaupt im Gemeinschaftsrecht geregelt werden könnten;348 Die herrschende Lehre 
und die Regierungen der meisten Mitgliedsstaaten gehen vom Fehlen einer Kompetenz der 
Gemeinschaft zur Schaffung echten Kriminalstrafrechts aus.349 Es setzt sich aber immer mehr 
                                                
345 Die Klagegründe entsprechen denen der Nichtigkeitsklage im Gemeinschaftsrecht: Unzuständigkeit, 
Verletzung wesentlicher Formvorschriften, Verletzung dieses Vertrags oder einer bei seiner Durchführung 
anzuwendenden Rechtsnorm, Ermessensmissbrauch (Art 35 Abs 6 Satz 1 EUV). 
346 Zeder, ÖJZ 2001, 83. 
347 Einzige Ausnahme ist die Richtlinie über Insidergeschäfte und Marktmanipulation, die aber keine 
strafrechtlichen Bestimmungen enthält, siehe dazu unter Punkt 3.1.3.3. Die anderen einschlägigen Rechtsakte 
stellen zwar nicht auf eine strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen ab, haben aber jedesmal auch 
strafrechtliche Inhalte (z.B. Vorgaben zu einzelnen Straftatbeständen). 
348 Nach dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung braucht es für jeden Rechtsakt der Gemeinschaft einer 
vertraglichen Rechtsgrundlage, die sie zu diesem berechtigt, Jour-Schröder/Wasmeier, in von der 
Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 29 EUV Rz 54. 
349 Tiedemann, Europäisches Gemeinschaftsrecht und Strafrecht, NJW 1993, 23; Sieber, Subventionsbetrug und 
Steuerhinterziehung zum Nachteil der Europäischen Gemeinschaft, ZStrR 1996, 390; Thomas , Die Anwendung 
europäischen materiellen Rechts im Strafverfahren, NJW 1991, 2234. Das heißt jedoch nicht, dass das nationale 
Strafrecht frei vom Einfluss des Gemeinschaftsrechts bleibt, Marques/Kert, Strafrechtsänderungsgesetz 1998: 
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die Ansicht durch, dass die Gemeinschaft zwar selbst kein Strafrecht erlassen darf, ihr aber 
eine Anweisungskompetenz zukommt, so dass sie die Mitgliedsstaaten verpflichten kann, ein 
bestimmtes Verhalten strafrechtlich zu sanktionieren.350 Die Anweisungskompetenz im 
Strafrechtsbereich wird dabei aus verschiedenen Kompetenzbestimmungen des EGV 
abgeleitet (z.B. Art 280 Abs 4, 175 oder 94, 95 EGV) und meist als begrenzt auf 
bereichsspezifische strafrechtliche Maßnahmen kraft Sachzusammenhang mit der 
einschlägigen Gemeinschaftskompetenz angenommen.351 Diese These wird durch eine 
Entscheidung des EuGH aus 2005 gestützt, indem dieser die Kompetenz der Gemeinschaft 
zur Regelung von Strafvorschriften im Umweltschutzbereich in einer Richtlinie anstatt im 
Rahmen der PJZS (in einem Rahmenbeschluss) bejaht hat.352 
Eine der Kompetenzbestimmungen des EGV, die im Rahmen der Diskussion über eine 
Strafrechtskompetenz der Gemeinschaft herangezogen wird, ist Art 280 Abs 4 EGV, der den 
Bereich des Schutzes der finanziellen Interessen der Gemeinschaft gegen Betrügereien 
betrifft353 und in dem der Rat ermächtigt wird, Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung 
von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaft richten, zu 
beschließen. Gleichzeitig wird in Satz 2 der genannten Bestimmung darauf hingewiesen, dass 
die Anwendung des Strafrechts der Mitgliedsstaaten und ihre Strafrechtspflege davon 
                                                                                                                                                   
Umsetzung des EU-Betrugs-Übereinkommens in Österreich, ÖJZ 1999, 213. Vgl auch die Übersicht bei Böse, 
Strafen und Sanktionen im europäischen Gemeinschaftsrecht (1996) 59 f. 
350 So etwa Satzger, Europäisierung des Strafrechts (2001) 470 ff; Dannecker, Strafrecht in der Europäischen 
Gemeinschaft, JZ 1996, 873 und in Bezug auf Art 280 Abs 4 EGV Prieß/Spitzer, in von der Groeben/Schwarze 
(Hrsg.), EUV und EGV IV6 (2004) Art 280 EGV Rz 105 f (siehe dazu gleich im Folgenden). Die Befürworter 
einer Rechtsangleichungsbefugnis vertreten allerdings unterschiedliche Standpunkte im Hinblick darauf, ob die 
Anweisungskompetenz neben den Strafftatbeständen auch die Strafdrohungen umfassen soll, Satzger, 
Europäisierung 404 f. Die Anweisungskompetenz muss jedenfalls dort ihre Grenzen haben, wo sie wegen zu 
konkreter Vorgaben im Ergebnis zu einer EG-Strafrechtssetzung führen würde, Satzger, Internationales und 
europäisches Strafrecht 101 f. 
351 So soll beispielsweise die Kompetenz der Gemeinschaft im Bereich des Umweltschutzes (Art 175 EGV) auch 
die Kompetenz umfassen, die Mitgliedsstaaten zu einer strafrechtlichen Sanktionierung von Verstößen gegen 
Umweltschutzvorschriften - nicht aber zu Änderungen im Kernbereich des Strafrechts - zu verpflichten. Vgl zur 
strafrechtlichen Anweisungskompetenz kraft Sachzusammenhang Jour-Schröder/Wasmeier, in von der 
Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 29 EUV Rz 58 f und 72 f. 
352 EuGH Rs C-176/03: „Sicherlich enthalten die Artikel 2 bis 7 dieses Beschlusses eine Teilharmonisierung der 
Strafrechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, insbesondere in Bezug auf die Tatbestandsmerkmale verschiedener 
Umweltstraftaten. Grundsätzlich fällt das Strafrecht ebenso wie das Strafprozessrecht auch nicht in die 
Zuständigkeit der Gemeinschaft (vgl. in diesem Sinne die Urteile vom 11. November 1981 in der Rechtssache 
203/80, Casati, Slg 1981, 2595, Randnr. 27, und vom 16. Juni 1998 in der Rechtssache C-226/97, Lemmens, Slg 
1998, I‑3711, Randnr. 19). Dies kann den Gemeinschaftsgesetzgeber jedoch nicht daran hindern, Maßnahmen 
in Bezug auf das Strafrecht der Mitgliedstaaten zu ergreifen, die seiner Meinung nach erforderlich sind, um die 
volle Wirksamkeit der von ihm zum Schutz der Umwelt erlassenen Rechtsnormen zu gewährleisten, wenn die 
Anwendung wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Sanktionen durch die zuständigen nationalen 
Behörden eine zur Bekämpfung schwerer Beeinträchtigungen der Umwelt unerlässliche Maßnahme darstellt.“ 
353 Dieser Bereich ist für die vorliegende Arbeit von besonderem Interesse, da der zentrale Rechtsakt zur 
Veranwortlichkeit juristischer Personen, das Zweite Protokoll zum Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, ihm zuzuordnen ist. Siehe dazu unter Punkt 3.1.2.2 A. 
62 
unberührt bleiben.354 Dies wird teilweise dahingehend interpretiert, dass die Gemeinschaft 
keine Strafrechtskompetenz zum Schutz ihrer finanziellen Interessen hat und entsprechende 
Maßnahmen nur im Rahmen der dritten Säule getroffen werden können.355 Nach anderer 
Ansicht, unter anderem vertreten durch die Kommission, schließt Satz 2 eine strafrechtliche 
Anweisungskompetenz der Gemeinschaft und damit die Annahme von 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften, die eine gewisse strafrechtliche Harmonisierung 
herbeiführen, nicht aus.356 
 
Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten werden Rechtsakte im Strafrechtsbereich derzeit 
nur im Rahmen der PJZS erlassen, da hierfür eindeutige Rechtsgrundlagen bestehen.357 Damit 
bleibt die Souveränität der Mitgliedsstaaten in strafrechtlichen Belangen weitgehend 
unangetastet und es wird nur eine möglichst große Konvergenz der nationalen 
Rechtsordnungen angestrebt, um eine effiziente Zusammenarbeit zu ermöglichen;358 
Langfristig sprechen sich jedoch manche Autoren für eine ausdrückliche 
Kompetenzerweiterung der EG und die Schaffung eines supranationalen Strafrechts 
aus.359 Einen ersten Versuch in diese Richtung stellte Mitte der 1990er Jahre die Ausarbeitung 
eines Corpus Juris zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union 
durch eine von der Kommission beauftragte Gruppe von Experten aus den Europäischen 
Strafrechtsvereinigungen dar,360 wobei der Entwurf auch eine Strafbarkeit juristischer 
Personen vorgesehen hat.361 Grundlage dieses Projekts war die Überlegung, dass nur eine 
                                                
354 Diese Vorschrift ist das Ergebnis eines Kompromisses zwischen der Kommission, die eine umfassende 
Gesetzgebungskompetenz der Gemeinschaft erreichen wollte, und den Mitgliedsstaaten, die ihre Souveränität im 
Strafrechtsbereich bewahren wollten, Prieß/Spitzer, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV IV6, 
Art 280 EGV Rz 5. 
355 So Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen der EG – Die Frage der Einführung einer 
supranationalen Strafrechtskompetenz durch Artikel 280 IV EGV (2004); Zeder, in Mayer (Hrsg.), Kommentar 
zum EU- und EG-Vertrag, Art 280 EGV Rz 60 ff. 
356 Dies zeigt sich daran, dass die Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates über den strafrechtlichen Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft (ABl 2001 C 240E, 
125, geändert Komm (2002) 577, ABl 2003 C 71E, 1) gemacht hat, vgl dazu auch Dannecker, Die Bedeutung 
des Schutzes der finanziellen Interessen der Europäischen Union für die Harmonisierung des Strafrechts in der 
Europäischen Union, ZStR 2003, 300. Das Europäische Parlament vertritt eine noch weitergehende Ansicht als 
die Kommission, Zeder, in Mayer (Hrsg.), EUV und EGV, Art 280 EGV Rz 63. Satz 2 soll nach Jour-
Schröder/Wasmeier so verstanden werden, dass er nur das eigenständige Strafrechtssystem der Mitgliedsstaaten 
wahren soll, so Jour-Schröder/Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 29 EUV 
Rz 62. 
357 Siehe dazu gleich oben unter Punkt 3.1.1.1 C. 
358 Löschnig-Gspandl, Europäische Herausforderungen, in Strafrechtliche Probleme der Gegenwart 219. 
359 Sieber, ZStrR 1996, 393. 
360 Delmas-Marty, Corpus Juris der strafrechtlichen Regelungen zum Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Union (1998). 2000 wurde eine überarbeitete Fassung vorgelegt. 
361 Dannecker geht überhaupt davon aus, dass die Mitgliedsstaaten in absehbarer Zeit dazu verpflichtet werden, 
eine Strafbarkeit juristischer Personen einzuführen, Dannecker, GA 2001, 107. 
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Vereinheitlichung der Strafvorschriften eine übersichtliche Rechtslage schaffen und damit 
einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen gewährleisten könne.362 Der Entwurf des 
Corpus Juris wurde jedoch bis jetzt nicht in die Tat umgesetzt, so dass sich ein „europäisches 
Strafrecht“ bis auf weiteres in kleinen, oftmals bereichsspezifischen Schritten im Rahmen der 
dritten Säule entwickelte. Durch den Vertrag von Lissabon, der Änderungen des EU- und 
EG-Vertrags vorsieht und mit 1. Jänner 2009 in Kraft treten soll, werden aber in Zukunft 
umfassende Kompetenzen der Gemeinschaft im Bereich des Strafrechts bestehen.363 
3.1.2. Das Zweite Protokoll zum Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften364 
Die für diese Arbeit grundlegenden Bestimmungen sind im Zweiten Protokoll zum 
Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften niedergelegt.365 Im Folgenden werden seine Rechtsgrundlage, Zielsetzung 
und Entstehungsgeschichte, sowie sein Inhalt vorgestellt. 
3.1.2.1. Rechtsgrundlagen des Zweiten Protokolls im Rahmen der 
dritten Säule 
Das Übereinkommen war bereits im Vertrag von Maastricht als Handlungsform der PJZS 
vorgesehen und ist in Art 34 Abs 2 lit. d EUV geregelt, der bestimmt, dass der Rat 
Übereinkommen erstellt und den Mitgliedsstaaten die Annahme dieser gemäß ihren 
verfassungsrechtlichen Vorschriften empfiehlt (Ratifikation). Selbiges muss auch für das 
Zweite Protokoll gelten, das eine Ergänzung des Übereinkommens über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften darstellt.366 Die Notwendigkeit 
eines Ratifikationsverfahrens erklärt sich daraus, dass es sich bei den Übereinkommen und 
                                                
362 Dannecker, Das Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften, in Leitner (Hrsg.), Aktuelles zum Finanzstrafrecht, Beiträge der Finanzstrafrechtlichen Tagung 
Linz 1998 (1999) 42. 
363 Vgl dazu Kapitel 4 (Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen) und insbesondere auch Art 69b des Art 2 des 
Vertrags von Lissabon. 
364 ABl 1997 C 221, 11. Im Folgenden wird das Dokument unter der Bezeichnung „Zweites Protokoll“ 
angeführt. 
365 Das Übereinkommen wurde in ABl 1995 C 316, 48 veröffentlicht. Zu seinem Inhalt siehe Möhrenschlager, 
Bericht zur Entwicklung der internationalen Kriminalitätsbekämpfung, wistra 6/1998, V. 
366 Vgl den Rechtsakt des Rates vom 19. Juni 1997 über die Ausarbeitung des zweiten Protokolls zum 
Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften (ABl C 221, 11), 
der diese Empfehlung enthält, und Art 16 des Zweiten Protokolls, der sein Inkrafttreten regelt. 
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den dazugehörigen Protokollen der dritten Säule um völkerrechtliche Verträge handelt,367 
wobei als Besonderheit der PJZS der förmliche Abschluss und die Unterzeichnung des 
Übereinkommens, die den Verhandlungsprozess normalerweise abschließen und der 
Ratifizierung vorangehen, durch den Ratsbeschluss ersetzt werden.368 
Der Rat setzt für die Einleitung des Ratifizierungsverfahrens eine Frist, was die 
Mitgliedsstaaten aufgrund der allgemeinen Kooperationspflicht zur Einleitung des 
Ratifizierungsverfahrens verpflichtet; Die nationalen Parlamente können jedoch –wie bei 
allen anderen völkerrechtlichen Verträgen auch - frei entscheiden, ob das Übereinkommen 
angenommen wird.369 Ohne eine andere Bestimmung im Übereinkommen tritt dieses, wenn 
es durch die Hälfte der Mitgliedsstaaten ratifiziert wurde, bereits für diese in Kraft (Art 34 
Abs 2 lit d S. 3 EUV). In Art 16 des Zweiten Protokolls wurde jedoch abweichend bestimmt, 
dass es zu seiner Wirksamkeit einer Annahme durch alle Mitgliedsstaaten bedarf.370 Das 
Zweite Protokoll wurde bis jetzt von 22 Mitgliedsstaaten ratifiziert und ist somit noch 
nicht in Kraft getreten.371 
 
Geltung und Rang von Übereinkommen bestimmen sich nach dem nationalen 
Verfassungsrecht; Ob es eines spezifischen Ausführungsaktes bedarf, ist aber durch 
Auslegung der Vorschriften des Übereinkommens selbst zu beurteilen,372 wobei die 
Auslegung von Übereinkommen nach unionsrechtlichen Kriterien erfolgt.373 Zwei Drittel 
der Vertragsparteien können außerdem Maßnahmen zur Durchführung des Übereinkommens 
annehmen (Art 34 Abs 2 lit d letzter Satz EUV). Die Zuständigkeit des EuGH in Bezug auf 
Übereinkommen wurde bereits unter Punkt 3.1.1.1 E näher beschrieben.374 
                                                
367 Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 34 EUV Rz 20. Zum 
völkerrechtlichen Charakter der PJZS und den gemeinschaftsrechtlichen Elementen siehe oben unter Punkt 
3.1.1.1 B. 
368 Böse, in Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 8. 
369 Böse, in Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 8; Zimmerling, in Lenz/Borchardt, EU- und EG-
Vertrag3, Art. 34 EUV, Rz 10. 
370 Selbiges gilt auch für das Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften (vgl Art 11 des Übereinkommens). 
371 Stand vom 01.01.2008. 
372 Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 11 und 33. 
373 Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 34 EUV Rz 20; Röben, in 
Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 33. Subsidiär ist wohl auch die Wiener 
Vertragsrechtskonvention anzuwenden, da es sich bei den Übereinkommen um völkerrechtliche Verträge nach 
Art 1 WVRK handelt, so Wilms in Hailbronner/Wilms (Hrsg.), EUV/EGV, Art 34 EUV Rz 35. 
374 Die genaue Ausgestaltung des Verfahrens der Klagen ist in Art 13 des Zweiten Protokolls beschrieben. In 
Bezug auf das Vorabentscheidungsverfahren wurde ein eigenes Protokoll über die Auslegung des 
Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften durch den 
EuGH im Wege der Vorabentscheidung unterzeichnet (ABl 1997 C 191, 4). Dieses ist auch auf das Zweite 
Protokoll anwendbar (vgl Art 13 Abs 3 des Zweiten Protokolls). 
65 
3.1.2.2. Zielsetzung und Entstehungsgeschichte des Zweiten 
Protokolls 
A.  Die Betrugsbekämpfung als Zielsetzung des Zweiten Protokolls 
Das Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften und die dazugehörigen Protokolle stellen nur einen kleinen Teil der 
Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung dar, die im Rahmen der Europäischen Union ergriffen 
wurden, weil die Schäden, die durch Betrug zum Nachteil des Gemeinschaftshaushalts 
entstanden, ein immer größeres Ausmaß angenommen hatten.375 Die Kommission bezifferte 
in den Jahren der Ausarbeitung des Übereinkommens (1994 und 1995) das Ausmaß der 
aufgedeckten Betrügereien mit 1,5% bzw. 1,4% des Gemeinschaftshaushalts.376 Experten 
gehen jedoch davon aus, dass das tatsächliche Ausmaß der Schäden deutlich höher war und 
ist, und bei 10 bis 20% des Gemeinschaftshaushalts liegt.377 Das große Missbrauchsrisiko 
ergibt sich daraus, dass der traditionell betrugsanfälligen Einnahmenseite eine Ausgabenseite 
gegenübersteht, die sich zu einem großen Teil aus Subventionen zusammensetzt und damit 
ebenfalls sehr leicht für Betrügereien missbraucht werden kann.378 
Die Bekämpfung des Betrugs zum Nachteil des Gemeinschaftshaushalts wird unter anderem 
dadurch behindert, dass die Strafvorschriften in den Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich 
ausgestaltet sind.379 Ein besserer Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaften soll 
deswegen nicht nur durch Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene sowie eine verstärkte 
Kooperation der Mitgliedsstaaten,380 sondern auch durch eine Annäherung der Regelungen 
zur Betrugsbekämpfung in den Mitgliedsstaaten durch Vorgabe strafrechtlicher 
                                                
375 Dannecker, Das Übereinkommen, in Leitner (Hrsg.), Aktuelles zum Finanzstrafrecht 17. 
376 Dannecker, Das Übereinkommen, in Leitner (Hrsg.), Aktuelles zum Finanzstrafrecht 17; Sieber, ZStrR 1996, 
359. Zu den aktuellen Zahlen vgl Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaften – Betrugsbekämpfung 
Jahresbericht 2005, KOM (2006) 378 endg, 14 (Gesamtschadensvolumen durch Unregelmäßigkeiten mit 1,042 
Milliarden Euro beziffert). 
377 Fromm, Der strafrechtliche Schutz der Finanzinteressen 13. 
378 Sieber, ZStrR 1996, 358; Fischler, Der Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften - 
eine gemeinsame Aufgabe von Mitgliedstaaten und Europäischer Kommission, ÖJZ 1997, 521. 
379 Kuhl, The Criminal Law Protection of the Communities’ Financial Interests against Fraud, Criminal Law 
Review 1998, 265. 
380 Vgl dazu Art 280 EGV, der die Pflicht der Mitgliedsstaaten zur Bekämpfung von Betrügereien und die 
Befugnisse der Gemeinschaftsorgane in diesem Bereich verankert. Art 280 EGV ist der Nachfolger von Art 209a 
EGV, der durch den Vertrag von Amsterdam neu formuliert wurde. Siehe zur Frage, ob auf Basis von Art 280 
Abs 4 EGV vom Rat auch strafrechtliche Mindestvorschriften erlassen werden können, unter Punkt 3.1.1.2. Auf 
Gemeinschaftsebene ist etwa die Verordnung des Rates über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften (ABl 1995 L 312, 1) von Bedeutung, die verwaltungsrechtliche Sanktionen auf 
Gemeinschaftsebene auch gegen juristische Personen vorsieht (vgl. Art 7). 
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Mindestvorschriften erreicht werden,381 was derzeit nur im Rahmen der PJZS umgesetzt 
wird.382 Sowohl das Übereinkommen zum Schutz der finanziellen Interessen und als auch die 
dazu erlassenen Protokolle dienen dieser Annäherung. 
B. Die langwierige Entstehungsgeschichte des Zweiten Protokolls 
Die Entstehungsgeschichte des Zweiten Protokolls zeigt, wie schwierig es gewesen ist, einen 
Konsens über die Verantwortlichkeit von juristischen Personen zwischen den 
Mitgliedsstaaten zu erzielen. Die Schwierigkeit, in diesem Bereich zu einer Einigung zu 
kommen, hat wohl auch zur Auslagerung dieser Frage aus dem Übereinkommen in ein drittes 
Rechtsinstrument geführt, um einen Abschluss der für den Schutz der EG-Interessen 
wichtigen Bestimmungen des Übereinkommens nicht zu behindern.383 
a. Erste Vorschläge einer Verantwortlichkeitsregelung juristischer Personen 
Den Ausgangspunkt der Entstehung des Zweiten Protokolls bildete 1994 der Vorschlag der 
Kommission für ein Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Gemeinschaften,384 in dem auch eine Verantwortlichkeit juristischer Personen vorgesehen 
war: Nach Art 3 Abs 3 sollte eine juristische Person zumindest mit „Geldbußen bzw. –strafen 
für betrügerische Handlungen zum Nachteil der Gemeinschaften“ belegt werden, wenn „diese 
von einem Organ, einem gesetzlichen Vertreter oder Beauftragten einer anderen, mit 
Entscheidungsbefugnissen ausgestatteten Person im Unternehmen in Ausübung ihrer 
Tätigkeit begangen werden.“ Der von England etwa zur selben Zeit vorgelegte Entwurf für 
eine Gemeinsame Maßnahme zu demselben Thema, enthielt eine ähnliche Bestimmung.385 
Über beide Vorschläge wurde in der Arbeitsgruppe des Rates „Gemeinschaftsrecht und 
nationales Strafrecht“ beraten,386 was zu einer Entschließung des Rates vom 6.12.1994 
führte,387 in der die Grundsätze einer Regelung über den Schutz der finanziellen Interessen 
niedergelegt wurden. Dabei wurde auch festgehalten, dass es möglich sein sollte, „unter noch 
                                                
381 Zum Schutz der finanziellen zum Interessen der Gemeinschaften wurde je nach Bereich eine mehr oder 
weniger weitgehende Harmonisierung angestrebt, Grünbuch strafrechtlichen Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften und zur Schaffung einer Europäischen Staatsanwaltschaft, KOM (2001) 715, 
36; Fischler, ÖJZ 1997, 523. 
382 Siehe dazu oben unter Punkt 3.1.1.1 C und 3.1.1.2. 
383 Korte, Der Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften mit den Mitteln des 
Strafrechts – Das „Zweite Protokoll“, NJW 1998, 1464. 
384 KOM (94) 214, ABl 1994 C 216, 14. 
385 Ratsdokument 5342/94 JUSTPEN 12. 
386 Zeder, ÖJZ 2001, 631. Die Arbeitsgruppe ist dem Rat im Bereich der Justizzusammenarbeit nachgeordnet. 
387 ABl 1994 C 355, 2. Diese diente dazu, einerseits das grundsätzliche politische Bekenntnis des Rates zu einem 
verbindlichen Rechtsakt zum Ausdruck zu bringen, andererseits den groben Inhalt der Regelungen zu skizzieren, 
so Zeder, ÖJZ 2001, 81 f FN 38. 
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zu bestimmenden Voraussetzungen auch gegen juristische Personen strafrechtliche oder 
andere Sanktionen zu verhängen.“388 
 
Am 26.7.1995 wurde das Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften beschlossen, die Bestimmungen über eine 
Verantwortlichkeit juristischer Personen jedoch gestrichen, da es andernfalls nicht zu einer 
schnellen, noch unter französischem Vorsitz fallenden Einigung gekommen wäre.389 Der 
spanische Vorsitz widmete sich anschließend einer Ergänzung des Übereinkommens durch 
ein erstes Protokoll,390 in dem Bestimmungen über die Beamtenbestechung enthalten waren 
und die Frage der Verantwortlichkeit juristischer Personen wiederum ausgeklammert wurde. 
b. Die Verhandlungen über die Verantwortlichkeit juristischer Personen im 
Zweiten Protokoll 
Ende 1995 legte die Kommission einen Vorschlag zu einem weiteren Protokoll zum 
Übereinkommen vor,391 in dem neben Vorschriften zu Geldwäsche sowie Zusammenarbeit 
von Mitgliedsstaaten und Kommission die Verantwortlichkeit juristischer Personen einen 
zentralen Bestandteil darstellte. Einerseits wurde eine strafrechtliche Verantwortlichkeit 
von juristischen Personen für Betrugsdelikte vorgesehen, wenn ein vertretungsberechtigtes 
Organ, ein gesetzlicher Vertreter, eine rechtlich oder tatsächlich mit 
Entscheidungsbefugnissen im Unternehmen ausgestattete Person oder eine im Namen der 
juristischen Person handelnde Person die Tat für ihre Rechnung begangen hatte. Andererseits 
sollten, wenn ein solches Betrugsdelikt „nicht nachgewiesen“ werden konnte, die juristischen 
Personen für vorsätzliche oder fahrlässige Handlungen oder Unterlassungen der genannten 
Personen, die in ihrem Namen gehandelt hatten, verantwortlich werden, wenn dadurch die 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften geschädigt wurden.392 Dieser 
Vorschlag der Kommission ging somit zumindest teilweise von einer Strafbarkeit juristischer 
Personen aus und war deswegen erheblicher Kritik ausgesetzt.393 
 
                                                
388 Siehe dazu Punkt 7.f) der Entschließung. 
389 Zeder, ÖJZ 2001, 632. 
390 Protokoll zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaften, ABl 1996 C 
313, 1. 
391 KOM (95) 693, ABl 1996 C 83, 10. 
392 Vgl Art 2 - 5 des Vorschlags (wobei Art 5 die Sanktionen für die verschiedenen Fälle normiert). 
393 Korte, NJW 1998, 1464. Dennoch waren 10 Mitgliedsstaaten mit dem Kommissionsvorschlag grundsätzlich 
einverstanden, vgl Möhrenschlager, Übersicht über inter- und supranationale Regelungen zu Sanktionen gegen 
juristische Personen, in Hettinger (Hrsg.), Reform des Sanktionenrechts III: Verbandsstrafe (2002) 31. 
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Über die Formulierung des Zweiten Protokolls wurde in der Arbeitsgruppe 
„Gemeinschaftsrecht und nationales Strafrecht“ fast eineinhalb Jahre beraten,394 was den 
schwierigen Abstimmungsprozess belegt.395 Dies lässt sich dadurch erklären, dass die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen in den EU-Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich 
ausgestaltet war und es für einige einen Systembruch bedeutet hätte, wenn Strafbarkeit 
juristischer Personen einzuführen gewesen wäre.396 Jene Mitgliedsstaaten, denen eine 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen unbekannt war, konnten zwar eine gänzliche 
Streichung der entsprechenden Bestimmungen nicht erreichen, aber eine deutliche 
Abschwächung der Regelungen im Vergleich zum Kommissionsvorschlag durchsetzen.397  
c. Der Beschluss des Zweiten Protokolls 
Erst am 19.6.1997 wurde das Zweite Protokoll formell beschlossen. Österreich hat sich als 
einziger Staat die Möglichkeit ausbedungen, bei der Ratifikation die für maximal fünf Jahre 
ab Annahme des Rechtsakts gültige Erklärung abzugeben, an die Bestimmungen über die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen nicht gebunden zu sein, und damit eine Frist 
bis 18.6.2002 für deren Umsetzung bekommen.398 Das wurde damit begründet, dass das 
Konzept einer Verantwortlichkeit juristischer Person der österreichischen Rechtslage gänzlich 
fremd sei und es deswegen einige Zeit brauchen werde, um eine mit dem Zweiten Protokoll 
konforme Rechtslage zu schaffen.399 Das Gewähren eines Vorbehalts hat allerdings eher 
symbolische Wirkung,400 da das Zweite Protokoll ohnehin erst dann in Kraft tritt, wenn es von 
allen Mitgliedsstaaten ratifiziert wurde.401 
3.1.2.3. Inhalt des Zweiten Protokolls 
Das Zweite Protokoll soll die Regelungen des Übereinkommens über den Schutz der 
finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften und des Ersten Protokolls ergänzen 
und zu einem strafrechtlichen Mindeststandard hinsichtlich des Schutzes der finanziellen 
                                                
394 Zeder, ÖJZ 2001, 632. 
395 Korte, NJW 1998, 1464. 
396 Trotzdem ist letztendlich in vielen europäischen Staaten, wenn auch manchmal nach langjähriger Diskussion, 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen eingeführt worden. Siehe zur Entwicklung in den 
einzelnen, in die Analyse einbezogenen Ländern unter Punkt 2.2. 
397 Zeder, ÖJZ 2001, 632. 
398 Vgl Art 18 Abs 2 des Zweiten Protokolls. 
399 So der Erläuternde Bericht zum Zweiten Protokoll vom 12.3.1999, ABl 1999 C 91, 8, zu Art 18 Abs 2; Zeder, 
Umsetzung des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 
im allgemeinen Strafrecht, in Leitner (Hrsg.), Aktuelles zum Finanzstrafrecht, 74. 
400 Zeder, ÖJZ 2001, 632. 
401 Dies ist bis heute nicht geschehen, siehe dazu unten unter Punkt 3.1.2.1. Das österreichische 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz ist mit 1.1.2006 in Kraft getreten, was in Bezug auf den Vorbehalt zu spät ist, 
aber angesichts der fehlenden Ratifikationen einiger Mitgliedsstaaten keine Rolle spielt. 
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Interessen der Gemeinschaften gegen Betrügereien beitragen.402 Ihm liegt die Überlegung 
zugrunde, dass die finanziellen Interessen insbesondere auch durch das Handeln von 
juristischen Personen beeinträchtigt werden können.403 Das ergibt sich daraus, dass im EG-
Betrug der „klassische unorganisierte Einzeltäter“ kaum noch eine Rolle spielt und ein großer 
Teil der Betrügereien im Namen von Unternehmen begangen werden.404 Es wird nicht nur 
davon ausgegangen, dass es Unternehmen gibt, die ausschließlich kriminelle Zwecke 
verfolgen, sondern auch davon, dass es für Unternehmen in besonders wettbewerbsreichen 
Bereichen einen wirtschaftlichen Druck zur Begehung von Betrügereien gibt, um gegen die 
Konkurrenz bestehen zu können.405  
A. Die Verantwortlichkeitsregelungen des Zweiten Protokolls als 
Mindeststandard und Vorbild für weitere internationale Rechtsakte 
Die Bestimmungen des Zweiten Protokolls sind ausdrücklich nur als Mindestnormen 
konzipiert, so dass es den Mitgliedsstaaten frei steht, darüber hinausgehende Regelungen 
zu erlassen.406 Für diese Arbeit sind die Artikel 3 und 4 des Zweiten Protokolls, die eine 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen vorsehen, von entscheidender Bedeutung. Das 
ergibt sich daraus, dass diese beiden Artikel für zahlreiche der verbindlichen Rechtsakte 
(Rahmenbeschlüsse, Übereinkommen im Rahmen von Europarat etc) Vorbildfunktion 
hatten und oftmals wörtlich übernommen wurden. Ob und wie die Bestimmungen des 
Zweiten Protokolls in andere Rechtsakten übernommen wurden, wird im Zuge der Analyse 
dieser genauer beschrieben.407 
B. Die Definition der juristischen Person im Zweiten Protokoll (Art 1 lit d) 
Das Zweite Protokoll enthält eine Definition der juristischen Person, die wörtlich in den 
Großteil der anderen Rechtsakte, die sich mit der Verantwortlichkeit juristischer Personen 
beschäftigen, übernommen wurde. Nach Art 1 lit d des Zweiten Protokolls ist eine juristische 
Person „jedes Rechtssubjekt, das diesen Status nach dem jeweils geltenden innerstaatlichen 
Recht besitzt, mit Ausnahme von Staaten oder sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
                                                
402 Korte, NJW 1998, 1464. Dabei spielen die drei Straftatbestände Betrug, Bestechung und Geldwäsche eine 
zentrale Rolle. 
403 So auch die Kommission in ihrem Vorschlag für ein Übereinkommen über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Gemeinschaften; Vgl auch die Erwägungsgründe zum Zweiten Protokoll. 
404 Sieber, ZStrR 1996, 372 f. 
405 Sieber, ZStrR 1996, 373. 
406 Art 12 Abs 2 des Zweiten Protokolls iVm Art 9 des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften. Dies ist im Rahmen der PJZS generell der Fall, siehe dazu unter 
Punkt 3.1.1.1 C. 
407 Vgl dazu unter Punkt 3.1.3 und 3.2. 
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Rechts in der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte und der öffentlich-rechtlichen 
internationalen Organisationen“.408 
C. Die Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen im 
Zweiten Protokoll (Art 3 und 4) 
In Artikel 3 werden zwei unterschiedliche Tatbestände (Abs 1 und Abs 2) eingeführt, die 
eine Verantwortlichkeit juristischer Personen für Betrug, Bestechung und Geldwäsche 
begründen: Zum einen handelt es sich dabei um die Begehung des Delikts durch eine 
Person in Führungsposition (Abs 1), zum anderen wird die Begehung des Delikts durch 
eine unterstellte Person wegen mangelnder Überwachung oder Kontrolle durch eine 
Person in Führungsposition (Abs 2) erfasst.409 In Artikel 4 werden die Sanktionen 
aufgezählt, die die Mitgliedsstaaten ergreifen müssen; Ein Teil davon ist allerdings nur 
fakultativ vorgesehen. Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls lauten wie folgt: 
 
Artikel 3 Verantwortlichkeit von juristischen Personen 
  
(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass eine 
juristische Person für den Betrug, die Bestechung und die Geldwäsche, die zu ihren Gunsten 
von einer Person begangen werden, die entweder allein oder als Teil eines Organs der 
juristischen Person gehandelt hat und die eine Führungsposition innerhalb der juristischen 
Person aufgrund 
 
- der Befugnis zur Vertretung der juristischen Person oder 
- der Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, oder 
- einer Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person 
 
innehat, sowie für die Beihilfe oder Anstiftung zu einem solchen Betrug, einer solchen 
Bestechung oder einer solchen Geldwäsche oder für die versuchte Begehung eines solchen 
Betrugs verantwortlich gemacht werden kann. 
 
(2) Neben den in Absatz 1 bereits vorgesehenen Fällen trifft jeder Mitgliedstaat die 
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass eine juristische Person verantwortlich 
gemacht werden kann, wenn mangelnde Überwachung oder Kontrolle seitens einer der in 
Absatz 1 genannten Personen die Begehung eines Betrugs, einer Bestechungshandlung oder 
einer Geldwäschehandlung durch eine dieser unterstellten Person zugunsten der juristischen 
Person ermöglicht hat. 
                                                
408 Auf den Adressatenkreis der internationalen Bestimmungen über die Verantwortlichkeit juristischer Personen 
wird unter Punkt 4.4.1 ausführlich eingegangen. 
409 Im Folgenden werden diese beiden Tatbestände als Anknüpfungsfall1 (Abs 1) und Anknüpfungsfall 2 (Abs 2) 
bezeichnet. 
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(3) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person nach den Absätzen 1 und 2 schließt die 
strafrechtliche Verfolgung natürlicher Personen als Täter, Anstifter oder Gehilfe in dem 
Betrugs-, Bestechungs- oder Geldwäschefall nicht aus. 
Artikel 4 Sanktionen für juristische Personen  
(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass gegen 
eine im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 verantwortliche juristische Person wirksame, 
angemessene und abschreckende Sanktionen verhängt werden können, zu denen 
strafrechtliche oder nichtstrafrechtliche Geldsanktionen gehören und andere Sanktionen 
gehören können, beispielsweise: 
a) Maßnahmen des Ausschlusses von öffentlichen Zuwendungen oder Hilfen; 
b)Maßnahmen des vorübergehenden oder ständigen Verbots der Ausübung einer 
Handelstätigkeit; 
c) richterliche Aufsicht; 
d) richterlich angeordnete Auflösung. 
(2) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß gegen 
eine im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 verantwortliche juristische Person wirksame, 
angemessene und abschreckende Sanktionen oder Maßnahmen verhängt werden können. 
Die Vorgaben in Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls werden unter Punkt 4 anhand 
verschiedener Kriterien analysiert, damit die nationalen Rechtsvorschriften an ihnen 
gemessen werden können. Dabei ist zu beachten, dass hier nur der deutsche Wortlaut 
wiedergegeben wird, bei der Interpretation aber die Fassungen in den verschiedenen Sprachen 
berücksichtigt werden müssen. Bei Divergenzen muss die „richtige“ Bedeutung nach Ziel und 
Zweck des Vertrags ermittelt werden.410 
3.1.3. Weitere EU-rechtliche Vorgaben: Rechtsgrundlagen und Inhalt 
3.1.3.1. Die Gemeinsame Maßnahme betreffend die Strafbarkeit der 
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung 
Die Handlungsform der Gemeinsamen Maßnahme wurde mit dem Vertrag von Amsterdam 
durch Rahmenbeschluss und Beschluss ersetzt, da im Rat keine Einigung über ihre 
Rechtswirkungen hergestellt werden konnte.411 Für diese Arbeit ist nur eine Gemeinsame 
                                                
410 Bei Divergenzen zwischen verschiedenen Sprachfassungen folgt der EuGH nämlich der Auslegungsregel in 
Art 33 WVK I, vgl Streinz, Europarecht7 Rz 278 f. Siehe zur Auslegung nach der WVK I unter Punkt 3.2.2.2. 
Divergenzen zwischen den verschiedenen Sprachen können sich ergeben, obwohl vor der formellen 
Beschlussfassung sichergestellt wird, dass die Fassungen in allen Amtssprachen übereinstimmen, Zeder, ÖJZ 
2001, 89. Hilfreich für die Auslegung ist auch der Erläuternde Bericht, der zum Zweiten Protokoll erlassen 
wurde. 
411Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 10. Röben spricht sich für eine 
Bindungswirkung der Gemeinsamen Maßnahme aus, wofür auch die Entscheidung des EuGH Kommission/Rat 
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Maßnahme von Bedeutung, die vor Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags auf Basis des 
damaligen Art K.3 Abs 2 lit. b EUV aF erlassen wurde:412 In Art 3 der Gemeinsamen 
Maßnahme vom 21. Dezember 1998 betreffend die Strafbarkeit der Beteiligung an einer 
kriminellen Vereinigung in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union413 wird den 
Mitgliedsstaaten aufgetragen, dafür zu sorgen, dass „juristische Personen für ihr unter Artikel 
2 fallendes Verhalten414 strafrechtlich oder auf sonstige Weise nach im innerstaatlichen Recht 
festzulegenden Verfahren verantwortlich gemacht werden können“.415 Die 
Verantwortlichkeitsbestimmung für juristische Personen ist somit sehr allgemein 
gehalten. Es sind insbesondere überhaupt keine Verantwortlichkeitsvoraussetzungen statuiert, 
so dass den Mitgliedsstaaten bei der Umsetzung alle Möglichkeiten offen bleiben.416 In Bezug 
auf die Sanktionierung wird eine ähnliche Formulierung wie im Zweiten Protokoll gewählt, 
da „wirksame, verhältnismäßige und abschreckende“ Sanktionen gefordert werden; Jedenfalls 
notwendig ist die Einführung von „Vermögenssanktionen und sonstigen Sanktionen 
wirtschaftlicher Art“.417 
                                                                                                                                                   
(Rs C-170/96, Flughafenvisum, Slg 1998, I-2763) spricht, in der dieser eine Klage gegen eine Gemeinsame 
Maßnahme zuließ und diese somit implizit als verbindliches Rechtsinstrument anerkannte, so Röben, in 
Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 35 ff. Überwiegend wird eine völkerrechtliche 
Bindungswirkung bejaht, die aber auch von Inhalt, Formulierung und Intention des Rechtsakts abhängen soll, so 
Brandl, Die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres: Wie tragfähig ist die dritte Säule? in 
Hummer/Schweitzer (Hrsg.), Österreich und das Recht der Europäischen Union (1996) 159. Aufgrund des 
Fehlens einer ausdrücklichen Definition sei die Bindungswirkung vom Rat im jeweiligen Beschluss selbst 
festzulegen, so Hummer/Obwexer (Hrsg.), Österreich in der EU III (1996) 23. In der Erklärung des Rates zu der 
hier interessierenden Gemeinsamen Maßnahme gibt dieser an, zu prüfen, „ob die Mitgliedstaaten ihren 
Verpflichtungen aufgrund dieser Gemeinsamen Maßnahme (...) nachkommen“. Diese Formulierung spricht für 
den verbindlichen Charakter dieser Gemeinsamen Maßnahme. 
412 Es gab noch zwei weitere Gemeinsame Maßnahmen, die eine Verantwortlichkeit juristischer Personen 
vorsahen: Die Gemeinsame Maßnahme vom 24. Februar 1997 betreffend die Bekämpfung des Menschenhandels 
und der sexuellen Ausbeutung von Kindern (ABl 1997 L 63, 2) und die Gemeinsame Maßnahme vom 22. 
Dezember 1998 betreffend die Bestechung im privaten Sektor (ABl 1998 L 358, 2). Diese sind jedoch 
mittlerweile durch Rahmenbeschlüsse ersetzt worden; Auch für die verbleibende Gemeinsame Maßnahme wurde 
bereits ein Rahmenbeschluss vorgeschlagen, um diese zu ersetzen (Komm/2005/0006 endg.). 
413 ABl 1998 L 351, 1. In einer Erklärung zu Artikel 3 der Gemeinsamen Maßnahme hat die österreichische 
Delegation auf die ihr im Zweiten Protokoll eingeräumte Möglichkeit, die Verpflichtung zur Einführung einer 
Verantwortlichkeit juristischer Personen für maximal fünf Jahre auszusetzen, hingewiesen und erklärt, ihrer 
Verpflichtung aus der Gemeinsamen Maßnahmen innerhalb der gleichen Frist nachkommen zu wollen. 
414 Es handelt sich dabei um Beteiligungshandlungen an einer kriminellen Vereinigung. 
415 Auch in dieser Bestimmung wird wie im Zweiten Protokoll ausdrücklich auf die daneben bestehende 
strafrechtliche Verantwortlichkeit von natürlichen Personen hingewiesen. 
416 Damit erfüllt eine Regelung, die sich an den Vorgaben des Zweiten Protokolls orientiert, wohl auch die 
Vorgaben der Gemeinsamen Maßnahme, siehe dazu unten unter Punkt 3.4.2.4. 
417 Die Formulierung „verhältnismäßige“ Sanktionen entspricht der des Zweiten Protokolls („angemessene“), 
siehe dazu gleich im Folgenden in Bezug auf gleichlautende Rahmenbeschlüsse. Unter die erforderlichen 
Vermögensanktionen bzw. sonstigen Sanktionen wirtschaftlicher Art fallen sicherlich auch die Geldsanktionen, 
die nach Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls verpflichtend vorgesehen sind, so dass diese für eine Umsetzung 
der Gemeinsamen Maßnahme genügen. 
73 
3.1.3.2. Überblick über die relevanten Rahmenbeschlüsse 
Die für diese Arbeit relevanten Rechtsakte im Rahmen der Europäischen Union wurden bei 
weitem am häufigsten in der Form des Rahmenbeschlusses erlassen, so dass dieser in der 
Folge ausführlich dargestellt wird. 
A. Das Rechtsinstrument „Rahmenbeschluss“ 
Die Handlungsform des Rahmenbeschlusses, die mit Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags 
für den Bereich der PJZS die Gemeinsame Maßnahme ersetzt hat und in Artikel 34 Abs 2 lit. 
b EUV geregelt ist,418 dient der Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
und ist deswegen – nach dem Vorbild der gemeinschaftsrechtlichen Richtlinie - für die 
Mitgliedsstaaten nur hinsichtlich des Ziels verbindlich, überlässt ihnen aber die Wahl der 
Form und Mittel.419 Ziel war es, eine schnelle und effektive Handlungsmöglichkeit zu 
schaffen.420 Der Unterschied zu Übereinkommen im Rahmen der PJZS besteht darin, dass der 
Rahmenbeschluss keiner Ratifikation durch die Mitgliedsstaaten bedarf, sondern durch ihre 
einstimmige Annahme (im Rahmen des Rates) bereits verbindlich wird.421 Durch die 
Annahme des Rahmenbeschlusses im Rat trifft die Mitgliedsstaaten eine Pflicht zur 
Umsetzung,422 die allerdings aufgrund des Fehlens eines Vertragsverletzungsverfahrens im 
Rahmen der PJZS nicht gerichtlich durchgesetzt werden kann.423 
 
Der Rahmenbeschluss ist der Richtlinie nachgebildet, die zur Rechtsangleichung im 
Gemeinschaftsrecht eingesetzt wird; Er unterscheidet sich aber jedenfalls dadurch, dass in Art 
34 Abs 2 lit. b S. 3 EUV seine unmittelbare Wirkung ausdrücklich ausgeschlossen wird. 
Im Schrifttum werden die Reichweite dieses Ausschlusses und seine Konsequenzen für die 
                                                
418 Der Rahmenbeschluss wurde (so wie der Beschluss) deswegen eingeführt, weil über die Verbindlichkeit der 
Handlungsform der Gemeinsamen Maßnahme Uneinigkeit bestand, Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-
Kommentar, Art 34 EUV Rz 10. Die Rechtswirkung des Rahmenbeschlusses ist nunmehr ausdrücklich 
festgelegt. 
419 Zu den Grenzen der Angleichungsbefugnis (insbesondere die Beschränkung auf Mindestvorschriften) im 
Rahmen der PJZS, siehe oben unter Punkt 3.1.1.1 C. 
420 Wilms in Hailbronner/Wilms (Hrsg.), EUV/EGV, Art 34 EUV Rz 10. 
421 Zeder, ÖJZ 2001, 82. Dies zeige, dass der Rahmenbeschluss über die klassische Form zwischenstaatlichen 
Handelns im Völkerrecht hinausgehe, so Wilms in Hailbronner/Wilms (Hrsg.), EUV/EGV, Art 34 EUV Rz 15. 
422 Nach Ablauf der Umsetzungsfrist entfaltet der Rahmenbeschluss eine Sperrwirkung gegen nationale 
Maßnahmen, die mit ihm unvereinbar sind, Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, 
Art 34 EUV Rz 14. Ob dies auch schon während der Umsetzungsfrist gilt, ist fraglich, bejahend Röben, in 
Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 18. 
423 Wilms in Hailbronner/Wilms (Hrsg.), EUV/EGV, Art 34 EUV Rz 14. Zu den verschiedenen Verfahrensarten 
des EuGH im Rahmen der dritten Säule, siehe oben unter Punkt 3.1.1.1 E. 
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Rechtsnatur des Rahmenbeschlusses uneinheitlich beurteilt:424 Einigkeit besteht darüber, dass 
der Rahmenbeschluss ohne Umsetzung in nationales Recht weder unmittelbar wirksam 
werden noch Rechte Einzelner begründen kann; Strittig ist hingegen, ob die innerstaatliche 
Geltung ohne Transformation ausgeschlossen ist.425 Überwiegend wird aber anerkannt, dass 
der Rahmenbeschluss zumindest zur Auslegung des nationalen Rechts herangezogen 
werden kann.426 Bei der rahmenbeschlusskonformen Auslegung muss jedoch beachtet 
werden, dass sie auf keinen Fall zu einer Ausweitung der Strafbarkeit oder einer 
Strafverschärfung führen darf, da hier die Grundsätze nulla poena/nullum crimen sine lege, 
das Bestimmtheitsgebot, das Rückwirkungs- und das Analogieverbot als allgemeine 
Rechtsgrundsätze des Unionsrechts im Sinne von Art 6 EUV zu beachten sind.427 
B. Die relevanten Rahmenbeschlüsse – Darstellung der Abweichungen vom 
Zweiten Protokoll 
Im Rahmen der PJZS wurden Rahmenbeschlüsse, die eine Verantwortlichkeit juristischer 
Personen vorsehen, in den unterschiedlichsten Bereichen erlassen;428 Da diese großteils die 
Bestimmungen der Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls übernehmen, wird im Folgenden nur 
auf davon abweichende Regelungen eingegangen.429 Nur ein kleiner Teil der einschlägigen 
Rahmenbeschlüsse enthält nicht die im Zweiten Protokoll normierte Definition der 
juristischen Person.430 
                                                
424 Zu den verschiedenen Ansichten, die davon abhängen, ob die PJZS als völkerrechtliche Zusammenarbeit oder 
Zwischenform zwischen dieser und einer supranationalen Gemeinschaft charakterisiert wird, Wasmeier, in von 
der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV 16, Art 34 EUV Rz 10 ff. 
425 Bei der Frage der Geltung wird darauf abgestellt, ob der Rechtsakt Teil der innerstaatlichen Rechtsordnung 
geworden ist; Dies ist zu unterscheiden von der Tatsache, dass ein Rahmenbeschluss – wie die Richtlinie auch – 
einer Umsetzung bedarf, damit er anwendbar ist, vgl dazu Thun-Hohenstein, Der Vertrag von Amsterdam (1997) 
44. Eine vermittelnde Position zu dieser Frage besteht darin, unter die unmittelbare Wirksamkeit nur die 
unmittelbare Anwendbarkeit und Individualberechtigungen zu subsumieren, aber andere objektive 
Rechtswirkungen ähnlich der Richtlinie zuzulassen (etwa Einfluss auf die Auslegung nationalen Rechts), so etwa 
Röben, in Grabitz/Hilf (Hrsg.), EU-Kommentar, Art 34 EUV Rz 15 f. 
426 Zeder, ÖJZ 2001, 82. 
427 Wasmeier, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV I6, Art 34 EUV Rz 12; EuGH 8.10.1987, Rs 
80/86, Kolpinghuis Nijmegen, Slg 1987, 3969; EuGH 26.09.1996, Rs C-168/95, Arcaro, Slg 1996, I-4705. 
428 Die vollständige Liste der relevanten Rahmenbeschlüsse (derzeit 10) findet sich im Anhang. Die Delikte, die 
aufgrund der internationalen Vorgaben erfasst werden müssen, werden unter Punkt 4.6.1 vorgestellt. 
429 In Bezug auf einzelne Rahmenbeschlüsse (etwa Rahmenbeschluss vom 29. Mai 2000 über die Verstärkung 
des mit strafrechtlichen und anderen Sanktionen bewehrten Schutzes gegen Geldfälschung im Hinblick auf die 
Einführung des Euro, ABl 2000 L 140, 1) hat Österreich auf den in Art 18 Abs 2 des Zweiten Protokolls 
eingeräumten Vorbehalt verwiesen und den selben Aufschub auch in Bezug auf die Bestimmungen über die 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen im jeweiligen Rahmenbeschluss für sich in Anspruch genommen. 
Zum Vorbehalt in Art 18 Abs 2 des Zweiten Protokolls siehe oben unter Punkt 3.1.2.2 B c. 
430 Teilweise weicht der Wortlaut aber von dem in Art 1 lit. d des Zweiten Protokolls ab (z.B. „nach geltendem 
Recht“, statt „nach geltendem innerstaatlichen Recht“), was aber nur in manchen Sprachfassungen der Fall ist, so 
dass es sich nur um ein Versehen und nicht eine bewusste Abweichung vom Zweiten Protokoll handeln kann. 
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a. Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit 
Anders als im Zweiten Protokoll sind in fast allen Rahmenbeschlüssen auch Vorgaben zur 
inländischen Gerichtsbarkeit im Zusammenhang mit juristischen Personen enthalten: So 
muss nach diesen Bestimmungen jeder Mitgliedstaat die erforderlichen Maßnahmen treffen, 
um seine Gerichtsbarkeit zu begründen, wenn die Straftat zugunsten einer juristischen Person 
begangen wurde, die eine gewisse Verbindung zu diesem Mitgliedsstaat aufweist (z.B. Sitz in 
seinem Hoheitsgebiet).431 Diese Regelungen werden allerdings dadurch abgeschwächt, dass 
jeder Mitgliedsstaat beschließen kann, „diese Gerichtsbarkeitsregel nicht oder nur in 
bestimmten Fällen oder unter bestimmten Umständen“ anzuwenden.432 Diese Vorgaben zur 
inländischen Gerichtsbarkeit sind somit nicht verbindlich und müssen deswegen nicht in die 
Analyse einbezogen werden. Nur in einem einzigen Fall433 ist eine unabdingbare 
Verpflichtung der Mitgliedsstaaten vorgesehen, ihre Gerichtsbarkeit für Straftaten zu 
begründen, die zugunsten einer juristischen Person mit Sitz in ihrem Hoheitsgebiet 
begangen wurden. Diese Bestimmung muss somit jedenfalls bei der nationalen Regelung der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen berücksichtigt werden. 
b. Verantwortlichkeit juristischer Personen für Beihilfe, Anstiftung und 
Versuch 
Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen für Beihilfe, Anstiftung und Versuch 
einer Straftat wird in den verschiedenen Rahmenbeschlüssen sehr unterschiedlich geregelt. 
Teilweise wird abweichend vom Zweiten Protokoll der zweite Anknüpfungsfall (mangelnde 
Überwachung oder Kontrolle durch Person in Führungsposition) auch auf Beihilfe, Anstiftung 
und Versuch einer Straftat (durch die unterstellte Person) angewendet.434 Ganz generell lässt 
                                                                                                                                                   
Keine Definition der juristischen Person enthalten drei einschlägige Rahmenbeschlüsse, so etwa der 
Rahmenbeschluss vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABl 2002 L 164, 3).  
431 Dazu gibt es unterschiedliche Formulierungen (Deutsch: Sitz, Hauptsitz, niedergelassen; Englisch: 
established, head office, registered office; Spanisch: establecida, sede central, sede, domicilio social), die 
allerdings in Bezug auf die verschiedenen Rahmenbeschlüsse unterschiedlich miteinander kombiniert werden, so 
dass nicht eindeutig ist, ob überhaupt Unterschiede zwischen den verschiedenen Formulierungen gewollt sind. 
432 Vgl etwa Art 4 Abs 2 des Rahmenbeschlusses vom 28. November 2002 betreffend die Verstärkung des 
strafrechtlichen Rahmens für die Bekämpfung der Beihilfe zur unerlaubten Ein- und Durchreise und zum 
unerlaubten Aufenthalt (ABl 2002, L 328, 1). Von diesem Beschluss ist der Generalsekretär des Rats schriftlich 
zu unterrichten (vgl Art 4 Abs 3 desselben Rahmenbeschlusses). 
433 Art 9 Abs 1 lit. d des Rahmenbeschlusses zur Terrorismusbekämpfung (Englisch: „established in its 
territory“; Französisch: établie sur son territoire“). 
434 Rahmenbeschluss vom 24. Februar 2005 über Angriffe auf Informationssysteme (ABl 2005 L 69, 67); 
Rahmenbeschluss vom 22. Dezember 2003 zur Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der 
Kinderpornografie (ABl 2004 L 13, 44). 
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sich feststellen, dass vor allem der Versuch einer Straftat häufig nicht die Verantwortlichkeit 
einer juristischen Person begründen soll.435 
c. Vorgesehene Sanktionen 
Eine wesentliche Abweichung vom Zweiten Protokoll und strengere Vorgabe besteht darin, 
dass in Bezug auf die zu verhängenden Sanktionen nicht zwischen den beiden 
Anknüpfungsfällen unterschieden wird. Das führt dazu, dass die präzisere und 
weitgehendere Bestimmung zur Sanktionierung von Straftaten, die von Personen in 
Führungsposition begangen werden (Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls mit der 
Notwendigkeit von Geldsanktionen), auf alle Verantwortlichkeitsfälle anzuwenden ist.436 
Damit werden die Anforderungen an die nationalen Regelungen zur Verantwortlichkeit 
juristischer Personen ausgedehnt. Der Einsatz abweichender Formulierungen trotz 
grundsätzlicher Übernahme der Bestimmungen des Zweiten Protokolls führt hingegen – wie 
sich bei Vergleich der verschiedenen Sprachfassungen zeigt - im Ergebnis zu keiner vom 
Zweiten Protokoll abweichenden Vorgabe.437 In manchen Rahmenbeschlüssen werden 
außerdem zusätzliche zu den im Zweiten Protokoll aufgezählten Sanktionen vorgeschlagen;438 
Dabei handelt es sich stets nur um fakultative Sanktionen, so dass ihre Beachtung jedem 
Mitgliedsstaat frei steht. 
 
Einen Sonderfall stellt der Rahmenbeschluss vom 12. Juli 2005 zur Verstärkung des 
strafrechtlichen Rahmens zur Bekämpfung der Verschmutzung durch Schiffe439 dar, da dieser 
                                                
435 Auch im Zweiten Protokoll ist nur der versuchte Betrug, nicht aber die versuchte Bestechung oder 
Geldwäsche vom ersten Anknüpfungsfall erfasst. Siehe dazu oben unter Punkt 3.1.2.3 C. Dabei darf aber nicht 
vergessen werden, dass alle diese Rechtsinstrumente den Mitgliedsstaaten die Möglichkeit lassen, strengere 
Vorschriften zu erlassen, siehe dazu unter Punkt 3.1.1.1 C. 
436 Vgl etwa Art 5 vom Rahmenbeschluss zur Bekämpfung des Menschenhandels (ABl 2002 L 203, 1). 
437 So wird beispielsweise in einigen deutschen Fassungen (z.B. Rahmenbeschluss über Angriffe auf 
Informationssysteme) der Ausdruck „strafrechtliche oder nicht strafrechtliche Geldsanktionen“ (Zweites 
Protokoll) durch die Formulierung „Geldstrafen und Geldbußen“ ersetzt, in den englischen Fassungen wird 
hingegen im Zweiten Protokoll und in den Rahmenbeschlüssen derselbe Ausdruck verwendet („criminal or non-
criminal fines“). Da die Rahmenbeschlüsse ansonsten auch in Deutsch wortgleich die Bestimmungen des 
Zweiten Protokolls übernehmen, ist eine Abweichung vom Zweiten Protokoll wohl nicht gewollt und mit 
Geldstrafen und Geldbußen“ sind strafrechtliche oder nicht strafrechtliche Geldsanktionen“ gemeint. Ähnlich ist 
auch die Ersetzung von „angemessenen“ durch „verhältnismäßige“ Sanktionen (in Englisch in beiden Fällen 
„proportionate sanctions“) zu beurteilen. 
438 So wird etwa in Art 7 des Rahmenbeschlusses  vom 25. Oktober 2004 zur Festlegung von 
Mindestvorschriften über die Tatbestandsmerkmale strafbarer Handlungen und die Strafen im Bereich des 
illegalen Drogenhandels (ABl 2004 L 335, 8) zusätzlich die vorübergehende oder endgültige Schließung von 
Einrichtungen, die zur Begehung der Straftat genutzt wurden, und die Einziehung der Stoffe, die Gegenstand der 
Straftaten sind, der Tatwerkzeuge und der Erträge aus diesen Straftaten oder die Einziehung von 
Vermögensgegenständen, deren Wert dem Wert dieser Erträge, Stoffe oder Tatwerkzeuge entspricht, 
vorgeschlagen. 
439 ABl 2005 L 255, 164. 
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spezielle Regelungen zur Bemessung der obligatorischen Geldsanktionen für den ersten 
Anknüpfungsfall aufstellt: In Art 6 Abs 1 lit. a werden Mindestbeträge für das Höchstmaß 
der Geldsanktionen festgelegt.440 Gleichzeitig wird den Mitgliedstaaten aber freigestellt, wie 
die Höhe der Geldsanktion bestimmt werden soll, solange sichergestellt wird, dass dabei 
Geldsanktionen auferlegt werden können, deren Höchstmaß den genannten Mindestbeträgen 
„wenigstens gleichwertig“ ist.441 Diese doch sehr präzisen Vorgaben gehen weit über die 
Formulierung des Zweiten Protokolls hinaus; Da sie aber nur einen sehr eingeschränkten 
Kreis an Umweltdelikten betreffen, werden sie bei der Analyse der nationalen Bestimmungen 
ausgeklammert.442 
3.1.3.3. Die Richtlinie über Insidergeschäfte und Marktmanipulation 
(Marktmissbrauch) 
A. Das Rechtsinstrument „Richtlinie“ 
Die Richtlinie als Rechtsinstrument der ersten Säule der EU ist dem supranationalen 
Gemeinschaftsrecht zuzuordnen und dient eher der Koordinierung der nationalen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften als der Schaffung eines einheitlichen Rechts innerhalb der 
EU:443 Gemäß Art 249 Abs 3 EGV ist sie nur hinsichtlich ihres Ziels verbindlich, überlässt 
den Mitgliedsstaaten aber die Wahl der Mittel. Im Gegensatz zur Verordnung ist die 
Richtlinie somit umsetzungsbedürftig und beschneidet damit weit weniger stark den 
Handlungsspielraum der Mitgliedsstaaten.444,445 Auch wenn der Rahmenbeschluss der 
Richtlinie ähnelt, so unterscheidet sich diese doch wesentlich dadurch, dass sie eine 
                                                
440 150.000 € bis 300.000 €, in bestimmten, besonders schweren Fällen 750.000 € bis 1.500.000 €. 
441 Nach Art 6 Abs 3 kann „die Geldsanktion proportional zum Umsatz der juristischen Person, zum erzielten 
oder erhofften finanziellen Vorteil aus der Tat oder zu einem anderen Bezugswert, aus dem sich die finanzielle 
Lage der juristischen Person ergibt“, berechnet werden. 
442 Es liegen allerdings auch Vorschläge zu weiteren Rechtsakten vor, die genauere Vorgaben in Bezug auf die 
Sanktionierung juristischer Personen machen. Vgl den Vorschlag für eine Richtlinie über strafrechtliche 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (KOM/2006/0168 endg) und für einen 
Rahmenbeschluss zur Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens zur Ahndung der Verletzung geistigen 
Eigentums (KOM/2005/0276 endg). 
443 Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 Rz 1261. 
444Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 Rz 1261. Teilweise ist der Unterschied zwischen Verordnungen und 
Richtlinien aber gar nicht so groß, da auch Richtlinien sehr detaillierte Vorschriften aufweisen können, Streinz, 
Europarecht7 Rz 436. 
445 Diesem sind aber insoweit Grenzen gesetzt, als es nach der Judikatur des EuGH „unerlässlich ist, dass das 
fragliche nationale Recht tatsächlich die vollständige Anwendung der Richtlinie durch die nationalen Behörden 
gewährleistet, dass die sich aus diesem Recht ergebende Rechtslage hinreichend bestimmt und klar ist und dass 
die Begünstigten in die Lage versetzt werden, von allen ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und diese 
gegebenfalls vor den nationalen Gerichten geltend zu machen“,vgl z.B. EuGH 10.05.2001, Rs C-144/99, 
Kommission v Niederlande, Slg 2001, I-3541. Eine Änderung von schlichten Verwaltungspraktiken genügt 
jedenfalls für eine Umsetzung nicht, Streinz, Europarecht7 Rz 440. 
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unmittelbare Wirkung entfalten446 und bei Säumigkeit bei der Richtlinienumsetzung durch 
einen Mitgliedsstaat gegen diesen mit der Vertragsverletzungsklage vorgegangen werden 
kann.447 Die vollständige Umsetzung der Richtlinien wird auch durch die 
richtlinienkonforme Auslegung nationalen Rechts sichergestellt. 
B. Verantwortlichkeitsregelung für juristische Personen in der Richtlinie 
über Insidergeschäfte und Marktmanipulation 
Es gibt nur einen einzigen Fall, in dem eine Verantwortlichkeit juristischer Personen in einer 
Richtlinie vorgesehen ist: Die Richtlinie 2003/6/EG vom 28.1.2003 über Insidergeschäfte und 
Marktmanipulation (Marktmissbrauch)448 verfolgt eine völlig andere Regelungstechnik als die 
bisher vorgestellten Rechtsakte, da sie natürliche und juristische Personen gleichgestellt 
und einheitliche Regelungen für beide erlässt, statt in einem gesonderten Abschnitt die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen zu regeln:449  
„Unbeschadet des Rechts der Mitgliedstaaten, strafrechtliche Sanktionen zu verhängen, 
sorgen die Mitgliedstaaten entsprechend ihrem jeweiligen innerstaatlichen Recht dafür, dass 
bei Verstößen gegen die gemäß dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften gegen die 
verantwortlichen Personen geeignete Verwaltungsmaßnahmen ergriffen oder im 
Verwaltungsverfahren zu erlassende Sanktionen verhängt werden können. Die 
Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass diese Maßnahmen wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend sind.“ (Art 14 Abs 1 der Richtlinie) 
 
Von entscheidender Bedeutung für die Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere in Bezug 
auf Mitgliedsstaaten, die nur eine Strafbarkeit juristischer Personen eingeführt haben, ist die 
Frage, ob nach Art 14 Verwaltungsmaßnahmen dann nicht mehr nötig sind, wenn ohnedies 
strafrechtliche Sanktionen vorgesehen sind.450 Der Wortlaut der Bestimmung wie auch ihre 
Entstehungsgeschichte sprechen eher dafür, dass – ungeachtet vorhandener strafrechtlichen 
Sanktionen – jedenfalls verwaltungsrechtliche Sanktionen gegen verantwortliche 
(juristische) Personen vorgesehen werden müssen: So verpflichtete Art 14 des 
                                                
446 Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 Rz 1272 und 1278: Die unmittelbare Wirkung der Richtlinie bedeutet, 
dass der Einzelne sich gegenüber dem säumigen Staat auf die Richtlinie berufen und Ansprüche aus dieser 
ableiten kann. Davon ist die objektive Wirkung von Richtlinien zu unterscheiden, nach der nationale Behörden 
trotz unterbliebener Umsetzung durch diese verpflichtet werden. 
447 Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 Rz 1270 und 1281 ff: Eine Vertragsverletzungsklage ist auch bei 
unzureichender oder fehlerhafter Umsetzung möglich. Neben einer Verurteilung im 
Vertragsverletzungsverfahren droht dem säumigen Mitgliedsstaat auch eine Staatshaftung. 
448 ABl 2003 L 96, 16. Diese Richtlinie wurde insbesondere auf der Grundlage von Art 95 EGV erlassen, der die 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedsstaaten in Bezug auf Errichtung und 
Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand hat. 
449 Vgl Art 1 Ziffer 6: „Person“ ist eine natürliche oder eine juristische Person. 
450 Zeder will Art 14 dahingehend interpretieren, dass Mitgliedsstaaten, die einschägige Straftatbestände 
einführen, diese auch für juristische Personen vorsehen müssen, so Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 12. 
79 
ursprünglichen Vorschlags451 die Mitgliedsstaaten zunächst zur Einführung verwaltungs- 
sowie strafrechtlicher Sanktionen und wurde erst anschließend umformuliert, weil 
Mitgliedsstaaten, die keine gleichzeitige Sanktionierung im Verwaltungs- und Strafrecht 
erlauben, nicht zu einer solchen verpflichtet werden sollten.452 Damit geht wohl auch die neue 
Formulierung grundsätzlich vom Erfordernis einer verwaltungsrechtlichen Sanktionierung 
aus.453 Da die Richtlinie nur einen eingeschränkten Anwendungsbereich hat, wird die Frage, 
ob für Verstöße gegen die gemäß der Richtlinie erlassenen Vorschriften auch 
verwaltungsrechtliche Sanktionen für juristische Personen eingeführt wurden, bei der Analyse 
ausgeklammert. 
3.2. Vorgaben durch Übereinkommen im Rahmen von Europarat, 
OECD und UNO 
3.2.1. Vorstellung der einzelnen Übereinkommen 
Die Übereinkommen, die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit juristischer Personen 
enthalten, wurden im Rahmen von Europarat, OECD und den Vereinten Nationen erlassen 
und werden im Folgenden vor allem in Hinblick auf Abweichungen von Art 3 und 4 des 
Zweiten Protokolls näher beleuchtet.454 Sie betreffen im Wesentlichen die Bereiche 
Korruption, Umweltschutz, Cybercrime, Menschenhandel und Terrorismus, so dass es 
zu Überschneidungen mit den oben dargestellten EU-Rechtsakten kommt. 
                                                
451 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Insider-Geschäfte und 
Marktmanipulation (Marktmissbrauch) (Komm (2001) 281 endg, ABl 2001 C 240E, 265). Darin erklärt die 
Kommission auch, dass die Sanktionen im Verwaltungsverfahren neben strafrechtlichen Sanktionen notwendig 
sind, um ein rasches Vorgehen gegen die verantwortlichen Personen zu ermöglichen. 
452 Begründung für den Änderungsvorschlag 60 des Europäischen Parlaments in seinem ersten Bericht zum 
Vorschlag für eine Richtlinie über Insider-Geschäfte und Marktmanipulation (Marktmissbrauch) (A5-
0069/2002): „In some Member States administrative sanctions cannot be imposed in addition to criminal 
sanctions. This fact is respected in the provisions of the Directive. Member States should not be obliged to adopt 
administrative sanctions if they are not in conformity with the national law or the constitution“. Vgl auch die 
Anmerkungen zum Gemeinsamen Standpunkt zu Art 14 in der Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament betreffend den vom Rat angenommenen gemeinsamen Standpunkt im Hinblick auf den Erlaß der 
Richtlinie über Insider-Geschäfte und Marktmanipulation (Marktmissbrauch): „ In line with the European 
Parliament (amendment 60), the Common Position clarifies that criminal sanctions can still be provided by 
Member States, but are not dealt by this Directive (principle of subsidiarity).“ 
453 Vgl auch den Erwägungsgrund Nr. 39: „Die Mitgliedstaaten sollten bei der Festlegung der 
Verwaltungsmaßnahmen und der im Verwaltungsverfahren zu erlassenden Sanktionen die Notwendigkeit einer 
gewissen Einheitlichkeit der Regelungen der einzelnen Mitgliedstaaten im Auge behalten“; Art 14 Abs 2 der 
Richtlinie: „Die Kommission erstellt nach dem Verfahren des Artikels 17 Absatz 2 eine der Unterrichtung 
dienende Aufstellung derVerwaltungsmaßnahmen und im Verwaltungsverfahren zu erlassenden Sanktionen nach 
Absatz 1.“ 
454 Für eine Übersicht über die Übereinkommen und den Stand der Ratifizierungen, vgl den Anhang. Die vier 
analysierten Staaten sind Mitglied aller drei Organisationen. 
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3.2.1.1. Übereinkommen im Rahmen des Europarats 
Die meisten Übereinkommen, die sich mit einer Verantwortlichkeit juristischer Personen 
beschäftigen, wurden im Rahmen des Europarats geschlossen. Durch den Europarat soll nach 
Art 1 der Satzung des Europarats vom 5.5.1949 der „enge Zusammenschluss unter seinen 
Mitgliedern verwirklicht werden, um die Ideale und Grundsätze, die ihr gemeinsames Erbe 
sind, zu schützen und zu fördern und um ihren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt zu 
begünstigen“. Ziel des Europarats ist neben dem Schutz der Menschenrechte auch die 
europaweite Harmonisierung der rechtlichen Praktiken der Mitgliedsstaaten mit Hilfe 
von Übereinkommen.455  
A. Übereinkommen, die grundsätzlich die Bestimmungen des Zweiten 
Protokolls übernehmen 
In vier der sechs relevanten Übereinkommen im Rahmen des Europarats wurden die 
Bestimmungen der Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls fast wortgleich übernommen; Es findet 
sich jedoch fast nie eine Definition des Begriffs der juristischen Person.456 Eine 
zusätzliche Klarstellung enthalten das Übereinkommen gegen Menschenhandel und das 
Cyber-Crime-Übereinkommen,457 die ausdrücklich feststellen, dass die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen als strafrechtliche, zivilrechtliche oder verwaltungsrechtliche 
Regelung ausgestaltet sein kann. In Bezug auf das Einbeziehen von Beihilfe, Anstiftung und 
Versuch in die Verantwortlichkeit juristischer Personen sind wie bei den oben vorgestellten 
Rahmenbeschlüssen sehr unterschiedliche Regelungen anzutreffen.  
 
Eine wesentliche Abweichung zum Zweiten Protokoll besteht darin, dass bei den Sanktionen 
nicht zwischen den zwei Anknüpfungsfällen unterschieden wird.458 Es müssen somit für 
alle Verantwortlichkeitsfälle gleichermaßen „strafrechtliche oder nicht strafrechtliche 
Sanktionen, einschließlich Geldsanktionen“ vorgesehen werden.459 Auf die Aufzählung 
fakultativer Sanktionen wird verzichtet; Teilweise werden zusätzliche Sanktionen 
                                                
455 http://www.coe.int/T/D/Com/Europarat_kurz/. Der Europarat hat keine Hoheitsrechte und keine 
Rechtssetzungsbefugnisse, so Streinz, Europarecht7 Rz 70. 
456 Einzig im Strafrechtsübereinkommen über Korruption (ETS Nr. 173) wird die Definition der juristischen 
Person des Zweiten Protokolls übernommen. 
457 ETS Nr. 197 und ETS Nr. 185. 
458 Ähnliches ist in einigen Rahmenbeschlüssen zu finden, siehe dazu oben unter Punkt 3.1.3.2 B c. 
459 Vgl z.B. Art 10 Abs 4 der Konvention über Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung sowie Ermittlung, 
Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten (ETS Nr. 198). Im Ergebnis ist kein Unterschied zur 
Formulierung des Zweiten Protokolls gegeben, auch wenn der Zusatz „strafrechtliche oder nichtstrafrechtliche“ 
an anderer Stelle platziert ist. Teilweise wird die Formulierung auch dahingehend ergänzt, dass „Sanktionen oder 
Maßnahmen“ verhängt werden können. 
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vorgeschrieben, die allerdings nicht speziell an die Verantwortlichkeit juristischer Personen 
anknüpfen.460  
B. Übereinkommen, die eigenständige Verantwortlichkeitsregelungen für 
juristische Personen treffen 
Es gibt nur zwei Übereinkommen im Rahmen des Europarats, die nicht die Bestimmungen 
des Zweiten Protokolls übernehmen: In Art 10 Abs 1 des Übereinkommens zur Verhütung 
des Terrorismus461 wird festgelegt, dass jeder Vertragsstaat in Einklang mit seinen 
Rechtsgrundsätzen die Verantwortlichkeit juristischer Personen für die Beteiligung an 
bestimmten Straftaten begründen muss. Diese Formulierung ist eine sehr weite: Es bleibt 
den Vertragsstaaten überlassen, in welchem Rechtsgebiet sie die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen verankern462 und an welche Voraussetzungen sie diese knüpfen. Im 
erläuternden Bericht zum Übereinkommen wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen 
über die Verantwortlichkeit juristischer Personen dem UN-Übereinkommen gegen 
organisierte Kriminalität463 entlehnt sind, aber durch die Bezeichnung „legal entities“ statt 
„legal persons“ eine breiterer Anwendungsbereich gegeben sein soll.464 Einzig die 
Formulierung der erforderlichen Sanktionen wird wiederum an Art 4 Abs 1 des Zweiten 
Protokolls angelehnt.465 
 
Im Übereinkommen über den Schutz der Umwelt durch Strafrecht466 wird eine 
eigenständige, relativ präzise Regelung der Voraussetzungen der Verantwortlichkeit 
juristischer Personen getroffen:467 Die Vertragsstaaten müssen verwaltungs- oder 
strafrechtliche Sanktionen oder Maßnahmen vorsehen, um juristische Personen für 
                                                
460 So müssen nach dem Übereinkommen gegen Menschenhandel die Vertragsstaaten Maßnahmen ergreifen, 
durch die die vorübergehende oder endgültige Schließung von Einrichtungen, die zur Begehung der Straftat 
genutzt wurden, sowie ein vorübergehendes oder ständiges Verbot bestimmter Aktivitäten gegenüber dem Täter 
ermöglicht wird (Art 23 Abs 4). Nach dem Strafrechtsübereinkommen über Korruption müssen Tatwerkzeuge 
und Erträge aus den Straftaten eingezogen werden können (Art 19 Abs 3). 
461 ETS Nr. 196. 
462 Art 10 Abs 2 lässt ausdrücklich die Wahl zwischen einer zivil-, verwaltungs- oder strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit. Außerdem wird auf die Parallelität der Verantwortlichkeit juristischer Personen und 
Strafbarkeit natürlicher Personen hingewiesen (Art 10 Abs 3). 
463 Siehe dazu gleich unten. 
464 Ob damit wirklich weitergehende Vorgaben als die des Zweiten Protokolls („juristische Personen“ mit einer 
Definition dieser) erfüllt werden müssen, wird unter Punkt 4.4.1.3 analysiert. In der französischen Fassung, die 
als zweite authentische Fassung neben der englischen gilt, wird kein anderer Begrifff als im UN-
Übereinkommen verwendet. 
465 Art 11 Abs 2: „wirksame, angemessene und abschreckende strafrechtliche und nicht strafrechtliche 
Sanktionen, einschließlich Geldsanktionen“. 
466 ETS Nr. 172. 
467 Ein Vertragsstaat kann aber erklären, die Bestimmung über die Verantwortlichkeit juristischer Personen nicht 
anwenden zu wollen (Art 9 Abs 3). 
82 
Straftaten von Organen (oder Teilen davon) sowie anderen Vertretern, die diese für die 
juristische Person begangen haben, verantwortlich zu machen.468 Aus dem Erläuternden 
Bericht ergibt sich, dass auch der zweite Anknüpfungsfall des Zweiten Protokolls zumindest 
teilweise berücksichtigt wird, da die Verletzung von Aufsichtspflichten durch die genannten 
Personen für die Begründung der Verantwortlichkeit ausreichen soll.469 Die Besonderheit 
dieses Übereinkommens besteht darin, dass es als einziger internationaler Rechtsakt die Wahl 
des Regelungsbereichs ausdrücklich auf das Verwaltungs- oder Strafrecht begrenzt.470 
3.2.1.2. Das OECD-Übereinkommen über die Bestechung 
ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr 
Im Übereinkommen über die Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen 
Geschäftsverkehr471 werden Vertragsstaaten nur dazu verpflichtet, eine Verantwortlichkeit 
juristischer Personen für diese Straftat zu begründen, so dass den Staaten ein weiter 
Spielraum eingeräumt wird. Dies ergibt sich daraus, dass im Rahmen der OECD weniger 
nach einer Rechtsharmonisierung gestrebt wird und eher die Sicherung von 
Wettbewerbsneutralität im Vordergrund steht,472 so dass nur die Normierung ähnlich strenger 
Sanktionen in allen Vertragsstaaten angestrebt wird.473 Deswegen wird – für den Fall, dass der 
Vertragsstaat eine Strafbarkeit juristischer Personen nicht kennt - das Erfordernis „wirksamer, 
angemessener und abschreckender nichtstrafrechtlicher Sanktionen einschließlich 
Geldsanktionen“ statuiert. Damit wird auch deutlich, dass kein Vertragsstaat zur 
Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen verpflichtet werden soll.474 
3.2.1.3. Die drei relevanten Übereinkommen im Rahmen der UNO 
Im Rahmen der Vereinten Nationen enthalten drei Übereinkommen Bestimmungen über die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen, wobei die Vorgaben im Übereinkommen gegen 
                                                
468 Zurechnungsvoraussetzung ist Begehung der Straftat für die juristische Person („on behalf of“, „pour le 
compte“). Zum Unterschied zur Vorgabe des Zweiten Protokolls („Zu Gunsten“), siehe unter Punkt 4.5.1.1 B. 
469 Erläuternder Bericht zu Art 9 des Übereinkommens über den Schutz der Umwelt durch Strafrecht. 
470 Vgl aber auch die Richtlinie über Insidergeschäfte und Marktmanipulation (Marktmissbrauch) unter Punkt 
3.1.3.3 B. 
471 BGBl. III Nr. 176/1999. 
472 Pieth, Internationale Anstöße zur Einführung einer strafrechtlichen Unternehmenshaftung in der Schweiz, 
ZStrR (119) 2001, 10. 
473 Dabei geht es um „funktionale Äquivalenz“ der Sanktionen und nicht darum, eine spezifische Konstruktion 
der Verantwortlichkeit in allen Vertragsstaaten einzuführen, so Pieth, Criminal Responsibility of Legal and 
Collective Entities: International Developments, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 115. 
474 Die von den Vertragsstaaten ergriffenen Maßnahmen werden in von der OECD-Arbeitsgruppe verfassten 
Berichten beurteilt. Die Ergebnisse dieser Evaluierung werden bei der Analyse der Rechtsordnungen 
berücksichtigt. Siehe dazu die länderspezifischen Analysen unter Punkt 4. 
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organisierte Kriminalität vom 12.12.2000475 und im Übereinkommen gegen Korruption vom 
21.10.2003476 mit denen des Übereinkommens zur Verhütung des Terrorismus, das im 
Rahmen des Europarats geschlossen wurde, übereinstimmen.477  
 
Im Übereinkommen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus vom 9.12.1999478 
wird hingegen eine einzigartige Regelung getroffen: Art 5 des Übereinkommens enthält zwar 
keine Definition der juristischen Person, verpflichtet aber den jeweiligen Vertragsstaat eine 
Verantwortlichkeit für jene juristischen Personen vorzusehen, die ihren Sitz in seinem 
Hoheitsgebiet haben oder nach seinem Recht gegründet wurden.479 Es handelt sich hierbei um 
eine verpflichtende Vorgabe zur inländischen Gerichtsbarkeit, die bei der innerstaatlichen 
Regelung berücksichtigt werden muss.480 
Die Verantwortlichkeit juristischer Personen wird nach diesem Übereinkommen immer dann 
begründet, wenn „eine für die Leitung oder Kontrolle dieser juristischen Person zuständige 
Person in dieser Eigenschaft“ die Straftat begangen hat. Diese Formulierung ist gleichzeitig 
enger und weiter als die in Art 3 des Zweiten Protokolls: Einerseits werden nur Straftaten 
von Personen mit Leitungs- oder Kontrollbefugnis erfasst, andererseits ist kein weiteres 
Zurechnungskriterium (etwa „zu Gunsten der juristischen Person“) nötig. In Bezug auf die 
zu verhängenden Sanktionen wird in Art 5 Abs 3 auf die gängige Formulierung der EU-
Rechtsakte, allerdings ohne Verpflichtung zu Geldsanktionen, zurückgegriffen.481 
3.2.2. Umsetzungspflicht und Auslegung der Übereinkommen 
Im Folgenden wird oftmals auf die Bestimmungen des Wiener Übereinkommens über das 
Recht der Verträge (WVK I) Bezug genommen, das unter anderem regelt, wie 
                                                
475 UN General Assembly A/55/383 
476 UN General Assembly A/AC 261/3/Rev. 5 
477 Dieses wurde nämlich nach dem Vorbild des Übereinkommens gegen organisierte Kriminalität geschlossen 
und unterscheidet sich nur durch die Verwendung des Begriff „legal entities“. Siehe dazu gleich oben unter 
Punkt 3.2.1.1 B. 
478 A 54/109; BGBl. III Nr. 102/2002. 
479 Es wird der Begriff „legal entity“ verwendet, so dass sich die Frage nach dem Unterschied zu dem 
Adressatenkreis der anderen internationalen Rechtsakte (Verwendung des Begriffs „legal person“) stellt. Siehe 
dazu unter Punkt 4.4.1.3. 
480 Neben diesem Übereinkommen gibt es nur einen einzigen Rahmenbeschluss, der eine verpflichtende 
Bestimmung zur inländischen Gerichtsbarkeit in Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit juristischer 
Personen enthält. Siehe dazu oben unter Punkt 3.1.3.2 B a. 
481 Außerdem wird wiederum die Wahl zwischen einer zivil-, verwaltungs- und strafrechtlichen Regelung 
gelassen (Art 5 Abs 1 und 3). 
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völkerrechtliche Verträge zustande kommen und wie sie auszulegen sind.482 Frankreich ist als 
einziges der analysierten Länder nicht Vertragspartei der WVK I; Deren Bestimmungen sind 
aber auch für Übereinkommen, an denen Frankreich beteiligt ist, von Bedeutung, weil die 
WVK I größtenteils nur bestehendes Völkergewohnheitsrecht kodifiziert hat.483 
3.2.2.1. Inkrafttreten und Umsetzungspflicht der Übereinkommen 
Die hier vorgestellten Übereinkommen bestimmten selbst die Zahl der 
Zustimmungserklärungen (Ratifikation, Annahme oder Genehmigung) von Vertragsstaaten, 
die nötig sind, damit sie in Kraft treten.484 Sie sind teilweise noch nicht in Kraft getreten 
und zu einem großen Teil von den hier analysierten Ländern auch noch nicht ratifiziert 
worden.485 Vor in Kraft treten sind die Übereinkommen für jene Staaten, die bereits eine 
Ratifizierung vorgenommen haben, zwar noch nicht wirksam, aber schon völkerrechtlich 
verbindlich.486 Staaten, die einen Vertrag noch nicht ratifiziert, aber bereits unterzeichnet 
haben, müssen zumindest das Frustrationsverbot beachten, so dass sie dessen Ziel und Zweck 
nicht vereiteln dürfen.487 Da die einschlägigen Bestimmungen der Übereinkommen die 
Vertragsstaaten zum Erlass bestimmter Vorschriften verpflichten, können sie nicht 
unmittelbar wirksam werden, sondern müssen anhand innerstaatlicher Bestimmungen 
durchgeführt werden.488 
3.2.2.2. Auslegungsgrundsätze 
In Art 31 bis 33 WVK I sind die Grundsätze, nach denen die einzelnen Übereinkommen 
ausgelegt werden müssen, niedergelegt:489 Neben der Beachtung der bona fides (Treu und 
                                                
482 Bei allen vorgestellten Übereinkommen handelt es sich jedenfalls um Verträge nach Art 2 Zif. 1 lit. a WVK I, 
da es sich um „in Schriftform geschlossene und vom Völkerrecht bestimmte internationale“ Übereinkünfte 
zwischen Staaten handelt. 
483 Teilweise hat es dieses aber auch weiterentwickelt, Neuhold/Hummer/Scheuer (Hrsg.), Österreichisches 
Handbuch des Völkerrechts 14 (2004) Rz 248. Nach Fischer/Köck, Völkerrecht6 (2004) Rz 202 sind die 
Bestimmungen des Vertragsrechts bereits wieder zu Völkergewohnheitsrecht geworden und deswegen auch auf 
die Verträge von Nicht-Vertragsparteien anwendbar. Zur Frage, welche Regelungen auf Übereinkommen 
zwischen Vertragsparteien und Nicht-Vertragsparteien der WVK I zur Anwendung kommen, siehe Vierdag, The 
law governing treaty relations between parties to the Vienna Convention on the Law of Treaties and states not 
party to the Convention, The American Journal of International Law Vol. 76 1982, 779 ff. 
484 Vdl z.B. Art 23 des Übereinkommens zur Verhütung des Terrorismus. 
485 Vgl dazu die Übersicht im Anhang. Jene Verträge, die in Kraft treten, tun dies naturgemäß nur für jene 
Staaten, die diese bereits ratifiziert haben.  
486 Neuhold/Hummer/Scheuer (Hrsg.), Völkerrecht 14 Rz 285. 
487 Neuhold/Hummer/Scheuer (Hrsg.), Völkerrecht 14 Rz 284. 
488 Die Bestimmungen der Übereinkommen sind zwar gültig (in Österreich ab Kundmachung), aus ihnen können 
aber nicht unmittelbar Ansprüche abgeleitet werden und ihre innerstaatliche Wirksamkeit hängt vom Erlass 
entsprechender Bestimmungen ab, Neuhold/Hummer/Scheuer (Hrsg.), Völkerrecht 14 Rz 322 ff. 
489 Art 31 Zif. 1 WVK I: „Ein Vertrag ist nach Treu und Glauben in Übereinstimmung mit der gewöhnlichen, 
seinen Bestimmungen in ihrem Zusammenhang zukommenden Bedeutung und im Lichte seines Zieles und 
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Glauben) ist vor allem die „ordinary-meaning-rule“ von Bedeutung, so dass vom 
allgemeinen Sprachgebrauch nur abgewichen werden darf, wenn dies von den 
Vertragsparteien beabsichtigt war.490 Weiters sind Ziel und Zweck der Regelung sowie der 
gesamte Zusammenhang, in dem der Vertrag steht, von Bedeutung.491 Ergibt der Text ohne 
weiteres einen Sinn und ist seine Bedeutung weder mehrdeutig noch dunkel, dann ist das 
Heranziehen ergänzender Auslegungsmittel für eine Korrektur des Ergebnisses 
ausgeschlossen (Art 32 WVK I). Bei Textdivergenzen bei mehrsprachigen Verträgen ist 
der Bedeutung der Vorzug zu geben, die unter Berücksichtigung von Ziel und Zweck des 
Vertrags die Wortlaute am besten miteinander in Einklang bringt (Art 33 Abs 4 WVK I).492 
3.3. Internationale Empfehlungen zur Verantwortlichkeit juristischer 
Personen 
3.3.1. Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates Nr. R (88) 18 
Die Empfehlung des Ministerkomitees des Europarates „Liability of Enterprises having 
legal Personality for offences committed in the exercise of their activities“493 vom 20. 
Oktober 1988 stellt einen der ersten internationalen Rechtsakte dar, der sich mit der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen beschäftigt und ist außerdem der einzige, der sich 
ausschließlich diesem Thema widmet.494,495 Im Gegensatz zu den späteren, verbindlichen 
                                                                                                                                                   
Zwecks auszulegen“. Vor der Erarbeitung der WVK I gab es zwei grundsätzliche Auffassungen über die 
Auslegung von Verträgen, vgl Neuhold/Hummer/Scheuer (Hrsg.), Völkerrecht 14 Rz 326 ff: Nach der objektiven 
Theorie sollte vor allem auf den Wortlaut des Vertragstextes abgestellt werden, während nach der subjektiven 
Theorie der wahre Wille der Vertragsparteien (etwa aufgrund der Umstände bei Vertragsabschluss) ermittelt 
werden sollte. 
490 Art 31 Zif. 4 WVK I. 
491 Unter Zusammenhang ist nicht nur der der Vertragstext samt Präambel und Anlagen, sondern auch anlässlich 
des Vertragsabschlusses geschlossene Übereinkünfte und abgefasste Urkunden, die sich auf den Vertrag 
beziehen und von allen Vertragsparteien angenommen wurden, zu verstehen. Außerdem soll auf später zwischen 
den Vertragsparteien geschlossene Verträge über seine Auslegung, sowie die Vertragspraxis und sonstige 
relevante Normen des Völkerrechts Bedacht genommen werden (Art 31 Zif. 2 und 3 WVK I). 
492 Für Übereinkommen im Rahmen des Europarats wie auch für das einschlägige OECD-Übereinkommen sind 
nur die englische und französische Fassung als authentisch festgelegt. Für UN-Übereinkommen sind es die 
Fassungen in den 6 offiziellen Sprachen der UNO (Arabisch, Chinesisch, Englisch, Französisch, Russisch und 
Spanisch). Die deutsche Übersetzung ist somit weder authentischer Text noch maßgebend für die 
österreichischen Vollzugsorgane, Neuhold/Hummer/Scheuer (Hrsg.), Völkerrecht 14 Rz 321. 
493 Nr. R (88) 18. Das Ministerkomitee handelt im Namen des Europarats und soll – unter anderem durch 
Empfehlungen – dessen Ziel und Zweck fördern, Fischer/Köck/Karollus, Europarecht4 Rz 165. 
494 Erwähnenswert sind außerdem einige vorhergehende Rechtsakte des Europarats, in denen die 
Mitgliedsstaaten dazu aufgefordert wurden, die Möglichkeit einer (strafrechtlichen) Verantwortlichkeit von 
juristischen Personen zu überprüfen, vgl Resolution (77) 28 on the Contribution of criminal law to the protection 
of the environment, Recommendation No. R (81) 12 on Economic Crime und Recommendation No. R (82) 15 
on the Role of Criminal Law in Consumer Protection. 
495 Die Notwendigkeit einer Sanktionierung juristischer Personen wird einleitend mit einer Reihe 
kriminalpolitischer Argumente begründet, die den unter Punkt 1.2.2 angeführten ähnlich sind. 
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Rechtsakten bezieht sich diese Empfehlung nur auf jene (privaten und öffentlichen) Gebilde 
mit Rechtspersönlichkeit, die wirtschaftliche Tätigkeiten ausüben.496 Eine juristische 
Person soll immer dann verantwortlich werden, wenn eine Straftat im Rahmen ihrer Tätigkeit 
begangen wird;497 Eine Ausnahme davon soll nur dann möglich sein, wenn das Management 
nicht an der Straftat beteiligt war und alle nötigen Maßnahmen ergriffen hat, um diese zu 
verhindern. Im Ergebnis ist diese Empfehlung somit den Bestimmungen des Zweiten 
Protokolls nicht unähnlich, da auch in diesem die Verantwortlichkeit der juristischen Person 
eng mit dem (Fehl-)Verhalten der Führungskräfte verknüpft wird.  
Die Empfehlung schlägt vor, dass in bestimmten, besonders schweren Fällen498 jedenfalls 
eine strafrechtliche Verantwortlichkeit von juristischen Personen in Erwägung gezogen 
werden sollte, ansonsten aber eine andere Form der Verantwortlichkeit ausreichend ist. 
Anschließend wird ein umfassender Katalog möglicher Sanktionen aufgestellt.499 
3.3.2. 40 Empfehlungen der FATF 
In den 40 Empfehlungen der FATF (Financial Action Task Force on Money Laundering) wird 
ebenfalls die Verantwortlichkeit juristischer Personen thematisiert. Die FATF besteht aus 33 
Mitgliedern500 und hat die Aufgabe die Geldwäschetechniken und –trends zu erfassen, die 
entsprechenden Gegenmaßnahmen der Mitgliedsstaaten zu evaluieren, und andere notwendige 
Maßnahmen vorzuschlagen.501 Bei der Arbeit der FATF geht es darum, den nötigen 
politischen Willen zu schaffen, damit wirksame nationale Regelungen und Maßnahmen 
gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ergriffen werden. 
In Empfehlung 2 b) der 40 Empfehlungen werden die Staaten dazu angehalten, eine 
strafrechtliche, oder, wenn das nicht möglich ist, eine zivil- oder verwaltungsrechtliche 
Verantwortlichkeit juristischer Personen einzuführen. Auch in diesem Rechtsakt wird 
somit auf die Ablehnung einer Strafbarkeit juristischer Personen durch einige Staaten 
                                                
496 Damit werden etwa gemeinnützige juristische Personen nicht erfasst, obwohl auch diese für kriminelle 
Zwecke missbraucht werden könnten. Die Empfehlung hatte wohl eher die Schäden durch das Verhalten 
„normaler“ Unternehmen, die im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit gegen Strafgesetze verstoßen, vor 
Augen. 
497 Dies soll unabhängig davon gelten, ob diese dem Unternehmenszweck entspricht und ob ein Täter 
identifiziert werden kann (vgl Anhang I 1 und I 2 zur Empfehlung). 
498 „where the nature of the offence, the degree of fault on the part of the enterprise, the consequences for society 
and the need to prevent further offences so require” (Anhang I 3a zur Empfehlung). 
499 Es sind die unterschiedlichsten Sanktionen von konventionellen Geldsanktionen über die 
Urteilsveröffentlichung bis zur Auflösung der juristischen Person aufgezählt (Anhang II 7 zur Empfehlung). 
500 Österreich, Deutschland, Frankreich, das Vereinigte Königreich und die Europäische Kommission gehören zu 
den Mitgliedern der FATF. 
501 Seit 2001 beschäftigt sich die FATF auch mit Terrorismusfinanzierung. Vgl www.fatf-gafi.org. Auf dieser 
Website sind auch die 40 Empfehlungen der FATF zu finden. 
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Rücksicht genommen, obwohl es sich um eine bloße Empfehlung handelt. Diese ist außerdem 
sehr allgemein gehalten, da keine genauen Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit 
normiert werden.502 Der Begriff der juristischen Person wird in den 40 Empfehlungen jedoch 
bedeutend weiter gefasst als in anderen internationalen Rechtsakten, da alle Gebilde erfasst 
werden sollen, die eine permanente Kundenbeziehung mit einer Finanzinstitution 
eingehen oder Eigentum besitzen können.503 Darin zeigt sich das Bestreben, durch einen 
sehr weiten Anwendungsbereich eine möglichst effektive Bekämpfung der Geldwäsche zu 
gewährleisten. 
3.3.3. Fehlende Verbindlichkeit der beiden Empfehlungen 
Bei den beiden vorgestellten Rechtsakten handelt es sich um bloße Empfehlungen, die somit 
keine verbindliche Wirkung für die beteiligten Staaten entfalten. Dies erklärt auch, warum 
diese Rechtsakte teilweise eine sehr weitgehende, unter Umständen sogar eine strafrechtliche 
Verantwortlichkeit von juristischen Personen fordern und warum die genauen 
Voraussetzungen für eine Verantwortlichkeit meist nicht beschrieben werden. Die 
Empfehlungen verfolgen eher das Ziel, den beteiligten Staaten einen Anstoß zu geben, eine 
Diskussion über die Verantwortlichkeit juristischer Personen zu beginnen, und sollen als 
Leitlinien für die Regelung einer solchen dienen.504 
3.4. Zusammenfassende Betrachtung der internationalen Vorgaben und 
ihrer Auswirkung auf die Analyse der nationalen Rechtsordnungen 
3.4.1. Die grundlegende Bedeutung von Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls 
und ihre Auswirkung auf die Analyse der nationalen Bestimmungen 
Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls stellen die zentralen Bestimmungen der internationalen 
Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer Personen dar. Die restlichen verbindlichen 
Rechtsakte505 können - unabhängig davon, ob es sich um Rechtsakte im Rahmen der EU 
handelt oder nicht – in zwei Kategorien eingeteilt werden: Es gibt zum einen solche, die 
                                                
502 Die Beschreibung der Sanktionen orientiert sich wiederum an der aus EU-Rechtsakten geläufigen 
Formulierung („effective, proportionate dissuasive sanctions“). 
503 Diese Definition wird im „Glossary“ der 40 Empfehlungen abgegeben: „“Legal persons” refers to bodies 
corporate, foundations, anstalt, partnerships, or associations, or any similar bodies that can establish a permanent 
customer relationship with a financial institution or otherwise own property.“ 
504 Möhrenschlager, Übersicht, in Hettinger (Hrsg.), Verbandsstrafe 33. 
505 Da die vorgestellten Empfehlungen unverbindlich sind, werden diese im Folgenden nicht mehr 
berücksichtigt. 
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weitgehend die Bestimmungen des Zweiten Protokolls übernehmen und sich nur sehr 
eingeschränkt abweichender Formulierungen bedienen, zum anderen solche, die vom 
Zweiten Protokoll völlig unabhängige Regelungen treffen: Die erste Gruppe umfasst fast 
alle Rechtsakte im Rahmen der EU sowie vier Übereinkommen im Rahmen des Europarats. 
Die zweite Kategorie von Rechtsakten bedient sich oftmals sehr weiter Formulierungen, die 
nur vage Anforderungen an die nationalen Rechtsvorschriften stellen. Darunter fallen neben 
einer Gemeinsamen Maßnahme der dritten Säule der EU vor allem Übereinkommen im 
Rahmen von Europarat, OECD und UN.  
 
Die vorgenommene Kategorisierung ist für die unter Punkt 4 durchgeführte Analyse der 
Konformität der nationalen Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen mit 
den internationalen Rechtsakten von Bedeutung: Da die internationalen Rechtsakte vielfach 
die Bestimmungen der Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls übernehmen, stellen diese die 
zentralen Bestimmungen dar, an denen die nationalen Regelungen gemessen werden 
müssen. Die abweichenden Bestimmungen anderer internationaler Rechtsakte müssen nur in 
Ausnahmefällen bei der Analyse beachtet werden:506  
- Handelt es sich dabei um weniger strenge Bestimmungen als im Zweiten Protokoll, 
so kann diesen durch mit dem Zweiten Protokoll konforme Bestimmungen Genüge 
getan werden und sie müssen bei der Analyse nicht beachtet werden.507 Dies ergibt 
sich daraus, dass strengere Regelungen als die in den internationalen Vorgaben 
vorgesehenen jedenfalls erlassen werden können: Dies wurde für das Zweite Protokoll 
ausdrücklich normiert und wird für alle Rechtsakte der PJZS in ihren 
Rechtsgrundlagen festgelegt.508 Auch für die Übereinkommen kann nichts anderes 
gelten, da sie auf die Einführung wirksamer Verantwortlichkeitsbestimmungen für 
juristische Personen abzielen und nur aus Rücksicht auf die Zurückhaltung der 
Mitgliedsstaaten oftmals vage und weiche Vorgaben enthalten.509 
- Sehr allgemein gehaltene Vorgaben (z.B. Verpflichtung zur Einführung einer 
Verantwortlichkeit juristischer Personen) können auch durch Bestimmungen, die sich 
an den Vorgaben des Zweiten Protokolls orientieren, umgesetzt werden, da sie den 
                                                
506 Die Beachtung aller internationaler Vorgaben gleichzeitig ist deswegen notwendig, weil in allen Ländern – 
angesichts der ständig steigenden Zahl an zu erfassenden Delikten – keine deliktsspezifische, sondern eine 
einheitliche Verantwortlichkeitsregelung für alle erfassten Delikte getroffen wird. 
507 Werden beispielsweise nur „wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen“ gefordert, kann dieser 
Vorgabe durch die Normierung von Geldsanktionen, wie sie verpflichtend im Zweiten Protokoll vorgesehen 
sind, entsprochen werden.  
508 Siehe dazu oben unter Punkt 3.1.1.1 C. 
509 Vom Wortlaut darf aber nur ausnahmsweise abgewichen werden, siehe dazu oben unter Punkt 3.2.2.2. 
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nationalen Gesetzgebern ohnedies freie Hand lassen. Sie müssen deswegen bei der 
Analyse ebenfalls nicht berücksichtigt werden. 
- Nur dann, wenn die internationalen Rechtsakte strengere Vorgaben als das Zweite 
Protokoll enthalten, zusätzliche Bereiche regeln oder aber wenn sie den nationalen 
Gesetzgebern weniger Wahlmöglichkeiten lassen, müssen sie bei der Normierung 
der nationalen Verantwortlichkeitsbestimmungen und damit bei der Analyse 
beachtet werden.510 Darauf wird gleich im Folgenden bei der Zusammenfassung der 
Abweichungen der internationalen Rechtsakte vom Zweiten Protokoll näher 
eingegangen. 
3.4.2. Die Abweichungen der internationalen Rechtsakte vom Zweiten 
Protokoll und ihre Auswirkung auf die Analyse der nationalen 
Bestimmungen 
3.4.2.1. Regelungsbereich der Verantwortlichkeit juristischer 
Personen 
Während Art 3 und 4 des Zweiten Protokolls keine Angaben zu den möglichen 
Regelungsbereichen enthalten, wird sowohl in den Übereinkommen im Rahmen des 
Europarats, die die Bestimmungen des Zweiten Protokolls übernehmen, als auch in anderen 
Übereinkommen mit eigenständigen Regelungen vielfach ausdrücklich festgestellt, dass die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen straf-, zivil-, oder verwaltungsrechtlicher 
Natur sein kann. In einem einzigen Übereinkommen511 wird im Gegensatz dazu nur die 
Wahl zwischen einer verwaltungs- oder strafrechtlichen Regelung gelassen. Diese 
Vorgaben müssen bei der Wahl des Rechtsbereichs, in dem die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen geregelt wird, beachtet werden. 
Einen Spezialfall stellt die Richtlinie über Insidergeschäfte und Marktmanipulation dar, für 
deren Umsetzung wohl auch – unabhängig von einer strafrechtlichen Sanktionierung - 
verwaltungsrechtliche Maßnahmen oder Sanktionen gegen juristische Personen vorgesehen 
                                                
510 Mit strengeren Vorgaben ist gemeint, dass die nationalen Bestimmungen über die Verpflichtungen aus dem 
Zweiten Protokoll hinausgehen müssen, etwa weil zusätzliche Verhaltensweisen unter Strafe gestellt oder für 
alle Verantwortlichkeitsfälle Geldsanktionen normiert werden müssen (vgl zum Begriff der strengeren 
Bestimmungen etwa den Erläuternden Bericht zu Art 9 des Übereinkommens zum Schutz der finanziellen 
Interessen, der auch auf das Zweite Protokoll Anwendung findet). Ein zusätzlich geregelter Bereich ist etwa die 
inländische Gerichtsbarkeit, die im Zweiten Protokoll in Bezug auf juristiche Personen nicht berücksichtigt wird. 
Eine Einschränkung der Wahlmöglichkeiten könnte sich etwa in Bezug auf die möglichen Regelungsbereiche 
ergeben, siehe dazu gleich im Folgenden. 
511 Übereinkommen über den Schutz der Umwelt durch Strafrecht im Rahmen des Europarats. 
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werden müssen, was aber aufgrund des eingeschränkten Anwendungsbereichs der Richtlinie 
bei der Analyse der nationalen Rechtsordnungen nicht mehr berücksichtigt wird.512 
3.4.2.2. Inländische Gerichtsbarkeit 
In den einschlägigen Rahmenbeschlüssen im Rahmen der PJZS ist zwar oftmals eine 
Regelung der inländischen Gerichtsbarkeit in Bezug auf juristische Personen enthalten; Da 
diese nicht verbindlich ist, muss sie bei der Analyse der nationalen Bestimmungen aber nicht 
berücksichtigt werden. Einzig im Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung, der 
ansonsten die Bestimmungen des Zweiten Protokolls übernimmt, und im UN-
Übereinkommen gegen Terrorismusfinanzierung ist eine verbindliche Regelung der 
inländischen Gerichtsbarkeit in Bezug auf juristische Personen normiert.513 Diese 
verpflichtenden Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit, die im Zweiten Protokoll in 
Zusammenhang mit juristischen Personen nicht berücksichtigt wird, müssen jedenfalls in die 
Analyse der nationalen Rechtsordnungen einbezogen werden.514 
3.4.2.3. Adressatenkreis der Verantwortlichkeitsbestimmungen 
In zahlreichen Rechtsakten, die ansonsten die Bestimmungen des Zweiten Protokolls 
wiederholen, wird dessen Definition der juristischen Person nicht übernommen.515 Ein 
ähnliches Problem ergibt sich auch in Bezug auf die internationalen Rechtsakte, die nicht die 
Verantwortlichkeitsbestimmungen des Zweiten Protokolls übernehmen und trotzdem keine 
eigenständige Definition der juristischen Person treffen. In beiden Fällen muss geklärt 
werden, wie die juristische Person in diesen Rechtsakten definiert werden soll, ob der Kreis 
der Regelungsadressaten über den im Zweiten Protokoll festgesetzten hinausgeht und ob 
damit strengere Anforderungen an die nationalen Rechtsvorschriften gestellt werden. Dies 
muss durch Auslegung der einzelnen Rechtsakte ermittelt werden.516 
In Bezug auf den Adressatenkreis der Verantwortlichkeitsbestimmungen gibt es außerdem ein 
Übereinkommen, das bewusst den Terminus „legal entities“ verwendet, um einen breiteren 
                                                
512 Dies deswegen, weil sich der Großteil der EU-Mitgliedsstaaten für die Verankerung einer generellen 
Verantwortlichkeit juristischer Personen im Strafrecht entschieden hat und somit die Normierung 
verwaltungsrechtlicher Sanktionen für die einzelnen Delikte, mit denen die Richtlinie umgesetzt wird, noch 
zusätzlich geprüft werden müsste. 
513 Nach Art 5 des Übereinkommens muss jeder Vertragsstaat eine Verantwortlichkeit für juristische Personen, 
die ihren Sitz in seinem Hoheitsgebiet haben oder nach seinem Recht gegründet wurden, begründen. Der 
Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung stellt hingegen nur darauf ab, dass der Sitz der juristischen 
Person im Hoheitsgebiet gelegen ist. 
514 Siehe dazu unter Punkt 4.3.1. 
515 Dies ist sowohl in Rechtsakten der PJZS als auch in völkerrechtlichen Übereinkommen der Fall. 
516 Siehe dazu unter Punkt 4.4.1.2. 
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Anwendungsbereich der Vorschriften zu gewährleisten.517 Ob und wie sich deswegen der 
Kreis der Regelungsadressaten der nationalen Vorschriften ändern muss, wird unter Punkt 
4.4.1.3 erläutert. 
3.4.2.4. Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit 
 Die Verantwortlichkeit juristischer Personen für Versuch, Beteiligung und Anstiftung ist in 
den einzelnen Rechtsakten, in Bezug auf die verschiedenen Delikte unterschiedlich geregelt. 
Wird eine generelle Verantwortlichkeit juristischer Personen für alle Delikte eingeführt, 
müssen demnach alle drei Fälle erfasst werden, damit den unterschiedlichen Vorgaben 
Genüge getan wird. 
In Bezug auf die Zurechnungskriterien (z.B. Straftat „zu Gunsten“ der juristischen Person) 
und sonstigen Verantwortlichkeitsvoraussetzungen (z.B. tauglicher Täterkreis) sind in den 
internationalen Rechtsakten, die nicht die Bestimmungen des Zweiten Protokolls 
übernehmen, sehr unterschiedliche Ansätze zu finden: 
- Im einschlägigen OECD-Übereinkommen werden keinerlei Zurechnungskriterium 
und keine sonstigen Voraussetzungen erwähnt; Dem darin normierten Erfordernis, 
juristische Personen für bestimmte Straftaten verantwortlich zu machen, kann 
zweifellos entsprochen werden, indem Regelungen erlassen werden, die mit dem 
Zweiten Protokoll konform sind.518 Das ergibt sich daraus, dass seine Art 3 Abs 1 und 
2 eine mögliche Ausgestaltung einer Verantwortlichkeit juristischer Personen darstellt. 
- In anderen Rechtsakten werden die Verantwortlichkeitsvoraussetzungen nur sehr 
vage umrissen: Die juristische Person soll für „ihr Verhalten“519 oder aber für „ihre 
Beteiligung“520 an Straftaten verantwortlich gemacht werden. Auch diesen Vorgaben 
dürfte durch eine Regelung, die das Zweite Protokoll umsetzt, Genüge getan werden, 
da mit den vagen Formulierungen keine wirklichen Zurechnungskriterien oder 
Verantwortlichkeitsvoraussetzungen statuiert werden, sondern nur eine allgemeine 
                                                
517 Übereinkommen zur Verhütung des Terrorismus im Rahmen des Europarats. Auch das Übereinkommen 
gegen Terrorismusfinanzierung im Rahmen der UN verwendet diesen Begriff, ohne dass aber klar ist, ob damit 
ein Unterschied zu Bestimmungen für „legal persons“ gewollt ist. 
518 Das OECD-Übereinkommen muss somit in der Folge nicht mehr berücksichtigt werden. 
519 So in der Gemeinsamen Maßnahme betreffend die Strafbarkeit der Beteiligung an einer kriminellen 
Vereinigung. 
520 So im UN-Übereinkommen gegen organisierte Kriminalität, im UN-Übereinkommen gegen Korruption und 
im Übereinkommen zur Verhütung des Terrorismus im Rahmen des Europarats. 
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Verpflichtung zur Einführung einer Verantwortlichkeit vorgesehen wird.521 Auch 
diese Rechtsakte müssen bei der Analyse nicht mehr berücksichtigt werden. 
- Im UN-Übereinkommen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus wird auf 
die Begehung einer Straftat durch eine für die Leitung oder Kontrolle der juristischen 
Person zuständige Person in dieser Eigenschaft abgestellt;522 Ein 
Zurechnungskriterium wird nicht normiert. Es ist deswegen fraglich, ob eine 
Bestimmung, die – nach dem Vorbild des Zweiten Protokolls - die Verantwortlichkeit 
auf Straftaten zu Gunsten der juristischen Person einschränkt, auch mit diesem 
Übereinkommen zu vereinbaren ist.523 
- Im Übereinkommen über den Schutz der Umwelt durch Strafrecht ist vorgesehen, dass 
die juristische Person für Straftaten, die für sie („on behalf of“, „pour le compte“) 
begangen wurden, verantwortlich gemacht werden soll. Der Unterschied dieses 
Zurechnungskriteriums zu dem des Zweiten Protokolls wird unter Punkt 4.5.1.1 B 
analysiert. Es stellt sich außerdem die Frage, ob dieses Übereinkommen einen 
weiteren Täterkreis als das zweite Protokoll fordert (Anknüpfung an Straftaten, die 
durch ein Organ(teil) oder einen anderen Vertreter begangen wurden). 
Möhrenschlager bejaht dies mit dem Hinweis darauf, dass alle Vertreter und nicht nur 
solche in Führungsposition erfasst werden.524 Die Führungsposition und die 
Vertretungsbefugnis sind aber stets eng miteinander verknüpft: Im Zweiten Protokoll 
werden sie nicht als zwei unterschiedliche Kriterien angeführt, sondern die eine wird 
aus der anderen abgeleitet.525 Der Erläuternde Bericht zum Übereinkommen spricht 
selbst eher dafür, dass nur Vertreter auf Führungsebene erfasst sein sollen;526 Eine 
                                                
521 Das ergibt sich etwa aus dem Erläuternden Bericht zum Übereinkommen über Terrorismusprävention (Art 
10), der nur von der generellen Verpflichtung spricht, eine Verantwortlichkeit der juristischen Person 
einzuführen, ohne auf Zurechnungsvoraussetzungen einzugehen, und der sogar auf die Formulierung des 
Zweiten Protokolls verweist („It is intended to impose liability on corporations, associations and similar legal 
persons for the criminal actions undertaken for the benefit of that legal person”). In Bezug auf die Gemeinsame 
Maßnahme ergibt sich das auch daraus, dass diese kurz nach dem Zweiten Protokoll erlassen wurde und 
demnächst durch einen Rahmenbeschluss, der die Bestimmungen des Zweiten Protokolls übernimmt, ersetzt 
werden soll. 
522 Damit werden weniger weitgehende Verantwortlichkeitsvoraussetzungen als im Zweiten Protokoll aufgestellt 
(im Zweiten Protokoll knüpft die Verantwortlichkeit juristischer Personen nicht nur an die Straftaten von 
Personen mit Leitungs- und Kontrollbefugnis, sondern auch an Straftaten von Untergebenen an), so dass eine mit 
dem Zweiten Protokoll konforme Regelung die Vorgaben dieses Übereinkommens (über-)erfüllen würde. 
523 Siehe dazu unten unter Punkt 4.5.1.1 B. 
524 Möhrenschlager, Übersicht, in Hettinger (Hrsg.), Verbandsstrafe 34. 
525 Siehe dazu unten unter Punkt 4.5.1.2 C. 
526 Erläuternder Bericht zu Art 9 des Übereinkommens: „The third condition, which serves to limit this liability, 
requires the involvement of "an organ, a member of its organs or other representatives" in the criminal offence, 
assuming that those physical persons referred to are legally or by fact in such position which may engage the 
liability the legal person. Violations of the supervisorial duties are in this respect sufficient.” Da auch 
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solche Auslegung ist wohl auch deswegen geboten, weil es sich bei diesem 
Übereinkommen um das erste im Rahmen des Europarats, knapp nach dem Zweiten 
Protokoll erlassene handelt und alle späteren Übereinkommen (mit einer Ausnahme) 
die Bestimmungen des Zweiten Protokolls übernehmen. Eine bewusste Abweichung 
vom Zweiten Protokoll dürfte deswegen nicht angestrebt gewesen sein und der 
Täterkreis des Übereinkommens muss nicht als weiter als der des Zweiten Protokolls 
eingestuft werden. 
3.4.2.5. Sanktionierung verantwortlicher juristischer Personen 
Die Verwendung unterschiedlicher Ausdrücke oder schwache Abweichungen in der 
Formulierung führen zu keinen vom Zweiten Protokoll abweichenden Vorgaben;527 Eine 
wirklich gravierende Abweichung vom Zweiten Protokoll ergibt sich aber in jenen 
Rechtsakten, die in Bezug auf die zu verhängenden Sanktionen nicht zwischen den beiden 
Anknüpfungsfällen unterscheiden. Da diese Rechtsakte für beide Anknüpfungsfälle die 
strengeren Sanktionsvorgaben des Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls vorsehen (Erfordernis 
von Geldsanktionen), gehen sie über die Vorgaben des Zweiten Protokolls hinaus und müssen 
bei der Analyse der nationalen Rechtsordnungen beachtet werden.528 In einigen 
Übereinkommen werden außerdem zusätzliche, verpflichtende Sanktionen vorgesehen, die 
zwar nicht direkt an die Verantwortlichkeit einer juristischen Person anknüpfen, aber auch 
eine solche betreffen können.529 Diese zusätzlichen Sanktionserfordernisse werden bei der 
Analyse der nationalen Rechtsordnungen nicht berücksichtigt, da sie jeweils nur einen 
sehr eingeschränkten Kreis an Straftatbeständen betreffen und nicht als direkte Folge der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen statuiert werden. Dass die fakultativen Sanktionen 
des Zweites Protokolls nicht erwähnt werden oder aber andere fakultative Sanktionen 
angeführt werden, ist insofern für die Analyse irrelevant, als sich daraus keine (zusätzlichen) 
Verpflichtungen der Mitgliedsstaaten ergeben.530 
                                                                                                                                                   
Aufsichtspflichtverletzungen von Vertretern erfasst werden sollen, kann es sich dabei nur um solche in 
Führungspositionen handeln. 
527 Siehe dazu oben bei der Beschreibung der verschiedenen internationalen Rechtsakte. 
528 Im Rahmenbeschluss zur Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens zur Bekämpfung der Verschmutzung 
durch Schiffe sind in Bezug auf die zu verhängenden Geldsanktionen sogar genaue Höchstbeträge und 
Ermittlungsverfahren vorgesehen, was aber aufgrund der begrenzten Zahl an betroffenen Delikten bei der 
Analyse ausgeklammert wird. 
529 Beispielsweise die Schließung von Einrichtungen, die zum Menschenhandel verwendet wurden. 
530 Teilweise werden keinerlei verpflichtende Sanktionen angeführt, so dass der nationale Gesetzgeber in Bezug 
auf die betroffenen Delikte einen sehr weiten Spielraum hätte. 
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3.4.2.6. Verhältnis zur Strafbarkeit natürlicher Personen 
In allen Rechtsakten wird darauf hingewiesen, dass die Verantwortlichkeit juristischer die 
Strafbarkeit natürlicher Personen nicht ausschließt. Während das Zweite Protokoll 
ausdrücklich sämtliche Fälle der Begehung einer Straftat (als Täter, Anstifter, Gehilfe) durch 
eine natürliche Person in diese Bestimmung einbezieht, stellen andere internationale 
Rechtsakte nur auf das Begehen der Straftat durch eine natürliche Person ab. Ob damit auch 
das Handeln als Anstifter und Gehilfe umfasst wird, bleibt unklar, ist aber deswegen nicht von 
Bedeutung, weil daraus jedenfalls keine über das Zweite Protokoll hinausgehende 
Verpflichtung entstehen kann. 
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4. Analyse der internationalen Vorgaben und nationalen 
Bestimmungen zur Verantwortlichkeit juristischer Personen 
4.1. Vorstellung der Analysekriterien 
Im folgenden Kapitel werden die nationalen Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische 
Personen in Hinblick auf ihre Konformität mit den internationalen Rechtsakten analysiert. 
Dafür werden zuerst die internationalen Vorgaben und anschließend die nationalen 
Regelungen anhand sieben verschiedener Kriterien, mit denen alle Aspekte einer 
Verantwortlichkeitsregelung für juristische Personen abgedeckt sind, untersucht:531 
- Der Regelungsbereich: In welchem Rechtsgebiet wird die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen geregelt? 
- Die inländische Gerichtsbarkeit: Wann wird eine inländische Gerichtsbarkeit in 
Bezug auf die Verantwortlichkeit juristischer Personen begründet? 
- Der Adressatenkreis: Welche Gebilde werden von den 
Verantwortlichkeitsbestimmungen erfasst? 
- Die Voraussetzungen der Verantwortlichkeit: Welche Voraussetzungen müssen 
erfüllt sein, damit eine juristische Person verantwortlich werden kann? 
- Die erfassten Delikte: Für welche Straftaten kann eine juristische Person 
verantwortlich gemacht werden? 
- Die vorgesehenen Sanktionen: Welche Sanktionen werden gegen verantwortliche 
juristische Personen verhängt? 
- Das Verhältnis der Verantwortlichkeit juristischer zur Strafbarkeit natürlicher 
Personen: Können gleichzeitig juristische Personen verantwortlich und natürliche 
Personen strafbar sein? 
4.2. Analyse in Bezug auf den Regelungsbereich 
4.2.1. Internationale Vorgaben 
In welchen Rechtsgebieten die Verantwortlichkeit juristischer Personen geregelt werden kann, 
hängt zum einen davon ab, ob ausdrückliche Vorgaben in den internationalen Rechtsakten 
                                                
531 Diese Analysekriterien (mit Ausnahme der inländischen Gerichtsbarkeit, da diese im Zweiten Protokoll fehlt) 
werden in zahlreichen Schriften zur Verantwortlichkeit juristischer Personen verwendet, etwa in Zeder, 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 15 ff. 
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enthalten sind und zum anderen, ob die darin vorgegebenen Sanktionen die Wahl des 
Regelungsbereichs einschränken. Während das Zweite Protokoll keine Angaben zu den 
möglichen Regelungsbereichen enthält, überlassen zahlreiche internationale Rechtsakte den 
nationalen Gesetzgebern ausdrücklich die Wahl zwischen einer straf-, verwaltungs- oder 
zivilrechtlichen Regelung; Zur Umsetzung des Übereinkommens über den Schutz der Umwelt 
durch Strafrecht kann überhaupt nur eine verwaltungs- oder strafrechtliche Regelung der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen getroffen werden. Eine allgemeine 
Verantwortlichkeitsbestimmung, die alle (vorgesehenen) Delikte erfasst und somit auch zur 
Umsetzung dieses Übereinkommens dient, kann deswegen nur im Straf- oder 
Verwaltungsrecht und nicht in einem anderen Rechtsbereich, insbesondere auch nicht 
im Zivilrecht, geregelt werden.532 Die Vorgaben in Bezug auf die zu verhängenden 
Sanktionen schließen, wenn überhaupt, nur eine Regelung im Zivilrecht aus,533 so dass sie zu 
keinen weiteren Einschränkungen in Bezug auf die möglichen Regelungsbereiche führen. 
4.2.2. Analyse der Länder 
4.2.2.1. Österreich 
A. Vorstellung der möglichen Regelungsbereiche 
Im österreichischen Schrifttum hat sich unter dem internationalen Druck zur Einführung einer 
Verantwortlichkeit juristischer Personen die Diskussion von der Frage, ob eine strafrechtliche 
Lösung dogmatisch überhaupt möglich ist,534 zur Debatte über den vorzuziehenden 
Regelungsbereich verlagert. Grundsätzlich wurden fünf Regelungsbereiche in Erwägung 
gezogen, die im Folgenden vorgestellt werden: das Zivilrecht, das 
Ordnungswidrigkeitenrecht, eine Bußgeldverfahren als Regelung sui generis, das 
Verwaltungs(straf)recht und das Strafrecht. 
a. Zivilrecht 
Das Zivilrecht wurde nur theoretisch in die Debatte einbezogen; Es scheidet zur Umsetzung 
der internationalen Rechtsakte deswegen aus, weil das Übereinkommen über den Schutz der 
Umwelt durch Strafrecht nur eine verwaltungs- oder strafrechtliche Lösung zulässt und auch 
                                                
532 Dass eine zivilrechtliche Lösung allerdings von keiner der analysierten Rechtsordnungen angestrebt wurde, 
wird in den länderspezifischen Teilen deutlich. 
533 Siehe dazu unten unter Punkt 4.7.1. 
534 Siehe zur dogmatischen Diskussion oben unter Punkt 1.2.1. 
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die Sanktionserfordernisse im Zweiten Protokoll bestimmte zivilrechtliche Ausgestaltungen 
ausschließen.535 
Im Zivilrecht könnte die Verantwortlichkeit juristischer Personen im Schadenersatzrecht 
verankert werden; Gegen eine solche Lösung gibt es aber grundsätzliche Bedenken: Zum 
einen könnte eine juristische Person nur dann belangt werden, wenn auch ein Schaden 
entstanden ist, und zum anderen könnte ihre Verantwortlichkeit nur dann durchgesetzt 
werden, wenn es eine geschädigte Person gibt, die entsprechende Schritte setzt.536,537 
b. Ordnungswidrigkeitenrecht 
Auch wenn die deutsche Verantwortlichkeitsregelung für juristische Personen im 
österreichischen Schrifttum genau studiert wurde, wurde die Einführung eines 
Ordnungswidrigkeitenrechts nach deutschem Vorbild nicht ernsthaft diskutiert, da dies in 
Österreich verfassungsrechtlich nicht zulässig wäre:538 Art 94 B-VG ordnet eine strikte 
Trennung von Verwaltungsbehörden und Gerichten an, das deutsche 
Ordnungswidrigkeitenrecht baut aber gerade auf einer Vermischung dieser beiden Bereiche 
auf.539 
c. Bußgeldverfahren als Regelung sui generis 
Eine weitere Möglichkeit stellt die Einführung eines Bußgeldverfahrens nach dem Vorbild 
des österreichischen Kartellgesetzes540 oder der von der EU-Kommission verhängten 
gemeinschaftsrechtlichen Geldbußen dar.541 
Art 83 EGV iVm Art 23 Abs 2 der Verordnung 1/2003 des Rates542 sieht die Verhängung von 
Geldbußen durch die Kommission gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen vor, 
die vorsätzlich oder fahrlässig gegen das Wettbewerbsrecht verstoßen haben. Die Geldbußen 
werden ausdrücklich als nicht strafrechtlich eingestuft (Art 23 Abs 5 VO 1/2003); Es wird 
jedoch vertreten, dass sie zumindest dem Strafrecht im weiteren Sinn (ähnlich dem 
                                                
535 Siehe dazu gleich oben unter Punkt 4.2.1 und unten unter Punkt 4.7.1.1 C und D. 
536 Zeder, ÖJZ 2001, 636. Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 114: Vor allem wenn der 
Schaden auf mehrere Personen verteilt ist (etwa bei Umweltschädigungen) und somit der Einzelne sich weniger 
betroffen fühlt, ist es wahrscheinlich, dass die verantwortliche juristische Person nicht belangt wird, obwohl das 
insgesamt gesehen wünschenswert wäre. 
537 Wilhelm spricht sich zwar für eine strafrechtliche Lösung aus, findet diese jedoch dort überflüssig, wo 
ohnedies Schadenersatz droht, Wilhelm, Unternehmen strafen, wie geht das? ecolex 2004, 153: Im Rahmen des 
Schadenersatzes könnten auch so genannte „punitive damages“ verhängt werden, die über einen Ausgleich des 
erlittenen Schadens hinausgehen. 
538 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 216. 
539 Vgl dazu ausführlich die deutsche Rechtslage unter Punkt 4.2.2.2. 
540 Nach Art 29 Kartellgesetz 2005 sind gegen einen Unternehmer oder eine Unternehmensvereinigung wegen 
Kartellverstößen auf Antrag der Bundeswettbewerbsbehörde oder des Bundeskartellanwalts vom Kartellgericht 
im Außerstreitverfahren Geldbußen zu verhängen. 
541 Dafür Venier, Eine Alternative zu einem Strafverfahren gegen juristische Personen, ÖJZ 2002, 720 f. 
542 Diese hat mit 01.05.2004 die Verordnung Nr. 17/62 des Rates ersetzt. 
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Ordnungswidrigkeitenrecht oder Verwaltungsstrafrecht) zuzuordnen sind.543 Sie können bis 
bis zu 10% des Vorjahresumsatzes betragen. Das EG-Kartellrecht stellt dabei auf einen rein 
funktionalen Unternehmensbegriff ab, da jede Einheit, die eine wirtschaftliche Tätigkeit 
ausübt, unabhängig von Rechtsform und Art ihrer Finanzierung, erfasst wird.544 Dem 
Unternehmen werden die Handlungen aller für es tätig werdenden natürlichen Personen 
zugerechnet;545 Gleichzeitig geht die Kommission aber davon aus, dass die Schuld einer 
Einzelperson nicht festgestellt werden muss, und nähert sich damit dem 
Verantwortlichkeitsmodell, das ein Organisationsverschulden des Unternehmens 
sanktionieren will, an.546 
 
Die Verhängung von Geldbußen gegen juristische Personen könnte in einem Rechtsgebiet 
sui generis, das dem Kartellrecht nachgebildet ist, verankert werden. Gegen eine solche 
Regelung spricht aber, dass das Bußgeldverfahren für Kartellverstöße entwickelt wurde, die 
nur eine begrenzte Sozialschädlichkeit aufweisen und nur von Unternehmen begangen werden 
können.547 Das Problem einer gleichzeitigen Verfolgung natürlicher und juristischer 
Personen nach verschiedenen Verfahrensordnungen stellt sich somit bei Kartellverstößen 
gar nicht.548 In einem Bußgeldverfahren würde außerdem nur ein eingeschränkter 
Sanktionskatalog zur Verfügung stehen und eine Ermittlungs- sowie Antragsbehörde müssten 
erst geschaffen werden.549 
d. Verwaltungs(straf-)recht 
Neben dem gerichtlichen Strafrecht wurde vor allem das Verwaltungsrecht als möglicher 
Regelungsbereich für die Verantwortlichkeit juristischer Personen in Erwägung gezogen. 
Dabei muss insbesondere Art 6 Abs 1 MRK beachtet werden, aus dem sich ergibt, dass 
„strafrechtliche Anklagen“ durch Tribunale behandelt werden müssen. Auch wenn die 
                                                
543 So Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker (Hrsg.), Wettbewerbsrecht Kommentar zum Europäischen 
Kartellrecht I EG/Teil 24 (2007) VO 1/2003 Art 23 Rz 290 ff. 
544 Die Entscheidung selbst kann sich jedoch nur an ein zumindest teilrechtsfähiges Gebilde richten, so dass es zu 
einem Auseinanderfallen von Norm- und Entscheidungsadressaten kommt, so Haeusermann, Der Verband als 
Straftäter und Strafprozesssubjekt (2003) 71. 
545 Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker (Hrsg.), Wettbewerbsrecht I EG/24 VO 1/2003 Vorbem Rz 
113. Die für das Unternehmen handelnden natürlichen Personen können nicht mit der Geldbuße sanktioniert 
werden, so Haeusermann, Der Verband als Straftäter 72. 
546 Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker (Hrsg.), Wettbewerbsrecht I EG/24 VO 1/2003 Vorbem Rz 
167 ff. 
547 RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff (Allgemeiner Teil, E 5). 
548 Siehe dazu auch gleich im Folgenden die verfahrensrechtlichen Bedenken gegen eine 
verwaltungsstrafrechtliche Regelung, die bei einem Bußgeldverfahren gleichermaßen gegeben wären. 
549 RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff (Allgemeiner Teil, E 5): Wird damit aber die Staatsanwaltschaft betraut, nähert 
man sich wieder einem gerichtlichen Strafverfahren an. 
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Feststellung der Verantwortlichkeit einer juristischen Person als strafrechtliche Anklage iSd 
Art 6 Abs 1 MRK einzustufen wäre,550 stünde dies einer verwaltungsrechtlichen Lösung 
nicht entgegen, da auch gewisse weisungsfreie Verwaltungsbehörden, wie etwa die UVS, als 
Tribunale einzustufen sind.551 
Aus Art 91 Abs 2 und 3 B-VG leitet der VfGH jedoch in ständiger Rechtsprechung ab, dass 
es auch unterhalb der Geschworenen- und Schöffengerichtsbarkeit einen Kernbereich 
strafbarer Handlungen gibt, der aufgrund seiner hohen Sozialschädlichkeit mit 
schwerwiegenden (Geld-) Strafen bedroht wird und deswegen den Strafgerichten 
zugeordnet werden muss.552 Zwar wird die Höhe der Geldstrafen, ab der die Strafgerichte 
zuständig sein müssen, unterschiedlich angesetzt, doch liegen alle diese Beträge unter dem, 
was zur Sanktionierung juristischer Personen vorgesehen werden müsste.553 Löschnig-
Gspandl ist dennoch überzeugt, dass gegen juristische Personen hohe Verwaltungsgeldstrafen 
verhängt werden könnten, da die Judikatur des VfGH darauf abziele, nur besonders 
sozialschädliche (und deswegen mit schweren Geldstrafen bedrohte) Taten dem gerichtlichen 
Strafrecht zuzuweisen und bei juristischen Personen die Geldstrafen nicht wegen der 
Sozialschädlichkeit der Tat, sondern wegen ihrer Leistungsfähigkeit sehr hoch ausfallen 
könnten. Gleichzeitig müssen aber jene Straftatbestände, die in Bezug auf natürliche 
Personen wegen hoher Sozialschädlichkeit dem gerichtlichen Strafrecht zugeordnet 
wurden, auch in Bezug auf juristische Personen von Strafgerichten geahndet werden.554 
In diesen Fällen wäre eine bloß verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer 
Personen nicht möglich. 
 
                                                
550 Dabei kommt es laut VfGH und EGMR auf die Einordnung der Vorschrift nach nationalem Recht, die Natur 
des Vergehens sowie die Art und Schwere der Sanktion an, vgl die Nachweise bei Löschnig-Gspandl, Die 
Strafbarkeit von Unternehmen 195 f. Die Verfolgung nach dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz ist jedenfalls 
als strafrechtliche Anklage iSd Art 6 EMRK einzustufen, siehe Grabenwarter, Grundrechtliche Schranken des 
finanzstrafrechtlichen Sanktionensystems, in Leitner (Hrsg.), Finanzstrafrecht 2005 (2006) 27 f. 
551 Öhlinger, Verfassungsrecht6 (2005) Rz 608 und 651. Eine verwaltungsrechtliche Lösung könnte darin 
bestehen, dass Verwaltungsbehörden oder weisungsfreie Kollegialbehörden mit richterlichem Einschlag in erster 
Instanz, die UVS in zweiter Instanz zuständig wären, vgl Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 
214 f. 
552 Das grundlegende Erkenntnis dazu ist VfSlg 12.151. 
553 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 208. 
554 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 209 f. Die Regierungsvorlage zum VbVG weist 
ausdrücklich darauf hin, dass Taten mit geringer Sozialschädlichkeit, die im Verwaltungsstrafrecht geregelt 
werden könnten, gerade nicht Gegenstand des Entwurfs für das VbVG sind, so RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff 
(Allgemeiner Teil, E 2). 
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 Es sprechen darüber hinaus auch verfahrensökonomische Gründe gegen eine Regelung der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen im Verwaltungs(straf)recht:555 In diesem Fall würden 
zwei verschiedene Verfahren nach unterschiedlichen Verfahrensordnungen (StPO und 
VStG/AVG) gegen die natürliche und die juristische Person durchgeführt, bei denen die 
(zulässigen) Beweise wiederholt werden müssten.556 Besondere Schwierigkeiten würden bei 
Sachverhalten mit Auslandsbezug entstehen, da im Verwaltungsstrafrecht weder detaillierte 
Regeln zur inländischen Gerichtsbarkeit, noch die Möglichkeit umfassender 
zwischenstaatlicher Zusammenarbeit gegeben sind.557 Darüber hinaus stellt sich die 
gleichheitsrechtliche Frage, warum Verfahren wegen des grundsätzlich gleichen 
Tatvorwurfs gegen juristische Personen mit geringeren Rechtsschutzstandards geführt werden 
sollten als gegen natürliche Personen.558 
e. Gerichtliches Strafrecht 
Es gibt in den letzten Jahrzehnten international zwar einen deutlichen Trend zu einer 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit juristischer Personen, es ist jedoch unbestritten, dass 
kein internationaler Rechtsakt eine solche vorschreibt.559 Für eine Verankerung im 
gerichtlichen Strafrecht sprechen jedenfalls praktische Erwägungen, da auf diese Weise das 
Verfahren gegen die natürliche und die juristische Person vor derselben Behörde geführt 
werden kann und nicht - wie bei einer verwaltungsrechtlichen Lösung - zwei verschiedene 
Verfahrensordnungen angewendet werden müssten.560 Außerdem stehen dann den 
Ermittlungsbehörden die im Strafprozess vorgesehenen Ermittlungsbefugnisse (wie die 
Befugnis zur Hausdurchsuchung, Telekommunikationsüberwachung etc) zu.561 Nicht zuletzt 
                                                
555 Ähnliche Bedenken würden auch gegen eine Bußgeldregelung sprechen, siehe dazu gleich oben unter Punkt 
c. 
556 Die Ermittlungsbefugnisse im Verwaltungsstrafverfahren sind jedenfalls wesentlich eingeschränkter als in 
einem gerichtlichen Strafverfahren. Würde allerdings auf die darin erhobenen Beweise zurückgegriffen, müsste 
die juristische Person diesem beigezogen werden, was genauso wenig effizient und zweckmäßig wäre, so RV 
994 BlgNR 22. GP 11 ff (Allgemeiner Teil, E 3). 
557 RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff (Allgemeiner Teil, E 3): Für eine Verankerung im Verwaltungsstrafrecht bestehe 
außerdem im Gegensatz zum gerichtlichen Strafrecht (Art 10 Abs 1 Z 6 B-VG) keine klare Zuständigkeit des 
Bundes. 
558 RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff (Allgemeiner Teil, E 2). 
559 Vgl etwa den Erläuternden Bericht zum Umweltstrafrechts-Übereinkommen zu Art 9; Löschnig-Gspandl, Die 
Strafbarkeit von Unternehmen 190; Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 455. Auch wegen der Vorgaben zu den 
Sanktionen gegen juristische Personen ist eine strafrechtliche Regelung nicht nötig, siehe dazu unter Punkt 4.7.1. 
560 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 213; Rech, Vortrag, in Landesgruppe Österreich der 
Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 79. 
561 Ob der juristischen Person im Strafprozess auch dieselben Rechte wie einer natürlichen Person zustehen, wird 
unterschiedlich beurteilt, vlg etwa Arzt, Strafverfahren ohne Menschenrechte gegen juristische Personen, in FS 
Burgstaller (2004) 221 und Köck, Nemo-tenetur-Grundsatz für Verbände? in FS Burgstaller 267. 
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hebt sich eine Regelung im gerichtlichen Strafrecht auch durch seine größere präventive 
Wirkung von Regelungen in anderen Rechtsbereichen ab.562 
B. Die Schaffung eines eigenen Gesetzes 
Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen ist in Österreich in einem eigenen Gesetz, 
dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (VbVG), geregelt. Damit stellt sich die Frage, 
welchem Rechtsbereich das Gesetz zuzuordnen ist: In der Regierungsvorlage wird 
ausdrücklich klargestellt, dass die Verantwortlichkeit von Verbänden im gerichtlichen 
Strafrecht verankert werden soll, weil „Gegenstand des Vorwurfs (auch) gegen den 
Verband ein gerichtlicher Straftatbestand ist“.563 Der im VbVG vorgesehenen Geldbuße soll 
„sowohl general- als auch spezialpräventive Wirkung zukommen, es soll durch sie auch ein 
sozialethischer Tadel zum Ausdruck gebracht werden, aber im Unterschied zur Strafe des 
Individualstrafrechts kein individualethischer Tadel“.564 Dafür, dass das VbVG dem 
gerichtlichen Strafrecht zuzuordnen ist, spricht auch die Tatsache, dass nach den §§ 12 Abs 1 
und 14 Abs 1 VbVG auch die Bestimmungen des StGB und der StPO für die 
Verbandsverantwortlichkeit gelten, soweit sie nicht ausschließlich auf natürliche Personen 
anwendbar sind.565  
 
Im VbVG selbst ist allerdings kein einziges Mal von der Strafbarkeit von Verbänden die 
Rede: Es wird ganz im Gegenteil bewusst immer von der Verantwortlichkeit von 
Verbänden gesprochen566 und im Gegensatz zu früheren Entwürfen soll statt einer 
Geldstrafe eine Geldbuße verhängt werden.567 Hilf sieht darin eine Rücksichtnahme auf das 
strafrechtliche Schuldprinzip, auf das sich der Widerstand gegen eine strafrechtliche Regelung 
der Verantwortlichkeit von Verbänden maßgeblich begründet hat.568 Gleichzeitig weist sie 
aber zurecht darauf hin, dass die Verbandsgeldbuße von einem Strafgericht aufgrund einer 
                                                
562 Die größere Abschreckungswirkung einer strafrechtlichen Regelung ergibt sich durch die in der Verurteilung 
zum Ausdruck kommende sozialethische Missbilligung, Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe 
Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 58 f. 
563 RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff. (Allgemeiner Teil, E.) 
564 RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4, Ziffer 1). 
565 Zu prozessualen Fragen des VbVG vgl Köck, Prozessuale Aspekte der Strafbarkeit von Verbänden, JBl 2003, 
496. 
566 Vgl etwa den Titel des Gesetzes oder auch § 1 Abs 1 erster Satz VbVG. 
567 Vgl etwa den Entwurf von Zeder im Anhang von Zeder, ÖJZ 2001, 630, bei dem noch von der Strafbarkeit 
juristischer Personen und der Verhängung einer Geldstrafe die Rede war. 
568 Hilf, Das neue Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit von juristischen 
Personen privaten und öffentlichen Rechts sowie anderen Verbänden, RFG 2006/9, 34 f. Zur dogmatischen 
Diskussion siehe oben unter Punkt 1.2.1. 
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Straftat in einem Strafverfahren verhängt wird und im Strafregister vermerkt werden soll.569 
Aus diesem Grund handle es sich dabei um eine Kompromisslösung, da keine 
Verbandsstrafbarkeit eingeführt, aber dennoch eine Einordnung in das Strafrechtssystem 
angestrebt worden sei.570 Eine ähnliche Position wird auch von Köck vertreten, die das VbVG 
in deutlicher Abgrenzung zum traditionellen Strafrecht sieht und deswegen einen 
„selbstständigen Zweig im differenzierten Kriminalrecht“ begründet sehen will.571,572 
 
Durch die Schaffung eines eigenen Gesetzes und Verwendung einer eigenen Terminologie 
kommt zwar klar zum Ausdruck, dass die Verantwortlichkeit von Verbänden sich deutlich 
von der Strafbarkeit natürlicher Personen unterscheiden soll; Gleichzeitig kann aufgrund 
ihrer Einbindung in das Strafrechtssystem nicht abgestritten werden, dass die 
Verbandsverantwortlichkeit dem gerichtlichen Strafrecht zuzuordnen ist, das durch die 
Einführung einer Verbandsverantwortlichkeit einem grundlegenden Wandel 
unterzogen wurde.573 Da die internationalen Vorgaben grundsätzlich eine Regelung in jedem 
Rechtsbereich mit Ausnahme des Zivilrechts zulassen, ist die Verbandsverantwortlichkeit 
nach dem VbVG jedenfalls im Einklang mit den internationalen Rechtsakten. 
C. Sonderfall Finanzstrafrecht 
Die Verantwortlichkeit von Verbänden ist allerdings nicht nur im VbVG, sondern auch im § 
28a Finanzstrafgesetz geregelt574 und ist damit auch in Bezug auf die Finanzvergehen des 
Finanzstrafrechts anzuwenden: Im Finanzstrafrecht wird ein Teil der Finanzvergehen vom 
Gericht geahndet und gehört damit zum gerichtlichen Strafrecht, so dass kein Unterschied 
zum VbVG besteht. Ein anderer Teil der Finanzvergehen wird allerdings von der 
Finanzstrafbehörde (einer Verwaltungsbehörde) geahndet, so dass dieser dem 
                                                
569 Hilf, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz: Textausgabe mit Anmerkungen (2006) 13. In Bezug auf einen 
Strafregistereintrag wurden allerdings noch keine gesetzlichen Änderungen durchgeführt, Griehser/Likar, Das 
Unternehmensstrafrecht in der Praxis mit Hinblick auf das Vergabe- und Arbeitsrecht, RdW aktuell 1/2007, 6 f. 
570 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 57 und 60. 
571 Köck, Zur Regierungsvorlage eines Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes, JBl 2005, 478. 
572 Das österreichische Strafrecht entwickelt sich ohnedies zunehmend zu einem Kriminalrecht, bei dem, anders 
als beim reinen „Straf“-Recht mit Geld- und Freiheitsstrafen, eine breite Palette an Reaktionsmöglichkeiten auf 
strafbares Verhalten zur Anwendung kommt (vorbeugende Maßnahmen, Diversion, vermögensrechtliche 
Anordnungen), vgl Fuchs, Strafrecht6 7 f. 
573 Vgl Brandstetter, Strafbarkeit juristischer Personen ab 1.1.2006!, ecolex 2006, 4 ff; Zeder, 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 27. 
574 § 28a FinStrG verweist zum großen Teil auf die Bestimmungen des VbVG. Alle Abweichungen werden im 
Folgenden jeweils bei den einzelnen Analysepunkten näher beleuchtet, soweit sie für diese relevant sind. Zu den 
Änderungen des Finanzstrafgesetzes durch die Einführung der Verbandsverantwortlichkeit Althuber/Huber, 
Verbandsverantwortlichkeit und Finanzstrafrecht VbVG – Änderungen im Justizstrafrecht; AbgÄG – Geplante 
Änderungen im Finanzstrafrecht, taxlex 2005, 617 ff. 
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Verwaltungsstrafrecht zuzuordnen ist.575 In diesem Fall kommt somit eine 
verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit des Verbandes zum Tragen,576 die ebenfalls 
mit den internationalen Rechtsakten zu vereinbaren ist.577 
4.2.2.2. Deutschland 
Die zentrale Vorschrift zur Verantwortlichkeit juristischer Personen im deutschen Recht 
findet sich in § 30 Ordnungswidrigkeitengesetz (im Folgenden OWiG), der Teil der 
Allgemeinen Bestimmungen des Gesetzes ist. Von besonderem Interesse für die vorliegende 
Fragestellung ist aus diesem Grund, wie das Ordnungswidrigkeitenrecht in das deutsche 
Rechtssystem einzuordnen ist und in welchem Verhältnis zum Kriminalstrafrecht es steht. 
A. Verhältnis von Ordnungswidrigkeiten- und Kriminalstrafrecht 
Eine Ordnungswidrigkeit ist nach § 1 Abs 1 OWiG eine „rechtswidrige und vorwerfbare 
Handlung, die den Tatbestand eines Gesetzes verwirklicht, das die Ahndung mit einer 
Geldbuße zulässt“, während Verbrechen und Vergehen nach § 12 StGB als rechtswidrige 
Taten mit (Geld- bzw. Freiheits-) Strafen bedroht sind. In Bezug auf die Voraussetzungen 
für eine Sanktion (tatbestandsmäßige Rechtswidrigkeit und Schuld) stimmen das 
Kriminalstraf- und das Ordnungswidrigkeitenrecht überein,578 für Ordnungswidrigkeiten 
werden jedoch keine Geldstrafen, sondern Geldbußen verhängt. Im Gesetz wird somit die 
Unterscheidung nach rein formalen Gesichtspunkten getroffen.579 Damit ist aber noch 
nicht geklärt, woraus sich die Einordnung eines Delikts in einen der beiden Bereiche und 
damit die jeweilige Sanktion ergibt: Die erste dazu entwickelte Theorie580 postulierte einen 
qualitativen Unterschied zwischen Kriminalstraf- und Ordnungswidrigkeitenrecht, wobei 
die Straftat als ethisch vorwerfbare Rechtsgutbeeinträchtigung und die Ordnungswidrigkeit 
als ethisch wertneutraler Verwaltungsungehorsam definiert wurde.581 Im Gegensatz dazu geht 
die quantitative Abgrenzungstheorie davon aus, dass zwischen Ordnungswidrigkeiten- und 
                                                
575 Die Zuständigkeit hängt von der Schwere des Finanzvergehens ab, meist von der Höhe des Abgabenbetrags, 
der dem Bund entgangen ist, vgl Seiler/Seiler, Finanzstrafgesetz Kommentar (2004), zu § 1 Rz 14 f.  
576 Dies ergibt sich daraus, dass der Verband in einem verwaltungsbehördlichen Strafverfahren von einer 
Verwaltungsbehörde verurteilt wird. 
577 Zu den von den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Delikten, die im Finanzstrafrecht umgesetzt 
werden, siehe unten unter Punkt 4.6.2.1. 
578 Müller, Die Stellung der juristischen Person 35. 
579 Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 60. 
580 Sie geht auf James Goldschmidt, Erik Wolf und Eb. Schmidt zurück. 
581 Das ist die sogenannte aliud-Theorie, vgl für eine Übersicht Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 60 ff; So 
auch Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, Vor § 30 Rz 7. Auf diese Ansicht, hat sich auch lange Zeit der 
Gesetzgeber gestützt, zur Entwicklung vgl Müller, Die Stellung der juristischen Person 35. 
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Kriminalunrecht nur ein Unterschied in der Intensität des Unrechts besteht.582,583 Eine 
vermittelnde Position nehmen Vertreter einer gemischt qualitativ-quantitativen 
Abgrenzung ein, die zwar einen Kernbereich des Kriminalstrafrechts qualitativ vom 
Ordnungswidrigkeitenrecht abgrenzen, ansonsten aber nur von einem quantitativen 
Unterschied nach der Schwere des Unrechtsgehalts zwischen Strafsachen und 
Ordnungswidrigkeiten ausgehen.584  
B. Charakterisierung des Ordnungswidrigkeitenrechts 
Eng verknüpft mit dieser Diskussion ist die Frage, ob das Ordnungswidrigkeitenrecht, das im 
deutschen Recht als eigenständiger Rechtszweig angesehen wird,585 rechtssystematisch eher 
als Strafrecht im weiteren Sinn oder als Verwaltungsrecht zu charakterisieren ist: Eine 
Einordnung des OWiG in das Strafrecht im weiteren Sinn könnte im Hinblick darauf vertreten 
werden, dass der Allgemeine Teil des OWiG und des StGB weitgehend gleich sind, mit der 
Geldbuße ebenfalls spezial- und generalpräventive Zwecke verfolgt werden und das 
Verfahren zur Verhängung einer Geldbuße sich weitgehend an den Bestimmungen des 
Strafverfahrens orientiert.586 Dass das OWiG dem Verwaltungsrecht zuzuordnen ist, könnte 
damit begründet werden, dass die Geldbuße in erster Instanz grundsätzlich durch eine 
Verwaltungsbehörde und nicht im Rahmen eines ordentlichen Strafverfahrens verhängt wird 
und ein Bußgeldbescheid zu erlassen ist.587 Das OWiG lässt sich wohl am ehesten als 
Mischung aus straf- und verwaltungsrechtlichen Elementen charakterisieren;588 Der 
                                                
582 Diese Theorie wurde insbesondere auch durch die Entwicklung der deutschen Rechtslage gestützt, die zu 
einer Übertragung gewisser Bagatelldelikte des Kriminalstrafrechts ins Ordnungswidrigkeitenrecht führte, vgl 
Müller, Die Stellung der juristischen Person 37. 
583 In diese Richtung auch Hirsch, ZStW 107 (1995) 303 f, Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 65 ff. 
584 Diese vermittelnde Ansicht wurde in einigen Entscheidungen vom Bundesverfassungsgericht entwickelt (z.B. 
BVerfGE 8, 197, 207, NJW 1958, 1963 f; vlg auch die Nachweise in Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 62 FN 
16) und anschließend von einigen Autoren (etwa Achenbach, Ahndende Sanktionen gegen Unternehmen und die 
für sie handelnden Personen im deutschen Recht, in Schünemann/de Figueiredo Dias (Hrsg.), Bausteine des 
europäischen Strafrechts (1995) 297 f) übernommen. 
585 Ehrhardt, Unternehmensdelinquenz 59. 
586 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG2, Vor § 1 Rz 1: Die Einordnung des Ordnungswidrigkeitenrechts 
in das Strafrecht im weiteren Sinn gelte unabhängig von der in Bezug auf die Abgrenzung zum 
Kriminalstrafrecht vertretenen Theorie. 
587 Allerdings kann die Staatsanwaltschaft in bestimmten Fällen die Verfolgung an sich ziehen und damit die 
Zuständigkeit des Gerichts begründen (§ 42 OWiG). Erhebt der Betroffene gegen einen Bußgeldbescheid 
Einspruch, so wird von einem Amtsgericht entschieden (§ 68 OWiG). Eine Einordnung ins Verwaltungsrecht 
erfolgt bei Geeroms, La Rev. internat. de droit comparé 1996, 538 und 544 und im OECD-Report: Germany 
Phase 1 (Review of Implementation of the Convention and 1997 Recommendation), 27.06.2000, S. 1. 
588 Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 17. Alwart spricht von einem „zwitterhaftigen“ 
Ordnungswidrigkeitenrecht, Alwart, Strafrechtliche Haftung von Unternehmen – Vom Unternehmenstäter zum 
Täterunternehmen, ZStW 195 (1993) 765. 
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Vergleich mit dem österreichischen Verwaltungsstrafrecht liegt nahe.589 Für die vorliegende 
Untersuchung muss deswegen keine abschließende Antwort gefunden werden, weil die 
internationalen Rechtsakte eine verwaltungs- und eine strafrechtliche Lösung gleichermaßen 
zulassen. Die Geldbuße nach § 30 OWiG kommt jedenfalls einer Strafnorm für 
juristische Personen am nächsten590 und stellt einen Ersatz für die nach herrschender Lehre 
nicht zulässige Kriminalstrafe gegen diese dar.591  
4.2.2.3. Frankreich 
Im französischen Recht ist eine strafrechtliche Regelung der Verantwortlichkeit juristischer 
Personen vorgesehen. Das ergibt sich ohne jeden Zweifel aus Art 121-2 Code pénal (CP - 
Strafgesetzbuch) selbst, in dem ausdrücklich statuiert wird, dass die juristischen Personen 
unter bestimmten Voraussetzungen strafrechtlich verantwortlich werden. Die 
Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen spiegelt sich auch in folgenden 
Umständen wieder: 
- Art 121-2 CP ist im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuches verankert.592 
- Das Strafverfahren gegen juristische Personen wird nach denselben Regeln wie 
das Strafverfahren gegen natürliche Personen geführt, wenn nichts Abweichendes 
bestimmt ist.593 
- Die Verurteilung wird in das Strafregister eingetragen.594 
 
Die Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen entspricht den internationalen 
Rechtsakten vollkommen, die vor allem aus Rücksicht auf die unterschiedlichen 
                                                
589 Schünemann setzt das Ordnungswidrigkeiten- mit einem Verwaltungsstrafrecht gleich, Schünemann, Die 
Strafbarkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 280. In Österreich gilt allerdings das Prinzip 
der Gewaltentrennung, so dass im Verwaltungsstrafrecht nur Verwaltungsbehörden zuständig werden, siehe dazu 
oben unter Punkt 4.2.2.1 A b. 
590 Haeusermann sieht darin eine „partielle Anerkennung der strafrechtlichen Sanktionsfähigkeit von 
Verbänden“, vgl Haeusermann, Der Verband als Straftäter 27. 
591 Scholz, ZRP 2000, 435. Eidam sieht darin einen „dogmatischen Fremdkörper“ und „halbherzigen Schritt“ zur 
Einführung einer Unternehmensstrafbarkeit, Eidam, Die Verbandsgeldbuße des § 30 Abs. 4 OWiG – eine 
Bestandsaufnahme, wistra 2003, 449. Bei der Geldbuße nach § 30 OWiG ist die Verwaltungsbehörde dann 
zuständig, wenn die vom Repräsentanten begangene Pflichtverletzung eine Ordnungswidrigkeit ist; Das Gericht 
ist zuständig, wenn er eine Straftat begangen hat, die der juristischen Person oder Personenvereinigung 
zugerechnet wird, vgl Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 62. 
592 Die Bestimmung findet sich im Titre II (De la responsabilité pénale – Von der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit) des Livre Ier (Dispositions générales – Allgemeine Bestimmungen). 
593 Art 706-41 bis 706-46 Code de procédure pénale (Titre XVIII, Livre IV). Vgl Koch, Die Strafbarkeit 
juristischer Personen nach dem neuen französischen Code pénal, ZStW 107 (1995), 413. 
594 Die Strafregistereintragung der juristischen Person unterscheidet sich allerdings in Bezug auf die 
Zugänglichkeit und die Löschung vom Strafregistereintrag einer natürlichen Person, Le Gunehec, Jurisclasseur, 
Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal, Fasc. 10, Nr. 98 ff. 
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Rechtssysteme auch eine anderweitige (etwa verwaltungsrechtliche) Regelung der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen zugelassen haben. 
 
Das französische Recht sieht außerdem eine verwaltungsrechtliche Sanktionierung von 
juristischen Personen vor. Diese ist allerdings nur in sehr eingeschränkten Bereichen 
gegeben (Wettbewerbsrecht, Börserecht) und besteht im Börserecht parallel zu einer 
strafrechtlichen Sanktionierung.595 Die verwaltungsrechtlichen Sanktionen, insbesondere 
auch Geldsanktionen und Weisungen, werden von unabhängigen Verwaltungsbehörden 
verhängt (Conseil de concurrence, Conseil des opérations de bourse), deren Entscheidung von 
der Gerichtsbarkeit überprüft werden kann.596 Die verwaltungsrechtliche Sanktionierung 
juristischer Personen wird aufgrund ihres eingeschränkten Anwendungsbereichs, der für die 
nach den internationalen Rechtsakten umzusetzenden Delikte nicht von Bedeutung ist, in der 
Folge nicht näher untersucht.597 
4.2.2.4. England und Wales 
Dass die Verantwortlichkeit juristischer Personen im englischen Recht eine strafrechtliche ist, 
ergibt sich eindeutig sowohl aus dem common law, als auch aus dem statute law:598 So 
handelt es sich bei den einschlägigen Urteilen um strafrechtliche Verurteilungen wegen der 
Begehung von Straftaten durch Strafgerichte.599,600 Im Interpretation Act 1889 wurde in 
sect. 2 (1) ausdrücklich festgestellt, dass der Ausdruck „Person“ bei der Auslegung jedes 
gesetzlich normierten Delikts eine juristische Person einschließen soll, solange nicht eine 
gegenteilige gesetzgeberische Absicht vorliegt.601 Es gibt außerdem eine Reihe von Gesetzen, 
die auch den Strafprozess gegen juristische Personen regeln.602 Die englische Rechtslage ist 
                                                
595 Vgl Pezard, Le cumul de sanctions pénales et administratives de personnes morales en droit des affaires, 
Petites Affiches n° 120 (1993) 65. 
596 Piniot, Sanctions administratives et personnes morales: Une autre forme de répression, Petites Affiches 
11.12.1996, 54 f. 
597 Einzig die in einer Richtlinie vorgesehenen Delikte zu Marktmanipulation und Insider-Geschäften könnten 
durch die Regelungen im Börserecht betroffen sein, siehe dazu unter Punkt 3.1.3.3 B. Gerade für den Bereich 
des Börsenrechts sind jedoch parallel eine verwaltungsrechtliche Sanktionierung und Straftatbestände 
vorgesehen. 
598 Zum englischen Rechtssystem vgl oben unter Punkt 2.2.4.1. 
599 Dabei handelt es sich um die Magistrates’ Courts in erster Instanz, die Crown Courts in erster Instanz oder 
als Rechtsmittelinstanz und die Queen’s Bench Division des High Court oder die Court of Appeal als oberste 
Instanz. Nur in Ausnahmefällen entscheidet das House of Lords über Rechtsfragen von außergewöhnlicher 
Bedeutung für die Öffentlichkeit, Heberer, ZfRV 2002, 59. 
600 Vgl beispielsweise das Urteil R v. ICR Haulage [1944] K.B. 551, indem eine limited company aufgrund einer 
Straftat (conspiracy to defraud) von einem Strafgericht (Court of criminal appeal) verurteilt wurde. 
601 Diese Bestimmung wurde in den Interpretation Act 1978 übernommen, siehe dazu auch unter Punkt 2.2.4.2 
C. Auch wurden Regelungen zur Strafbarkeit juristischer Personen im Draft Criminal Code 1989 vorgesehen. 
602 Etwa den Criminal Justice Act 1925 und 1991. 
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somit mit den internationalen Vorgaben, die sowohl eine verwaltungs-, als auch 
strafrechtliche Regelung der Verantwortlichkeit juristischer Personen zulassen, konform.  
4.2.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Die internationalen Rechtsakte, die eine Verantwortlichkeit juristischer Personen vorsehen, 
lassen den nationalen Gesetzgebern oftmals die Wahl zwischen einer zivil-, verwaltungs- oder 
strafrechtlichen Regelung. Soll die nationale Regelung aber im Einklang mit allen 
internationalen Rechtsakten (insbesondere auch mit dem Übereinkommen über den Schutz 
der Umwelt durch Strafrecht) sein, muss sie entweder im Verwaltungs- oder im Strafrecht 
angesiedelt werden. 
Die Rechtslage ist in allen analysierten Ländern mit den internationalen Vorgaben 
konform. Dabei kann ein deutlicher Trend zu einer strafrechtlichen Regelung festgestellt 
werden: In Österreich, Frankreich und England wurde die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen im Strafrecht verankert. Dies entspricht der Zielsetzung der internationalen 
Vorgaben ganz besonders, da diese wohl nur aufgrund der Widerstände einiger Länder die 
Wahlmöglichkeit des Regelungsbereichs zugelassen haben.603 Trotz der generellen 
Verankerung im Strafrecht sind in Österreich und Frankreich aber für bestimmte Bereiche 
auch verwaltungsrechtliche Verantwortlichkeitsbestimmungen statuiert. 
Einzig in Deutschland ist aufgrund dogmatischer Bedenken keine Strafbarkeit juristischer 
Personen vorgesehen, sondern eine Verantwortlichkeit dieser im Ordnungswidrigkeitenrecht 
normiert, das weder dem Straf- noch dem Verwaltungsrecht eindeutig zugeordnet werden 
kann. Durch die Schaffung eines eigenen Gesetzes und Verwendung einer eigenen 
Terminologie (Verantwortlichkeit statt Strafbarkeit und Schuld) in Österreich zeigt sich aber 
deutlich, dass auch in diesem Land die dogmatischen Bedenken, die lange Zeit gegen die 
Verankerung der Verantwortlichkeit juristischer Personen im Strafrecht bestanden haben, 
nicht gänzlich überwunden sind. 
                                                
603 Vgl dazu den Entstehungsprozess des Zweiten Protokolls unter Punkt 3.1.2.2 B. 
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4.3. Analyse der Regelungen über die inländische Gerichtsbarkeit 
4.3.1. Internationale Vorgaben 
Eine verpflichtende Regelung der inländischen Gerichtsbarkeit ist nur in zwei 
internationalen Rechtsakten vorgesehen:604 Um den Anforderungen des UN-
Übereinkommens gegen Terrorismusfinanzierung zu genügen, muss der verpflichtete 
Staat in Bezug auf die darin angeführten Straftatbestände seine Gerichtsbarkeit begründen, 
wenn die verantwortliche juristische Person ihren Sitz in seinem Hoheitsgebiet hat oder 
nach seinem Recht gegründet wurde.605 Zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses zur 
Terrorismusbekämpfung muss hingegen nur der erste Fall (juristische Person mit Sitz im 
Hoheitsgebiet) berücksichtigt werden.606 Trifft der verpflichtete Staat eine allgemeine 
Regelung der inländischen Gerichtsbarkeit in Zusammenhang mit der Verantwortlichkeit 
juristischer Personen, wird er beide Konstellationen erfassen müssen; Möglich wäre jedoch 
auch, die geforderte inländische Gerichtsbarkeit nur für die im einschlägigen Übereinkommen 
und Rahmenbeschluss vorgesehenen Delikte im Zusammenhang mit Terrorismus zu 
normieren. In den Länderanalysen werden jedenfalls die Bestimmungen zur inländischen 
Gerichtsbarkeit nur in Bezug auf die einschlägigen Terrorismusstraftaten näher 
untersucht. 
4.3.2. Analyse der Länder 
4.3.2.1. Österreich 
Die inländische Gerichtsbarkeit im Bezug auf die Verbandsverantwortlichkeit richtet sich 
nach den allgemeinen Bestimmungen der §§ 62 ff StGB,607 so dass österreichische Gerichte 
immer dann zuständig sind, wenn die Anlasstat (des Entscheidungsträgers oder Mitarbeiters) 
nach den Regeln der §§ 62 bis 65 und § 67 Abs 2 StGB den österreichischen Strafgesetzen 
                                                
604 Zum Inhalt der beiden Rechtsakte siehe oben unter Punkt 3.1.3.2 B a und 3.2.1.3. 
605 Art 5 Abs 1 des Übereinkommens: „located in its territory“, „située sur son territoire“ sowie „organized under 
its laws“, „constituée sous l’empire de sa législation“. Das Übereinkommen bezieht sich auf die Straftat der 
Terrorismusfinanzierung. 
606 Art 9 Abs 1 lit. d des Rahmenbeschlusses: „established in its territory“; „établie sur son territoire“. Der 
Rahmenbeschluss bezieht sich auf terroristische Straftaten, Straftaten in Zusammenhang mit einer terroristischen 
Vereinigung und Straftaten in Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten. 
607 Das ergibt sich aus § 12 Abs 1 VbVG, der die Geltung der allgemeinen Strafgesetze normiert; So 
ausdrücklich RV 994 BlgNR 22. GP 30 f. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 12, Ziffer 2). 
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unterliegt.608 Nach § 12 Abs 2 VbVG ist aber dort, wo das Gesetz die Geltung österreichischer 
Strafgesetze für im Ausland begangene Taten vom Wohnsitz oder Aufenthalt des Täters im 
Inland oder von dessen österreichischer Staatsbürgerschaft abhängig macht, für Verbände der 
Sitz des Verbandes oder der Ort des Betriebes oder der Niederlassung maßgebend609.  
Daraus ergibt sich Folgendes: Wenn die Tat im Inland begangen wurde, sind die 
österreichischen Gerichte stets zuständig (§ 62 StGB).610 Die wenigen Straftaten, für die 
Regelungen über die inländische Gerichtsbarkeit getroffen werden müssen (Straftaten im 
Zusammenhang mit Terrorismus), werden allerdings alle in § 64 StGB aufgezählt, was dazu 
führt, dass diese auch bei Begehung im Ausland unabhängig von den Strafgesetzen des 
Tatorts in Österreich verfolgt werden, wenn der Sitz des Verbandes oder der Ort des 
Betriebes oder der Niederlassung in Österreich ist.611,612  
In Bezug auf die inländische Gerichtsbarkeit wird damit im österreichischen Recht eine der 
beiden internationalen Vorgaben für die betroffenen Delikte vollständig umgesetzt 
(Anknüpfung an Sitz im Hoheitsgebiet), während die zweite Vorgabe (Anknüpfung an 
Gründung nach österreichischem Recht) gänzlich unberücksichtigt bleibt, was allerdings nur 
bei Auslandstaten eine Rolle spielt. Mit den österreichischen Regelungen über die inländische 
Gerichtsbarkeit wird somit den internationalen Vorgaben nicht gänzlich Genüge getan, 
wobei vor allem die fehlende Normierung einer Anknüpfung an die Gründung einer 
juristischen Person in Österreich zu bemängeln ist.613 
                                                
608 Die Unterlassung der nach den Umständen gebotenen und zumutbaren Vorkehrungen durch einen 
Entscheidungsträger (Zweiter Anknüpfungsfall - § 3 Abs 3 Z 2 VbVG) soll aber nicht als territorialer 
Anknüpfungspunkt dienen, so RV 994 BlgNR 22. GP 30 f. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 12, Ziffer 
2). 
609 Dies soll nach Boller – entgegen dem Gesetzestext - als zusätzliches Kriterium gelten, vgl Boller, Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit von Verbänden nach dem VbVG (2007) 97. 
610 Nach § 67 Abs 2 StGB hat der Täter eine mit Strafe bedrohter Handlung „an jedem Ort begangen, an dem er 
gehandelt hat oder hätte handeln sollen oder ein dem Tatbild entsprechender Erfolg ganz oder zum Teil 
eingetreten ist oder nach der Vorstellung des Täters hätte eintreten sollen“. 
611 Dies ergibt sich aus § 12 Abs 2 VbVG iVm § 64 Abs 1 Z 9 und 10 StGB. Diese Voraussetzung ist für 
terroristische Straftaten nur dann nicht nötig, wenn die Tat gegen den Nationalrat, den Bundesrat, die 
Bundesversammlung, die Bundesregierung, einen Landtag, eine Landesregierung, den Verfassungsgerichtshof, 
den Verwaltungsgerichtshof, den Obersten Gerichtshof, sonst ein Gericht oder eine Behörde oder gegen die 
Bevölkerung der Republik Österreich begangen wurde (§ 64 Abs 1 Z 9 lit d StGB), oder wenn die Tat gegen ein 
Organ der Europäischen Union oder eine gemäß den Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften 
oder dem Vertrag über die Europäische Union geschaffene Einrichtung mit Sitz in der Republik Österreich 
begangen wurde (§ 64 Abs 1 Z 9 lit e StGB). 
612 Bei nicht in § 64 StGB aufgezählten Auslandstaten muss für das Vorliegen der inländischen Gerichtsbarkeit 
neben dem Sitz des Verbandes oder dem Ort des Betriebes oder der Niederlassung in Österreich die Tat auch 
durch die Gesetze des Tatorts mit Strafe bedroht sein (§ 12 Abs 2 VbVG iVm § 65 Abs 1 Z 1 StGB). 
613 In der Regierungsvorlage zum VbVG wird fälschlicherweise davon ausgegangen, dass in den internationalen 
Rechtsakten eine Regelung über die inländische Gerichtsbarkeit fehlt, vgl RV 994 BlgNR 22. GP 30 f. 
(Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 12, Ziffer 2). 
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4.3.2.2. Deutschland 
Die inländische Gerichtsbarkeit in Bezug auf § 30 OWiG bestimmt sich nach den 
allgemeinen Regeln der § 5 OWiG und §§ 3 ff StGB, so dass Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten im Inland immer, Straftaten des Individualtäters im Ausland nur in 
bestimmten Fällen zur Verhängung einer Geldbuße nach § 30 OWiG führen können:614 Es 
kommt somit grundsätzlich das Territorialitätsprinzip zur Anwendung, das durch einige 
Sonderbestimmungen für Straftaten ergänzt wird.615 
 
Daraus ergibt sich für die Umsetzung der internationalen Vorgaben Folgendes: Bei der 
Umsetzung des ersten Anknüpfungsfalls wird auf die Straftat oder Ordnungswidrigkeit des 
Repräsentanten abgestellt; Die Straftaten (im Zusammenhang mit Terrorismus), für die 
internationale Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit bestehen, werden durch § 129a 
StGB umgesetzt, der nach § 129b StGB auch auf terroristische Vereinigungen im Ausland 
Anwendung findet.616 Damit unterliegen nicht nur Inlandsstraftaten, sondern auch 
Straftaten in Zusammenhang mit einer terroristischen Vereinigung im Ausland der 
deutschen Strafgerichtsbarkeit und können zur Verhängung einer Geldbuße nach § 30 OWiG 
führen; Durch diese Kombination werden aber nicht – wie von den einschlägigen 
internationalen Rechtsakten gefordert - alle terroristischen Straftaten zu Gunsten juristischer 
Personen, die einen Sitz im deutschen Hoheitsgebiet haben oder nach deutschem Recht 
gegründet wurden, erfasst, sondern nur solche, die in Zusammenhang mit einer terroristischen 
Vereinigung stehen; Außerdem unterliegt auch § 129b StGB gewissen Einschränkungen.617 
Die internationalen Vorgaben werden somit nicht erfüllt. 
Die Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls durch § 30 iVm § 130 OWiG führt dazu, dass 
die Aufsichtspflichtverletzung des Repräsentanten der juristischen Person stets als 
Ordnungswidrigkeit zugerechnet wird, auch wenn die unterstellte Person eine Straftat 
                                                
614 Vgl Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 71. Für Ordnungswidrigkeiten können gesetzliche 
Vorschriften im Einzelnen anderes bestimmen, Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 5 Rz 7 ff. 
615 Weber, Konzeption und Grundsätze des Wirtschaftsstrafrechts (einschließlich Verbraucherschutz), ZStW 96 
(1984) 383 f. 
616 Außerdem unterliegt eine Auslandstat nach § 7 Abs 2 Z 1 StGB ganz allgemein dem deutschen Strafrecht, 
wenn die Tat am Tatort mit Strafe bedroht ist oder der Tatort keiner Strafgewalt unterliegt und wenn der Täter 
zur Zeit der Tat Deutscher war oder es nach der Tat geworden ist. 
617 § 129b Abs 1 Satz 2 und 3 StGB: Bezieht sich die Tat auf eine Vereinigung außerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, so ist die inländische Gerichtsbarkeit nur gegeben, wenn sie durch eine im räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgeübte Tätigkeit begangen wird oder wenn der Täter oder das Opfer 
Deutscher ist oder sich im Inland befindet. In den Fällen des Satzes 2 wird die Tat nur mit Ermächtigung des 
Bundesministeriums der Justiz verfolgt. 
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begangen hat.618 Damit kann die inländische Gerichtsbarkeit in Bezug auf den zweiten 
Anknüpfungsfall stets nur bei Inlandstaten begründet werden;619 Den internationalen 
Vorgaben wird nicht Genüge getan.620 Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass die Vorgaben 
zur inländischen Gerichtsbarkeit in Bezug auf die einschlägigen Straftaten für beide 
Anknüpfungsfälle nicht erfüllt werden. 
4.3.2.3. Frankreich 
Im französischen Strafrecht gilt nach Art 113-2 CP grundsätzlich das Territorialitätsprinzip, 
so dass die französische Strafgerichtsbarkeit auf alle Straftaten im Territorium Frankreichs 
anwendbar ist. In dieser Konstellation werden somit auch Straftaten ausländischer 
juristischer Personen erfasst, was im Schrifttum zu regen Diskussionen geführt hat: Neben 
den Fragen, wie sich die Nationalität der juristischen Person bestimmt und nach welchem 
Recht der Status als juristische Person beurteilt werden soll, wurde auch die Vollstreckbarkeit 
der ergangenen Urteile in Frage gestellt.621 
 
Für die Umsetzung der internationalen Rechtsakte ist aber hauptsächlich von Bedeutung, ob 
eine inländische Gerichtsbarkeit in Bezug auf bestimmte Terrorismusstraftaten juristischer 
Personen, die einen Sitz im Hoheitsgebiet Frankreichs haben oder nach seinem Recht 
gegründet wurden, vorgesehen ist: Aufgrund des Territorialitätsprinzips werden jedenfalls alle 
Inlandsstraftaten erfasst. Eine entscheidende Rolle kommt damit Art 113-6 CP zu, der eine 
inländische Gerichtsbarkeit für alle Verbrechen einer französischen Person im Ausland, 
für Vergehen nur dann, wenn diese auch nach dem Gesetz des Tatorts mit Strafe bedroht sind, 
statuiert. Unter der französischen Person nach Art 113-6 CP ist auch eine französische 
juristische Person, das heißt eine solche mit Sitz in Frankreich zu verstehen.622 Bei 
Vergehen einer juristischen Person mit Sitz in Frankreich soll nicht nur eine Strafbarkeit des 
                                                
618 Vgl dazu unten unter Punkt 4.5.2.2 D. 
619 Dabei wird es wohl auf den Ort ankommen, an dem die Aufsichtspflichtverletzung stattgefunden hat, da diese 
die der juristischen Person zurechenbare Ordnungswidrigkeit darstellt, vgl OECD-Report: Germany Phase 1, 
Punkt 4.2. 
620 Dies ist allerdings nur für die Umsetzung der Vorgaben im Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung 
von Bedeutung, da nur dieser eine Verantwortlichkeit der juristischen Person für beide Anknüpfungsfälle 
fordert; Das UN-Übereinkommens gegen Terrorismusfinanzierung stellt hingegen nur auf Straftaten von 
Leitungspersonen ab, vgl dazu oben unter Punkt 3.1.3.2 B und 3.2.1.3. 
621 Zieschang, ZStW 115 (2003) 122 f. Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 54 ff : Weitere 
aufgeworfene Fragen: Muss im Heimatstaat eine Strafbarkeit juristischer Personen existieren, damit die 
ausländische juristische Person in Frankreich strafrechtlich verfolgt werden kann (Reziprozitätsprinzip)? Wie ist 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit ausländischer juristischer Personen des öffentlichen Rechts zu beurteilen? 
622 Servidio-Delabre, Jurisclasseur, Art 113-1 bis 113-12 Code Pénal, Fasc 20, Nr. 31; Delmas-Marty, Personnes 
morales étrangères et françaises, Revue des sociétés (1993) 259. 
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Vergehens, sondern auch eine Strafbarkeit der juristischen Person für das Vergehen nach dem 
Gesetz des Tatorts nötig sein.623,624 Dies ist aber deswegen nicht von Bedeutung, weil die 
Terrorismusstraftaten, für die Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit bestehen, im 
französischen Recht fast ausschließlich als Verbrechen zu qualifizieren sind.625 
Den internationalen Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit wird trotzdem nur teilweise 
genüge getan, da der Fall der Gründung einer juristischen Person nach französischem 
Recht nicht erfasst wird. Daran ändert auch nichts, dass bei einigen wenigen Straftaten, die 
sich gegen grundlegende Interessen der französischen Nation richten, eine inländische 
Gerichtsbarkeit für Auslandstaten vorgesehen ist; Die Straftaten (im Zusammenhang mit 
Terrorismus), für die nach den internationalen Rechtsakten eine besondere Ausprägung der 
inländischen Gerichtsbarkeit eingeführt werden muss, werden von dieser Regelung nämlich 
nicht erfasst.626,627 
4.3.2.4. England und Wales 
In keinem der Urteile zur Strafbarkeit juristischer Personen ist – soweit ersichtlich - die Frage 
der inländischen Gerichtsbarkeit thematisiert worden. Die inländische Gerichtsbarkeit eines 
Staates für juristische Personen, die ihren Sitz in diesem haben oder nach seinem Recht 
gegründet wurden, muss allerdings nach den internationalen Vorgaben nur für bestimmte 
Delikte im Zusammenhang mit Terrorismus begründet werden.628 
In England gilt grundsätzlich das Territorialitätsprinzip, so dass nur Straftaten, die in 
England begangen werden, in die Zuständigkeit der englischen Gerichte fallen.629 Für 
Terrorismusstraftaten sind allerdings Sonderregelungen in Gesetzen, die im Laufe der 
letzten Jahre erlassen wurden, einschlägig, so dass grundsätzlich auch im Ausland 
                                                
623 Servidio-Delabre, Jurisclasseur, Art 113-1 bis 113-12 Code Pénal, Fasc 20, Nr. 29. 
624 Eine weitere Einschränkung ergibt sich dadurch, dass eine Verfolgung einer französischen Person wegen 
eines Vergehens im Ausland nur auf Ersuchen des Ministeriums und nach Klage des Opfers oder offizieller 
Anzeige durch das Land, in dem die Tat begangen wurde, stattfinden kann (Art 113-8 CP). 
625 Dies ergibt sich aus der vorgesehenen Strafdrohung (Art 131-1 und 131-2 CP), vgl dazu die 
Terrorismusstraftaten in Art 421-1 bis 421-6 CP. 
626 Vgl dazu die in Art 113-10 CP aufgezählten Delikte. 
627 Auch Art 689 Code de procédure pénale (Strafprozessordnung) kann die Zuständigkeitserfordernisse nicht 
erfüllen: In Art 689 wird - nach dem Prinzip „aut dedere aut judicare“ - eine generelle Zuständigkeit des 
französischen Staates für besonders gravierende Verbrechen nach den Vorgaben einiger internationaler 
Abkommen statuiert, wenn der Täter sich in Frankreich befindet. Darunter ist auch das Europäische 
Übereinkommen zur Bekämpfung des Terrorismus vom 27. Januar 1977 zu verstehen, in dem aber nicht alle hier 
interessierenden Straftaten (insbesondere nicht die Terrorismusfinanzierung) abgedeckt werden. 
628 Siehe dazu oben unter Punkt 4.3.1. 
629 Law Commission, Legislating the Criminal Code: Involuntary Manslaughter, Report n° 237 (1996) para 8.59. 
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begangene Terrorismusstraftaten erfasst werden.630 So wird etwa in Section 17 des 
Terrorism Act 2006 die Zuständigkeit der englischen Gerichte für im Ausland begangene, in 
Subsection 2 aufgezählte Terrorismusstraftaten statuiert – unabhängig davon, ob der Täter 
britischer Staatbürger oder die company im Vereinigten Königreich inkorporiert ist.631 Eine 
ähnliche Bestimmung findet sich beispielsweise in Bezug auf Terrorismusfinanzierung in 
Section 63 des Terrorism Act 2000.632 Die englischen Strafgerichte sind somit grundsätzlich 
für alle – im Inland wie im Ausland begangene - Terrorismusstraftaten zuständig, unabhängig 
davon, wer sie begangen hat, so dass die internationalen Vorgaben übererfüllt sind. 
Einschränkungen könnten sich nur daraus ergeben, dass die inländische Gerichtsbarkeit für 
Auslandstaten nicht für alle in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen 
Terrorismusstraftaten normiert wird, etwa weil diese überhaupt nicht oder nicht hinreichend 
umgesetzt wurden.633 
4.3.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Nur in zwei internationalen Rechtsakten werden Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit 
gemacht: Die inländischen Gerichte sollen für bestimmte Terrorismusstraftaten dann 
zuständig gemacht werden, wenn die juristische Person ihren Sitz im Hoheitsgebiet hat oder 
nach inländischem Recht gegründet wurde. 
Die Vorgaben zur inländischen Gerichtsbarkeit werden in den analysierten Ländern 
meist nicht vollständig umgesetzt. Das ergibt sich daraus, dass die eine Hälfte der Länder 
(Österreich, Frankreich) das Territorialitätsprinzip normiert und dieses durch die Erfassung 
bestimmter Auslandstaten von Inländern, unter die auch die einschlägigen 
Terrorismusstraftaten fallen, ergänzt. Dies führt dazu, dass auch Terrorismusstraftaten, die im 
Ausland von juristischen Personen mit Sitz im Inland begangen wurden, erfasst werden und 
der erste Teil der internationalen Vorgaben hinreichend umgesetzt wird. Eine Anknüpfung an 
die Gründung der juristischen Person nach inländischem Recht wird hingegen nicht 
vorgenommen und der zweite Teil der internationalen Vorgaben bleibt unberücksichtigt. 
                                                
630 Vgl insbesondere auch die Definition von Terrorismus in Sec. 1 des Terrorism Act 2000, wo in Subsec. 4 (a) 
statuiert wird, dass terroristische Handlungen auch im Ausland begangene sind. 
631 So ausdrücklich Subsection (3) von Section (17) des Terrorism Act 2006. Zur Frage, wie sich der 
Adressatenkreis der Strafbarkeitsregeln bestimmt, siehe unter Punkt 4.4.2.4. 
632 Dies allerdings ohne den Hinweis auf die Irrelevanz der Herkunft des Täters, was aber im Ergebnis keinen 
Unterschied machen sollte. 
633 Dabei würde es sich allerdings um kein spezifisches Problem der Strafbarkeit juristischer Personen handeln. 
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Die andere Hälfte der Länder (Deutschland, England) stützt sich ebenfalls auf das 
Territorialitätsprinzip, sieht aber auch eine inländische Gerichtsbarkeit für manche 
Terrorismusstraftaten, die im Ausland begangen wurden, unabhängig vom Sitz- oder 
Gründungsort der juristischen Person vor. Die internationalen Vorgaben werden von diesen 
Ländern dann nicht vollständig erfüllt, wenn nicht für alle in den internationalen Rechtsakten 
vorgesehenen Terrorismusstraftaten die inländische Gerichtsbarkeit für Auslandstaten 
statuiert wird oder diese überhaupt nicht umgesetzt wurden. Dies ist in Deutschland der 
Fall.634 In England werden grundsätzlich alle notwendigen Terrorismusstraftaten erfasst, so 
dass die englische Rechtslage wohl als einzige mit den internationalen Vorgaben konform ist. 
4.4. Analyse der Regelungsadressaten 
4.4.1. Internationale Vorgaben 
4.4.1.1. Die Definition der juristischen Person in Art 1 lit d des 
Zweiten Protokolls: Die Einbeziehung aller juristischen Personen 
nach nationalem Recht und die Ausnahmen davon 
Die Definition der juristischen Person in Art 1 lit d des Zweiten Protokolls, die in die meisten 
Rahmenbeschlüsse und in ein Europarats-Übereinkommen übernommen wurde, verweist zur 
Bestimmung des Kreises der Regelungsadressaten auf das jeweilige innerstaatliche 
Recht:635 Juristische Person im Sinne des Zweiten Protokolls ist, wer diesen Status nach dem 
jeweiligen innerstaatlichen Recht besitzt, ganz egal, ob dies im Unternehmens- oder Strafrecht 
definiert wird.636 Eine Ausnahme wird für Staaten oder sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts in der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte637 und für öffentlich-
rechtliche internationale Organisationen vorgesehen. Der Grund dafür liege darin, dass für 
                                                
634 Das größte Problem in Bezug auf die deutsche Rechtslage besteht aber darin, dass der zweite 
Anknüpfungsfall des Zweiten Protokolls durch §§ 130 iVm 30 OWiG umgesetzt wird, so dass die 
Verantwortlichkeit der juristischen Person nicht an die Straftat des Untergebenen, sondern die 
Aufsichtspflichtsverletzung der Führungsperson, die eine Ordnungswidrigkeit darstellt, anknüpft. Damit kommt 
nur das Territorialitätsprinzip zur Anwendung und die Regelungen zur inländischen Gerichtsbarkeit, die 
möglicherweise in Bezug auf den vom Untergebenen verwirklichten Straftatbestand bestehen, bleiben 
unberücksichtigt. 
635 Zum genauen Wortlaut siehe oben unter Punkt 3.1.2.3 B. 
636 „Littera d. of Article 1 thus permits States to use their own definition of "legal person", whether such 
definition is contained in company law or in criminal law“, so der Erläuternde Bericht zum Übereinkommen 
gegen Korruption, das die Bestimmungen und die Definition der juristischen Person des Zweiten Protokolls 
übernimmt, zu Art 1 Punkt 31. 
637 Dabei kann es sich um Körperschaften auf staatlicher, regionaler oder lokaler Ebene handeln. Öffentliche 
Unternehmen werden von den Bestimmungen über die Verantwortlichkeit nicht ausgenommen, so der 
Erläuternde Bericht zum Übereinkommen gegen Korruption zu Art 1 Punkt 31. 
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öffentlich-rechtliche Gebilde die Verantwortlichkeit in Bezug auf hoheitliches Handeln meist 
in eigenen Gesetzen oder Verträgen geregelt wird; Den verpflichteten Staaten wird durch die 
Definition jedoch nicht verboten, auch die ausgenommenen juristischen Personen 
miteinzubeziehen.638 Bei der Analyse der verschiedenen Länder muss somit überprüft werden, 
ob diese alle Gebilde, die nach ihrer Rechtsordnung zu juristischen Personen zählen 
(abgesehen von den Ausnahmen), den Verantwortlichkeitsregeln unterwerfen. 
4.4.1.2. Die Feststellung des Adressatenkreises bei Fehlen einer 
Definition 
In den meisten internationalen Rechtsakten wird die Definition der juristischen Person aus Art 
1 lit d des Zweiten Protokolls nicht übernommen; Gleichzeitig wird aber auch keine 
eigenständige Begriffsdefinition getroffen.639 Aus diesem Grund muss geklärt werden, wie 
die juristische Person in diesen Fällen definiert werden muss. Ohne einen entsprechenden 
Verweis kann die sehr spezifische Definition des Zweiten Protokolls nicht einfach 
übernommen werden,640 sondern der Begriff muss eigenständig ausgelegt werden. Unter einer 
„juristischen Person“ ist nach dem allgemeinen Sprachgebrauch ein Gebilde zu verstehen, 
dem Rechtspersönlichkeit zukommt, das also die Fähigkeit besitzt, Rechte und Pflichten 
zu haben.641 Die nationalen Verantwortlichkeitsbestimmungen müssen somit jedenfalls alle 
Gebilde mit Rechtspersönlichkeit erfassen.642 
 
Offen bleibt, ob eine Regelung, die dem Art 1 lit d des Zweiten Protokolls entsprechende 
Ausnahmen vorsieht, auch mit den internationalen Rechtsakten ohne Begriffsdefinition zu 
vereinbaren ist. In den erläuternden Berichten zu Übereinkommen im Rahmen des Europarats, 
die mit Ausnahme der Definition die Verantwortlichkeitsbestimmungen des Zweiten 
Protokolls übernehmen, finden sich Hinweise, dass die Bestimmungen juristische Personen 
                                                
638 So ausdrücklich der Erläuternde Bericht zum Übereinkommen gegen Korruption zu Art 1 Punkt 31. 
639 Dabei handelt es sich sowohl um Rechtsakte im Rahmen der EU, als auch um völkerrechtliche 
Übereinkommen, sowohl um Rechtsakte, die ansonsten die Bestimmungen des Zweiten Protokolls übernehmen, 
als auch um solche, die eigenständige Regelungen treffen. 
640 Es ist insbesondere in den Fällen, in denen ansonsten die Bestimmungen des Zweiten Protokolls wortgetreu 
übernommen wurden, eher unwahrscheinlich, dass einfach auf die Übernahme der Definition vergessen wurde. 
641 Dabei geht es um die volle Rechtsfähigkeit, vgl Crones, Grundrechtlicher Schutz von juristischen Personen 
im europäischen Gemeinschaftsrecht (2002) 25 und 162. 
642 Der Unterschied zur Vorgabe des Zweiten Protokolls besteht darin, dass nach dieser etwa auch Gebilde mit 
teilweiser Rechtspersönlichkeit erfasst werden müssten, wenn diese nach nationalem Recht als juristische 
Personen einzustufen wären. 
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des Privatrechts, insbesondere solche mit wirtschaftlicher Ausrichtung treffen sollen.643 Mit 
Ziel und Zweck dieser Übereinkommen lässt sich vermutlich eine Ausnahme für juristische 
Personen öffentlichen Rechts in der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte und öffentlich-
rechtliche internationale Organisationen vereinbaren. In Bezug auf die restlichen 
internationalen Rechtsakte, zu denen keinerlei Hinweise in Bezug auf den Adressatenkreis der 
Verantwortlichkeitsbestimmungen gefunden werden konnten, lässt sich wohl eine 
entsprechende Ausnahme angesichts des allgemeinen Sprachgebrauchs in Bezug auf 
„juristische Personen“ nur schwer rechtfertigen.644 Auch wenn aufgrund der 
internationalen Rechtsakte ohne Begriffsdefinition ein weiterer Adressatenkreis der 
Verantwortlichkeitsbestimmungen vorgesehen werden müsste, wird bei der 
länderspezifischen Analyse nur die Umsetzung von Art 1 lit d des Zweiten Protokolls, als der 
einzigen präzisen Vorgabe zum Adressatenkreis, überprüft. 
4.4.1.3. Sonderfall: Verantwortlichkeitsbestimmungen für „legal 
entities“ 
Einen Sonderfall stellt das Übereinkommen zur Verhütung des Terrorismus dar, da es 
ausdrücklich auf „legal entities“ statt „legal persons“ Bezug nehmen möchte, um einen 
breiteren, nicht näher erläuterten Anwendungsbereich der Bestimmungen zu 
generieren.645 Angesichts der Tatsachen, dass schon der Begriff der juristischen Person 
(„legal person“) einen sehr weiten Anwendungsbereich hat, in Französisch stets der gleiche 
Begriff („personnes morales“) verwendet wird und im Erläuternden Bericht eines 
Übereinkommens, das ebenfalls im Rahmen des Europarats geschlossen wurde, die Termini 
„legal persons“ und „legal entities“ synonym verwendet werden,646 wird nicht klar, 
                                                
643 Erläuternde Bericht zum Übereinkommen gegen Menschenhandel zu Art 22 Punkt 247: „The intention is to 
make commercial companies, associations and similar legal entities (“legal persons”) liable for criminal actions 
(…)” Erläuternde Bericht zum Cyber-Crime-Übereinkommen zu Art 12 Punkt 123: „It is intended to impose 
liability on corporations, associations and similar legal persons for the criminal actions (…)” 
644 Da fast alle internationalen Rechtsakte erst nach dem Zweiten Protokoll erlassen wurden und dieses zu einer 
regelrechten „Standardvorgabe“ geworden ist, müsste den Vertragsstaaten späterer internationaler Rechtsakte 
aber klar gewesen sein, dass die EU-Mitgliedsstaaten vor allem die Konformität ihrer Regelungen mit dem 
Zweiten Protokoll sicherstellen würden. 
645 Erläuternder Bericht zu Art 10 Punkt 134: „This article (…) is based on a similar provision of the United 
Nations Transnational Organized Crime Convention (Article 10), although it uses the term "entity" instead of 
"persons" as it was considered to have a wider scope.” Gleichzeitig werden aber ähnliche Erläuterungen 
abgegeben wie zu den Übereinkommen, die auf juristische Personen abstellen, siehe dazu gleich oben unter 
Punkt 4.4.1.2: “It is intended to impose liability on corporations, associations and similar legal persons for the 
criminal actions undertaken for the benefit of that legal person.” 
646 Vgl den Erläuternden Bericht zum Übereinkommen gegen Menschenhandel zu Art 22 Punkt 247 und 249; so 
auch im Legislative Guide for the Implementation of the United Nations Convention on transnational organized 
crime 115 ff. Dieses letzte Übereinkommen hat überhaupt als Vorbild für das Übereinkommen zur Verhütung 
des Terrorismus gedient. 
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inwieweit sich der Kreis der Regelungsadressaten durch die abweichende Bezeichnung 
wirklich ändert.647 Dieser Sonderfall wird deswegen bei der Analyse der nationalen 
Bestimmungen nicht weiter berücksichtigt. 
4.4.2. Analyse der Länder 
4.4.2.1. Österreich 
A. Die Einbeziehung aller juristischer Personen nach österreichischem 
Recht 
Die Regelungsadressaten des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes sind in § 1 Abs 2 und 3 
näher definiert und unter dem Begriff „Verband“ zusammengefasst, der auch in der Analyse 
der österreichischen Rechtslage durchgehend verwendet wird. Wie vom Zweiten Protokoll 
vorgesehen werden jedenfalls die nach der österreichischen Rechtsordnung bestehenden 
juristischen Personen in den Anwendungsbereich des VbVG einbezogen (§ 1 Abs 2 
VbVG). Als juristische Person werden Gebilde bezeichnet, die von der Rechtsordnung als 
selbstständige Träger von Rechten und Pflichten genauso wie natürliche Personen anerkannt 
werden.648 Die juristischen Personen der österreichischen Rechtsordnung können in zwei 
Gruppen geteilt werden:649 
- Juristische Personen des Privatrechts: insbesondere Kapitalgesellschaften 
(Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Aktiengesellschaft, Europäische 
Gesellschaft), Genossenschaften, Sparkassen, Vereine, Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit, politische Parteien, Sachgemeinschaften (z.B. Fonds) und 
Stiftungen; 
- Juristische Personen des öffentlichen Rechts: inbesondere 
Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden), Einrichtungen der 
wirtschaftlichen und beruflichen Selbstverwaltung (Kammern), 
Sozialversicherungsträger, Universitäten, Hochschülerschaft und andere 
                                                
647 Auch im UN-Übereinkommen gegen Terrorismusfinanzierung wird der Begriff der „legal entity“ verwendet. 
Es gibt aber keine Hinweise darauf, dass damit ein Unterschied zur Verwendung des Begriffs „legal person“ 
intendiert ist. 
648 Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I12 (2002) 67 und 71: Aus der Natur der juristischen Person ergibt sich, 
dass sie von allen Rechten ausgeschlossen ist, die eine natürliche Person voraussetzen (wie etwa 
Familienrechte). 
649 Die folgende Auflistung wurde aus der RV 994 BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, 
§ 1, Ziffer 3) übernommen. Zu den einzelnen juristischen Personen vgl ausführlich Aicher in Rummel, 
Kommentar zum Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch 1. Band3 (2000) § 26 Rz 2 ff. 
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Interessensgemeinschaften, öffentlich-rechtliche Stiftungen (z.B. der ORF), Fonds 
und selbstständige Anstalten (Österreichische Nationalbank, Finanzmarktaufsicht, 
Statistik Österreich, Arbeitsmarktservice). 
 
Adressat der Regelung ist somit nicht das Unternehmen, das als solches nicht greifbar ist, 
sondern der dahinter stehende Unternehmensträger.650 Gleichzeitig kommt es nur auf die 
Rechtsfähigkeit des Gebildes an, während der Inhalt seiner Tätigkeit keinen 
Anknüpfungspunkt darstellt.651 
 
Ein Sonderproblem stellt die Frage der Einbeziehung des Nachlasses dar, da dieser 
überwiegend als juristische Person angesehen wird.652 Gleichzeitig kann die Anwendung 
der Verantwortlichkeitsbestimmungen auf den Nachlass aber von den internationalen 
Vorgaben wohl nicht gewollt sein, da es sich dabei lediglich um eine Hilfskonstruktion 
handelt, um einzelne Rechte und Pflichten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge zu 
übertragen. Das ist auch die Begründung, die in der Regierungsvorlage dafür angeführt wird, 
dass in § 1 Abs 3 Z 1 VbVG der Nachlass ausdrücklich vom Anwendungsbereich des 
Gesetzes ausgenommen wird.653 Geht man - der herrschenden Lehre folgend - davon aus, 
dass der Nachlass eine juristische Person ist, dann widerspricht dessen Ausklammerung zwar 
formal den internationalen Vorgaben, jedoch sicherlich nicht deren Zielsetzung. 
B. Eine Erweiterung des Adressatenkreises 
Das VbVG geht über die internationalen Vorgaben hinaus und hat einen weiteren 
Anwendungsbereich als der im Zweiten Protokoll geforderte,654 da zusätzlich zu allen 
juristischen Personen nach österreichischem Recht auch Gesellschaften erfasst werden, die 
keine juristischen Personen nach österreichischem Recht sind. Diese Erweiterung des 
Adressatenkreises entspricht allerdings durchaus dem Ziel und Zweck der internationalen 
Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer Personen, da auf diese Weise Gebilde erfasst 
werden, die den juristischen Personen stark angenähert sind und deren Nichterfassung 
                                                
650 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 33. Konzerne werden damit nicht 
von der Verantwortlichkeit erfasst, unter Umständen aber die einzelnen juristischen Personen, aus denen sie sich 
zusammensetzen. 
651 Es gibt insbesondere keine Beschränkung auf juristische Personen mit wirtschaftlicher Ausrichtung. Zu den 
Ausnahmen siehe gleich im Folgenden unter Punkt C. 
652 Welser ín Rummel, ABGB 1. Band3 § 547 Rz 2. 
653 RV 994 BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 1, Ziffer 5). 
654 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 243. 
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sachlich kaum zu begründen ist.655 Bei den vom VbVG zusätzlich erfassten Gebilden handelte 
es sich ursprünglich um die Personenhandelsgesellschaften (OHG, KG), die Eingetragenen 
Erwerbsgesellschaften (EEG) und die EWIV. Diese sind zwar keine juristischen Personen, 
können aber Rechte und Pflichten haben und sind deswegen den juristischen Personen fast 
gleichgestellt.656 Das Unternehmensgesetzbuch (UGB), das mit 1.1.2007 das 
Handelsgesetzbuch (HGB) abgelöst hat, kennt die Unterscheidung zwischen 
Personenhandelsgesellschaften und eingetragenen Erwerbsgesellschaften nicht mehr, 
stattdessen werden nur eine offene Gesellschaft (ehemals OHG und OEG) und eine 
Kommanditgesellschaft (für KG und KEG) unter dem Oberbegriff „eingetragene 
Personengesellschaften“ zusammengefasst. In Bezug auf den Adressatenkreis des VbVG 
ändern sich damit nur die Begrifflichkeiten, da für die eingetragenen 
Personengesellschaften die Rechtsfähigkeit zwar ausdrücklich vorgesehen wird, womit aber 
wiederum nicht festgestellt ist, ob sie als juristische Personen zu qualifizieren sind.657 
 
Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts wurde hingegen in den Anwendungsbereich des 
VbVG nicht einbezogen: Die GesbR, die in § 1175 ABGB geregelt ist, kann Innen- oder 
Außengesellschaft sein und ist mit den eingetragenen Erwerbsgesellschaften (jetzt: 
eingetragenen Personengesellschaften) vergleichbar, so dass eine Ungleichbehandlung nicht 
sachgerecht ist.658 Die GesbR besitzt allerdings keinerlei Rechtsfähigkeit,659 so dass eine 
Verantwortlichkeit, die an die Rechtsfähigkeit eines Gebildes anknüpft, auf diese 
notwendigerweise nicht angewendet werden kann.660 Da die GesbR nicht rechtsfähig und 
                                                
655 Bauer sieht in der Nichterfassung von Gebilden, die den juristischen Personen sehr ähnlich sind, ein Manko 
des Zweiten Protokolls, vgl Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 168 f. 
656 Zu den verschiedenen Meinungen über die Personenhandelsgesellschaften und den Umfang ihrer 
Rechtsfähigkeit (Übergangsform zur juristischen Person, teilrechtsfähige juristische Personen etc) vgl 
beispielsweise Kastner/Doralt/Nowotny, Grundriss des österreichischen Gesellschaftsrechts5 (1990) 84. 
657 Schummer/Kriwanek, Das neue Unternehmensgesetzbuch: Aus HGB wird UGB (2006) 43. Die Beantwortung 
dieser Frage hängt von der vertretenen Ansicht in Bezug auf die Streitfrage ab, ob der Umfang der 
Rechtsfähigkeit von OG und KG für eine Qualifikation als juristische Person ausreicht oder ob die persönliche 
Haftung der Gesellschafter für Verbindlichkeiten der Gesellschaft ihrer Qualifikation als juristische Person 
entgegensteht, vgl dazu Krejci in Krejci, Reform-Kommentar UGB ABGB (2007) § 105 UGB Rz 26. 
658 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 34 f; so auch in der 
Regierungsvorlage RV 994 BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 1, Ziffer 4). Dies 
ergibt sich umso mehr aus dem neuen § 8 Abs 3 UGB: „Betreiben mehrere Personen ein Unternehmen in der 
Rechtsform einer GesbR (§§ 1175 ff ABGB) und überschreitet die Gesellschaft den Schwellenwert des § 189, so 
sind sie zur Eintragung der Gesellschaft als offene Gesellschaft oder als Kommanditgesellschaft verpflichtet.“ 
659 Strasser in Rummel, ABGB 2. Band3 § 1175 Rz 13. Gleiches gilt für die Stille Gesellschaft, vgl 
Fischer/Feuchtinger, Wirtschaftsrecht mit Unternehmensgesetzbuch (2006) 92. 
660 Siehe dazu auch die unterschiedliche Rechtslage in Deutschland unter Punkt 4.4.2.2 B. 
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damit jedenfalls keine juristische Person ist, muss sie aufgrund der internationalen Vorgaben 
ohnedies nicht erfasst werden. 
 
Bei der Analyse des Adressatenkreises muss schließlich noch auf § 10 VbVG hingewiesen 
werden: Dieser stellt sicher, dass die gegen einen Verband vorgesehenen oder verhängten 
Rechtsfolgen auch dessen Gesamtrechtsnachfolger treffen.661 Eine solche Bestimmung ist in 
den internationalen Rechtsakten zwar nicht vorgesehen, macht aber durchaus Sinn, weil ohne 
eine solche Regelung die Verantwortlichkeit relativ leicht umgangen werden könnte. 
C. Ausnahmen vom Adressatenkreis 
Vom Anwendungsbereich des VbVG wird jedoch auch eine Reihe von Ausnahmen gemacht, 
deren Konformität mit den internationalen Vorgaben geprüft werden muss: Nach den 
Vorgaben des Zweiten Protokolls kann hoheitliches Handeln von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts von der Anwendung der Verantwortlichkeitsbestimmungen 
ausgenommen werden. In § 1 Abs 3 Z 2 VbVG wurde eine entsprechende Ausnahme 
statuiert, allerdings die gängige österreichische Formulierung dafür verwendet.662 Die 
Ausnahme gilt für das hoheitliche Handeln von Gebietskörperschaften (Bund, Länder, 
Gemeinden) und anderen juristischen Personen, so dass alle vom Zweiten Protokoll 
angeführten Fälle (hoheitliches Handeln von Staaten, Körperschaften öffentlichen Rechts, 
öffentlich-rechtlichen internationalen Organisationen663) abgedeckt werden664 und darüber 
hinaus – entgegen der Vorgabe im Zweiten Protokoll - auch hoheitlich tätige juristische 
Personen des Privatrechts von der Verantwortlichkeit ausgenommen werden.665 
                                                
661 Die Einzelrechtsnachfolge ist nur dann der Gesamtrechtsnachfolge gleichzuhalten, wenn im Wesentlichen die 
selben Eigentumsverhältnisse am Verband bestehen und der Betrieb oder die Tätigkeit im Wesentlichen 
fortgeführt wird (§ 10 Abs 2 VbVG). 
662 „Soweit sie in Vollziehung der Gesetze handeln“ statt „Ausübung hoheitlicher Rechte“ wie in Art 1 lit d des 
Zweiten Protokolls. Die Grenzziehung zwischen hoheitlichem und nicht-hoheitlichem Handeln soll wegen der 
bekannten Formulierung jener im Amtshaftungsrecht (vgl Art 23 B-VG; § 1 AHG) entsprechen, so die RV 994 
BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 1, Ziffer 6). Zu den Problemen der 
Grenzziehung zwischen Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung insbesondere in Bezug auf das VbVG, siehe 
Boller, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 120 ff. 
663 Die Formulierung des Art 1 lit d des Zweiten Protokolls legt nahe, dass eine Ausnahme auch für nicht 
hoheitliches Handeln von öffentlich-rechtlichen internationalen Organisationen möglich ist. Diese Frage muss 
allerdings insoweit nicht geklärt werden, als das Zweite Protokoll eine Mindestvorschrift darstellt und eine 
strengere Regelung im nationalen Recht somit jedenfalls zulässig ist. 
664 RV 994 BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 1, Ziffer 6). 
665 Diese Ausnahme entspricht zwar nicht dem Wortlaut, aber unter Umständen der Zielsetzung des Zweiten 
Protokolls, da es darum geht, hoheitliches Handeln von den Verantwortlichkeitsbestimmungen auszunehmen, 
weil Verstöße dabei auf andere Weise sanktioniert werden können (in Österreich durch das AHG). 
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Da nur das hoheitliche Handeln ausgenommen wird, wird die Privatwirtschaftsverwaltung 
vom VbVG erfasst:666 Betreibt etwa der Bund ein Unternehmen, so unterliegt er dabei der 
Verbandsverantwortlichkeit. Die Ausnahme für hoheitliches Handeln wird vor allem in Bezug 
auf die Bereiche kritisiert, in denen es dem Gesetzgeber freisteht, ob er eine Angelegenheit 
der hoheitlichen oder der privatwirtschaftlichen Vollziehung zuordnet.667 In diesen Fällen sei 
es nämlich für den Staat relativ einfach, sich der Anwendbarkeit der 
Verbandsverantwortlichkeit zu entziehen.668 Ungeachtet dieser Kritik ist aber nur die 
Ausnahme für hoheitliches Handeln von juristischen Personen des Privatrechts nicht im 
Einklang mit den Vorgaben des Zweiten Protokolls. 
 
Neben der Ausnahme für den Nachlass und hoheitliches Handeln ist in § 1 Abs 3 Z 3 VbVG 
noch die Ausnahme für anerkannte Kirchen, Religionsgesellschaften und religiösen 
Bekenntnisgemeinschaften, soweit sie seelsorgerisch tätig sind, vorgesehen.669 Diese sind 
rechtsfähig670 und es handelt sich dabei teilweise um Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
teilweise um juristische Personen des Privatrechts,671 so dass die Nichtanwendung des VbVG 
auf diese den internationalen Vorgaben widerspricht. 
D. Ergebnis 
Abschließend lässt sich feststellen, dass der Kreis der Regelungsadressaten dem, der in den 
bereits davor bestehenden „Verantwortlichkeitsbestimmungen“ (Abschöpfung der 
Bereicherung, § 9 VStG) normiert ist, entspricht,672 so dass das VbVG sich harmonisch in die 
bestehende Rechtslage einfügt. Aufgrund der Einbeziehung aller juristischen Personen nach 
                                                
666 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 243 f. 
667 Das ist immer dann nicht möglich, wenn einzelne Kompetenztatbestände das nicht zulassen oder wenn 
Zwangsbefugnisse von Verwaltungsorganen, die prinzipiell nicht privatrechtlich gestaltet werden können, 
notwendig sind, so Öhlinger, Verfassungsrecht6 Rz 239. 
668 Löschnig-Gspandl sieht diese Gefahr vor allem bei der Gewährung von staatlichen Subventionen, Stipendien 
oder der Verteilung von Wohungen gegeben, vgl Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 245. 
Andererseits kommt im Bereich der Hoheitsverwaltung das Amtshaftungsgesetz zur Anwendung. 
Passivlegitimiert sind die Gebietskörperschaften (sie haften etwa auch für beliehene Kapitalgesellschaften), 
sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts und die Sozialversicherungsträger (§ 1 Abs 1 AHG). 
669 Wer Seelsorger ist, richtet sich nach dem Selbstverständnis der juristischen Person, so Kalb/Potz/Schinkele, 
Religionsrecht (2003) 226. VwGH (Slg 9491/1913): Unter einem Seelsorger ist eine Person zu verstehen, die 
Lehrer des Religiongesetzes und Berater in religiösen Angelegenheiten ist, die den Gottesdienst und die ritualen 
Institutionen beaufsichtigt, der das Predigeramt, die Leitung des Gottesdienstes und die Entscheidung in 
Ritualfragen obliegt, und die schließlich die Matriken zu führen hat. Wie der Begriff der Seelsorge im VbVG 
abzugrenzen ist, wird erst von den Gerichten entschieden werden, so Zirm, Die Normadressaten des VbVG, in 
Hilf/Pateter/Schick/Soyer (Hrsg.), Unternehmensverteidigung und Prävention im Strafrecht (2007) 65. 
670 Aicher in Rummel, ABGB 1. Band3, zu § 26 Rz 8 ff. 
671 Das gilt für die religösen Bekenntnisgemeinschaften, so Kalb/Potz/Schinkele, Religionsrecht 117. 
672 RV 994 BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 1, Ziffer 4). Zu den genannten 
Bestimmungen siehe oben unter Punkt 2.2.1.1. 
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österreichischem Recht werden die Vorgaben des Zweiten Protokolls erfüllt und durch die 
Einbeziehung zusätzlicher Rechtsformen wird sogar noch über diese hinausgegangen. Die 
Einbeziehung der eingetragenen Personengesellschaften ist aber aufgrund ihrer Nähe zu den 
juristischen Personen nur sinnvoll und entspricht der Zielsetzung der internationalen 
Vorgaben. Die Ausnahmen vom Anwendungsbereich des VbVG entsprechen insofern dem 
Zweiten Protokoll, als hoheitliches Handeln juristischer Personen des öffentlichen Rechts 
nicht erfasst werden muss; Die Ausnahme für hoheitliches Handeln von juristischen Personen 
des Privatrechts und für anerkannte Kirchen, Religionsgesellschaften und religiösen 
Bekenntnisgemeinschaften, soweit sie seelsorgerisch tätig sind, ist aber nicht im Einklang mit 
den internationalen Rechtsakten. 
4.4.2.2. Deutschland 
Der Adressatenkreises des § 30 OWiG lässt sich mit der Formulierung „Juristische Personen 
und Personenvereinigungen“ zusammenfassen,673 so dass im Rahmen der Analyse der 
deutschen Rechtslage die Abkürzung „JP und PV“ für den Adressantenkreis verwendet wird. 
A. Die Einbeziehung aller juristischen Personen nach deutschem Recht 
Die zentrale Vorgabe des Zweiten Protokolls besteht darin, dass alle juristischen Personen 
nach deutschem Recht von der Verantwortlichkeitsregel erfasst werden müssen. Dem wird 
jedenfalls entsprochen, da es sich bei § 30 OWiG um die „Geldbuße gegen juristische 
Personen und Personenvereinigungen“ (Titel der Bestimmung) handelt. Unter juristischen 
Personen sind „körperschaftlich verfasste, von ihrem Mitgliederbestand grundsätzlich 
unabhängige Organisationen mit einer eigenen, ihnen von der Rechtsordnung zuerkannten 
Rechtspersönlichkeit“ zu verstehen.674 Dazu gehören der rechtsfähige Verein, die 
rechtsfähige Stiftung, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung, die Aktiengesellschaft, 
die Societas Europaea, die Kommanditgesellschaft auf Aktien, die eingetragene 
Genossenschaft sowie der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit.675 Strittig ist, ob auch 
juristische Personen des öffentlichen Rechts (öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen) unter die Geldbußeregelung fallen, allerdings wird dies von der 
herrschenden Ansicht - insbesondere auch in Bezug auf Gebietskörperschaften – bejaht.676 
                                                
673 Vgl den Titel der Bestimmung. 
674 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 31. 
675 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 31. 
676 So die Rechtsprechung: OLG Frankfurt, NJW 1976, 1276; OLG Hamm, NJW 1979, 1312. So auch in den 
Kommentaren zu § 30 OWiG: Göhler, OWiG14, § 30 Rz 2; Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 
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Weder der Wortlaut, noch die Gesetzesbegründung sprechen gegen eine Einbeziehung 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts; Ganz im Gegenteil spricht auch der Zweck der 
Bußgeldbestimmung für ihre Einbeziehung.677 
B. Eine Erweiterung des Adressatenkreises 
Der Anwendungsbereich des § 30 OWiG geht allerdings weit über die internationalen 
Vorgaben hinaus, da zahlreiche Gebilde erfasst werden, die nach deutschem Recht keine 
juristischen Personen sind („Personenvereinigungen“). Zum einen fällt auch der nicht 
rechtsfähige Verein678 in den Anwendungsbereich des § 30 OWiG, was damit gerechtfertigt 
wird, dass er oftmals über ein großes Vermögen verfügt und auch bei ideeller Tätigkeit eine 
beachtliche wirtschaftliche Tätigkeit entfaltet.679 Zum anderen werden auch rechtsfähige 
Personengesellschaften680 in den Anwendungsbereich des § 30 OWiG einbezogen, was nur 
sachgerecht ist, weil sie den juristischen Personen weitgehend gleich gestellt sind.681  
Bis zur letzten Änderung des § 30 OWiG waren von der Regelung nur die 
Personenhandelsgesellschaften (OHG, KG, GmbH & Co. KG, EWIV) erfasst. Mit dem 
Gesetz zur Ausführung des Zweiten Protokolls vom 19. Juni 1997 zum Übereinkommen über 
den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, der Gemeinsamen 
Maßnahme betreffend die Bestechung im privaten Sektor vom 22. Dezember 1998 und des 
Rahmenbeschlusses vom 29. Mai 2000 über die Verstärkung des mit strafrechtlichen und 
anderen Sanktionen bewehrten Schutzes gegen Geldfälschung im Hinblick auf die Einführung 
des Euro vom 22.8.2002682 wurde der Adressatenkreis auf alle rechtsfähigen 
Personengesellschaften ausgedehnt. Damit werden nunmehr auch die Partnerschaft, die 
am Rechtsverkehr teilnehmende Gesellschaft bürgerlichen Rechts683 und die praktisch 
kaum bedeutsame Partenreederei erfasst, obwohl ihre Einbeziehung aufgrund des Zweiten 
                                                                                                                                                   
2; Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 33. Eine Sanktionierung von juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts wird allerdings laut Göhler nicht häufig nötig sein, so Göhler, OWiG14, § 30 Rz 2. 
677 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 32 f: Diese Ansicht wird auch durch § 130 Abs 2 OwiG gestützt, 
der die Bestimmung zur Aufsichtspflichtverletzung auch auf öffentliche Unternehmen anwendbar macht. 
678 Dabei handelt es sich um eine auf Dauer angelegte Personenvereinigung, deren Bestand vom 
Mitgliederwechsel unabhängig ist und die der Erreichung eines gemeinsamen, selbst gesetzten Zwecks dient, so 
Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 35. 
679 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 36. 
680 Vgl § 14 Abs 2 BGB: Eine rechtsfähige Personengesellschaft ist eine Personengesellschaft, die mit der 
Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten einzugehen. 
681 Vgl zur ähnlichen österreichischen Rechtslage oben unter Punkt 4.4.2.1 B. 
682 BGBl. I S. 3387. Im Folgenden wird dieses Ausführungsgesetz in Anlehnung an Achenbach, Ausweitung des 
Zugriffs bei den ahndenden Sanktionen gegen die Unternehmensdelinquenz, wistra 2002, 441 als „EU-
Rechtsinstrumente-AG“ abgekürzt. 
683 Der GbR wurde vom BGH mit Urteil vom 29.1.2001 Rechtsfähigkeit zuerkannt, soweit sie durch Teilnahme 
am Rechtsverkehr eigene Rechte und Pflichten begründet (BHGZ 146, 341, 343, NJW 2001, 1056, so genannte 
Außen-GbR). Zur Rechtslage in Österreich vgl oben unter Punkt 4.4.2.1 B. 
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Protokolls gerade nicht vonnöten ist, auch wenn sie, aufgrund der Nähe dieser Gesellschaften 
zu den juristischen Personen, durchaus der Zielsetzung der internationalen Vorgaben 
entspricht.684 
 
Maßgeblich für die wirksame Anwendung des § 30 OWiG ist auch die Tatsache, dass bei 
wirtschaftlicher Identität ein Wechsel der Rechtsform die Verhängung einer Geldbuße nicht 
verhindert und diese auch gegen einen Gesamtrechtsnachfolger verhängt werden kann.685 
C. Ausnahmen vom Adressatenkreis 
In § 30 OWiG werden keine ausdrücklichen Ausnahmen vom Adressatenkreis der 
Vorschrift normiert, Rogall vertritt allerdings die Ansicht, dass sich bei juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts Beschränkungen „aus der Natur der Sache“ ergeben.686 Als Beispiel 
führt er den Fall an, dass die belangte JP oder PV zur selben Funktionseinheit wie die 
Bußgeldbehörde gehört.687 Rogall bezweifelt außerdem, dass der „Staat (Bund, Land)“ für 
eine Bebußung in Betracht kommt.688 Da die internationalen Vorgaben nur eine Ausnahme für 
Körperschaften des öffentlichen Rechts in der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte vorsehen, 
wäre eine solche Auslegung nicht mit diesen zu vereinbaren.689 Eine solche Ansicht hat 
jedoch bis jetzt weder Eingang in die herrschende Lehre noch in die Rechtsprechung 
gefunden; Insbesondere geht die Rechtsprechung eindeutig von der Einbeziehung der 
Gebietskörperschaften in die Bußgeldregelung aus.690 
D. Ergebnis 
Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass der Adressatenkreis des § 30 OWiG die 
internationalen Vorgaben nicht nur erfüllt, sondern weit über diese hinausgeht, da neben 
den juristischen Personen zusätzlich die Personenvereinigungen einbezogen werden und keine 
Ausnahmen vom Adressatenkreis gemacht werden. 
                                                
684 Darauf, dass wohl auch die Vorgesellschaften und die fehlerhaften Gesellschaften in den Adressatenkreis des 
§ 30 OWiG einbezogen werden müssen, wird hier nicht näher eingegangen, da den internationalen Vorgaben 
ohnedies Genüge getan wird, vgl aber Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 40 ff. 
685 Vgl dazu ausführlich zu den Voraussetzungen Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 43 ff; Göhler, 
OWiG14, § 30 Rz 38 ff. 
686 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 34. 
687 Ähnliche Bedenken in Bezug auf die Einbeziehung der juristischen Personen des öffentlichen Rechts äußert 
auch Hirsch, ZStW 107 (1995) 308. 
688 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 34. 
689 Müller geht davon aus, dass die hoheitliche Tätigkeit von der Verhängung einer Geldbuße unberührt bleiben 
muss, was im Einklang mit den internationalen Vorgaben stehen würde, vgl Müller, Die Stellung der juristischen 
Person 54 f. 
690 Siehe dazu gleich oben die zitierten Entscheidungen unter Punkt A. 
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4.4.2.3. Frankreich 
A. Die Einbeziehung aller juristischer Personen nach französischem Recht 
Die wichtigste internationale Vorgabe zum Adressatenkreis der 
Verantwortlichkeitsvorschriften wird im französischen Recht vollends erfüllt, da Art 121-2 
CP auf juristische Personen anzuwenden ist und somit alle juristischen Personen nach 
französischem Recht von der Strafbarkeitsbestimmung erfasst werden.691 Daran ändert 
auch die Tatsache nichts, dass im Schrifttum ein Meinungsstreit darüber besteht, welche 
Vereinigungen als juristische Person zu gelten haben: Einigkeit besteht zwar darüber, dass es 
sich bei einer juristischen Person um ein Gebilde mit (teilweiser) Rechtspersönlichkeit 
handelt;692 Da der Begriff der juristischen Person aber in keinem einzigen Gesetzestext 
definiert wird, ist nicht restlos geklärt, wie zu beurteilen ist, ob einem Gebilde 
Rechtspersönlichkeit zukommt:693 Fraglich ist, ob die zivilrechtliche Realitätstheorie, nach 
der zwar der Gesetzgeber darüber entscheiden kann, wie ein Gebilde Rechtspersönlichkeit 
erhält, der Status als juristische Person jedoch von den tatsächlichen Gegebenheiten abhängt, 
so dass auch vom Gesetzgeber nicht erfasste Gebilde juristische Personen sein können, ins 
Strafrecht übertragen werden kann.694,695 Dies wird im Schrifttum großteils abgelehnt:696 
Nicht erfasst von der Strafbarkeitsbestimmung des Art 121-2 CP werden damit alle Gebilde 
ohne gesetzlich niedergelegte Rechtspersönlichkeit, was im Schrifttum teilweise kritisiert 
wird.697 
Rontchevsky und Comporti wollen hingegen die Realitätstheorie auch im Strafrecht 
anwenden, da kriminelle oder terroristische „faktische Gesellschaften“ nicht vom 
Adressatenkreis von Art 121-2 CP ausgeschlossen werden sollten.698 In diesem Fall müsste 
aber geklärt werden, ob die zivilrechtliche Rechtsprechung übernommen wird oder ob die 
                                                
691 Zur Frage der Erfassung juristischer Personen ausländischer Rechtsordnungen siehe oben unter Punkt 4.3.2.3. 
692 Belghoul, L'extension 4. 
693 Rontchevsky/Comporti, Notion d’entité personnifiée, Petites Affiches 1996, n°149 numéro special, 7. 
694 Diese zivilrechtliche Theorie geht auf ein Urteil der Cour de cassation zurück (Chambre civile 28.1.1954, 
D.1954, S.217), nach dem eine Vereinigung dann juristische Person ist, wenn sie schutzwürdige Interessen 
verfolgt und sich durch kollektive Organe ausdrücken kann. So wurde etwa im Sozialrecht ein Hygienekomitee 
als juristische Person anerkannt, Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 66.  
695 Es gibt im Gegensatz dazu die Vertreter der Fiktionstheorie, nach der juristische Personen nur gesetzlich 
geschaffen werden können und nur solche von der Strafbarkeitsregelung erfasst sein sollen, de Lamy/Segonds, 
Jurisclasseur Pénal des Affaires, Fasc. 7 (Notions fondamentales - Responsabilité pénale des personnes morales), 
Nr. 17 ff. 
696 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 66 ; Geeroms, Rev. internat. de droit comparé 1996, 556. 
697 Cœuret, Les propositions « Espace judiciaire européen » confrontées à la situation en France, Rev. sc. crim. 
1997, 306. 
698 Als weiteres Argument wird außerdem angeführt, dass die Formulierung der Strafbarkeitsbestimmung im 
Vergleich zu den Vorentwürfen sehr viel weiter ist, Rontchevsky/Comporti, Petites Affiches 1996, n°149 numéro 
special, 7 ff. 
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strafrechtliche Rechtsprechung selbst definieren kann, welche Gebilde als juristische 
Personen zu qualifizieren sind.699 
 
Art 121-2 CP erfasst alle juristischen Personen nach französischem Recht unabhängig davon, 
ob sie wirtschaftliche Zielsetzungen verfolgen oder gemeinnützigen Zwecken dienen:700,701 
- Juristische Personen des Privatrechts:702 Es werden sowohl rechtsgeschäftlich 
gegründete juristische Personen wie die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
oder die politische Partei, als auch gesetzlich begründete juristische Personen wie 
die Vereinigung der Belegschaft erfasst.703 
- Juristische Personen des öffentlichen Rechts: Darunter fallen neben den 
Gebietskörperschaften beispielsweise auch öffentliche Einrichtungen (Schulen, 
einige Museen) oder nationalisierte Unternehmen.704 In Bezug auf die 
Gebietskörperschaften ist jedoch eine wichtige Einschränkung statuiert und der 
Staat als umfassendste Gebietskörperschaft ist von der Strafbarkeitsbestimmung 
explizit ausgenommen.705 
 
Es bleibt noch zu bemerken, dass die Übernahme einer juristischen Person durch eine andere 
nicht zu einer Übertragung der strafrechtlichten Verantwortlichkeit führt,706 Veränderungen 
der juristischen Person selbst (Änderung der Statute, des Namens oder der Rechtsform etc) 
jedoch nichts an der strafrechtlichen Verantwortlichkeit für begangene Delikte ändern.707 Mit 
der Auflösung einer juristischen Person kann nach Art 133-1 CP eine gegen sie verhängte 
Strafe nicht mehr vollstreckt werden.708 Für juristische Personen bestehen somit einige, wenn 
auch relativ aufwendige Möglichkeiten, sich der Strafbarkeit zu entziehen. 
                                                
699 de Lamy/Segonds, Jurisclasseur Pénal des Affaires, Fasc. 7, Nr. 22 ff. 
700 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 22. 
701 Zu den Ausnahmen siehe gleich im Folgenden. 
702 Für eine vollständige Liste siehe Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 51 f. Auf eine 
Aufzählung wird verzichtet, weil die französischen juristischen Personen teilweise keine Entsprechung im 
österreichischen Recht haben. 
703 Auf manche juristischen Personen werden jedoch nicht alle Sanktionen angewandt (So sind etwa die 
politischen Parteien von der Auflösung und der Stellung unter richterliche Aufsicht nicht erfasst), vgl dazu Art 
139 letzter Absatz CP und unten unter Punkt 4.7.2.3 A. 
704 Auf alle juristischen Personen des öffentlichen Rechts sind die Auflösung und Stellung unter richterliche 
Aufsicht nicht anwendbar (Art 139 letzter Absatz CP). 
705 Siehe dazu gleich im Folgenden unter Punkt B. 
706 Cass.crim. 20.6.2000, Bull.crim. n°237. 
707 Pradel, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer Personen im französischen Recht, in Tiedemann 
(Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht in der Europäischen Union, Freiburg Symposium (2002) 52. 
708 Die Geldstrafe und die Durchführung der Einziehung können jedoch noch bis zum Abschluss der Liquidation 
durchgesetzt werden (Art 133-1 CP). 
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B. Ausnahmen vom Adressatenkreis 
a. Der Staat 
Auch wenn der Adressatenkreis des Art 121-2 CP aufgrund der sehr breiten Definition der 
juristischen Person weit ist, sind zwei bedeutende Ausnahmen von diesem gegeben.709 So 
wird der Staat als einzige juristische Person gänzlich vom Anwendungsbereich der 
Strafbarkeitsvorschrift ausgenommen. Dies wird damit begründet, dass der Staat sich nicht 
selbst strafen könne und dass durch eine solche Regelung die Gewaltenteilung in Frage 
gestellt werden würde.710 Es kann jedenfalls mit Sicherheit festgestellt werden, dass eine 
generelle Ausnahme für den Staat mit den internationalen Vorgaben nicht zu 
vereinbaren ist, da diese nur eine Ausnahme für hoheitliches Handeln zulassen. 
b. Gebietskörperschaften in der Ausübung von Tätigkeiten, die Gegenstand 
einer Vereinbarung über die Übertragung von Verwaltungstätigkeit sein 
können 
Die zweite Ausnahme besteht darin, dass Gebietskörperschaften und ihre 
Zusammenschlüsse711 nur dann für Straftaten verantwortlich werden sollen, wenn sie in der 
Ausübung von Tätigkeiten, die Gegenstand einer Vereinbarung über die Übertragung 
von Verwaltungstätigkeit sein können, begangen werden. Wesentlich für die Strafbarkeit 
von Gebietskörperschaften (und ihrer Zusammenschlüsse) ist somit die Frage, welche 
Tätigkeiten auf die beschriebene Weise delegierbar sind: Zwar wird davon ausgegangen, dass 
der Großteil der Tätigkeiten von Gebietskörperschaften delegierbar ist;712 Es herrschte 
aber lange Zeit Unsicherheit, weil die Formulierung vom Gesetzgeber verwendet, aber nicht 
definiert wurde.713 Desportes geht davon aus, dass der Zweck der Einschränkung darin 
besteht, Straftaten von Gebietskörperschaften nur dann zu erfassen, wenn sie bei der Tätigkeit 
im privaten, vom Wettbewerb geprägten Sektor begangen werden.714 
 
                                                
709 Diese werden von einigen Autoren kritisiert und ihre Abschaffung wurde teilweise erwogen, Desportes, 
Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 24 f und 46. Eher zustimmend in Bezug auf die Ausnahme für den Staat 
beispielsweise Bouloc, La criminalisation du comportement collectif – France, in Doelder/Tiedemann (Hrsg.), 
Criminal Liability of Corporations (1996) 238. 
710 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 24. 
711 Die Gebietskörperschaften umfassen (neben dem Staat) die „communes“, „départements“ und „régions“. Mit 
Zusammenschlüssen wird das französische „groupements“ übersetzt. 
712 Meyer, Réflexions sur la responsabilité pénale des personnes morales de droit public à la lumière des 
premières applications jurisprudentielles, Revue française de droit administratif 15 (5) sept.-oct. 1999, 922. 
713 So etwa in der Loi n°92-125 vom 6.02.1992. Vgl auch Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 
29. 
714 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 27. Ähnlich auch Soyer, der die Delegierbarkeit von 
Tätigkeiten davon abhängig machen will, ob diese der Ausübung von «imperium» oder von «negotium» 
zuzuordnen sind, Soyer, Droit pénal et procédure pénale19 (2006) 131. 
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In der loi MURCEF vom 11.12.2001715 wurde zum ersten Mal – in Anlehnung an davor 
ergangene Rechtsprechung - eine gesetzliche Definition der „Vereinbarung über die 
Übertragung von Verwaltungstätigkeit“ unternommen. In einer Entscheidung der Cours de 
cassation wird diese Formulierung im Wesentlichen auch für die Interpretation von Art 121-2 
CP übernommen.716 Danach sind vom Richter drei Kriterien zu überprüfen, damit eine 
Tätigkeit durch Vereinbarung über die Übertragung von Verwaltungstätigkeit delegiert 
werden kann:717 
- Es handelt sich dabei um eine Tätigkeit, die als Ausführung eines „service 
public“ zu qualifizieren ist. Unter „service public“ ist eine Tätigkeit zu 
verstehen, die durch eine öffentliche Stelle im Allgemeininteresse ausgeübt 
oder sichergestellt wird. 
- Es darf keine Regelung in Gesetz oder Verordnung einer Delegation 
entgegenstehen oder eine Delegation aufgrund der Natur des „service 
public“ unmöglich sein. 
-  Die Vergütung des Delegierten muss zu einem substantiellen Teil aus den 
Ergebnissen der Tätigkeit erfolgen.718  
 
Eine Reihe von Beispielen kann als Hinweis dienen, wie die Abgrenzung der erfassten von 
den nicht erfassten Tätigkeiten vorgenommen wird: Als delegierbar (durch die Vereinbarung 
über die Übertragung von Verwaltungstätigkeit) wird von der Rechtsprechung jedenfalls die 
Verwaltung eines Skigebiets oder eines kommunalen Schlachthofes qualifiziert,719 nicht aber 
schulische Aktivitäten.720 Nach einem Rundschreiben zur Anwendung der neuen Regelung 
vom 14.5.1993 und einer ministeriellen Antwort sind etwa öffentliche Verkehrsmittel, 
Schulkantinen, die Müllabfuhr, die Wasserversorgung als delegierbare Tätigkeiten 
                                                
715 Loi n°2001-1168 vom 11.12.2001, J.O. 12.12.2001, S. 19703. 
716 Cass.crim. 3.4.2002, Bull.crim. n°77. 
717 Desportes/Le Gunehec, Droit pénal général12 (2005) Rz 584-3. Planque, La détermination de la personne 
morale pénalement responsable (2003) 189 ff will als zusätzliches Kriterium die Delegation der Tätigkeit durch 
Vertrag erfassen. 
718 Fortis, La responsabilité pénale des personnes morales de droit public: collectivités territoriales et 
établissements publics, Rev. sc. crim. 2004, 342 geht dennoch davon aus, dass ein Unterschied zwischen den 
beiden Definitionen bestehe, da in der Loi MURCEF von Tätigkeiten die Rede sei, deren Vergütung substantiell 
von den Ergebnissen dieser abhänge. (Es komme im Vergleich zum Urteil der Cour de cassation noch ein 
Risikoelement hinzu). 
719 Cass.crim. 14.3.2000 Bull.crim. n°114 ; Cass.crim. 23.5.2000, Bull.crim. n°200. 
720 Cass.crim. 12.12.2000, Bull.crim. n°371 zur Organisation eines Schulausflugs. 
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einzustufen.721 Dass Tätigkeiten nicht delegierbar sind, soll sich nach einem Rundschreiben 
des Innenministeriums aus drei verschiedenen Gründen ergeben:722 
- Es handelt sich um Tätigkeiten, die für den Staat vorgenommen werden, wie die 
Organisation von Wahlen und das Ausstellen von Führerscheinen. 
- Es handelt sich um Tätigkeiten in Ausübung von „prérogatives de puissance 
publique“ wie das Feststellen von Deliktbegehungen und die Überwachung 
öffentlicher Verkehrswege.723 Die „prérogatives de puissance publique“ sind 
Vorrechte der öffentlichen Gewalt, die den Organen des Staates zukommen und die 
sich von den normalen Rechten von Einzelpersonen unterscheiden.724 Sie sind mit den 
hoheitlichen Befugnissen nach deutschem und österreichischem Recht vergleichbar.725 
- Es handelt sich um Tätigkeiten, die vom Gesetzgeber einer Gebietskörperschaft 
speziell übertragen wurden, wie die Verwaltung von Gesundheitseinrichtungen oder 
Archiven. 
 
Auch wenn nicht vollkommen klar ist, welche Tätigkeiten nicht zur Strafbarkeit der 
Gebietskörperschaften führen können, so lässt sich doch mit Sicherheit sagen, dass nicht nur 
Tätigkeiten in Ausübung hoheitlicher Befugnisse, sondern auch andere Tätigkeiten von 
der Strafbarkeitsbestimmung ausgenommen werden.726 Damit steht aber auch fest, dass 
die Einschränkung der Strafbarkeit von Gebietskörperschaften und ihrer Zusammenschlüsse 
                                                
721 Rép.min. n° 32824: JOAN Q, 4.3.1996, S. 1194. 
722 Circ. du Ministère de l’intérieur du 7 août 1987 relative à la gestion par les collectivités locales de leurs 
services publics locaux; champ d’application et conditions d’exercice de la gestion déléguée de ces services, J.O. 
du 20.12.1987, S. 14863. Darin wird eine Stellungnahme des Conseil d’Etat (Verwaltungsgerichtshof) vom 
7.10.1986 übernommen. 
723 Dies soll nach Planque von Tätigkeiten unterschieden werden, bei denen die Verwendung einer „prérogative 
de puissance publique“ nötig werden könnte, Planque, La détermination 197. 
724 Vedel, Droit administratif3 (1964) 19. Sie können in „prérogatives d’action“ (Berechtigung, Rechtsakte ohne 
Zustimmung der Betroffenen zu treffen) und „prérogatives de protection“ (diese verhindern Handlungen, die 
negativ für die Verwaltung wären) eingeteilt werden, vgl Chapus, Droit administratif général Tome 14 (1988) Rz 
530 ff. 
725 Unter Umständen sind sie aber etwas weiter gefasst als die hoheitlichen Befugnisse, weil auch „prérogatives 
de protection“ dazu gezählt werden, vgl dazu die vorangegangene Fußnote und Chapus, Droit administratif 14 Rz 
532. „Prérogatives de puissance publique“ und hoheitliche Befugnisse werden oft synonym verwendet, so etwa 
in Catrice, Handbuch der internationalen Rechts- und Verwaltungssprache – Das Recht des öffentlichen 
Dienstes Deutsch/Französisch (1987) Begriff 31. Auch in Art 1 lit d des Zweiten Protokolls wird in der 
französischen Fassung von „exception faite des États ou des autres entités publiques dans l'exercice de leurs 
prérogatives de puissance publique“ und in der deutschen Fassung von „mit Ausnahme von Staaten oder 
sonstigen Körperschaften des öffentlichen Rechts in der Ausübung ihrer hoheitlichen Rechte“ gesprochen. 
726 Vgl Saint-Pau, Responsabilité pénale des personnes morales: realité et fiction, in Conte et al (Hrsg.), Le 
risque pénal dans l'entreprise: questions d'actualité : actes de la journée d'études des Éd. du Jurisclasseur (2003) 
Rz 111; Desportes/Le Gunehec, Droit pénal général12 Rz 584-3. 
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auf bestimmte Tätigkeiten nicht mit den internationalen Rechtsakten konform ist, da diese nur 
Ausnahmen für Tätigkeiten in Ausübung hoheitlicher Befugnisse zulassen.727  
Einige Autoren wollen hingegen die Strafbarkeit von Gebietskörperschaften nur für 
„prérogatives de puissance publique“ ausgeschlossen sehen: So geht etwa Rassat davon 
aus, dass die Ausnahme für Gebietskörperschaften eigentlich nur die „prérogatives de 
puissance publique“ erfassen sollte und bedauert, dass dies nicht ausdrücklich statuiert 
wird.728 Diese Ansicht wird weder vom Gesetzestext noch von der Rechtsprechung gestützt. 
Es ist jedoch sicherlich richtig, dass eine Tätigkeit umso eher delegierbar ist, je weniger sie 
die Ausübung von „prérogatives de puissance publique“ beinhaltet; Problematisch ist die 
Anwendung der Ausnahmeregel für Gebietskörperschaften deswegen, weil so viele 
Abstufungen zwischen den beiden Extremen bestehen.729 
C. Ergebnis 
Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass der Adressatenkreis der Strafbarkeitsbestimmung 
genau dem von den internationalen Rechtsakten geforderten entspricht. Es ist im Gegensatz 
zu den anderen analysierten Rechtsordnungen keine Ausweitung des Adressatenkreis über 
die internationalen Vorgaben hinaus gegeben, was damit zusammenhängen könnte, dass 
der Begriff der „juristischen Person“ im französischen Recht ein besonders weiter ist. 
Die statuierten Ausnahmen in Bezug auf den Staat im Allgemeinen und bestimmte 
Tätigkeiten von Gebietskörperschaften und ihrer Zusammenschlüsse sind jedoch nicht mit 
den internationalen Vorgaben zu vereinbaren, da nicht nur die Ausübung hoheitlicher 
Rechte durch Körperschaften öffentlichen Rechts vom Anwendungsbereich der Vorschrift 
ausgenommen wird. 
4.4.2.4. England und Wales 
A. Die Einbeziehung aller juristischen Personen nach englischem Recht 
Die grundsätzliche Konformität der englischen Rechtslage mit den internationalen Vorgaben 
ergibt sich daraus, dass die Strafbarkeit alle juristischen Personen nach englischem Recht 
umfasst. Diese werden unter dem Begriff corporations (body corporate) 
                                                
727 So ausdrücklich Renout, Droit pénal général11 (2006) 178. 
728 Rassat, Droit pénal général21 (2004) Rz 416, 2. 
729 Picard, Les personnes morales de droit public – La responsabilité pénale des personnes morales de droit 
public : fondements et champ d’application, Revue des sociétés (1993) 283. 
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zusammengefasst.730,731 Die eigenständige Rechtspersönlichkeit der corporations, die sich 
von der ihrer Mitglieder unterscheidet, geht auf das Urteil Salomon v. Salomon aus dem Jahr 
1897 zurück.732,733 Da sie Rechtspersönlichkeit besitzen, können corporations klagen und 
geklagt werden, Eigentum erwerben und übertragen, sowie im eigenen Namen haften.734 
Corporations können in zwei verschiedene Gruppen eingeteilt werden: Während die 
corporation aggregate eine Anzahl von Mitgliedern, die sich ändern können, besitzt, besteht 
die corporation sole aus einer Person, die ein bestimmtes Amt ausübt oder eine besondere 
Funktion wahrnimmt.735 Im Gegensatz zum amerikanischen Begriff der corporation ist die 
englische corporation nicht notwendigerweise ein Wirtschaftsunternehmen, sondern kann 
auch eine Universität oder lokale Gebietskörperschaft mit Rechtspersönlichkeit sein.736 Es 
gibt verschiedene Wege, auf denen ein Gebilde Rechtspersönlichkeit erlangen kann 
(incorporation):737 
- durch das common law, wie es etwa bei der corporation of London der Fall ist. 
- durch eine königliche Verleihungsurkunde (royal charter). Als Beispiele dafür 
sind die BBC und zahlreiche Universitäten zu nennen. 
- durch eine private oder lokale Bestimmung (private or local Act), wie es bei 
manchen öffentlichen Einrichtungen der Fall ist. 
                                                
730 Vgl dazu die Definition der corporation, etwa bei Jowitt, The Dictionary of English Law (1959): „sucession 
or collection of persons having in the estimation of the law an existence and right and duties distinct from those 
of the individual persons who form it from time to time.“ 
731 Der Terminus „legal person“ wird teilweise verwendet, um sowohl corporations als auch natürliche Personen 
zu bezeichnen, so etwa in Smith/Hogan, Criminal Law8 (1996) 83. In den internationalen Rechtsakten wird er im 
Gegensatz dazu stets zur Bezeichnung der juristischen Person verwendet, so etwa im Zweiten Protokoll. 
732 1897 AC 22. Kritisiert an dieser Entscheidung wurde vor allem, dass die corporation leicht dazu genützt 
werden könne, um Betrügereien zu begehen oder rechtlichen Verpflichtungen zu entgehen, so etwa Villalta Puig, 
A two-edged sword: Salomon and the Separate Legal Entity Doctrine, Murdoch University Electronic Journal of 
Law Volume 7, Number 3 (September 2000). Aus diesem Grund gibt es Urteile, in denen corporations nicht ihre 
eigenständige Rechtspersönlichkeit als Verteidigung einsetzen konnten und somit auf die dahinter stehenden 
natürlichen Personen oder Eigentümergesellschaften zugegriffen werden konnte, Maughan/Copp, Piercing the 
corporate veil (1998), New Law Journal 938 ff. 
733 Dabei werden verschiedene Theorien zur Natur der juristischen Person vertreten: Nach der fictionist theory ist 
die juristische Person nur eine Fiktion des Rechts, während nach der realist theory die juristische Person als 
selbständige Rechtsperson existiert und das Recht nur die existierenden Zustände widerspiegelt. Die aggregate 
theory geht hingegen davon aus, dass die juristische Person nur eine Zusammenfassung von Einzelpersonen ist. 
Im anglo-amerikanischen common law wird keine der drei Theorien durchgehend bevorzugt, Wells, 
Corporations1 91 f. 
734 Villalta Puig, Murdoch University Electronic Journal of Law Volume 7, Number 3 (September 2000). 
735 Es handelt sich dabei um personified offices wie beispielsweise den Bischof, einen Minister der Regierung 
oder andere Funktionäre (Secretary of State for Defence), Willms, Die Strafbarkeit 14 f; Law Commission, 
Report n° 237 (1996) para. 8.53. Auch die Crown ist eine corporation sole, so Legeais, Les réponses du droit 
anglais et du droit allemand aux problèmes de la responsabilité pénale des personnes morales, Revue des sociétés 
(1993) 372. 
736 Wells, Corporate criminal responsibility, in Tully (Hrsg.), Research Handbook 147. 
737 Law Commission, Report n° 237 (1996) para. 8.51. 
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- durch ein besonderes Gesetz (special public Act). Dies betrifft eine Anzahl von 
Organisationen im öffentlichen Sektor. 
-  durch ein generelles Gesetz (general public Act) wie den Companies Act 1985, 
der regelt auf welche Weise companies entstehen.738 Die company ist die 
wichtigste und bekannteste Form der corporation;739 Die meisten strafrechtlichen 
Verfolgungen und Verurteilungen beziehen sich auf companies. 
B. Eine Erweiterung des Adressatenkreises im statute law 
In Bezug auf Delikte, die in Gesetzen (statute law) geregelt sind, ist eine Ausweitung des 
Adressatenkreises gegeben. Dies ergibt sich aus dem Interpretation Act 1978, der die 
Bestimmungen des Interpretation Act von 1889 übernimmt und normiert, dass die 
Bezeichnung „Person“ in einem gesetzlichen Delikt nicht nur natürliche und juristische 
Personen, sondern auch Gebilde ohne Rechtspersönlichkeit (unincorporated bodies) 
erfasst.740 Dies gilt allerdings nur für Delikte von statutes, die nach dem Interpretation 
Act 1889 erlassen wurden.741 Der Strafbarkeit von unincorporated bodies wurde bis jetzt nur 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt.742 In Bezug auf Delikte des common law können sich 
unincorporated bodies weiterhin nicht, wohl aber ihre Mitglieder, strafbar machen.743 Die 
Ausweitung des Adressatenkreises in Bezug auf gesetzlich normierte Delikte geht über die 
internationalen Rechtsakte hinaus, die nur die Erfassung juristischer Personen nach 





                                                
738 Die company entsteht nach dem Companies Act durch Zahlung einer Gebühr und Hinterlegung bestimmter 
Dokumente beim Registrar of Companies, vgl Sims, English law and Terminology, A Guide for Practitioners 
and Students2 (2006) 135. 
739 Willms, Die Strafbarkeit 6. Manche Texte zur Strafbarkeit juristischer Personen im englischen Recht beziehen 
sich nur auf die company, obwohl diese sich in dieser Hinsicht nicht von den anderen corporations 
unterscheidet. 
740 So in Schedule 1 des Interpretation Act 1978. Teilweise wird die Strafbarkeit von unincorporated bodies in 
statutes nochmals ausdrücklich normiert, Smith/Hogan, Criminal Law8 191. Besonders hervorzuheben sind in 
diesem Zusammenhang die partnerships, die zwar für wirtschaftliche Aktivitäten eingesetzt werden, aber keine 
Rechtspersönlichkeit haben, so dass sie von der generellen Strafbarkeitsregelung nicht erfasst werden. 
741 Dies ergibt sich aus Schedule 2 para. 4(5) des Interpretation Act 1978. 
742 Smith/Hogan, Criminal Law8 191. Ein einschlägiges Urteil ist Clerk to Croydon Justices, ex p Chief 
Constable of Kent [1989] Crim LR 910, DC, wo die Strafbarkeit von unincorporated bodies, die Fahrzeuge 
besitzen, für Falschparken statuiert wurde. 
743 Smith/Hogan, Criminal Law8 191. 
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C. Ausnahmen vom Adressatenkreis: Die strafrechtliche Immunität von 
Crown und Crown bodies 
Die Strafbarkeitsregelung bezieht sich zweifellos auch auf juristische Personen des 
öffentlichen Rechts, da die ersten Urteile zur Strafbarkeit von Gemeinden ergangen sind.744 
Eine wesentliche Einschränkung ergibt sich allerdings durch das Prinzip, dass die Crown 
Immunität von der strafrechtlichen Verfolgung genießt.745 Dabei besteht keine Einigkeit 
darüber, wie die Crown zu definieren ist: Während von einem Teil der Lehre vertreten wird, 
dass unter der Crown nur die Königin selbst zu verstehen ist,746 wird die Crown von anderer 
Seite als die Regierung mit allen ihren Ministern definiert.747 Aus diesem Grund gibt es 
auch unterschiedliche Meinungen dazu, ob die Crown als corporation sole oder als 
corporation aggregate zu definieren ist.748 
Dieser Meinungsstreit ist allerdings für diese Analyse nur von untergeordneter Bedeutung, da 
allgemein anerkannt ist, dass die Immunität nicht nur die Crown sondern auch Crown bodies, 
die für sie tätig werden, vor einer strafrechtlichen Verfolgung schützt.749.Die Eigenschaft 
als Crown body kann sich ausdrücklich aus einem statute ergeben,750 ansonsten soll dies 
davon abhängen, wie stark die Kontrolle der Crown durch ihre Minister gegeben ist.751 In 
vielen Fällen handelt es sich dabei um Crown bodies ohne eigene Rechtspersönlichkeit,752 so 
dass sie ohnedies nicht selbst strafbar werden könnten und auch die Crown wegen ihrer 
                                                
744 Siehe dazu oben unter Punkt 2.2.4.2 B. 
745 Dabei muss zwischen common law und statutes unterschieden werden: Ein Delikt in einem statute ist auf die 
Crown nicht anwendbar, außer es ergibt sich aus diesem eindeutig das Gegenteil. Die Immunität der Crown bei 
common law Delikten wird auf die Maxime “The King can do no wrong” zurückgeführt, teilweise wird sie auch 
verneint, so etwa von Leigh, The criminal liability 64.  
746 Wade, The Crown, Ministers and Officials: Legal Status and Liability, in Sunkin/Payne, The Nature of the 
Crown A Legal and Political Analysis (1999) 24. 
747 Lord Diplock in Town Investments Ltd v. Department of the Environment [1978] A.C. 359 (“the government, 
all of the ministers and parliamentary secretaries under whose direction the administrative work of government 
is carried on”); Hogg, Liability of the Crown2 (1989) 9 f. 
748 Vgl dazu Wade, The Crown, in Sunkin/Payne, The Nature of the Crown 23 f. 
749 Leigh, The criminal liability 64; Hogg, Liability2 236. Teilweise wird dabei auch von Crown agents 
gesprochen, da es um das Tätigwerden für die Crown geht. 
750 Hogg, Liability2 236. 
751 Es soll insbesondere auf die Kontrolle über die Finanzierung, die Strategie, das Einstellen und Entlassen von 
Mitarbeitern ankommen, so Leigh, The criminal liability 64. Das Tätigwerden für die Crown wird umso eher 
angenommen, je weniger es sich um wirtschaftliche Tätigkeiten handelt und je mehr der typische 
Aufgabenbereich der Regierung betroffen ist, so Home Office, Reforming the Law on involuntary manslaughter: 
the government’s proposals (2000) para. 3.2.7. 
752 z.B. einzelne Abteilungen der Regierung (Crown Prosecution Service, Department for Transport etc). Vgl die 
Erläuterungen zum Gesetzesentwurf „Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Bill“ (2006) Rz 8; Home 
Office, Corporate Manslaughter (2005) para. 39. 
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Immunität nicht verfolgt werden könnte.753 Es können allerdings auch corporations als 
Crown bodies qualifiziert werden und damit vor einer strafrechtlichen Verfolgung 
geschützt sein.754 
 
In den letzten Jahren ist die Immunität der Crown in Bezug auf bestimmte Delikte des 
statute law aufgehoben worden; In vielen Fällen wurde allerdings nicht die Strafbarkeit der 
Crown eingeführt, sondern stattdessen ein Verfahren zur Feststellung der Nichteinhaltung der 
Bestimmungen normiert.755 Weder die strafrechtliche Immunität von Crown und Crown 
bodies noch deren Ersetzen durch das beschriebene Feststellungsverfahren sind mit den 
internationalen Vorgaben zu vereinbaren, da diese nur eine Ausnahme für hoheitliches 
Handeln und nicht eine generelle Ausnahme bestimmter juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts von der Strafbarkeitsregelung zulassen.756 
D. Ergebnis 
Nach englischem Recht werden von der Strafbarkeit alle corporations umfasst, so dass den 
internationalen Vorgaben in Bezug auf die Einbeziehung aller juristischen Personen nach 
englischem Recht Genüge getan wird. Darüber hinaus ist bei gesetzlich normierten Delikten 
noch zusätzlich die Strafbarkeit von unincorporated bodies vorgesehen. Die strafrechtliche 
Immunität der Crown und Crown bodies ist hingegen nicht im Einklang mit den 
internationalen Rechtsakten, da diese nur eine Ausnahme für hoheitliches Handeln juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts zulassen. 
                                                
753 Aus diesem Grund wird für das neu konzipierte Delikt corporate manslaughter explizit eine Strafbarkeit für 
eine Reihe von Crown bodies ohne Rechtspersönlichkeit vorgesehen. Siehe dazu die Liste in Schedule 1 des 
Gesetzesentwurfs „Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Bill“ von 2006. 
754 Erläuterungen zum Gesetzesentwurf „Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Bill“ (2006) Rz 8. 
Sunkin geht aber davon aus, dass es vertretbar wäre, incorporated Crown bodies aufgrund der allgemeinen 
Strafbarkeit juristischer Personen verantwortlich zu machen, Sunkin, Crown immunity from criminal liability in 
English law, Public law 2003, Winter, 726. 
755 Sunkin, Public law 2003, Winter, 717 und 728: Die Immunität der Crown wurde vor allem in Bezug auf 
regulatory offences (etwa im Bereich des Umweltschutzes) aufgehoben. Ein Feststellungsverfahren findet sich 
etwa im Food Safety Act 1990. Es wird außerdem über eine generelle Abschaffung der strafrechtlichen 
Immunität der Crown nachgedacht, Adenas/Fairgrieve, Reforming Crown Immunity  - The comparative law 
perspective, Public Law 2003, Winter, 730. In einer, allerdings zivilrechtlichen Entscheidung wurde bereits die 
Identifikationstheorie auf die Crown angewandt und zwar in HMS Truculent, The Admiralty v The Divina 
(owners) [1951] 2 All ER 968. 
756 Im Gesetzesentwurf „Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Bill“ (2006) wird die Strafbarkeit von 
Crown bodies statuiert (Section 11), dafür werden in Section 4 Einschränkungen in Bezug auf bestimmte 
Bereiche („public policy decisions, exclusively public functions and statutory inspections“) gemacht. 
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4.4.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Das Zweite Protokoll und einige Rechtsakte, die sich an ihm orientieren, sehen vor, dass alle 
juristischen Personen nach inländischem Recht erfasst werden müssen und nur juristische 
Personen des öffentlichen Rechts bei Ausübung hoheitlicher Rechte und öffentlich-
rechtliche internationale Organisationen ausgenommen werden können. In den anderen 
internationalen Rechtsakten wurde keine Präzisierung des Adressatenkreises vorgenommen; 
Sie wurden bei der Analyse der nationalen Bestimmungen nicht berücksichtigt.757 
Die Rechtslage in den analysierten Ländern entspricht – bis auf die normierten 
Ausnahmen - den internationalen Vorgaben. Die analysierten Rechtsordnungen erfassen 
stets alle juristischen Personen nach inländischem Recht und weiten den Adressatenkreis 
der Verantwortlichkeitsbestimmungen noch darüber hinaus aus (in Österreich 
eingetragene Personengesellschaften, in Deutschland Personenvereinigungen, in England 
unincorporated bodies bei Delikten in statutes), so dass die internationalen Vorgaben 
übererfüllt wären. Die Ausweitung des Adressatenkreises über juristische Personen hinaus 
entspricht der Zielsetzung der internationalen Rechtsakte, da dann oftmals Gebilde erfasst 
werden, die den juristischen Personen stark angenähert sind und deswegen kein Grund 
ersichtlich ist, warum sie nicht ebenfalls verantwortlich werden könnten. Einzig in Frankreich 
wird der Adressatenkreis der Verantwortlichkeitsbestimmung auf juristische Personen 
beschränkt, was aber dadurch erklärt werden kann, dass der Begriff der juristischen Person in 
dieser Rechtsordnung sehr weit verstanden wird. 
Mit Ausnahme von Deutschland, das als einziges analysiertes Land mit den 
internationalen Vorgaben vollständig konform ist, sehen alle analysierten Länder 
Ausnahmen vom Adressatenkreis vor. Diese sind deswegen nicht im Einklang mit den 
internationalen Vorgaben, weil nicht nur juristische Personen des öffentlichen Rechts in 
Ausübung hoheitlicher Rechte ausgenommen werden (in Österreich zusätzlich Ausnahme für 
hoheitliches Handeln juristischer Personen des Privatrechts und für Kirchen, 
Religionsgesellschaften und religiöse Bekenntnisgemeinschaften, soweit seelsorgerisch tätig, 
                                                
757 Der Begriff der juristischen Person ist in den internationalen Rechtsakten ohne nähere Definition des 
Adressatenkreises so auszulegen, dass er alle Gebilde mit voller Rechtsfähigkeit erfasst. Da in den analysierten 
Ländern jedenfalls alle juristischen Personen in die Verantwortlichkeitsbestimmungen einbezogen werden und 
jene zumindest Gebilde mit voller Rechtsfähigkeit umfassen (teilweise auch solche mit Teilrechtsfähigkeit), wird 
auch den internationalen Rechtsakten ohne Defintion des Adressatenkreises Genüge getan. Einzig die 
Ausnahmen vom Adressatenkreis sind wohl nicht mit den internationalen Rechtsakten ohne nähere Definition 
des Adressatenkreises zu vereinbaren. 
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in Frankreich generelle Ausnahme für den Staat und Ausnahme für Gebietskörperschaften in 
der Ausübung von Tätigkeiten, die Gegenstand einer Vereinbarung über die Übertragung von 
Verwaltungstätigkeit sein können, in England Ausnahme für Crown und Crown bodies). Die 
Ausnahmen vom Adressatenkreis zeigen deutlich, dass eine Einbeziehung vom Staat oder 
staatsnahen Bereichen in die Verantwortlichkeitsbestimmungen meist nicht gewollt wird. 
4.5. Analyse der Verantwortlichkeitsvoraussetzungen: 
Zurechnungskriterium, Anknüpfungsfälle, Formen der Tatbegehung 
4.5.1. Internationale Vorgaben 
4.5.1.1. Das grundlegende Zurechnungskriterium 
A. Straftat „zu Gunsten“ der juristischen Person 
Neben den beiden Anknüpfungsfällen ist - im Zweiten Protokoll wie auch im überwiegenden 
Teil der restlichen internationalen Rechtsakte - die wesentliche Voraussetzung für die 
Zurechnung einer Straftat, dass diese „zu Gunsten“ („for their benefit“/„pour le compte“) 
der juristischen Person begangen wurde. Dem erläuternden Bericht zum Zweiten Protokoll 
ist zu entnehmen, dass mit dieser Voraussetzung eine „Verknüpfung zwischen der Straftat und 
der juristischen Person vorgenommen“ wird.758 Es soll sichergestellt werden, dass die 
juristische Person nicht für jede Straftat, die von ihren Führungspersonen oder Mitarbeitern 
(bei fehlender Kontrolle durch die Führungspersonen) begangen wurde, verantwortlich 
gemacht werden kann. Es wird insbesondere auch die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen für Straftaten ausgeschlossen, die sich gegen sie richten:759 Für die Zurechnung 
der Straftat genügt ein „eventueller Vorteil“760 für die juristische Person, der sowohl 
„unmittelbarer finanzieller Art (z.B. durch Erlangen der Erträge aus dem EG-Betrug) oder 
anderer Art sein (z.B. durch den Eingang von Aufträgen aufgrund der Bestechung eines 
Beamten)“ kann.761 Damit bleibt offen, ob eine Straftat einer juristischen Person auch dann 
zugerechnet wird, wenn sie sich dadurch Aufwendungen erspart. Da Ziel dieser Bestimmung 
                                                
758 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1 (Punkt 3.2.). 
759 Eine mögliche Konstellation besteht etwa darin, dass eine Führungsperson Vermögen der juristischen Person 
stiehlt oder veruntreut. 
760 Das heißt, dass der Vorteil nicht eingetreten sein muss, um die Verantwortlichkeit der juristischen Person zu 
begründen. 
761 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1 (Punkt 3.2.). 
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ist, die juristische Person immer dann verantwortlich zu machen, wenn sie von Straftaten 
profitiert, wird auch eine Aufwandsersparnis erfasst sein.762  
Im Erläuternden Bericht zum Zweiten Protokoll wird außerdem nicht auf einen 
wirtschaftlichen Vorteil abgestellt, auch wenn in den genannten Beispielen ein solcher 
enthalten ist und es sich in den meisten Fällen um einen solchen handeln wird. Von Bubnoff 
will das Zurechnungskriterium überhaupt sehr weit auslegen und alle Straftaten erfassen, die 
in irgendeiner Weise im Interesse oder zumindest „für das Unternehmen im Rahmen von 
dessen Tätigkeits- und Wirkungsbereich begangen“ werden.763 Dem ist insofern zustimmen, 
als das Zurechnungskriterium auf sehr viele verschiedene Straftatbestände zur 
Anwendung kommt und somit der Schwerpunkt auf unterschiedlichen Aspekten liegen 
kann; Grundlegend wird aber stets sein, eine Verknüpfung zwischen Straftat und juristischer 
Person herzustellen, weil diese in irgendeiner Weise (meist wirtschaftlich) davon profitiert 
hat.764 
B. Abweichende Zurechnungskriterien 
Im UN-Übereinkommen zur Bekämpfung der Finanzierung des Terrorismus wird zwar der 
taugliche Täterkreis der Verantwortlichkeitsbestimmung für juristische Personen enger 
gefasst als im Zweiten Protokoll;765 Ein Zurechnungskriterium wird jedoch nicht 
normiert. Die Einschränkung, dass die Straftaten von für die Leitung oder Kontrolle der 
juristischen Person zuständigen Person nur dann erfasst werden, wenn sie in dieser 
Eigenschaft gehandelt haben, zeigt, dass keine Straftaten berücksichtigt werden sollen, die 
keinen Zusammenhang mit der juristischen Person aufweisen.766 Eine Bestimmung, die – 
                                                
762 So auch Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 463. Andere Ansicht bei Lewisch/Parker, Strafbarkeit der 
juristischen Person? 17, da davon ausgegangen wird, dass die im Zweiten Protokoll normierten Delikte (Betrug, 
Bestechung, Geldwäsche) keine derartige Konstellation zulassen. Besonders bei Betrugshandlungen kann es 
allerdings sehr gut sein, dass sich im Ergebnis die juristische Person eigentlich anfallende Aufwendungen 
erspart.  
763 Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 462 f: Als Beispiel gibt er etwa das intendierte Missachten von 
Sicherheitsvorschriften zwecks Einsparung von Personal und Ausrüstung an. Die Straftat müsse nicht immer 
einem wirtschaftlichen Zweck dienen. 
764 Eine Ausnahme stellt aber z.B. der Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung dar, der Art 3 und 4 des 
Zweiten Protokolls übernimmt. Trotz Übernahme des Zurechnungskriteriums kann es nicht sein, dass eine 
juristische Person nur verantwortlich wird, wenn sie einen (wirtschaftlichen) Vorteil aus der terroristischen 
Straftat gezogen hat und nicht, wenn eine andere Verknüpfung mit der Straftat besteht (sie etwa eigens zur 
Tarnung terroristischer Aktivitäten gegründet wurde). In diesem Fall muss das Zurechnungskriterium wohl so 
ausgelegt werden, dass terroristische Straftaten, die im Interesse der juristischen Person waren, ihr zugerechnet 
werden können. Vgl dazu auch die Erwägungen in RV 994 BlgNR 22. GP 10 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. 
Abschnitt, § 3, Ziffer 2.1.). 
765 Als weniger weitgehende Vorgabe als Art 3 des Zweiten Protokolls, muss sie somit bei der Analyse nicht 
beachtet werden, siehe dazu oben unter Punkt 3.4.2.4. 
766 Außerdem wurde dieses Übereinkommen kurz nach Erlass des Zweiten Protokolls beschlossen und alle 
späteren UN-Übereinkommen normieren überhaupt nur eine allgemein gehaltene Verpflichtung zur Einführung 
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nach dem Vorbild des Zweiten Protokolls - die Verantwortlichkeit auf Straftaten zu 
Gunsten der juristischen Person einschränkt, wird deswegen auch mit diesem 
Übereinkommen zu vereinbaren sein; Die Bedeutung des Zurechnungskriteriums muss 
ohnedies an das jeweilige Delikt, hier Terrorismusfinanzierung, angepasst werden, so dass in 
diesem Fall wirtschaftliche Vorteile als Grundlage für die Verantwortlichkeit in den 
Hintergrund rücken.767 
 
Ein abweichendes Zurechnungskriterium ist einzig im Umweltstrafrechts-Übereinkommen im 
Rahmen des Europarats enthalten:768 Darin wird eine Verantwortlichkeit juristischer Personen 
für Straftaten „on their behalf“/„pour leur compte“ vorgesehen. In der französischen 
Fassung wird der gleiche Begriff wie in Art 3 des Zweiten Protokolls verwendet; Zwar wird 
im Englischen ein anderer Begriff als im Zweiten Protokoll verwendet, diesem kommt aber 
keine andere Bedeutung zu: Im Erläuternden Bericht zum Umweltstrafrechts-Übereinkommen 
zu Art 9 wird auf das Zurechnungskriterium nicht näher eingegangen; In den Erläuternden 
Berichten zu einigen Übereinkommen, die ebenfalls im Rahmen des Europarats geschlossen 
wurden, aber im Gegensatz zum Umweltstrafrechts-Übereinkommen die Bestimmungen des 
Zweiten Protokolls übernehmen, werden die Begriffe „for the benefit“ und „on behalf of“ 
aber immer wieder synonym verwendet.769 Daraus muss geschlossen werden, dass das 
Umweltstrafrechts-Übereinkommen kein anderes Zurechnungskriterium als das Zweite 






                                                                                                                                                   
einer Verantwortlichkeit juristischer Personen. Eine Abweichung vom Zweiten Protokoll dürfte nicht gewollt 
gewesen sein. 
767 Zur Anpassung des Zurechnungskriteriums an die spezifischen Straftatbestände und zur ähnlichen 
Problematik in Bezug auf den Rahmenbeschluss zur Terrorismusbekämpfung, siehe gleich oben unter Punkt A. 
768 Nur die englische und die französische Fassung gelten als authentische Texte dieses Übereinkommens, vgl 
dazu die Schlussworte des Übereinkommens. 
769 Vgl etwa den Erläuternden Bericht zum Übereinkommen gegen Terrorismusfinanzierung zu Art 10 Punkt 
105, den Erläuternden Bericht zum Strafrechtsübereinkommen gegen Korruption zu Art 18 Punkt 86, den 
Erläuternden Bericht zum Übereinkommen gegen Menschenhandel zu Art 22 Punkt 247 f. Das 
Umweltstrafrechts-Übereinkommen wurde nur knapp nach Erlass des Zweiten Protokolls beschlossen und ist das 
erste Übereinkommen im Rahmen des Europarats mit einer Bestimmung über die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen. Die unterschiedliche Begriffswahl ist somit wohl nicht auf eine bewusste Abweichung vom Zweiten 
Protokoll, sondern auf die frühe Konzipierung des Übereinkommens zurückzuführen. 
139 
4.5.1.2. Zwei verschiedene Anknüpfungsfälle (Art 3 des Zweiten 
Protokolls) 
A. Überblick über die beiden Anknüpfungsfälle 
Die Verantwortlichkeit juristischer Personen muss nach Art 3 des Zweiten Protokolls für zwei 
verschiedene Fälle vorgesehen werden: Nach Art 3 Abs 1 wird diese verantwortlich, wenn 
eine Person in Führungsposition eine Straftat begangen hat (Anknüpfungsfall 1), während 
nach Art 3 Abs 2 die Verantwortlichkeit dann besteht, wenn eine unterstellte Person wegen 
mangelnder Überwachung oder Kontrolle der Person in Führungsposition eine Straftat 
begangen hat (Anknüpfungsfall 2). Dass der zweite Anknüpfungsfall als weniger 
schwerwiegend angesehen wird, ergibt sich daraus, dass dafür weniger strenge Sanktionen 
vorgesehen werden.770 
B. Gemeinsame Voraussetzung 1: Erfordernis einer Straftat 
In beiden Fällen wird eine Verantwortlichkeit nur dann begründet, wenn eine Straftat 
begangen wurde, was nach österreichischem Recht im Gegensatz zu einer „mit Strafe 
bedrohten Handlung“ das Vorliegen sämtlicher Erfordernisse einer Straftat (insbesondere 
auch der Schuld) voraussetzt.771 Auch die internationalen Rechtsakte gehen wohl von der 
Notwendigkeit des Vorliegens sämtlicher Erfordernisse einer Straftat aus, da in keinem 
einzigen darauf hingewiesen wird, dass in Bezug auf die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen weniger Anforderungen an die Tat gestellt werden.772 Die Regierungsvorlage zum 
VbVG lehnt diese Interpretation der EU-Rechtsakte jedoch mit der Begründung ab, dass es 
sich dabei nur um eine mögliche Auslegung der Formulierung handelt.773 
C. Gemeinsame Voraussetzung 2: Die „Person in Führungsposition“ 
Damit eine juristische Person verantwortlich gemacht werden kann, muss jedenfalls eine 
Person in Führungsposition involviert sein; Deswegen ist von besonderem Interesse, wer als 
solche zu qualifizieren ist. In Art 3 Abs 1 des Zweiten Protokolls werden drei Befugnisse 
                                                
770 Siehe dazu unten unter Punkt 4.7.1.1. 
771 Fuchs, Strafrecht6 53. 
772 Das Erfordernis des „fully specified crime“ führt dazu, dass die verpflichteten Staaten insbesondere keine 
Verantwortlichkeit juristischer Personen nach der „collective knowledge doctrine“ (bei der das 
zusammengefasste Wissen der einzelnen Mitarbeiter die juristische Person verantwortlich macht, obwohl der 
einzelne Mitarbeiter nicht genug weiß, um individuell bestraft zu werden) einführen müssen, so Lewisch/Parker, 
Strafbarkeit der juristischen Person? 17. 
773 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 1). 
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genannt, die einzeln oder auch in Kombination die Führungsposition einer Person 
innerhalb der juristischen Person begründen können:  
- Die Befugnis zur Vertretung der juristischen Person; 
- Die Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen; 
- Eine Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.  
 
Der Erläuternde Bericht zum Zweiten Protokoll stellt ausdrücklich fest, dass in den nationalen 
Rechtsordnungen alle drei Befugnisse als „alternative Gesichtspunkte“ zur Begründung der 
Führungsposition eingeführt werden müssen.774 Diese reichen von eher formalen bis zu 
eher materiellen Führungsbefugnissen:775 Während etwa die erste Ausgestaltung der 
Führungsposition bereits durch die Formalstellung der Person ausreichend begründet ist,776 
stellt die Kontrollbefugnis auf die faktische Situation in der juristischen Person ab.777 Auch 
beim Abstellen auf die Entscheidungsbefugnis scheinen eher die materiellen als die formalen 
Befugnisse im Vordergrund zu stehen.778 Es ist wohl davon auszugehen, dass die drei Fälle 
eher weit auszulegen sind und jedenfalls auch eine faktische Geschäftsführung unter diese 
subsumiert werden muss,779 da Ziel der Vorschrift ist, das Handeln aller Personen zu erfassen, 
die einen Einfluss auf die Leitung und Organisation der juristischen Person ausüben. 
Insbesondere die Kontrollbefugnis780 bedarf näherer Erläuterungen: Dabei handelt es sich 
um die Befugnis zur Beaufsichtigung der Verwaltung der juristischen Person,781 so dass 
Kontrollbefugnisse auf niedriger Ebene nicht erfasst sind.782 Als Beispiele werden die 
Verantwortung für die interne Finanzkontrolle und Rechnungsprüfung oder die Mitgliedschaft 
in einem Kontroll- oder Aufsichtsgremium innerhalb der juristischen Person genannt.783 Das 
                                                
774 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1. (Punkt 3.2.). 
775 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1. (Punkt 3.2.): „Es legt ferner fest, daß die 
"Führungsposition", die die natürliche Person innehat, aus einem oder mehreren der in Absatz 1 erwähnten 
Elemente hergeleitet werden kann; diese reichen von eher formalen bis zu eher sachbezogenen Aspekten: 
Befugnis zur Vertretung der juristischen Person oder Befugnis, Entscheidungen im Namen der juristischen 
Person zu treffen, oder Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.“ 
776 Es bedarf keiner tatsächlichen Ausübung von Leitungsgewalt oder Geschäftsführungsbefugnis, so 
Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 18. Bei dieser Ausgestaltung ist etwa an den 
Geschäftsführer einer GmbH gedacht, so Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 465. 
777 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 18. 
778 Keinerlei Berücksichtigung der formalen Position bei Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 
18. 
779 Vgl auch Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 465 
780 Im Gegensatz zur deutschen Fassung ist der in der englischen Fassung gebrauchte Terminus „control“ in der 
englischen Rechtsterminologie geläufig, so Zeder, ÖJZ 2001, 633. 
781 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1. (Punkt 3.2.). Diese Formulierung ist in der 
englischen Fassung verständlicher, wo von „supervision over the legal person’s management“ die Rede ist. 
782 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 18. 
783 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1 (Punkt 3.2.). 
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gilt allerdings nur dann, wenn damit die Möglichkeit zur Einflussnahme auf die Verwaltung 
gegeben ist, so dass etwa externe Rechnungsprüfer nicht unter diese Regelung fallen.784 Von 
keiner der Varianten, die eine Führungsposition begründen, werden die Gesellschafter erfasst, 
so dass ihr Fehlverhalten keine Verantwortlichkeit der juristischen Person begründen kann.785 
 
In den internationalen Rechtsakten ist nicht ausdrücklich festgeschrieben, dass die juristische 
Person nur dann für die Straftat der Person in Führungsposition verantwortlich ist, wenn diese 
in ihrer Funktion als solche gehandelt hat.786 Es würde allerdings der Systematik der 
Regelungen widersprechen, die juristische Person auch dann nach dem ersten 
Anknüpfungsfall verantwortlich zu machen, wenn die Person in Führungsposition die 
Tätigkeiten einer unterstellten Person ausübt.787 Der erste Anknüpfungsfall basiert nämlich 
auf dem Gedanken, dass das Handeln mancher Personen aufgrund ihres maßgeblichen 
Einflusses oder ihrer Befugnisse der juristischen Person jedenfalls zugerechnet werden muss. 
Handelt die Person in Führungsposition nicht als solche, kann unter Umständen eine 
Verantwortlichkeit nach dem zweiten Anknüpfungsfall gegeben sein. 
4.5.1.3. Zusätzliche Voraussetzungen des zweiten Anknüpfungsfalls 
(Art 3 Abs 2 des Zweiten Protokolls) 
Für den zweiten Anknüpfungsfall müssen zusätzliche Erfordernisse erfüllt werden. Zum einen 
wird die Straftat in diesem Fall von einer der Person in Führungsposition unterstellten Person 
begangen, zum anderen muss die mangelnde Überwachung oder Kontrolle durch die Person 





                                                
784 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 3 Abs 1 (Punkt 3.2.). Dass externe Berater nicht erfasst 
sind, ergibt sich auch aus dem Wortlaut des Art 3 Abs 1 des Zweiten Protokolls, da eine Kontrollbefugnis 
„innerhalb der juristischen Person“ vorliegen muss. 
785 Das gilt selbstverständlich nicht für den Fall, dass ein Gesellschafter gleichzeitig Geschäftsführer der 
juristischen Person ist, wie es etwa bei der GmbH besonders oft der Fall ist. 
786 Eine Einschränkung ergibt sich aber schon durch das Zurechnungskriterium, so dass nur Straftaten erfasst 
werden, die einen Zusammenhang mit der juristischen Person aufweisen, siehe dazu oben unter Punkt 4.5.1.1 A. 
787 So auch die Erläuternden Berichte zu Übereinkommen, die die Bestimmungen des Zweiten Protokolls 
übernommen haben, etwa zum Cyber-Crime-Übereinkommen zu Art 12 Punkt 124: „Fourth, the person who has 
a leading position must have acted on the basis of one of these powers – a power of representation or an 
authority to take decisions or to exercise control – which demonstrate that such a physical person acted within 
the scope of his or her authority to engage the liability of the legal person.” 
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A. Begehung einer Straftat durch eine der Führungsperson unterstellte 
Person 
Aus dem Wortlaut kann geschlossen werden, dass es auf die Rechtsnatur des 
Unterstellungsverhältnisses nicht ankommt, solange eine Überwachungsbefugnis und –
pflicht der Person in Führungsposition gegeben ist.788 Daraus ergibt sich auch, dass durch das 
Verhalten externer Personen keine Verantwortlichkeit der juristischen Person nach Art 3 Abs 
2 des Zweiten Protokolls ausgelöst werden kann, weil diese nicht unter die 
Überwachungspflicht einer Führungsperson fallen können.789 
B. Die mangelnde Überwachung oder Kontrolle der Führungsperson 
Was genau unter der mangelnden Überwachung oder Kontrolle der Führungsperson zu 
verstehen ist, wird in den Erläuternden Berichten zu Übereinkommen, die die Bestimmungen 
des Zweiten Protokolls wörtlich übernehmen,790 konkretisiert: „In this context failure to 
supervise should be interpreted to include not taking appropriate and reasonable steps to 
prevent employees or agents from engaging in criminal activities on the entity’s behalf“.791 
Anschließend werden beispielhaft die verschiedenen Rahmenbedingungen (Unternehmenstyp 
und –größe, „Best Practices“) aufgezählt, von denen abhängt, ob die getroffenen 
Vorsorgemaßnahmen ausreichend waren, um eine Verantwortlichkeit der juristischen Person 
auszuschließen.  
4.5.1.4. Formen der Tatbegehung: Anstiftung, Beihilfe, Versuch 
Die Verantwortlichkeit juristischer Personen für Versuch, Beihilfe und Anstiftung ist in den 
einzelnen internationalen Rechtsakten, in Bezug auf die verschiedenen Straftatbestände 
unterschiedlich geregelt. Wenn eine generelle Verantwortlichkeit juristischer Personen für 
alle Delikte eingeführt wird, dann müssen alle drei Fälle erfasst werden, damit den 
unterschiedlichen Vorgaben entsprochen wird. 
                                                
788 Vgl auch die englische Fassung: „a person under its authority“. Der Erläuternde Bericht zum Übereinkommen 
gegen Menschenhandel, das die Bestimmungen des Zweiten Protokolls fast wörtlich übernimmt, zu Art 22 Punkt 
249: Unterstellte Personen sind beispielsweise „one of its employees or agents acting within their powers“. 
789 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 19. 
790 Der Erläuternde Bericht zum Zweiten Protokoll liefert keine zusätzlichen Informationen zur Auslegung von 
Art 3 Abs 2. 
791 Erläuternder Bericht zum Übereinkommen gegen Menschenhandel zu Art 22 Punkt 249 und Übereinkommen 
gegen Computerkriminalität zu Art 12 Punkt 125. In Bezug auf dieses letzte Übereinkommen (und die darin 
eingeführten Computerstraftaten) wird außerdem festgestellt, dass aufgrund dieser Bestimmung keine allgemeine 
Überwachung der Kommunikation der Mitarbeiter eingeführt werden muss. 
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4.5.2. Analyse der Länder 
4.5.2.1. Österreich 
A. Zwei grundlegende Zurechnungskriterien 
Das bedeutende Zurechnungskriterium des Zweiten Protokolls, die Begehung der Straftat „zu 
Gunsten“ der juristischen Person, wurde wortgleich in § 3 Abs 1 Z 1 VbVG übernommen 
und soll auch in Einklang mit den internationalen Vorgaben ausgelegt werden.792 Die 
Regierungsvorlage zum VbVG geht davon aus, dass von diesem Kriterium nicht nur eine 
Bereicherung des Verbandes, sondern auch die Ersparnis von Aufwendungen erfasst 
wird.793,794 Maßgeblich soll somit die Frage sein, ob der Verband einen wirtschaftlichen 
Vorteil aus der Tat gezogen hat oder hätte ziehen sollen.795 
 
Gleichzeitig wird in § 3 Abs 1 Z 2 VbVG ein alternatives Zurechnungskriterium – 
Zurechnung, wenn „durch die Tat Pflichten verletzt worden sind, die den Verband 
treffen“ - normiert, das über die Vorgaben der internationalen Rechtsakte hinausgeht. 
Dadurch sollen Konstellationen erfasst werden, bei denen der Verband zwar keinen Vorteil 
erlangt hat, aber dennoch einer Verantwortlichkeit unterliegen sollte; Als Beispiele werden 
Umweltverschmutzungen oder der Vertrieb gefährlicher Waren, durch die Kunden verletzt 
werden, genannt.796 Bei den Pflichten, deren Verletzung zu einer Verbandsverantwortlichkeit 
führen kann, handelt es sich um bereits bestehende aus Zivil- und Verwaltungsrecht, aber 
nicht um eine allgemeine Pflicht zur Verhinderung von Straftaten.797 Welche Pflichten im 
Einzelfall zur Begründung der Verantwortlichkeit herangezogen werden können, ergibt sich 
aus dem spezifischen Tätigkeitsbereich des Verbands.798 
 
                                                
792 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 2.3). 
793 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 5). 
794 Ob dies auch beim Zweiten Protokoll der Fall ist, ergibt sich nicht eindeutig aus dem Erläuternden Bericht, ist 
aber zu bejahen, siehe dazu oben unter Punkt 4.5.1.1 A. 
795 Steininger, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz Kommentar (2006) § 3 Rz 7 ff. Das Zurechnungskriterium in 
den internationalen Rechtsakten dürfte hingegen auf jeden Vorteil der juristischen Person abstellen, siehe dazu 
oben unter Punkt 4.5.1.1. Es sind aber nur wenige Fälle denkbar, in denen eine juristische Person von einer 
Straftat profitiert, ohne gleichzeitig einen wirtschaftlichen Vorteil zu erlangen; Derartige Konstellationen werden 
dann aber wahrscheinlich vom zweiten Zurechnungskriterium des VbVG erfasst sein. Möglicherweise reicht 
aber auch ein immaterieller Vorteil zur Erfüllung des ersten Zurechnungskriteriums aus, so etwa Kert, 
Verbandsverantwortlichkeit und Finanzstrafrecht, in Leitner (Hrsg.), Finanzstrafrecht 2006 (2007) 20. 
796 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 2.4.). 
797 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 2.4.). 
798 Steininger, VbVG § 3 Rz 12. 
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Durch die beiden Zurechnungskriterien soll laut den Erläuterungen der Regierungsvorlage 
auch die Verantwortlichkeit für Straftaten ausgeschlossen werden, die sich gegen den 
Verband richten, nur im Interesse von Einzelpersonen oder lediglich im Zuge der Tätigkeit für 
den Verband begangen wurden.799 Die Übernahme des Zurechnungskriteriums aus dem 
Zweiten Protokoll ermöglicht jedenfalls eine Umsetzung der internationalen Vorgaben; 
Durch das zweite, alternative Zurechnungskriterium wird gegenüber diesen eine 
weitergehende Verantwortlichkeit von Verbänden in Österreich eingeführt. 
B. Zwei verschiedene Anknüpfungsfälle – Vorstellung der gemeinsamen 
Voraussetzungen 
a. Überblick über die beiden Anknüpfungsfälle 
Nach dem Vorbild der internationalen Vorgaben werden in § 3 Abs 2 und 3 VbVG zwei 
verschiedene Anknüpfungsfälle normiert, die – bei Vorliegen eines der oben vorgestellten 
Zurechnungskriterien – zu einer Verantwortlichkeit des Verbandes führen können:800 
Während nach § 3 Abs 2 VbVG auf die Straftat eines Entscheidungsträgers abgestellt wird, 
knüpft Abs 3 an strafrechtlich relevante Handlungen von Mitarbeitern an, die durch das 
Außer acht lassen der gebotenen Sorgfalt durch Entscheidungsträger ermöglicht oder 
wesentlich erleichtert wurden. 
Im Folgenden werden die Voraussetzungen, die beiden Anknüpfungsfällen gemeinsam sind, 
vorgestellt und auf ihre Konformität mit den internationalen Vorgaben überprüft: In beiden 
Anknüpfungsfällen muss eine (wenn auch nicht immer volldeliktische) Tat begangen worden 
und ein Entscheidungsträger involviert sein. 
b. Gemeinsame Voraussetzung 1: Erfordernis einer Straftat 
Damit ein Verband verantwortlich gemacht werden kann, muss eine Straftat im Sinne des 
VbVG vorliegen. In § 1 Abs 1 Satz 2 VbVG wird die Straftat iSd VbVG als eine nach 
Bundes- oder Landesgesetz mit gerichtlicher Strafe bedrohte Handlung definiert. Daraus 
ergibt sich, dass grundsätzlich nicht alle Voraussetzungen einer Straftat nach dem StGB 
(Tatbestandsmäßigkeit, Rechtswidrigkeit, Schuld) erfüllt sein müssen, damit eine Straftat 
                                                
799 So die RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 2.5.); Hilf, VbVG 58 
(Anmerkung 5 – 7 zu § 3). 
800 Dass sich die Regelung stark an den internationalen Vorgaben orientiert, wird ausdrücklich festgestellt, in RV 
994 BlgNR 22. GP 18 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 2) und RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. 
(Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 1). 
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nach dem VbVG vorliegt,801 was über die Vorgaben der internationalen Rechtsakte 
hinausgehen würde. Würde die Verantwortlichkeit des Verbandes an mit gerichtlicher Strafe 
bedrohte Handlungen von Entscheidungsträgern oder Mitarbeitern anknüpfen, könnte ein 
Verband etwa auch für jede nicht schuldhafte Tat verantwortlich gemacht werden. 
 
In § 3 Abs 2 und 3 VbVG werden allerdings die Anforderungen an die Merkmale der Straftat 
für jeden der beiden Anknüpfungsfälle gesondert präzisiert, so dass der allgemeinen 
Definition in § 1 Abs 1 Satz 2 VbVG für diese nur eine untergeordnete Bedeutung zukommt. 
Beim ersten Anknüpfungsfall, der Straftat des Entscheidungsträgers, muss dieser 
tatbestandsmäßig, rechtswidrig und schuldhaft gehandelt haben (§ 3 Abs 2 VbVG). Der 
Entscheidungsträger muss somit – im Einklang mit den internationalen Vorgaben – zur 
Begründung der Verbandsverantwortlichkeit sämtliche Elemente der Straftat erfüllen;802 
Sein Vorsatz oder seine Fahrlässigkeit wird dem Verband zugerechnet.803 Dabei handelt es 
sich um ein klassisches Zurechnungsmodell, bei dem das Handeln des Entscheidungsträgers 
dem Verband angelastet wird.804 
 
Beim zweiten Anknüpfungsfall müssen Mitarbeiter den objektiven Tatbestand eines 
Deliktes erfüllen, allerdings soll es genügen, dass sich der objektive Tatbestand erst aus der 
Summe ihrer Teilhandlungen ergibt und die Namen der Mitarbeiter müssen nicht 
feststehen.805 Darüber hinaus müssen die Mitarbeiter auch rechtswidrig gehandelt haben; Auf 
die Schuldhaftigkeit kommt es hingegen nicht an.806  
Bei Vorsatzdelikten kann ein Verband nur verantwortlich gemacht werden, wenn zumindest 
ein Mitarbeiter vorsätzlich gehandelt hat, während bei Fahrlässigkeitsdelikten die objektive 
Sorgfaltswidrigkeit des Verhaltens der beteiligten Mitarbeiter ausreicht (§ 3 Abs 3 Z 1 
                                                
801 Eine mit Strafe bedrohte Handlung kann etwa ein tatbestandsmäßiges und rechtswidriges, aber nicht 
schuldhaftes Verhalten sein, vgl Fuchs, Strafrecht6 53. 
802 Die Strafaufhebungsgründe der Verjährung, des Rücktritts vom Versuch, der tätigen Reue oder der 
mangelnden Strafwürdigkeit der Tat sollen auch dem Verband zugute kommen, nicht hingegen der Tod des 
Entscheidungsträgers, so RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 3). 
803 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 3). Teilweise wird vertreten, 
dass es für die Verbandsverantwortlichkeit ausreiche, wenn feststeht, dass einer der Entscheidungsträger die Tat 
begangen hat, aA bei Steininger, VbVG § 3 Rz 41 ff. 
804 Heine, Vortrag, in Landesgruppe Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit 15. 
805 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 4.1): Der in Betracht 
kommende Personenkreis muss aber zumindest eingeschränkt sein (z.B. bestimmte Organisationseinheit). 
806 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 4.1). 
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VbVG).807 Der Verzicht auf das Vorliegen einer subjektiven Sorgfaltswidrigkeit wird damit 
begründet, dass diese ohnedies durch die zusätzliche Voraussetzung eines Sorgfaltsverstoßes 
der Entscheidungsträger miteinbezogen wird.808 Damit ist die Regelung des zweiten 
Anknüpfungsfalls zumindest im Ansatz einem Modell einer originären Verantwortlichkeit 
angenähert, weil nicht mehr ausschließlich auf die volldeliktische Tat einer einzelnen Person 
abgestellt, sondern versucht wird, auch die fehlerhafte Organisation zu berücksichtigen.809 
Wegen des Unterschieds zwischen Vorsatz- und Fahrlässigkeitsdelikten ist die Regelung aber 
in sich nicht ganz stimmig.810  
Dass auch Teilhandlungen mehrerer, namentlich nicht bekannter Mitarbeiter zu einer 
Verantwortlichkeit eines Verbandes führen können, ist - genauso wie die niedrigen 
Anforderungen an die Fahrlässigkeit - in Einklang mit den internationalen Rechtsakten, die 
nur als Mindestvorgaben zu sehen sind.811 Zur Erfüllung der internationalen Vorgaben wären 
solche Bestimmungen aber nicht notwendig gewesen; Sie erweitern den Anwendungsbereich 
der Verbandsverantwortlichkeit in Bezug auf den zweiten Anknüpfungsfall über die 
Vorgaben der internationalen Rechtsakte hinaus.812 
c. Gemeinsame Voraussetzung 2: Die Umsetzung der „Person in 
Führungsposition“ - „Der Entscheidungsträger“ 
Der „Entscheidungsträger“ des VbVG soll der „Person in Führungsposition“ des Zweiten 
Protokolls entsprechen, wobei laut der Regierungsvorlage zum VbVG die internationalen 
Vorgaben erfüllt werden sollen, ohne über sie hinauszugehen.813 Der Entscheidungsträger 
                                                
807 Zusätzlich muss sowohl bei Vorsatz-, als auch bei Fahrlässigkeitsdelikten das Außerachtlassen der gebotenen 
und zumutbaren Sorgfalt durch Entscheidungsträger gegeben sein, damit ein Verband nach dem zweiten 
Anknüpfungsfall verantwortlich wird, siehe dazu gleich im Folgenden unter Punkt C.  
808 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 4.1). Boller weist darauf hin, 
dass das VbVG zwar auf einer „Schuld“ des Verbandes aufbauen möchte, bei Mitarbeitertaten aber keinerlei 
Schuld weder des Verbandes, der Entscheidungsträger noch der Mitarbeiter notwendig ist, Boller, Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit 200 f. 
809 „Eine echte originäre Verbandsschuld würde freilich auf die Schuldform hinsichtlich des 
Organisationsdefizits abstellen“, so Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der 
Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 43.  
810 So ausdrücklich RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 4.1). 
811 Vgl dazu oben unter Punkt 3.1.2.3 A und 3.4.1. Köck bezweifelt aber richtigerweise, dass ein Vorsatz 
festgestellt werden kann, ohne dass die Identität eines bestimmten Mitarbeiters festgestellt wird, vgl Köck, 
Wirtschaftsstrafrecht (2007) 263. Es ist somit fraglich, ob diese niedrigen Anforderungen an die Tathandlung in 
der Praxis überhaupt zur Anwendung kommen werden. Boller geht davon aus, dass eine Tatverwirklichung 
durch Teilhandungen von Mitarbeitern auch bei Fahrlässigkeitsdelikten kaum möglich sein wird, weil hier die 
objektive Sorgfaltswidrigkeit präzisiert werden muss, so Boller, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 173 f. 
812 Hilf spricht von „nahezu revolutionären minimalen Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit des 
Verbandes für eine Fahrlässigkeitstat“, in Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der 
Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 43. 
813 So ausdrücklich in RV 994 BlgNR 22. GP 18 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 2, Ziffer 1): 
Gleichzeitig sollen die Bestimmungen sich möglichst harmonisch in die österreichische Rechtsordnung einfügen. 
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wird in § 2 Abs 1 VbVG anhand drei verschiedener Fälle, die sich stark an denen des Art 3 
Abs 1 des Zweiten Protokolls orientieren, definiert. 
 
 In § 2 Abs 1 Z 1 VbVG werden – zur Umsetzung des ersten Falls des Art 3 Abs 1 des 
Zweiten Protokolls – Geschäftsführer, Vorstandsmitglied, Prokurist oder eine Person, die 
„aufgrund organschaftlicher oder rechtsgeschäftlicher Vertretungsmacht in 
vergleichbarer Weise dazu befugt ist, den Verband nach außen zu vertreten“, als 
Entscheidungsträger qualifiziert. Aus der Formulierung ergibt sich, dass nur jene Fälle erfasst 
werden sollen, bei denen eine „Art Generalhandlungsvollmacht“ vorliegt; Während eine 
Vertretungsbefugnis für den Betrieb einer Niederlassung für die Qualifizierung als 
Entscheidungsträger ausreichen soll, soll eine Vertretungsbefugnis für eingeschränkte 
Tätigkeitsbereiche nicht ausreichend sein.814 Diese Einschränkung ist wohl mit den 
internationalen Vorgaben zu vereinbaren, da nach diesen nur solche Personen erfasst werden 
müssen, die aufgrund der Vertretungsbefugnis eine Führungsposition in der juristischen 
Person innehaben. 
Wie auch im ersten Fall von Art 3 Abs 1 des Zweiten Protokolls soll es bei § 2 Abs 1 Z 1 
VbVG nur auf die formelle Position der vertretungsbefugten Organe ankommen;815 Laut 
Steininger könnte der tatsächlich ausgeübte Einfluss in Bezug auf die Frage, ob einer Person 
vergleichbare Außenvertretungsbefugnis zukommt, eine Rolle spielen.816 Da nur Personen mit 
rechtsgeschäftlicher oder organschaftlicher Vertretungsmacht erfasst werden, ist es aber 
wahrscheinlicher, dass der Umfang ihrer Vertretungsmacht nicht aus den tatsächlichen 
Gegebenheiten, sondern aus einschlägigen Normen (gesetzliche Grundlage, Vertrag) 
erschlossen werden muss. 
Die Einschränkung auf organschaftliche oder rechtsgeschäftliche Vertreter bewirkt, dass 
von außen eingesetzte Vertreter (z.B. Sachverwalter oder Notgeschäftsführer) vom 
                                                                                                                                                   
Aus diesem Grund werden statt der Begriffe aus den internationalen Vorgaben in Österreich bereits 
gebräuchliche übernommen, siehe dazu gleich im Folgenden die Ausführungen zu § 2 Abs 1 Z 3 VbVG. 
814 RV 994 BlgNR 22. GP 18 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 2, Ziffer 1). Die Bemerkungen des 
Gesetzgebers findet Zirm widersprüchlich (Generalhandlungsvollmacht notwendig, aber Vertretungsmacht, die 
auf eine Niederlassung beschränkt ist, ausreichend) und den Begriff des Entscheidungsträgers mit 
Außenvertretungsbefugnis deswegen stark auslegungsbedürftig, so Zirm, Die Verbandsverantwortlichkeit als 
Konsequenz von strafrechtlich relevantem Fehlverhalten von Entscheidungsträgern und Mitarbeitern, in 
Hilf/Pateter/Schick/Soyer (Hrsg.), Unternehmensverteidigung 78. 
815 RV 994 BlgNR 22. GP 18 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 2, Ziffer 1). 
816 Steininger, VbVG § 2 Rz 5 und 9. Nach Zirm soll es hingegen stets auf die faktischen Befugnisse der Person 
ankommen, da sie nur bei Vorliegen solcher für den Verband handeln kann, so Zirm, Die 
Verbandsverantwortlichkeit, in Hilf/Pateter/SchickSoyer (Hrsg.), Unternehmensverteidigung 82 f. 
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Anwendungsbereich ausgenommen sind817. Dies entspricht nicht den internationalen 
Vorgaben, wird aber damit begründet, dass es sich dabei um Personen handelt, auf die die 
Eigentümer keinen Einfluss nehmen können.818 
 
Nach § 2 Abs 1 Z 2 VbVG werden als Entscheidungsträger auch solche Personen erfasst, die 
Mitglied des Aufsichtsrates oder des Verwaltungsrates sind oder die sonst 
Kontrollbefugnisse in leitender Stellung ausüben.819 Diese letzte Umschreibung entspricht 
inhaltlich vollkommen dem dritten Fall des Art 3 Abs 1 des Zweiten Protokolls.820 
 
Nach § 2 Abs 1 Z 3 VbVG ist außerdem Entscheidungsträger, wer sonst maßgeblichen 
Einfluss auf die Geschäftsführung des Verbandes ausübt. Mit § 2 Abs 1 Z 3 VbVG soll 
der zweite Fall des Art 3 Abs 1 des Zweiten Protokolls (Befugnis, Entscheidungen im Namen 
der juristischen Person zu treffen) abgedeckt werden,821 gleichzeitig soll die in Österreich 
gebräuchliche Formulierung verwendet werden.822,823 
Mit der in Österreich gebräuchlichen Formulierung wird auf die faktische Geschäftsführung 
abgestellt,824 so dass – wie im Zweiten Protokoll vorgesehen - mit dem dritten in § 2 Abs 1 
VbVG normierten Fall jedenfalls alle Personen abgedeckt werden, die Entscheidungen im 
Namen des Verbandes treffen.825 Darunter fallen auch solche Personen, die tatsächlichen 
                                                
817 Boller ist hingegen der Meinung, dass der Gesetzeswortlaut – entgegen der Erläuterungen in der 
Regierungsvorlage - grundsätzlich keine Ausnahme für Notgeschäftsführer begründen würde, da dessen 
Vertretungsbefugnis organschaftlich und nicht aufgrund der gerichtlichen Bestellung begründet wird, so Boller, 
Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 136. 
818 RV 994 BlgNR 22. GP 18 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 2, Ziffer 1). 
819 Zum Aufsichtsrat vgl Leitner/Huber, Der Aufsichtsrat und das neue Unternehmensstrafrecht Teil II – 
Strafrechtliche Risiken für und durch Mitglieder des Aufsichtsrats, Aufsichtsrat aktuell 2/2006, 4. Zirm geht 
davon aus, dass nur das gesamte Kollegialorgan als Entscheidungsträger gelten kann, weil die Mitglieder nur 
gemeinsam Entscheidungen treffen können, so Zirm, Die Verbandsverantwortlichkeit, in 
Hilf/Pateter/Schick/Soyer (Hrsg.), Unternehmensverteidigung 80. Diese Ansicht findet keine Unterstützung im 
Gesetzeswortlaut. 
820 Dort ist zwar nur von einer Kontrollbefugnis die Rede, aus dem Erläuternden Bericht ergibt sich jedoch 
eindeutig, dass diese in leitender Position ausgeübt werden muss, siehe dazu oben unter Punkt 4.5.1.2 C. Vgl 
auch zur ähnlichen deutschen Rechtslage Punkt 4.5.2.2 C. 
821 So RV 994 BlgNR 22. GP 18 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 2, Ziffer 1). 
822 Vgl dazu § 309 Abs 2 Satz 1 StGB: „Unter leitenden Angestellten im Sinne der §§ 305 bis 308 sind 
Angestellte eines Unternehmens, auf dessen Geschäftsführung ihnen ein maßgeblicher Einfluss zusteht, zu 
verstehen“. Bertel in Höpfel/Ratz, StGB2, zu § 305 Rz 1: Es sollen Personen erfasst werden, deren Einfluss mit 
dem vergleichbar ist, den gewöhnlich Geschäftsführer oder Prokuristen haben. 
823 Eine ganz ähnliche Formulierung wird aber auch im Erläuternden Bericht zum Zweiten Protokoll eingesetzt, 
um zu definieren, was die Person in Führungposition auszeichnet. Vgl Erläuternder Bericht zum Zweiten 
Protokoll zu Art 3 (Punkt 3.2): „(...) soweit diese Positionen einer Führungsposition entsprechen, die die 
Möglichkeit zur Einflußnahme auf die Verwaltung der juristischen Person beinhaltet.“ 
824 Zirm, Die Verbandsverantwortlichkeit, in Hilf /Pateter/Schick/Soyer (Hrsg.), Unternehmensverteidigung 81. 
825 Damit werden aber solche Personen nicht erfasst, die zwar eine formale Entscheidungsbefugnis haben, aber 
diese nicht ausüben. Es ist aber fraglich, ob solche Personen nach dem Zweiten Protokoll erfasst werden müssen; 
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Einfluss ausüben, aber mangels einer formalen Position insbesondere nicht vom ersten Fall (Z 
1 Außenvertretungsbefugnis) erfasst werden. Dabei kann auch davon ausgegangen werden, 
dass von außen, durch Gerichtsentscheidung eingesetzte Vertreter, die in § 2 Abs 1 Z 1 VbVG 
nicht berücksichtigt werden, im Normalfall unter die Z 3 der Bestimmung fallen werden. 
Im Ergebnis dürften somit alle Ausgestaltungen der „Person in Führungsposition“ im 
Zweiten Protokoll durch die Regelung des § 2 Abs 1 VbVG abgedeckt sein; Wie in der 
Regierungsvorlage ausdrücklich festgestellt wurde, geht die Bestimmung aber nicht über die 
internationalen Vorgaben hinaus. 
 
Die Verantwortlichkeit des Verbandes für Straftaten seiner Entscheidungsträger wird - in 
Einklang mit den internationalen Vorgaben - insofern begrenzt, als sie nur dann eintritt, wenn 
der Entscheidungsträger in Ausübung seiner leitenden Funktion gehandelt hat.826 
Andernfalls kann sich aus der Straftat des Entscheidungsträgers nur eine Verantwortlichkeit 
des Verbandes nach § 3 Abs 3 VbVG (Verantwortlichkeit für Straftat eines Mitarbeiters) 
ergeben,827 was in der Folge näher dargestellt wird. 
C. Umsetzung der zusätzlichen Voraussetzungen des zweiten 
Anknüpfungsfalles 
a. Umsetzung der Begehung der Straftat durch eine unterstellte Person 
Der Begriff des Mitarbeiters soll dem der „unterstellten Person“ im Zweiten Protokoll 
entsprechen und wird in § 2 Abs 2 VbVG genau definiert. Anders als die internationalen 
Rechtsakte knüpft das VbVG zur Definition des Mitarbeiters an arbeitsrechtliche 
Begriffe an; Neben Arbeitnehmern sollen insbesondere auch Personen in 
arbeitnehmerähnlichen Verhältnissen erfasst werden.828 Da die internationalen Rechtsakte 
keine genauen Vorgaben zur Definition der „unterstellten Person“ enthalten, sondern nur auf 
                                                                                                                                                   
Auch wenn man dies bejaht, wird sich hier keine Lücke in Bezug auf die Umsetzung der internationalen 
Vorgaben ergeben, da solche Personen wohl stets von § 2 Abs 1 Z 1 VbVG erfasst sein werden. 
826 Das ergibt sich aus der Formulierung in § 3 Abs 2 VbVG („(...) wenn der Entscheidungsträger als solcher die 
Tat rechtswidrig und schuldhaft begangen hat.“). Es soll aber nicht darauf ankommen, ob der 
Entscheidungsträger seine Befugnisse überschritten hat, Steininger, VbVG § 3 Rz 39. 
827 Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 64 (Anmerkung 5), aA Stärker, 
Unternehmensstrafrecht/Verbandsverantwortlichkeit Kommentar (2007) 82 und 102. Zur Problematik, dass 
Entscheidungsträger aber oftmals nicht unter den Mitarbeiterbegriff fallen, siehe Boller, Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 152 f. 
828 Nach § 2 Abs 2 VbVG sind Mitarbeiter Arbeitnehmer, Lehrlinge und andere Auszubildende (Z 1), 
Heimarbeiter und Personen in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis (Z 2), überlassene Arbeitskräfte (Z 3) 
und Personen im öffentlichen Dienst und vergleichbaren Rechtsverhältnissen (Z 4). 
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eine Überwachungsbefugnis und –pflicht der Führungspersonen abstellen,829 dürfte eine 
Regelung, die versucht alle Personen zu erfassen, die für einen Verband arbeiten, mit ihnen zu 
vereinbaren sein. Insbesondere die Erfassung von Personen in arbeitnehmerähnlichen 
Verhältnissen garantiert, dass auch Personen einbezogen werden, die in keinem 
Arbeitsverhältnis zum Verband stehen, aber für diesen tätig werden.830 
Eine Lücke ergibt sich aber insofern, als von der Definition des Mitarbeiters keine 
ehrenamtlichen Mitarbeiter erfasst werden, obwohl diese gerade bei nicht wirtschaftlich 
orientierten Verbänden eine große Rolle spielen könnten.831 Für die Taten ehrenamtlicher 
Mitarbeiter kann ein Verband somit niemals verantwortlich gemacht werden, gleiches gilt für 
die Taten von Personen, die aus bloßer Gefälligkeit (beispielsweise im Familienunternehmen) 
oder aufgrund der Mitgliedschaft im Verband tätig werden; Dies ist in Hinblick auf die 
Umsetzung der internationalen Rechtsakte unzureichend.832 
b. Umsetzung der mangelnden Überwachung oder Kontrolle durch die 
Führungsperson 
Beim zweiten Anknüpfungsfall kann die Verantwortlichkeit einer juristischen Person nach 
dem Zweiten Protokoll nur begründet werden, wenn die Begehung der Straftat durch eine 
unterstellte Person durch die mangelnde Überwachung oder Kontrolle einer Person in 
Führungsposition ermöglicht wurde, eine Zurechnungsvoraussetzung, die vom VbVG in § 3 
Abs 3 Z 2 umgesetzt und näher ausformuliert wird:833 Der Verband wird verantwortlich, wenn 
die Begehung der Tat durch Mitarbeiter „dadurch ermöglicht oder wesentlich erleichtert 
wurde, dass Entscheidungsträger die nach den Umständen gebotene und zumutbare 
Sorgfalt außer acht gelassen haben, insbesondere indem sie wesentliche technische, 
organisatorische oder personelle Maßnahmen zur Verhinderung solcher Taten unterlassen 
                                                
829 Externe Personen müssen deswegen nicht als „unterstellte Personen“ erfasst werden, siehe dazu oben unter 
Punkt 4.5.1.3 A. 
830 Vgl beispielsweise § 51 Abs 3 Z 2 ASGG: Arbeitnehmerähnliche Personen sind solche, die ohne in einem 
Arbeitsverhältnis zu stehen, im Auftrag und für Rechnung bestimmter Personen Arbeit leisten und wirtschaftlich 
unselbstständig sind. Die schuldrechtliche Verpflichtung zur Arbeitsleitung besteht in persönlicher 
Selbstständigkeit, aber wirtschaftlicher Unselbstständigkeit. Problematisch ist das Abstellen auf diesen Begriff 
insoweit, als nicht unumstritten ist, welche Personen genau zu dieser Gruppe gehören, so Tomandl/Schrammel 
(Hrsg.), Arbeitsrecht I5 (2004) 110. 
831 Hilf, VbVG 46 (Anmerkung 5 zu § 2). 
832 So zur ehrenamtlichen Tätigkeit Steininger, VbVG § 2 Rz 20. Zur Möglichkeit die Arbeitnehmerähnlichkeit 
im Rahmen des VbVG eigenständig zu definieren, um diese Lücken zu schließen, vgl Boller, Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 153. 
833 Wie die Straftat des Mitarbeiters ausgestaltet sein muss, um die Verantwortlichkeit des Verbandes zu 
begründen, wird gleich oben unter Punkt B b näher erläuert. 
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haben“.834 Dabei wird in der Regierungsvorlage zum VbVG in Einklang mit den 
internationalen Vorgaben statuiert, dass sich der Sorgfaltsstandard nach den Umständen 
des Einzelfalls bemisst.835 An der Normierung einer objektiven Sorgfaltswidrigkeit zeigt 
sich, dass der österreichische Gesetzgeber kein echtes Modell einer originären 
Verbandsverantwortlichkeit angestrebt hat, da die Schuldform des Organisationsdefizits keine 
Rolle spielt.836 
Die Umsetzung der mangelnden Überwachung oder Kontrolle einer Person in 
Führungsposition im VbVG entspricht den internationalen Rechtsakten, die dazu keine 
genauen Vorgaben beinhalten, ist aber insofern strenger, als es ausreicht, dass die 
Tatbegehung durch die mangelnde Sorgfalt wesentlich erleichtert wurde.837 Zwischen dem 
Sorgfaltsverstoß und der Tatbegehung der Mitarbeiter muss somit keine strenge Kausalität 
gegeben sein; Eine Risikoerhöhung reicht bereits aus, damit die Verantwortlichkeit des 
Verbandes begründet werden kann.838 
D. Formen der Tatbegehung: Anstiftung, Beihilfe, Versuch 
Da unter einer Straftat nicht nur eine vollendete, sondern auch eine versuchte Tat (§ 15 
StGB), sowie die Tat eines Anstifters oder eines sonst Beteiligten (§ 12 StGB) zu verstehen 
ist, führen auch der Versuch, die Bestimmungs- oder Beitragshandlung eines 
Entscheidungsträgers oder Mitarbeiters839 bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen zu 
einer Verantwortlichkeit des betroffenen Verbandes.840 Dies entspricht vollends den 
internationalen Rechtsakten. 
 
                                                
834 Maßstab für die Sorgfalt kann eine Rechtsnorm, eine Verkehrsnorm oder das hypothetische Verhalten eines 
mit den rechtlich geschützten Werten angemessen verbundenen, besonnenen und einsichtigen Menschen sein, 
vgl Fabrizy, StGB und ausgewählte Nebengesetze Kurzkommentar9 (2006) § 3 VbVG Rz 9. 
835 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 4.2). 
836 Es ist eben völlig egal, ob die Maßnahmen vorsätzlich, fahrlässig oder schuldhaft unterlassen wurden, vgl 
Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 250 f; Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in 
Landesgruppe Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 44. Vgl dazu auch gleich oben unter Punkt B b. 
837 Es muss außerdem nicht feststehen, welcher Entscheidungsträger die Sorgfalt außer acht gelassen hat, so 
Steininger, VbVG § 3 Rz 87. 
838 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 252. 
839 Boller geht hingegen davon aus, dass die versuchte Tat eines Mitarbeiters nicht ausreicht, da in diesem Fall 
nicht das gesamte Tatbild verwirklicht werden würde, vgl Boller, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 173. 
840 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3 Ziffer 1). An anderer Stelle wird 
jedoch darauf hingewiesen, dass die §§ 3 bis 9 VbVG die entsprechenden Bestimmungen des Allgemeinen Teils 
des StGB (unter anderem die §§ 12 bis 16) verdrängen, vgl RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu 
Art 1, 2. Abschnitt, § 12 Ziffer 1). Vgl dazu Kert, Verbandsverantwortlichkeit, in Leitner (Hrsg.), 
Finanzstrafrecht 2006, 30 f. 
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E. Ergebnis 
Der erste Anknüpfungsfall im VbVG (Straftat des Entscheidungsträgers) ist im Sinne eines 
klassischen Zurechnungsmodells ausgestaltet, während der zweite (Tat von Mitarbeitern, die 
durch Sorgfaltsverstoß von Entscheidungsträgern zumindest wesentlich erleichtert wurde) 
dem Modell einer originären Verantwortlichkeit zumindest angenähert ist. Dass das 
VbVG vor allem deswegen erlassen wurde, um eine Konformität mit den internationalen 
Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer Personen herzustellen, wird bei der Analyse 
seiner zentralen Bestimmungen deutlich: In Bezug auf die Voraussetzungen für die 
Verbandsverantwortlichkeit lässt sich feststellen, dass sich das VbVG sehr stark an den 
internationalen Vorgaben, insbesondere am Zweiten Protokoll, orientiert und diese fast 
in allen Belangen erfüllt.841 Nur in wenigen Punkten gehen die Bestimmungen des VbVG 
auch über die internationalen Rechtsakte hinaus, etwa in Bezug auf die Einführung eines 
zusätzlichen Zurechnungskriteriums oder die für eine Verantwortlichkeit erforderlichen 
Merkmale der Straftat von Mitarbeitern. Einzig die Nichterfassung von ehrenamtlichen 
Mitarbeitern beim zweiten Anknüpfungsfall ist als Einschränkung der 
Verbandsverantwortlichkeit in Bezug auf die Umsetzung der internationalen Vorgaben 
problematisch. 
4.5.2.2. Deutschland 
A. Zwei grundlegende Zurechnungskriterien 
 In § 30 Abs 1 OWiG werden zwei alternative Zurechnungskriterien normiert: Eine 
Geldbuße kommt dann in Betracht, wenn der Repräsentant eine Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit begangen hat, „durch die Pflichten, welche die juristische Person oder 
Personenvereinigung treffen, verletzt worden sind oder die juristische Person oder die 
Personenvereinigung bereichert worden ist oder werden sollte“. Bei der ersten Alternative für 
die Zurechnung steht die Frage, was unter die genannten Pflichten fällt, im Mittelpunkt. Dabei 
wird allgemein die Auffassung vertreten, dass es sich dabei nur um „betriebsbezogene 
Pflichten“ handeln kann, so dass die Geldbuße bei Sonderdelikten842 jedenfalls, bei 
                                                
841 Keine Bedenken in Bezug auf die Konformität des VbVG mit den europäischen Vorgaben hat Heine, Vortrag, 
in Landesgruppe Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit 12. Hilf weist darauf hin, dass das VbVG insgesamt nicht über die internationalen Standards 
hinausgeht, so Hilf, VbVG 28. 
842 Das sind Delikte, die auf einen bestimmten Personenkreis zugeschnitten sind und die die JP oder PV aufgrund 
ihrer besonderen Stellung als Eigentümer einer Anlage, als Arbeitgeber, als Halter eines Kraftfahrzeugs etc 
treffen. Über §§ 9 OWiG, 14 StGB treffen die entsprechenden Pflichten auch die Organe der JP oder PV, so dass 
sie die entsprechenden Delikte selbst verwirklichen können (zu den §§ 9 OWiG, 14 StGB vgl ausführlich gleich 
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Allgemeindelikten nur dann verhängt werden kann, wenn die JP oder PV als Garant für die 
Vermeidung der Deliktsverwirklichung gesehen werden kann.843 Zu den betriebsbezogenen 
Pflichten gehört insbesondere auch die Aufsichtspflicht nach § 130 OWiG, die für den 
zweiten Anknüpfungsfall eine entscheidende Rolle spielt.844 
Die zweite Alternative für die Zurechnung knüpft an die tatsächliche oder erstrebte 
Bereicherung an845 und ist eher geeignet, die internationale Vorgabe („zugunsten der 
juristischen Person“) zu erfüllen. Unter Bereicherung wird jede „günstige Gestaltung der 
Vermögenslage, das heißt jede Erhöhung des wirtschaftlichen Wertes des Vermögens 
verstanden“, wobei auch ein mittelbarer Vorteil ausreicht.846 Damit wird wohl auch die 
Ersparnis von Aufwendungen für die JP oder PV erfasst sein, so dass die zweite Alternative 
relativ genau der internationalen Vorgabe entspricht.847,848 Dennoch ist diese zweite 
Alternative heftiger Kritik in der deutschen Lehre ausgesetzt849 und ist bis jetzt für die 
Anwendung des § 30 OWiG praktisch bedeutungslos geblieben.850 
B. Erfordernis einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
Im Rahmen des ersten Anknüpfungsfalls ist eine volldeliktische Begehung der Straftat bzw. 
Ordnungswidrigkeit durch den Repräsentanten erforderlich. Über die Anforderungen an die 
Zuwiderhandlung des Betriebsangehörigen im Rahmen des zweiten Anknüpfungsfalls besteht 
                                                                                                                                                   
im Folgenden unter Punkt C b) und damit die Verhängung einer Geldbuße nach § 30 OWiG auslösen können. Im 
Gegensatz dazu kann ein Allgemeindelikt von jedermann verwirklicht werden. 
843 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 72 ff. Als Beispiel könnte man das Allgemeindelikt 
„Körperverletzung“ anführen, für das gegen die JP oder PV trotzdem eine Geldbuße verhängt werden kann, 
wenn er eine Garantenstellung innehat (z.B. weil er bestimmte Produkte in Umlauf bringt). Die erste Alternative 
stellt somit nicht auf die Nutznießerschaft, sondern den Tätigkeitsbereich der JP oder PV ab, Stratenwerth, 
Strafrechtliche Unternehmenshaftung, in FS Schmitt (1992) 298 f. 
844 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 75; Göhler, OWiG14, § 30 Rz 17; Förster in 
Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 27. Siehe dazu gleich unten unter Punkt D. 
845 Wurde die JP oder PV tatsächlich bereichert, muss die Bereicherung nicht angestrebt gewesen sein, so 
Göhler, OWiG14, § 30 Rz 22. 
846 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 82. Es muss aber ein innerer Zusammenhang zwischen der 
Handlung und der Organstellung bestehen. Dies ergibt sich daraus, dass der Repräsentant als solcher gehandelt 
haben muss, vgl dazu im Folgenden unter Punkt C a. 
847 Rogall will außerdem als Einschränkung postulieren, dass eine Bereicherung in den Schutzzweck der 
verletzten Norm fällt, so Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 85. Diese Ansicht findet allerdings keine 
Stütze im Gesetzeswortlaut, so zutreffend Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 32. 
848 Geringfügige Einschränkungen in Bezug auf die Konformität mit den internationalen Vorgaben könnten sich 
aber deswegen ergeben, weil die juristische Person nicht verantwortlich werden kann, wenn sie einen anderen 
(nicht wirtschaftlichen) Vorteil aus der Tat gezogen hat, vgl dazu die internationalen Vorgaben unter Punkt 
4.5.1.1. 
849 Korte, Juristische Person 96. 
850 Aus diesem Grund hatte der Gesetzgeber überlegt, diese Alternative überhaupt zu streichen, vgl EWIKG2, 
BTDrucks. 10/318. 
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Uneinigkeit;851 Nach Rogall ist davon auszugehen, dass auch diese alle Merkmale der Straftat 
oder Ordnungswidrigkeit erfüllen muss.852 Eine solche verantwortlichkeitseinschränkende 
Bestimmung entspricht – ebenso wie der verantwortlichkeitsausweitende Verzicht auf 
bestimmte Merkmale der Straftat oder Ordnungswidrigkeit - den internationalen Vorgaben.853 
C. Umsetzung des ersten Anknüpfungsfalls (Begehung einer Straftat durch 
eine Person in Führungsposition) 
a. Umsetzung der „Person in Führungsposition“: Die Repräsentanten in § 30 
Abs 1 Nr. 1 bis 5 OWiG 
In § 30 Abs 1 Nr. 1 bis 5 werden die verschiedenen Personen aufgezählt, die als 
Repräsentanten der JP oder PV erfasst werden und deren Straftat oder Ordnungswidrigkeit 
zur Verhängung einer Geldbuße gegen die JP oder PV führen kann: 
 
• Das vertretungsberechtigte Organ einer JP oder ein Mitglied eines solchen Organs 
(Nr. 1) 
Mit dieser Formulierung wird jede Person erfasst, die einem vertretungsberechtigten Organ 
angehört, wobei es keine Rolle spielen soll, ob die Vertretungsmacht des Einzelnen 
eingeschränkt ist.854 Da etwa Personen mit rechtsgeschäftlicher Vertretungsmacht 
ausgeklammert werden, wird die erste Ausgestaltung der Führungsperson nach dem 
Zweiten Protokoll (Befugnis zur Vertretung der juristischen Person) durch diese Bestimmung 
nicht vollständig umgesetzt.855 
 
                                                
851 So wird vertreten (etwa in Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 130 Rz 11), dass es in Bezug auf § 
130 OWiG genügt, wenn der Betriebsangehörige ein Vorsatzdelikt fahrlässig begeht, oder aber, dass der 
Zuwiderhandelnde nicht schuldhaft gehandelt haben muss (so etwa Adam, Die Begrenzung der 
Aufsichtspflichten in der Vorschrift des § 130 OWiG, wistra 8/2003, 286). 
852 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 75 (Bei Sonderdelikten muss der Betriebsangehörige alle 
Merkmale des Delikts mit Ausnahme der persönlichen Merkmale erfüllen, die bei der JP oder PV vorliegen 
müssen). Zu den notwendigen Merkmalen der Aufsichtspflichtverletzung beim zweiten Anknüpfungsfall vgl 
gleich im Folgenden unter Punkt D c. 
853 Die Feststellung eines bestimmten Täters ist weder beim ersten noch beim zweiten Anknüpfungsfall 
erforderlich (Göhler, OWiG14, § 30 Rz 2; Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 94); Dass auch das 
Zusammenwirken mehrerer Betriebsangehöriger die Verantwortlichkeit der JP oder PV begründet, wird 
überwiegend abgelehnt, so auch Schünemann, wistra 1982, 48. 
854 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 69 f: Die Bestellung des Täters als Organ muss jedoch nach 
Rogall wirksam erfolgt sein, da eine Auslegung der Bestimmung zugunsten einer faktischen Betrachtungsweise 
gegen das Analogieverbot verstoßen würde, aA Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 20. 
855 Dies wird jedoch dadurch kompensiert, dass solche Personen wahrscheinlich meist von § 30 Abs 1 Nr. 4 und 
5 OWiG erfasst werden, siehe dazu gleich im Folgenden.  
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• Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder Mitglied eines solchen Vorstands 
und vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesellschaft 
(Nr. 2 und 3) 
Ob diese Bestimmungen alle vertretungsberechtigten Personen umfassen, muss nicht näher 
untersucht werden muss, da nach den internationalen Rechtsakten nur eine Verantwortlichkeit 
juristischer Personen gemäß ihrer Vorgaben begründet werden muss. 
 
• Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder 
Handlungsbevollmächtigter der JP oder PV Tätiger (Nr. 4) 
Diese Bestimmung ist in Hinblick auf § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG nur von untergeordneter 
Bedeutung. Eine explizite internationale Vorgabe gibt es zur Erfassung dieses spezifischen 
Personenkreises nicht; Damit werden aber weitere Fälle von Vertretungsbefugnis in 
Führungsposition abgedeckt, so dass in Hinblick auf die Umsetzung der internationalen 
Vorgaben (Erfassung aller Führungspersonen mit Vertretungsbefugnis) die Bestimmung in § 
30 Abs 1 Nr. 1 OWiG ergänzt wird. 
 
• Sonstige Person, die für die Leitung des Betriebs oder Unternehmens der JP oder PV 
verantwortlich handelt, wozu auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die 
sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung gehört (Nr. 5) 
Diese Bestimmung wurde mit dem EU-Rechtsinstrumente-AG neu eingeführt und soll der 
Umsetzung der internationalen Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer Personen 
dienen.856 Es handelt sich dabei um einen Oberbegriff, so dass die Nr. 1 bis 4 zu bloßen 
gesetzlichen Leitbeispielen herabgestuft werden.857 Durch die sehr weite Formulierung, die 
auch deswegen gewählt wurde, weil zwischen den verschiedenen Ausgestaltungen nicht 
trennscharf unterschieden werden kann, werden sowohl Fälle erfasst, in denen sich die 
leitende Stellung aus den Vertretungs- und Entscheidungsbefugnissen ergibt, als auch solche, 
                                                
856 Das Beispiel „Ausübung von Kontrollbefugnissen“ wurde, wie die Erläuterungen zum Rechtsinstrumente-AG 
zeigen, sehr stark nach dem Vorbild des 2. Protokolls geformt: Unter Leitungsverantwortlichen mit 
Kontrollbefugnissen sind Personen zu verstehen, die innerhalb des Unternehmens die Verantwortung für einen 
bestimmten Unternehmensbereich (Finanzkontrolle, Rechnungsprüfung) haben, ebenso Mitglieder eines 
Kontroll- oder Aufsichtsgremiums innerhalb der JP oder PV, der kartellrechtliche Compliance-Beauftragte oder 
ein mit Leitungsbefugnissen ausgestatteter Umweltbeauftragte, vgl Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 
68b. 
857 Göhler, OWiG14, § 30 Rz 9; Achenbach, wistra 2002, 443 spricht von einem Systemwechsel, da damit zum 
ersten Mal auf materielle Kriterien zur Bestimmung des Kreises der Repräsentanten zurückgegriffen wird. 
Ähnliches war bereits bei einer früheren Gesetzänderung vorgeschlagen, aber nicht umgesetzt worden, 
Achenbach, Sanktionen gegen Unternehmensdelinquenz im Umbruch, JuS 1990, 606. 
156 
in denen Kontrollbefugnisse in leitender Stellung ausgeübt werden.858 Damit werden alle 
Ausgestaltungen der Führungsperson nach den internationalen Vorgaben umgesetzt. 
Eine Einschränkung könnte sich allerdings dadurch ergeben, dass auf die Leitung des 
Betriebes oder Unternehmens der JP oder PV abgestellt wird und damit unter Umständen 
gewisse JP oder PV nicht erfasst werden: Unter dem Unternehmen ist eine 
Organisationseinheit, die einen unternehmerischen, in der Regel wirtschaftlichen Zweck 
verfolgt, zu verstehen, während ein Betrieb eine Leistungserbringung zum Gegenstand hat, 
wobei das Motiv (Gewinnerzielung oder gemeinnützige Tätigkeit) unerheblich ist.859 Die 
beiden Begriffe sind nicht vollkommen eindeutig definiert; Im Ergebnis wird jedoch § 30 
Abs 1 Nr. 5 OWiG auf fast jede JP und PV anwendbar sein.860,861 Damit kann sich höchstens 
eine geringfügige Einschränkung des Adressatenkreises in Bezug auf Taten der 
Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG ergeben. Gleichzeitig ergibt sich durch die 
Formulierung von § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG eine Ausweitung des Täterkreises, weil nicht nur 
Leitungspersonen der JP oder PV als Gesamtes, sondern auch die eines Betriebes als 
untergeordnete Einheit erfasst werden.862 Es kann somit festgehalten werden, dass 
aufgrund der weiten Formulierung von § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG die internationalen 
Vorgaben zur Führungsperson grundsätzlich umgesetzt werden. 
 
Der Repräsentant der JP oder PV muss außerdem „als solcher“ gehandelt haben, so dass ein 
funktionaler Zusammenhang zwischen der Tat und der Organstellung bestehen muss.863 
                                                
858 Vgl Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 18d; Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 68 
ff; Göhler, OWiG14, § 30 Rz 13. Wie weit § 30 Abs 1 Nr.5 OWiG von der Rechtsprechung tatsächlich ausgelegt 
wird, lässt sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht beurteilen. 
859 Der eine Begriff stellt auf eine rechtlich-wirtschaftliche, der andere auf eine technisch-organisatorische 
Einheit ab, Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 9 Rz 67 f. Göhler geht hingegen davon aus, dass unter den 
Betriebsbegriff auch Unternehmen fallen, Göhler, OWiG14, § 9 Rz 44. Eine gesetzliche Definition der Begriffe 
existiert nicht. 
860 Den Erläuterungen zum EU-Rechtsinstrumente-AG ist nicht zu entnehmen, dass der Gesetzgeber durch die 
Verwendung der Begriffe „Unternehmen“ und „Betrieb“ eine Einschränkung des Adressatenkreises vornehmen 
wollte. 
861 Aufgaben der öffentlichen Verwaltung fallen nicht immer unter die Begriffe „Betrieb“ und „Unternehmen“, 
was sich eindeutig daraus ergibt, dass jene in § 9 Abs 2 Satz 3 OWiG zusätzlich zu diesen erwähnt werden. Für 
die vorliegende Untersuchung ist dies deswegen nur von untergeordneter Bedeutung, weil hoheitliches Handeln 
nach dem Zweiten Protokoll von den nationalen Verantwortlichkeitsvorschriften für juristische Personen gar 
nicht erfasst werden muss. Nur in den Fällen, in denen nicht hoheitliche Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
nicht in einem Betrieb oder Unternehmen ausgeführt werden und deswegen § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG nicht 
angewendet werden kann, wäre den internationalen Vorgaben nicht Genüge getan. 
862 Ein Unternehmen kann nämlich aus mehreren Betrieben bestehen, Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 9 Rz 
68. 
863 Das bedeutet, dass § 30 OWiG nicht anwendbar ist, wenn die Straftat nur im Zuge der Tätigkeit für die JP 
oder PV begangen wird, vgl Göhler, OWiG14, § 30 Rz 22 und 27: Die Handlung des Repräsentanten muss aber 
für den Fall der Bereicherung nicht im Geschäfts- oder Wirkungskreis der JP oder PV erfolgen. Der 
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Es soll aber nicht darauf ankommen, ob der Repräsentant seine Kompetenzen überschreitet 
oder aufgrund seines Devolutionsrechts Tätigkeiten von untergeordneten Betriebsangehörigen 
ausübt.864 Außerdem braucht die Identität des Repräsentanten nicht festgestellt werden.865 
Dieses sehr weite Verständnis der Handlungen als Repräsentant der JP oder PV ist mit 
Sicherheit mit den dazu nicht besonders präzisen internationalen Rechtsakten zu vereinbaren. 
b. Einschränkung des tauglichen Täterkreises bei Sonderdelikten (§ 9 
OWiG, § 14 StGB) 
Einschränkungen in Bezug auf den tauglichen Täterkreis des ersten Anknüpfungsfalls ergeben 
sich aber bei der Begehung von Sonderdelikten. Das sind solche, die – im Gegensatz zu 
Allgemeindelikten - schon aufgrund ihres Wortlauts oder aber nach ihrem 
Zusammenhang auf einen bestimmten Personenkreis zugeschnitten sind.866 Für diese 
ergibt sich folgende Problematik: Ein Repräsentant einer JP oder PV könnte solche niemals 
begehen, da die dazu benötigten persönlichen Merkmale in aller Regel nur auf die JP oder PV 
selbst zutreffen.867 Aus diesem Grund bestimmen § 9 Abs 1 OWiG und § 14 Abs 1 StGB, 
dass ein vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder Mitglied eines 
solchen Organs, ein vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen 
Personengesellschaft oder ein gesetzlicher Vertreter eines anderen868 für die Begehung 
eine Ordnungswidrigkeit bzw. Straftat, die das Vorliegen besonderer persönlicher Merkmale 
voraussetzt, dann verfolgt werden kann, wenn diese beim Vertretenen vorliegen.869 
Mit diesen Bestimmungen wird erreicht, dass Sonderdelikte auch von bestimmten 
Vertretern verwirklicht werden können, wenn die notwendigen persönlichen Merkmale 
beim Vertretenen vorliegen. § 9 Abs 1 OWiG und § 14 Abs 1 StGB führen insbesondere 
dazu, dass Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 1 und 3 OWiG ein Sonderdelikt begehen 
können, für das dann eine Geldbuße nach § 30 OWiG gegen eine JP oder PV verhängt werden 
                                                                                                                                                   
Repräsentant darf nicht nur im eigenen Interesse gehandelt haben, so etwa Förster in Rebmann/Roth/Hermann, 
OWiG3, § 30 Rz 33. 
864 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 96 f. 
865 Göhler, OWiG14, § 30 Rz 15. 
866 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 9 Rz 35. Vgl dazu auch den Gesetzeswortlaut (§ 14 Abs 1 StGB, § 9 Abs 
1 OWiG): „ein Gesetz, nach dem besondere persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder Umstände (besondere 
persönliche Merkmale) die Möglichkeit der Ahndung begründen (...)“. 
867 So kann etwa der Verstoß gegen Arbeitszeitvorschriften nur gegenüber Arbeitgebern geahndet werden. Ist der 
Arbeitgeber eine juristische Person könnten seine Organe mangels Arbeitgebereigenschaft das entsprechende 
Delikt nicht verwirklichen und damit könnte auch keine Geldbuße gegen die JP verhängt werden. 
868 z.B. der Insolvenzverwalter oder Zwangsverwalter, Hannich in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 9 Rz 25. 
869 Dies gilt auch, wenn die Bestellung des Organs fehlerhaft war (vgl § 14 Abs 3 StGB, § 9 Abs 3 OWiG). Wie 
auch in § 30 Abs 1 OWiG muss das Organ „als solches“ gehandelt haben, vgl dazu so Rogall in Senge, KK zum 
OWiG3, § 9 Rz 58 ff. 
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kann;870 Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG könnten nur dann erfasst werden, wenn 
auch faktische Organe unter die Bestimmung fallen würden. Dies wird unterschiedlich 
beurteilt;871 Selbst wenn man faktische Organe miteinbezieht, könnten damit aber nicht alle in 
§ 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG normierten Personen, insbesondere Leitungspersonen mit 
Kontrollbefugnissen, erfasst werden. 
 
In Bezug auf die in § 30 Abs 1 Nr. 4 und 5 OWiG normierten Repräsentanten sind aber § 9 
Abs 2 OWiG und § 14 Abs 2 StGB einschlägig, die eine ähnliche Bestimmung für 
bestimmte vom Inhaber eines Betriebs oder Unternehmens Beauftragte normieren: 
§ 14 Abs 2 StGB872 
„Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebs oder einem sonst dazu Befugten 
1. beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu leiten, oder 
2. ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die dem 
Inhaber des Betriebs obliegen, 
und handelt er auf Grund dieses Auftrags, so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche 
Merkmale die Strafbarkeit begründen, auch auf den Beauftragten anzuwenden, wenn diese 
Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem Inhaber des Betriebs vorliegen. Dem Betrieb im 
Sinne des Satzes 1 steht das Unternehmen gleich. Handelt jemand auf Grund eines 
entsprechenden Auftrags für eine Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnimmt, so ist Satz 1 sinngemäß anzuwenden.“ 
 
Die in § 30 Abs 1 Nr. 4 OWiG aufgezählten Personen fallen schon aufgrund ihres 
Aufgabenbereiches unter die Beauftragten nach den § 9 Abs 2 Nr. 1 OWiG, § 14 Abs 2 Nr. 1 
StGB.873 Ob auch die Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG unter diese Bestimmung 
subsumiert werden können, ist fraglich, da es sich dabei regelmäßig um Personen handelt, die 
bloß faktisch  - ohne einen entsprechenden Auftrag - großen Einfluss innerhalb der JP oder 
PV besitzen.874 Göhler möchte dennoch auch die Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 5 
                                                
870 Ob Sonderdelikte auch von Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 2 OWiG begangen werden können, ist 
insofern nicht von Bedeutung, als nach den internationalen Vorgaben Regelungen nur für juristische Personen 
und damit nicht für nicht rechtsfähige Vereine getroffen werden müssen. 
871 Teilweise wird die Ansicht vertreten, dass von § 14 Abs 1 StGB und Sondertatbeständen des AktG, GmbHG 
oder HGB nicht nur Fälle fehlerhafter Bestellungen, sondern auch Personen erfasst werden sollen, die nur 
tatsächlich die Stellung eines Organs einnehmen, etwa weil ihnen eine beherrschende Stellung innerhalb der 
Gesellschaft zukommt und außerdem eine Duldung ihrer Tätigkeit durch die für die Bestellung Zuständigen 
besteht; Ablehnend dazu Ransiek, Unternehmensstrafrecht (1996) 93 ff. Rogall geht davon aus, dass von § 9 Abs 
1 OWiG und § 14 Abs 1 StGB auch Personen erfasst werden, die tatsächlich Leitungs- und 
Entscheidungsbefugnisse ausüben, wenn das Verhalten des entscheidungsbefugten Gesellschafters eine 
konkludente Bestellung nahelegt und der faktisch Handelnde nach außen als Organ auftritt, so Rogall in Senge, 
KK zum OWiG3, § 9 Rz 49. 
872 § 9 Abs 2 OWiG ist die idente Bestimmung in Bezug auf Ordnungswidrigkeiten. 
873 Göhler, OWiG14, § 9 Rz 17. 
874 Bei juristischen Personen bräuchte es die, wenn auch nicht ausdrückliche, Delegation der Aufgaben und 
Pflichten durch die Organe der juristischen Person an den Beauftragten, Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 9 
Rz 71. 
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OWiG unter die Beauftragten nach § 9 Abs 2 Nr. 1 OWiG, § 14 Abs 2 Nr. 1 StGB 
subsumieren; Einzig für Aufsichtspersonen scheint ihm nur eine Erfassung durch § 9 Abs 2 
Nr. 2 OWiG, § 14 Abs 2 Nr. 2 StGB möglich.875  
Es kann jedenfalls festgestellt werden, dass nicht alle Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 
5 OWiG von der Organ- und Vertreterhaftung nach den § 9 OWiG, § 14 StGB erfasst 
werden und somit eine Geldbuße nach § 30 OWiG bei Sonderdelikten eines 
Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG nicht in jedem Fall, insbesondere bei 
Personen mit Kontrollbefugnis in leitender Stellung, verhängt werden kann.876 Daraus ergibt 
sich eine Einschränkung der Bußgeldregelung, die mit den internationalen Vorgaben nicht zu 
vereinbaren ist. Bei einem Großteil der in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen 
Delikte handelt es sich um Allgemeindelikte, so dass diese Einschränkung keine Wirkung 
entfaltet; Sie ist aber deswegen so bedenklich, weil auch die Aufsichtspflichtverletzung 
nach § 130 OWiG, die als Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalles zu sehen ist, ein 
Sonderdelikt darstellt.877 
D. Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalles (Straftat eines Untergebenen 
bei mangelnder Kontrolle durch eine Person in Führungsposition) 
Während der erste Anknüpfungsfall der Bestimmung des § 30 Abs 1 OWiG entspricht, ergibt 
sich der zweite Anknüpfungsfall erst durch die Verknüpfung der §§ 30, 130 und 9 
OWiG.878 § 30 OWiG statuiert eine Verantwortlichkeit der JP oder PV für Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten seiner Repräsentanten; Eine mögliche Ordnungswidrigkeit ist die 
Aufsichtspflichtverletzung nach § 130 Abs 1 OWiG: 
„Wer als Inhaber eines Betriebes oder Unternehmens vorsätzlich oder fahrlässig die 
Aufsichtsmaßnahmen unterlässt, die erforderlich sind, um in dem Betrieb oder Unternehmen 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten zu verhindern, die den Inhaber als solchen treffen und 
deren Verletzung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist, handelt ordnungswidrig, wenn eine 
solche Zuwiderhandlung begangen wird, die durch gehörige Aufsicht verhindert oder 
                                                
875 Göhler, OWiG14, § 9 Rz 17 und 22. Ähnlich in Bezug auf die Erfassung von Aufsichtspersonen Hannich in 
Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 9 Rz 39. Ein ausdrücklicher Auftrag an eine Aufsichtsperson wird aber 
nicht immer vorliegen. Rogall geht nicht näher auf die vorliegende Problematik ein und begnügt sich mit der 
Feststellung, dass der Täterkreis der §§ 9 und 30 OWiG nicht identisch bzw. weitgehend gleich ist, Rogall in 
Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 75 und § 130 Rz 6. Achenbach spricht hingegen von deutlichen Unterschieden, 
vgl Achenbach, Zurechnung unternehmensbezogenen Handelns, in Achenbach/Ransiek (Hrsg.), Handbuch 
Wirtschaftsstrafrecht (2004) 24. 
876 In Bezug auf die mögliche Einschränkung durch das Abstellen auf den Betrieb oder das Unternehmen gilt das 
oben Gesagte (vgl die Ausführungen zu § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG), mit der Ausnahme, dass Aufgaben der 
öffentlichen Verwaltung ausdrücklich erfasst werden. 
877 Siehe dazu gleich im Folgenden. 
878 Zum Zusammenspiel der §§ 9, 130 und 30 OWiG vgl Többens, Die Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität 
durch die Troika der §§ 9, 130 und 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, NStZ 1999, 1. 
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wesentlich erschwert worden wäre. Zu den erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen gehören auch 
die Bestellung, sorgfältige Auswahl und Überwachung von Aufsichtspersonen.“ 
 
Dass es sich beim zweiten Anknüpfungsfall um einen weniger schwerwiegenden Fall der 
Verantwortlichkeit von JP oder PV handelt, wird in der deutschen Rechtslage besonders 
deutlich, da es sich dabei immer nur um eine Geldbuße für eine Ordnungswidrigkeit (die 
Aufsichtspflichtverletzung) handeln kann, ganz egal ob ein Betriebsangehöriger eine Straftat 
oder eine Ordnungswidrigkeit begangen hat.879 
a. Umsetzung der „Person in Führungsposition“ 
Ein zentraler Punkt in Bezug auf den Tatbestand der Aufsichtspflichtverletzung (und damit 
für die Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls) ist die Frage, wessen 
Aufsichtspflichtverletzung eine Ordnungswidrigkeit darstellt. Grundsätzlich sollen nach § 
130 OWiG Aufsichtspflichtverletzungen der Inhaber von Betrieben und Unternehmen 
geahndet werden; Es handelt sich somit um ein Sonderdelikt, bei dem – wie bereits oben 
beschrieben - § 9 OWiG zur Anwendung kommt.880 Durch die Verknüpfung von § 130 
OWiG und § 9 OWiG ist es möglich, dass die für den Inhaber eines Betriebs oder 
Unternehmens (JP oder PV) normierte Aufsichtspflichtverletzung auch von den in § 9 OWiG 
statuierten Personen begangen werden, was wiederum zu einer Geldbuße gegen die JP oder 
PV nach § 30 OWiG führen kann. Da auch in diesem Fall davon ausgegangen werden kann, 
dass nicht alle Leitungspersonen nach § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG von § 9 OWiG erfasst 
werden,881 ergeben sich Einschränkungen des tauglichen Täterkreis der 
Aufsichtspflichtverletzung und die internationalen Vorgaben in Bezug auf den zweiten 
Anknüpfungsfall werden nur unzureichend erfüllt.882 In § 130 OWiG wird wiederum an das 
Vorliegen eines Betriebs oder Unternehmens angeknüpft, was dazu führen könnte, dass der 
zweite Anknüpfungsfall nicht auf alle JP oder PV anwendbar ist.883 
                                                
879 Zu den Auswirkungen in Bezug auf die zu verhängenden Sanktionen vgl unten unter Punkt 4.7.2.2 A. 
880 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 23 f. 
881 Siehe dazu oben die Ausführungen zur Begehung von Sonderdelikten durch Repräsentanten der JP oder PV 
unter Punkt C b. Adam geht ohne nähere Erklärung davon aus, dass überhaupt nur in § 30 Abs 1 Nr. 1 bis 4 
OWiG genannte Personen eine Aufsichtspflichtverletzung nach §§ 130 iVm 9 OWiG begehen können, Adam, 
wistra 8/2003, 287. 
882 So auch Achenbach, wistra 2002, 445: „Hier bleibt eine offene Flanke; denn die Einführung des § 30 Abs 1 
Nr. 5 OWiG bewirkt da nichts, wo es an einem auf den genannten Personenkreis anwendbaren 
Zuwiderhandlungstatbestand fehlt“. 
883 Inbesondere Stellen mit öffentlichen Verwaltungsaufgaben werden nicht immer erfasst, was nur dann nicht 
mit den internationalen Vorgaben zu vereinbaren ist, wenn es sich um nicht hoheitliche Tätigkeiten handelt, vgl 
dazu die Ausführungen zu § 30 Abs 1 Nr. 5 OWiG gleich oben unter Punkt C a. Gleichzeitig wird durch die 
verwendeten Begriffe die Möglichkeit eröffnet, im Rahmen eines Konzerns auch gegen die Muttergesellschaft 
eine Geldbuße bei Zuwiderhandlungen in der Tochtergesellschaft zu verhängen, vgl Rogall in Senge, KK zum 
OWiG3, § 130 Rz 25 ff. 
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b. Umsetzung der Begehung einer Straftat durch eine unterstellte Person 
In § 130 Abs 1 OWiG ist von Zuwiderhandlungen die Rede, die wegen der 
Aufsichtspflichtverletzung begangen wurden, so dass nicht eindeutig bestimmt wird, wer 
Urheber der Zuwiderhandlung sein kann. Die heutige Meinung vertritt die Ansicht, dass auch 
jemand, der nur vorübergehend mit Aufgaben des Betriebs betraut wird, eine 
Zuwiderhandlung im Sinne des § 130 Abs 1 OWiG begehen kann.884 Rogall hingegen geht 
davon aus, dass außerdem ein Subordinationsverhältnis vorliegen müsse, da nur dann der 
Betriebsangehörige der Aufsicht des Betriebsinhabers unterstehe; Auf ein 
Anstellungsverhältnis komme es nicht an.885 Beide Auslegungen des § 130 Abs 1 OWiG sind 
mit den internationalen Vorgaben zu vereinbaren.886 
Eine nach den internationalen Rechtsakten nicht zulässige Einschränkung ergibt sich aus der 
Formulierung, dass die Zuwiderhandlungen gegen Pflichten verstoßen müssen, die den 
Inhaber als solchen treffen. In Bezug auf diese Einschränkung wird eine ähnliche Diskussion 
geführt wie zur Auslegung des ersten Zurechnungskriterium nach § 30 Abs 1 OWiG.887 
Teilweise wird der Standpunkt vertreten, dass § 130 OWiG nur auf Sonderdelikte anwendbar 
ist,888 meist wird eine Anwendung von § 130 OWiG unter bestimmten Voraussetzungen auch 
auf Allgemeindelikte befürwortet. Diese Ansicht wird von der herrschenden Meinung auf die 
Theorie des betrieblichen Zusammenhangs, teilweise aber auch auf die Theorie der 
Garantenpflicht gestützt.889 Ein betrieblicher Zusammenhang soll dann bestehen, wenn das 
Delikt in einem engen Zusammenhang mit der Betriebsführung steht;890 Auf die 
Voraussetzungen dafür wird aber kaum näher eingegangen, sondern es werden meist nur 
Beispiele angeführt.891 Da jedenfalls eine Einschränkung des Anwendungsbereichs der 
                                                
884 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 92. Es muss auch nicht feststehen, wer die Zuwiderhandlung 
begangen hat, so Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 130 Rz 9. 
885 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 92. Dieses Subordinationsverhältnis könne auch nur 
vorübergehend bestehen, dann würde auch das Handeln Betriebsfremder genügen. Im Ergebnis kommt diese 
Ansicht der herrschenden Meinung ohnehin sehr nahe. 
886 Ebenso die Ansicht, dass die Zuwiderhandlung alle Merkmale der Straftat oder Ordnungswidrigkeit erfüllen 
muss, siehe dazu oben unter Punkt B. 
887 Straftat oder Ordnungswidrigkeit, „durch die Pflichten, welche die juristische Person oder 
Personenvereinigung treffen, verletzt worden sind“. Vgl dazu oben zu den zwei Zurechnungskriterien des § 30 
Abs 1 OwiG unter Punkt A. 
888 So etwa Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 84 ff; Schünemann, Unternehmenskriminalität und 
Strafrecht (1979) 113 f: Die Formulierung in § 130 OWiG könne nicht einfach mit der in § 30 Abs 1 OWiG 
gleichgesetzt werden. 
889 Vgl die Übersicht in Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 79 ff: Bei der Garantenpflicht geht es um 
die Pflicht zur Überwachung von Gefahrenquellen (z.B. gefährliche Gegenstände im Betrieb). 
890 Dies soll aber nur selten der Fall sein, so Göhler, OWiG14, § 130 Rz 18. 
891 Ein Beispiel für den betrieblichen Zusammenhang sollen der unbefugte Gebrauch von Pfandsachen bei der 
Tätigkeit für einen gewerblichen Pfandleiher oder eine Gebührenüberhebung durch den Angestellten eines 
Rechtsanwaltsbüros, nicht aber im Betrieb begangene Diebstähle, Körperverletzungen oder Sittlichkeitsdelikte 
sein, Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 130 Rz 7. 
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Aufsichtspflichtverletzung in Bezug auf Allgemeindelikte gegeben ist, wird den 
internationalen Vorgaben in Bezug auf den zweiten Anknüpfungsfall nicht Genüge getan.892 
c. Das Vorliegen einer Aufsichtspflichtverletzung 
Für das Vorliegen einer Ordnungswidrigkeit nach § 130 OWiG ist außerdem eine 
Aufsichtspflichtverletzung erforderlich: Es handelt sich bei § 130 OWiG um ein echtes 
Unterlassungsdelikt, bei dem das tatbestandsmäßige Verhalten im Unterlassen der 
erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen besteht.893 Es wird ausdrücklich festgehalten, dass das 
Unterlassen der Aufsichtsmaßnahmen vorsätzlich oder fahrlässig geschehen muss, womit 
die Verantwortlichkeit eingeschränkt wird.894 Was unter den erforderlichen 
Aufsichtsmaßnahmen zu verstehen ist, war bereits Gegenstand ausführlicher Erläuterungen in 
Schrifttum und Rechtsprechung: Es wird darauf hingewiesen, dass die konkrete 
Ausgestaltung vom jeweiligen Einzelfall abhängig ist,895 die Aufsichtsmaßnahmen 
jedenfalls geeignet sein müssen, um eine Zuwiderhandlung zu verhindern, und dennoch 
zumutbar sein müssen.896 Die von Lehre und Rechtsprechung entwickelten Kriterien zur 
Beurteilung der getroffenen Aufsichtsmaßnahmen legen einen relativ strengen Standard 
an.897 Sie sind jedenfalls in Einklang mit den internationalen Vorgaben, die zur Ausgestaltung 
der erforderlichen Kontrollmaßnahmen kaum nähere Erläuterungen enthalten. Die deutsche 
Rechtslage geht aber noch einen Schritt weiter als die internationalen Vorgaben, da es 
ausreicht, dass die Begehung der Zuwiderhandlung durch die „gehörige Aufsicht“ 
wesentlich erschwert worden wäre.898 
E. Formen der Tatbegehung: Anstiftung, Beihilfe, Versuch 
Da § 30 OWiG die Geldbuße an die Begehung einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit durch 
einen Repräsentanten anknüpft, müssen die allgemeinen Bestimmungen des StGB und OWiG 
herangezogen werden, um zu analysieren, ob auch Versuch, Beihilfe und Anstiftung erfasst 
                                                
892 Bei den internationalen Vorschriften vorgegebenen Straftatbeständen handelt es sich vielfach um 
Allgemeindelikte, vgl dazu die Liste unter Punkt 4.6.1. 
893 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 15. 
894 Vorsatz oder Fahrlässigkeit bezieht sich aber nicht auf die konkrete Zuwiderhandlung, sondern auf die 
„betriebstypische Gefahr von Zuwiderhandlungen in einem bestimmten Pflichtenkreis“, so Rogall in Senge, KK 
zum OWiG3, § 130 Rz 17 und 103. Auch dies dürfte mit den internationalen Rechtsakten kompatibel sein, die 
dazu keine näheren Angaben machen. 
895 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 40 f. 
896 Zu den einzelnen Voraussetzungen und verschiedenen Einzelfällen, vgl die ausführliche Darstellung bei 
Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 38 bis 71. 
897 So muss etwa der Betriebsinhaber alle sachlich betroffenen Betriebsangehörigen über den Inhalt von 
Rechtsvorschriften informieren, wobei eine einmalige Unterrichtung nicht ausreichend ist, so Rogall in Senge, 
KK zum OWiG3, § 130 Rz 57. 
898 Diese Risikoerhöhungslehre wurde erst nachträglich in § 130 Abs 1 OWiG eingeführt. 
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sind:899 Im Straf- (§§ 26 und 27 StGB) wie auch im Ordnungswidrigkeitenrecht (§ 14 OWiG) 
werden Anstiftungs- sowie Beihilfehandlungen verfolgt.900 Der Versuch eines Verbrechens 
kann stets geahndet werden, der Versuch eines Vergehens oder einer Ordnungswidrigkeit nur 
dann, wenn es das Gesetz ausdrücklich bestimmt (§ 23 Abs 1 StGB und § 13 Abs 2 OWiG). 
Eine mangelhafte Umsetzung der internationalen Vorgaben könnte sich somit nur in Hinblick 
auf die Ahndung des Deliktsversuchs ergeben. Ob der Versuch für alle Delikte, für die dies 
nach den internationalen Rechtsakten vorgegeben ist, sanktioniert wird, müsste für jedes 
umzusetzende Delikt einzeln geprüft werden und ist kein spezifisches Problem der 
Verantwortlichkeit von JP und PV nach § 30 OWiG. Es wird deswegen nicht weiter vertieft. 
Da es sich aber bei vielen Delikten der internationalen Vorgaben um schwerwiegende handelt, 
werden diese im deutschen Recht vielfach als Verbrechen umgesetzt werden, so dass den 
internationalen Rechtsakten wohl jedenfalls Genüge getan wird. 
F. Ergebnis 
Bei der Geldbuße nach § 30 OWiG kommt ein Zurechnungsmodell zur Anwendung,901 da 
das zentrale Element für die Begründung der Verantwortlichkeit der JP oder PV stets die 
Handlung des Repräsentanten ist. Die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit von JP oder 
PV im deutschen Recht gehen in den meisten Fällen über die internationalen Vorgaben 
hinaus. Die Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls erfolgt jedoch nur mangelhaft: 
Zum einen werden Aufsichtspflichtverletzungen von Repräsentanten nach § 30 Abs 1 Nr. 5 
OWiG, der als wichtigste Umsetzungsbestimmung für die „Person in Führungsposition“ gilt, 
aufgrund der komplizierten Verknüpfung der §§ 130, 9, 30 OWiG nicht immer erfasst. Zum 
anderen kann die Begehung von Allgemeindelikten durch einen Untergebenen nicht in jedem 






                                                
899 Gleiches gilt für die Zuwiderhandlung des Betriebsangehörigen nach § 130 OWiG, vgl Rogall in Senge, KK 
zum OWiG3, § 130 Rz 91. 
900 Im Ordnungswidrigkeitenrecht wird allerdings nicht zwischen Anstiftung und Beihilfe unterschieden, sondern 
beide unter dem Begriff „Beteiligung“ zusammengefasst (vgl § 14 OWiG). 
901 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 8. Dabei wird aber auch auf die unterschiedlichen Verwendungen 
dieses Begriffs verwiesen. 
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4.5.2.3. Frankreich 
A. Das grundlegende Zurechnungskriterium: Straftat „pour le compte“ der 
juristischen Person 
Juristische Personen sind nach Art 121-2 CP nur dann strafrechtlich verantwortlich, wenn die 
Straftat zu ihren Gunsten begangen wurde; Art 121-2 CP verwendet exakt die selbe 
Formulierung wie das Zweite Protokoll in der französischen Fassung („pour leur compte“). 
Damit ist allerdings noch nicht geklärt, wie dieses Zurechnungskriterium auszulegen ist, 
worüber im Schrifttum nicht vollkommene Einigkeit besteht:902 Allgemein anerkannt ist, dass 
juristische Personen nicht für Straftaten verantwortlich gemacht werden sollen, die im 
Interesse von Einzelpersonen oder einer Minderheit von Mitgliedern begangen wurden.903 
Sicher ist auch, dass eine Strafbarkeit immer dann begründet werden soll, wenn die Straftat 
im wirtschaftlichen Interesse der juristischen Person begangen wurde, wobei auch die 
Ersparnis von Aufwendungen erfasst werden soll.904 Oftmals wird vertreten, dass juristische 
Personen auch für Straftaten bei Tätigkeiten, die das Funktionieren und die 
Zielsetzungen der juristischen Person gewährleisten sollen, verfolgt werden müssen,905 
nicht aber dann, wenn die Straftat nur anlässlich der Organ- oder Vertretertätigkeit begangen 
wurde.906 Diese Ansicht wird auch durch die Rechtsprechung gestützt, die juristische 
Personen immer wieder für fahrlässige Körperverletzungen (etwa im Rahmen der 
Beschäftigung), von denen sie in keinster Weise profitiert hat, verurteilt hat.907 
Delmas-Marty geht hingegen davon aus, dass das Zurechnungskriterium je nach Straftat einen 
unterschiedlichen Gehalt hat: Die Begehung zugunsten der juristischen Person habe ein 
objektives und ein subjektives Element (Gewinn- vs. Verschuldensaspekt), die je nach 
                                                
902 Eine Legaldefinition gibt es nicht. Der Ausdruck war auch nicht Gegenstand parlamentarischer Erörterungen, 
so Pradel, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit, in Tiedemann (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht 49. 
903 Pradel, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit, in Tiedemann (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht 49 (ebenso wenn 
die natürliche Person im Allgemeininteresse, d.h. Interesse des Staates handelt); Desportes, Jurisclasseur, Art 
121-2 Code Pénal, Nr. 186 f. 
904 Vgl z.B. Cass.crim., 7 juill. 1998, préc. n° 116; Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 188. 
905 Pradel, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit, in Tiedemann (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht 50 f; Desportes, 
Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 190 ff: Nur auf diese Weise könne die juristische Person für Straftaten, 
bei denen sie keinen Profit erzielt hat, insbesondere auch für Fahrlässigkeitsdelikte zur Verantwortung gezogen 
werden. Eine ähnliche Ansicht wird von Ferries vertreten, nach der es ausreicht, dass die Straftat bei Tätigkeiten 
zugunsten der juristischen Person begangen wurde, Ferries, Notion de représentation au sens de l'article 121-2 
du Code pénal et responsabilité pénale d'une personne morale, La Semaine Juridique Entreprise et Affaires n° 
23, 7 Juin 2001, 951. Nach einer anderen Ansicht, die sich auf ein Rundschreiben vom 14.5.1993 stützt, soll es 
darauf ankommen, ob die natürliche Person im Namen der juristischen Person gehandelt hat, so Favero, 
Responsabilité pénale des personnes morales et responsabilité des dirigeants: responsabilité alternative ou 
cumulative? Petites affiches 8 décembre 1995, 15. 
906 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 194. 
907 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 192. 
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Delikt unterschiedlich stark auftreten und miteinander kombiniert werden müssen.908 Im 
Ergebnis ist trotz der unterschiedlichen Interpretationen davon auszugehen, dass das 
Zurechnungskriterium den internationalen Vorgaben entspricht, da es generell sehr weit 
ausgelegt wird und fast alle Straftaten erfasst, die in einem Zusammenhang mit der 
juristischen Person stehen.909 
B. Umsetzung des ersten Anknüpfungsfalls (Begehung einer Straftat durch 
eine Person in Führungsposition) 
a. Begehung einer Straftat 
Damit eine juristische Person strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden kann, muss 
das Organ oder der Vertreter grundsätzlich alle Merkmale der Straftat erfüllen;910 
Unklarheit besteht aber darüber, ob Schuld- oder Strafausschließungsgründe auch der 
juristischen Person zugute kommen.911 Die teilweise vertretene Ansicht, dass auch die 
juristische Person ein eigener Schuldvorwurf („faute distincte de la personne morale“) 
treffen muss, wird weder vom Gesetzestext noch von der Rechtsprechung unterstützt.912 
Bei Fahrlässigkeitsdelikten, die zu einem Schaden geführt haben, hat der Gesetzgeber die 
Strafbarkeit natürlicher Personen dahingehend eingeschränkt, dass bei einem direkten 
Zusammenhang zwischen dem Fehlverhalten und dem Schaden auch ein geringes 
Fehlverhalten geahndet wird, bei einem indirekten Zusammenhang aber nur qualifizierte 
Fehler sanktioniert werden (Art 121-3 Abs 4 CP). Diese Strafbarkeitseinschränkung wird 
jedoch auf juristische Personen nicht angewandt, so dass diese in bestimmten Fällen 
strafrechtlich verantwortlich werden, obwohl kein strafbares Handeln der natürlichen Person 
selbst vorliegt.913  
                                                
908 Delmas-Marty, Die Strafbarkeit juristischer Personen, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 
307. 
909 Dass das Zurechnungskriterium sehr weit auszulegen ist, wird im französischen Schrifttum kaum bestritten, 
so Pradel, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit, in Tiedemann Klaus (Hrsg.), Wirtschaftsstrafrecht 51. 
910 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 157: Es ist nicht in jedem Fall nötig, dass der Täter 
identifiziert wird. Dies hängt insbesondere davon ab, welche Schuldelemente erfüllt werden müssen, damit das 
betroffene Delikt vorliegt. Insbesondere bei Fahrlässigkeitsdelikten wird die Schuld des Organs oder Vertreters – 
etwa bei Vorliegen unzureichender Sicherheitsvorkehrungen - sehr schnell angenommen, Coffy de Boisdeffre, 
L'évolution de la jurisprudence de la chambre criminelle de la Cour de cassation quant à la détermination des 
personnes responsables dans l'entreprise, Petites Affiches 9 novembre 1999, 8 ff. 
911 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 199 ff; Pradel, Droit Pénal Général10 580 f. 
912 Ausdrückliche Ablehnung in Cass.crim. 26.6.2001, Bull. crim. 2001 n° 161; Eine Zusammenfassung der 
vertretenen Thesen bei Pradel, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit, in Tiedemann Klaus (Hrsg.), 
Wirtschaftsstrafrecht 39 ff. Fortis stellt aber fest, dass ein gewisser Trend zur Lockerung der strengen 
Zurechnungsvoraussetzungen besteht, Fortis, Le fait personnel de la personne morale, Revue de science 
criminelle et de droit pénal comparé 2004, 341 f. 
913 Cass.crim. 24.10.2000, Bull. crim. 2000 n° 308; Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 180. 
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Insgesamt kann festgestellt werden, dass diese Regelungen mit den internationalen 
Rechtsakten konform sind, da diese eine Verwirklichung aller Elemente der Straftat durch die 
Führungsperson vorsehen, aber auch eine strafbarkeitsausweitende Bestimmung (weniger 
Elemente der Straftat nötig) zulassen.914 
b. Der Täterkreis in Art 121-2 CP: Organe und Vertreter 
Art 121-2 CP sieht vor, dass juristische Personen für Straftaten ihrer Organe und Vertreter 
strafrechtlich verantwortlich werden. Der Interpretation des Organ- und Vertreterbegriffs 
kommt somit entscheidende Bedeutung für die Strafbarkeit juristischer Personen zu. Unter 
Organen sind alle jene Personen zu verstehen, die individuell oder kollektiv durch Gesetz 
oder die Statuten der juristischen Person die Befugnis verliehen bekommen haben, in 
ihrem Namen zu handeln oder aber ihre Verwaltung oder Leitung zu besorgen.915 Es 
handelt sich dabei um Vertretungs-, Entscheidungs- und Kontrollorgane gleichermaßen.916 
Damit werden beispielsweise auch die Gesellschafterversammlung oder der Aufsichtsrat in 
den Täterkreis einbezogen.917 Mit dem Abstellen auf die Organstellung wird allerdings keiner 
der vom Zweiten Protokoll vorgegebenen drei Fälle zur Begründung der Führungsposition 
vollständig abgedeckt, da höchstens einzelne Ausgestaltungen dieser erfasst werden. Dies 
ergibt sich daraus, dass der Organbegriff in Art 121-2 CP sich sehr stark an der formalen 
Rechtsposition und nicht an materiellen Befugnissen orientiert. Es werden somit nur jene 
Führungspersonen nach dem Zweiten Protokoll erfasst, die diese Position (auch) aufgrund 
ihrer formalen Stellung (Vertretungsorgan, Geschäftsführer, Aufsichtsrat) innehaben. 
Im Gegensatz zum Organbegriff ist die Definition des Vertreters nach Art 121-2 CP weniger 
klar, teilweise überschneiden sich auch die beiden Konzepte.918 Der Vertreterbegriff soll aber 
alle Repräsentanten der juristischen Person unabhängig von der Grundlage ihrer 
Vertretungsbefugnis (Gesetz, richterliche Bestellung etc) und damit auch solche erfassen, 
die nicht als Organe zu qualifizieren sind.919 Damit wird die erste Ausgestaltung der Person in 
Führungsposition nach dem Zweiten Protokoll vollends umgesetzt.920 
                                                
914 Zur Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls siehe gleich unten unter Punkt C. 
915 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 112. 
916 Teilweise wird allerdings vertreten, dass Aufsichtsorgane die Strafbarkeit der juristischen Person nicht 
begründen können, de Lamy/Segonds, Jurisclasseur Pénal des Affaires, Fasc. 7, Nr. 32. 
917 Vgl die zahlreichen Beispiele zu den verschiedenen juristischen Personen in Desportes, Jurisclasseur, Art 
121-2 Code Pénal, Nr. 113 ff. 
918 Beispielsweise beim Geschäftsführer einer GmbH, Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 123. 
919 Als Beispiele werden oftmals der Liquidator oder der provisorische Verwalter angeführt, Belghoul, 
L'extension 17. Möglich ist auch die Erfassung eines Vertreters mit einer rechtsgeschäftlichen Vollmacht, 
Delmas-Marty, Die Strafbarkeit juristischer Personen, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 308. 
920 Das ist die Befugnis zur Vertretung der juristischen Person (Art 3 Abs 1 erster Gedankenstrich Zweites 
Protokoll). 
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c. Die Einbeziehung faktischer Leitungspersonen in den Täterkreis von Art 
121-2 CP 
Zwei der drei Ausgestaltungen der Führungsperson im Zweiten Protokoll (Befugnis, 
Entscheidungen im Namen der juristischen Person zu treffen, Kontrollbefugnis innerhalb der 
juristischen Person) werden durch den Täterkreis des Art 121-2 CP zunächst nicht vollständig 
umgesetzt. Von entscheidender Bedeutung für ihre Umsetzung ist deswegen die Frage der 
Einbeziehung von faktischen Leitungspersonen in die Strafbarkeitsbestimmung, zu der 
geteilte Meinungen bestehen: Während manche Autoren sich mit der Begründung, dass die 
juristische Person in diesem Fall selbst als Opfer zu qualifizieren ist, gegen eine solche 
Einbeziehung aussprechen, vertreten andere die Ansicht, dass eine Einbeziehung notwendig 
ist, da ansonsten die Strafbarkeitsbestimmungen relativ leicht umgangen werden können.921 
Die Cours de cassation hat bereits in einem Urteil die Verurteilung einer juristischen 
Person ausdrücklich auf die Straftat einer faktischen Leitungsperson gestützt,922 so dass 
eine Einbeziehung faktischer Leitungspersonen in den Täterkreis von 121-2 CP angezeigt zu 
sein scheint. 
 
Für die Anwendung von Art 121-2 CP ist damit von entscheidender Bedeutung, wie die 
faktischen Leitungspersonen zu definieren sind: Es handelt sich dabei um Personen, die 
sich ohne eine entsprechende rechtliche Stellung in die Leitung der juristischen Person 
einmischen sowie tatsächliche Befugnisse und Macht ausüben.923 Eine Person soll nur dann 
als faktische Leitungsperson qualifiziert werden können, wenn zwei Voraussetzungen 
vorliegen:924 Zum einen muss die Person völlig unabhängig und damit niemandem 
untergeordnet sein; Zum anderen muss sie zur Leitung der juristischen Person aktiv tätig 
werden. Eine Reihe weiterer Kriterien wie der Abschluss von Verträgen im Namen der 
juristischen Person oder die Führung der Bankbeziehungen dieser sind als Hinweise auf den 
Status als faktische Leitungsperson zu werten. 
Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass durch die Einbeziehung von faktischen 
Leitungspersonen in den Täterkreis des Art 121-2 CP auch all jene Personen erfasst werden, 
                                                
921 Gegen eine Einbeziehung etwa Pradel, Droit Pénal Général10 579. Es wird oftmals damit argumentiert, dass 
in vielen Fällen ein Organ oder Vertreter ohnehin an der Straftat beteiligt ist und damit die Strafbarkeit der 
juristischen Person begründet werden kann. Für eine Einbeziehung faktischer Leitungspersonen etwa Delmas-
Marty, Die Strafbarkeit juristischer Personen, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 309. Manche 
Autoren wollen darauf abstellen, ob die Organe die faktische Leitungsperson kannten und trotzdem passiv 
geblieben sind, so etwa Saint-Pau, Responsabilité pénale, in Conte et al (Hrsg.), Le risque pénal Rz 98. 
922 Cass.crim. 17.12.2003, Inédit pourvoi n°00-87872. 
923 Belghoul, L'extension 31. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Leitungsperson offen oder verdeckt agiert. 
924 Tricot, Les critères de la gestion de fait, Droit et patrimoine janvier 1996, 26 f. 
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die wegen des Fehlens einer entsprechenden rechtlichen Stellung grundsätzlich nicht unter 
den Organbegriff fallen, aber trotzdem für die juristische Personen Entscheidungen treffen 
können. Die zweite Ausgestaltung der „Person in Führungsposition“ nach dem Zweiten 
Protokoll wird somit vollständig umgesetzt. Faktische Leitungspersonen können außerdem 
die tatsächliche Kontrolle über die Organisation der juristischen Person ausüben, so dass auch 
die dritte Ausgestaltung der Führungsperson nach dem Zweiten Protokoll zumindest teilweise 
abgedeckt wird. 
d. Die Rechtsprechung zur Delegation von Befugnissen 
Eine Erweiterung des Täterkreises über die knappe Formulierung in Art 121-2 CP hinaus ist 
aufgrund der Rechtsprechung zur Delegation von Befugnissen durch Leitungspersonen 
gegeben:925 Diese soll nur bei Unternehmen möglich sein, die eine gewisse Größe und 
Komplexität vorweisen, da ansonsten eine Delegation nicht nötig ist.926 Bei der Delegation 
von Befugnissen überträgt ein Unternehmensleiter der juristischen Person bestimmte 
Befugnisse wie die Überwachung der Einhaltung bestimmter Vorschriften (z.B. in Bezug auf 
Sicherheit) an einen Arbeitnehmer der juristischen Person,927 wobei dies wohl auch 
stillschweigend erfolgen kann.928 Die Delegation muss jedenfalls nicht in schriftlicher Form 
erfolgen; Sie kann beispielsweise einer mündlichen Vereinbarung oder einem Dokument, das 
einem anderen Zweck dient (z.B. Organigramm, Arbeitsvertrag), entnommen werden.929 
Damit die Delegation wirksam ist, muss der Delegierte auch die entsprechenden 
Fähigkeiten, Macht und notwendigen Mittel zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben 
haben: Der Delegierte muss somit die notwendigen Qualifikationen besitzen, ihm muss eine 
tatsächliche Unabhängigkeit zukommen und er muss über die technischen und finanziellen 
Mittel verfügen, um seine Aufgabe erfüllen zu können.930 
                                                
925 Diese Rechtsprechung wurde ursprünglich dazu eingeführt, um die Strafbarkeit von Leitungspersonen von 
juristischen Personen einzuschränken und steht in einem engen Verhältnis zur Strafbarkeit von 
Unternehmensleitern für Aufsichtspflichtverletzungen (siehe dazu gleich im Folgenden unter Punkt C b). Nach 
Einführung der Strafbarkeit juristischer Personen wurde sie nunmehr auch auf solche Fälle angewandt, allerdings 
um die Strafbarkeit juristischer Personen auszuweiten, vgl als eines unter vielen anderen Urteilen Cass.crim. 
30.5.2000, Bull. crim. 2000 n°206. 
926 Delmas-Marty/Giudicelli-Delage, Droit pénal des affaires4 (2000) 61. 
927 An Betriebsfremde kann eine Delegation von Befugnissen nicht stattfinden, sondern es muss ein 
Unterordnungsverhältnis zwischen dem Delegierten und Delegierenden vorliegen, Salvage, Jurisclasseur, Art 
121-1 Code Pénal, Nr. 46. Grundsätzlich können alle Befugnisse (allerdings nicht in ihrer Gesamtheit) 
übertragen werden, außer dies ist gesetzlich verboten, Belghoul, L'extension 24. 
928 Dies würde bedeuten, dass sich eine Delegation schon aus den tatsächlichen Verhältnissen ergeben kann, vgl 
Belghoul, L'extension 25 ff; In diese Richtung das Urteil Cass. Crim, 2 mars 1999, Jurisprudence sociale Lamy 
n°38 du 17 juin 1999, p. 8. 
929 Rassat, Droit pénal général21 Rz 381, 1. 
930 Mascalac, La responsabilité pénale des dirigeants sociaux, Semaine juridique Entreprise et affaires – Cahiers 
de Droit de l’Entreprise, Nr. 3 supplément du n° 24 (2001) 26. 
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In diesem Fall kann der Delegierte sich auch für Delikte, die auf Leitungspersonen 
zugeschnitten sind, strafbar machen931 und der delegierende Unternehmensleiter ist von seiner 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit befreit,932 während die Strafbarkeit der juristischen 
Person auch durch Straftaten des Delegierten im Rahmen der ihm übertragenen 
Befugnisse begründet werden kann.933 
Die Rechtsprechung zur Delegation von Befugnissen kann jedenfalls dazu führen, dass auch 
Straftaten von Personen, denen die Kontrolle einzelner Bereiche übertragen ist, zu einer 
Strafbarkeit der juristischen Person führen können, so dass Fälle der dritten Ausgestaltung der 
„Person in Führungsposition“ nach dem Zweiten Protokoll abgedeckt werden. 
Einschränkungen können sich aber zum einen deswegen ergeben, weil die Rechtsprechung 
zur Delegation sich nur auf größere, komplexe Unternehmen bezieht und somit nicht alle 
juristischen Personen erfasst werden.934 Zum anderen kann die juristische Person nicht für alle 
Straftaten des Delegierten verantwortlich gemacht werden, sondern nur für solche, die er im 
Rahmen der ihm übertragenen Befugnisse begeht. 
e. Zusammenfassung: Die Umsetzung der „Person in Führungsposition“ 
Die ersten beiden Ausgestaltungen der Führungsperson nach dem Zweiten Protokoll werden 
durch die Erfassung von Organen, Vertretern sowie faktischen Leitungspersonen als 
möglichen Tätern vollständig umgesetzt. Durch die Kombination der Erfassung von Straftaten 
von Organen (z.B. Aufsichtsrat), von faktischen Leitungspersonen (z.B. faktische Aufsicht 
über die Organisation) und von Delegierten (z.B. Delegation der Aufsicht über Einhaltung der 
Finanz- und Rechnungslegungsvorschriften) wird wohl auch die dritte Ausgestaltung der 
„Person in Führungsposition“ des Zweiten Protokolls umgesetzt. Insgesamt ist deswegen 
davon auszugehen, dass die französische Rechtslage die internationalen Vorgaben – aufgrund 
der Einbeziehung aller Organe sowie von faktischen Leitungspersonen und der 
Rechtsprechung zur Delegation von Befugnissen - nicht nur erfüllt, sondern teilweise auch 
über diese hinausgeht; So wird beispielsweise auch die Gesellschafterversammlung in den 
                                                
931 Es ist allerdings auch eine Weiterdelegation von Befugnissen möglich, Delmas-Marty/Giudicelli-Delage, 
Droit pénal des affaires4 62. 
932 Dies naturgemäß nur dann, wenn er sich nicht an der Straftat beteiligt hat, Conte/Maistre du Chambon, Droit 
pénal général7 (2004) Rz 439. 
933 Cass.crim. 9.11.1999, Bull. crim. 1999 n°252; Cass.crim. 14.12.1999, Bull. crim. 1999 n°306; Cass.crim. 
26.06.2001, Bull. crim. 2001 n°161. Dabei wird der Delegierte als Vertreter der juristischen Person bezeichnet. 
934 Es werden außerdem nur Delegationshandlungen des Unternehmensleiters erfasst. Wer Unternehmensleiter 
ist, bestimmt sich nach der internen Organisation, so Dalmasso, La délégation de pouvoirs (2000) 39. Siehe dazu 
auch unter Punkt C b. 
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tauglichen Täterkreis einbezogen.935 Dabei soll es nach Ansicht der Lehre außerdem keine 
Rolle spielen, ob der taugliche Täter durch seine Entscheidung seine Befugnisse überschritten 
hat oder nicht,936 was ebenso über die internationalen Vorgaben hinausgeht. 
C. Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalles (Straftat eines Untergebenen 
bei mangelnder Kontrolle durch eine Person in Führungsposition) 
a. Problematik der Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalles 
Art 121-2 CP stellt ausschließlich auf Straftaten von Organen oder Vertretern ab, so dass sich 
die Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalles der internationalen Vorgaben als 
problematisch erweisen könnte. Zwar kann eine Strafbarkeit der juristischen Person auch 
durch Beteiligungshandlungen eines Organs oder Vertreters an Straftaten von 
Mitarbeitern begründet werden;937 Dies reicht aber für eine Umsetzung des zweiten 
Anknüpfungsfalles, der auf die mangelnde Kontrolle der Führungsperson abstellt, nicht aus. 
Auch die oben beschriebene Ausweitung des Täterkreises auf Delegierte kann dem zweiten 
Anknüpfungsfall nicht genügen, weil wiederum nicht die Straftaten von einfachen 
Mitarbeitern erfasst werden.938,939 
b. Die Rechtsprechung zur Strafbarkeit des Unternehmensleiters für 
Aufsichtspflichtverletzungen940 
Im Rahmen der Rechtsprechung941 wurde – lange bevor die Strafbarkeit juristischer Personen 
eingeführt wurde - das Prinzip entwickelt, dass Unternehmensleiter für rechtswidrige 
Taten der Angestellten dann verantwortlich sind, wenn ihnen ein Schuldvorwurf im 
                                                
935 Ob auch Straftaten, die das Organ oder der Vertreter nicht in Ausübung seiner Funktion begangen hat, als 
Anknüpfungstaten in Betracht kommen, muss nicht näher erörtert werden, da eine weitergehende Erfassung als 
die in den internationalen Rechtsakten vorgesehene jedenfalls zulässig ist. 
936 Geeroms, Rev. internat. de droit comparé 1996, 550. 
937 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 153. Siehe dazu auch gleich unten unter Punkt D. 
938 So Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 149. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass eine 
Weiterdelegation der Befugnisse möglich ist. 
939 In einzelnen erstinstanzlichen Urteilen wurden der Organ- oder Vertreterbegriff sehr weit ausgelegt, um der 
juristischen Person auch Straftaten einfacher Angestellter anzulasten, Raimbault, La discrète généralisation de la 
responsabilité pénale des personnes morales, L’Actualité juridique Droit administratif (2004) 2430. Dies 
insbesondere auch in Bezug auf juristische Personen des öffentlichen Rechts, vgl Meyer, Revue française de 
droit administratif 15 (5) sept.-oct. 1999, 925. Es scheint sich dabei jedoch nur um Einzelfälle und keine 
allgemeine Tendenz zu handeln. 
940 Mittlerweile wird oft von Entscheidungsträgern statt Unternehmensleitern gesprochen, weil es meist mehr als 
eine Person gibt, die aufgrund ihrer Position wegen Aufsichtspflichtverletzungen verantwortlich gemacht werden 
kann, so Cœuret, Rev. sc. crim. 1997, 301. 
941 Die bekannte Formulierung dazu, die in einer Fülle von Urteilen wiederholt wurde, findet sich in Cass.crim. 
28.2.1956, JCP G 1956, II, 9304. 
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Sinne einer Aufsichtspflichtverletzung gemacht werden kann:942,943 Es gibt 
unterschiedliche Theorien, die als Grundlage für das durch die Rechtsprechung entwickelte 
Prinzip angeführt werden.944 Nach der wenig verbreiteten Risikotheorie soll der 
Unternehmensleiter, der Gewinne aus der Tätigkeit des Unternehmens zieht, auch die damit 
verbundenen Risiken tragen. Die „Fehlertheorie“ geht hingegen davon aus, dass der 
Unternehmensleiter wegen seines eigenen Fehlverhaltens sanktioniert wird. Nach der damit 
eng verknüpften „Machttheorie“ ergibt sich die Strafbarkeit des Unternehmensleiters daraus, 
dass er über die nötigen Befugnisse verfügt, um sicherzustellen, dass die Gesetze in der 
juristischen Person eingehalten werden. 
 
Voraussetzung der Strafbarkeit des Unternehmensleiters ist einerseits, dass der Untergebene 
eine Straftat rechtswidrig begangen hat; Dabei muss es sich um einen Verstoß gegen die 
speziellen oder allgemeinen Gesetze handeln, dessen Befolgung der Unternehmensleiter hätte 
sicherstellen müssen.945 Andererseits muss beim Unternehmensleiter ein Schuldelement 
vorliegen, das darin besteht, dass er die erforderliche Sorgfalt zur Verhinderung von 
Gesetzesverstößen unterlassen hat.946 Theoretisch braucht es somit auch ein Fehlverhalten 
des Unternehmensleiters selbst; Dieses wird jedoch oftmals bei Vorliegen des Tatbestands 
ohne nähere Begründung angenommen.947 Ob der Unternehmensleiter sich durch den Beweis 
des Fehlens eines Fehlverhaltens von der strafrechtlichen Verantwortlichkeit befreien kann, 
wird unterschiedlich beantwortet.948 Er wird jedenfalls dann nicht strafrechtlich 
verantwortlich, wenn aufgrund einer Delegation ein anderer an seiner Stelle die 




                                                
942 Delmas-Marty, Die Strafbarkeit juristischer Personen, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), Bausteine 
308. Aus diesem Grund ist es auch nötig, dass ein Aufsichtsverhältnis zwischen dem Unternehmensleiter und 
dem Untergebenen vorliegt, Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 13. 
943 Auch in einzelnen Straftatbeständen (etwa im Arbeits- oder Medienstrafrecht), die die Tätigkeitsbereiche von 
Unternehmen weitgehend abdecken, werden ähnliche Regeln getroffen, Belghoul, L'extension 42 f. Für eine 
Liste der einschlägigen Gesetzesbestimmungen siehe Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 14. 
944 Delmas-Marty/Giudicelli-Delage, Droit pénal des affaires4 57 ff. 
945 Die Straftat muss außerdem in einem Zusammenhang mit dem Unternehmen stehen, vgl Salvage, 
Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 20. 
946 Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 32. 
947 Rassat, Droit pénal général21 Rz 380, 1. 
948 Bejahend Delmas-Marty/Giudicelli-Delage, Droit pénal des affaires4 63. In der Rechtsprechung wird das 
oftmals abgelehnt, vgl die Nachweise bei Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 39. 
949 Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 41. Zur Delegation siehe unter Punkt B d. 
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c. Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls? 
In der Rechtsprechung ist die Frage, ob das entwickelte Prinzip der 
„Aufsichtspflichtverletzung“ auch in Bezug auf die Strafbarkeit juristischer Personen 
anzuwenden ist, bisher noch nicht behandelt worden.950 
Wenn man annimmt, dass juristische Personen auch für Straftaten ihrer Mitarbeiter bei 
Aufsichtspflichtverletzungen der Unternehmensleiter strafbar werden können, scheint dem 
zweiten Anknüpfungsfall der internationalen Vorgaben auf den ersten Blick Genüge getan zu 
werden. Bei näherer Betrachtung wird aber deutlich, dass auch das in der Rechtsprechung 
entwickelte Prinzip der „Aufsichtspflichtverletzung“ zu keiner vollständigen Umsetzung 
des zweiten Anknüpfungsfalles führen würde: Bei den von den Untergebenen begangenen 
Delikten handelt es sich im Großteil der Fälle um Übertretungen, teilweise auch um 
Vergehen.951 In der Rechtsprechung lässt sich zwar eine Tendenz feststellen, den 
Unternehmensleiter auch für Vorsatzdelikte strafrechtlich verantwortlich zu machen;952 Dies 
wird im Schrifttum aber deswegen kritisiert, weil dem Unternehmensleiter stets nur der 
Vorwurf der Fahrlässigkeit gemacht wird. Eine Strafbarkeit für Verbrechen scheint 
jedenfalls nicht möglich zu sein.953 Da in den internationalen Rechtsakten vorwiegend 
schwerwiegende Delikte, die meistens Vorsatz voraussetzen, vorgesehen sind, ist nur 
schwer vorstellbar, dass Unternehmensleiter ohne weiteres für die Begehung dieser Straftaten 
durch Untergebene verantwortlich gemacht werden. 
 
Weitere Einschränkungen ergeben sich dadurch, dass auf den Unternehmensleiter und nicht 
das Organ oder den Vertreter der juristischen Person abgestellt wird. Beim 
Unternehmen handelt es sich um einen relativ vagen Begriff für Zusammenschlüsse mit 
wirtschaftlicher Zielsetzung,954 so dass ein Teil der juristischen Personen von der Strafbarkeit 
für die Aufsichtspflichtverletzung nicht erfasst werden würde. Der Leiter des Unternehmens 
ist die Person, die oberste Gewalt über dessen Verwaltung ausübt: Ein Kontrollorgan ist somit 
nicht erfasst, faktische Leitungsorgane aber sehr wohl.955 Da die Aufsichtspflicht delegiert 
                                                
950 de Lamy/Segonds, Jurisclasseur Pénal des Affaires, Fasc. 7, Nr. 30. 
951 Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 20. 
952 Rassat, Droit pénal général21 Rz 380, 2; Matsopoulou, Responsabilité pénale du chef d’entreprise, Revue de 
jurisprudence commerciale novembre 2001, 49. Conte/Maistre du Chambon, Droit pénal général7 Rz 440: Dies 
soll dadurch zu begründen sein, dass der Unternehmsleiter zwar keinen Vorsatz in Bezug auf die Tatbegehung, 
aber einen solchen in Bezug auf die Verletzung seiner Aufsichtspflicht hat. 
953 Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 20. Bei Verbrechen braucht es stets Vorsatz (intention), vgl 
Art 121-3 Abs 1 CP. 
954 Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 30. 
955 So Salvage, Jurisclasseur, Art 121-1 Code Pénal, Nr. 31. 
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werden kann,956 ergibt sich daraus eine gewisse Ausweitung des Täterkreises; Dennoch würde 
die Anwendung der Rechtsprechung zur „Aufsichtspflichtverletzung“ nicht zu einer 
Strafbarkeit wegen Aufsichtsmängeln aller in den internationalen Vorgaben vorgesehenen 
Führungspersonen, insbesondere von Personen mit Kontrollbefugnis, führen. 
Aus den zahlreichen Einschränkungen ergibt sich, dass, selbst wenn das Prinzip der 
„Aufsichtspflichtverletzung“ durch den Unternehmensleiter auch zur Begründung der 
Strafbarkeit juristischer Personen angewandt werden würde, der zweite Anknüpfungsfall der 
internationalen Vorgaben nur sehr unzureichend umgesetzt werden würde. 
D. Formen der Tatbegehung: Anstiftung, Beihilfe, Versuch 
Da Art 121-2 CP für die Strafbarkeit juristischer Personen auf die Art 121-4 bis 121-7 CP 
verweist, ist eine solche auch für versuchte Straftaten, Anstiftung und Beihilfe der Organe 
oder Vertreter gegeben.957 Mit der Erfassung von versuchten Straftaten, Anstiftung und 
Beihilfe wird den internationalen Vorgaben Genüge getan. 
E. Ergebnis 
Die französische Strafbarkeitsbestimmung für juristische Personen basiert auf einem 
Zurechnungsmodell, da auf Handlung und Verschulden der Organe oder Vertreter abgestellt 
wird.958 Sowohl in Bezug auf das Zurechnungskriterium als auch auf den ersten 
Anknüpfungsfall (Straftat einer Führungsperson) werden die internationalen Vorgaben 
übererfüllt. Die Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalles (Begehung der Straftat durch 
einen Untergebenen bei mangelnder Kontrolle der Person in Führungsposition) ist jedoch – 
selbst wenn das von der Rechtsprechung entwickelte Prinzip der „Aufsichtspflichtverletzung“ 
durch den Unternehmensleiter auch zur Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen 





                                                
956 Dalmasso, La délégation de pouvoirs 87. 
957 Renout, Droit pénal général11 180 f. Der Versuch eines Vergehens ist aber nur dann strafbar, wenn dies 
gesetzlich vorgesehen ist (Art 121-4 Abs 2 CP). Ob der Versuch für alle Delikte statuiert wird, für die das nach 
den internationalen Vorgaben nötig ist, wird aufgrund der Fülle an umzusetzenden Straftatbeständen nicht 
überprüft. 
958 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 105 ; Haeusermann, Der Verband als Straftäter 48; 
Belghoul, L'extension 12. 
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4.5.2.4. England und Wales 
A. Das Fehlen eines grundlegenden Zurechnungskriteriums 
Im Gegensatz zu vielen anderen Rechtsordnungen wird im englischen Recht kein 
allgemeines Zurechnungskriterium, das vorliegen muss, damit die Strafbarkeit der 
juristischen Person begründet werden kann, aufgestellt. Die juristische Person wird auch dann 
strafrechtlich verantwortlich, wenn sie selbst durch das Handeln der natürlichen Person 
betrogen und geschädigt wurde.959,960 Das Fehlen von Zurechnungskriterien entspricht den 
internationalen Rechtsakten, die zwar ein solches vorsehen, aber strafbarkeitsausweitende 
Regelungen in den nationalen Rechtsordnungen zulassen. 
B. Vicarious liability (stellvertretende Verantwortlichkeit) 
Im englischen Recht gibt es zwei verschiedene Theorien, nach denen die Strafbarkeit 
juristischer Personen begründet werden kann: Die vicarious liability und die 
Identifikationstheorie. Im ersten Schritt wird die vicarious liability vorgestellt. 
Die vicarious liability (stellvertretende Verantwortlichkeit des Geschäftsherrn für den 
Verrichtungsgehilfen)961 ist das erste Prinzip, das seit dem 19. Jahrhundert zur Begründung 
der Strafbarkeit der juristischen Person angewandt wird.962 Es hat seinen Ursprung im 
Zivilrecht und ist nur in Ausnahmefällen im Strafrecht anwendbar.963 Es handelt sich 
dabei allerdings um keine für juristische Personen spezifische Regelung: Die juristische 
Person ist immer dann strafbar, wenn auch die natürliche Person als Geschäftsherr strafbar 
wäre.964 Der Geschäftsherr (principal, master) wird immer dann verantwortlich, wenn der 
Verrichtungsgehilfe (agent, servant) eine Straftat, bei der eine stellvertretende 
Verantwortlichkeit möglich ist, im Rahmen seiner Zuständigkeit sowie im Zuge seiner 
                                                
959 Im Draft Criminal Code von 1989 wurde vorgeschlagen, die juristische Person für keine Handlungen 
natürlicher Personen strafbar zu machen, wenn sie durch diese geschädigt wurde oder werden sollte (vgl dazu 
clause 30 (6) des Draft Code). 
960 So im Fall Moore v. Bresler, siehe dazu oben unter Punkt 2.2.4.3 A. Es gibt zwar einige Urteile, die eher in 
einen andere Richtung zeigen, diese haben Moore v. Bresler aber nicht außer Kraft gesetzt, MacPherson, 
Reforming the doctrine of attribution: a Canadian solution to British concerns? in Tully (Hrsg.), Research 
Handbook 197. Leigh geht hingegen davon aus, dass die Straftat den Zielen des Unternehmens entsprechen 
muss, damit die juristische Person für sie verantwortlich gemacht werden kann, so Leigh, The criminal liability 
62. Dies wurde allerdings in der Rechtsprechung nicht erwähnt. 
961 Teilweise wird auch das Schlagwort respondeat superior (insbesondere in Bezug auf die amerikanische 
Rechtslage) verwendet, Wells, Corporations2 85. 
962 Siehe dazu unter Punkt 2.2.4.2 B a. 
963 Law Commission, Report n° 237 (1996) para. 6.8 f. Siehe zum Anwendungsbereich der stellvertretenden 
Verantwortlichkeit und zur Abgrenzung vom Anwendungsbereich der alter ego Theorie gleich unten. 
964 Law Commission, Report n° 237 (1996) para. 6.3. Sie ist außerdem genauso auf unincorporated bodies 
anwendbar, Wells, Corporations1 95. 
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Tätigkeit begangen hat;965 Ein Verschulden des Geschäftsherrn selbst ist nicht erforderlich.966 
Im Ergebnis kann die juristische Person im Rahmen der stellvertretenden Verantwortlichkeit 
ohne zusätzliche Strafbarkeitserfordernisse für die Straftaten jedes ihrer Angestellten 
verantwortlich gemacht werden. 
C. Alter ego Theorie (Identifikationstheorie, direct liability) 
a. Der Grundgedanke 
Die Verwendung der alter ego Theorie (Identifikationstheorie, direct liability) zur 
Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen geht auf drei richtungweisende Urteile 
des Jahres 1944 zurück,967 die allerdings noch keine klare Linie vorgaben und teilweise 
Elemente der vicarious liability und der alter ego Theorie vermengten.968 Der Ursprung dieser 
Theorie liegt im Zivilrecht; Ihre Kernaussage, die im Strafrecht gleichermaßen Gültigkeit hat, 
kann zwei vielzitierten zivilrechtlichen Entscheidungen entnommen werden. In Lennard’s 
Carrying Co Ltd v Asiatic Petroleum Co Ltd trifft Viscount Haldane LC folgende zentrale 
Aussage:969 
“(A) corporation is an abstraction. It has no mind of its own any more than it has a 
body; its active and directing will must consequently be sought in the person of 
somebody who for some purposes may be called an agent, but who is really the 
directing mind and will of the corporation, the very ego and centre of the personality 
of the corporation.” 
 
Ähnlich einprägsam wird die alter ego Doktrin von Denning LJ im Urteil H L Bolton 
(Engineering) Co Ltd v T J Graham & Sons Ltd formuliert:970 
“A company in many ways may be likened to a human body. It has a brain and a nerve 
centre which controls what it does. It also has hands which hold the tools and act in 
accordance with directions from the centre. Some of the people in the company are 
mere servants and agents who are nothing more than hands to do the work and cannot 
be said to represent the mind or will. Others are directors and managers who 
represent the directing mind and will of the company, and control what it does. The 
state of mind of these managers is the state of mind of the company and is treated by 
the law as such.” 
 
                                                
965 Willms, Die Strafbarkeit 37. 
966 Kremnitzer/Ghanayim, Die Strafbarkeit von Unternehmen, ZStW 113 (2001) 546. 
967 DDP v Kent and Sussex Contractors [1944] K.B. 146; R v. ICR Haulage [1944] K.B. 551; Moore v. Bresler 
[1944] All.E.R. 515. Siehe dazu ausführlich unter Punkt 2.2.4.3. 
968 Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen 95. Die alter ego Doktrin kann auch als besondere Form 
der stellvertretenden Verantwortlichkeit betrachtet werden, da auch sie nur dazu führt, dass das Handeln 
einzelner Personen der juristischen Person zugerechnet wird, Colvin, Corporate Personality and Criminal 
Liability, 6 Criminal Law Forum (1995) 14 f. 
969 [1915] AC 705. 
970 [1957] 1 QB 159, 172. 
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Die alter ego Doktrin geht somit davon aus, dass einige Personen den directing mind and 
will der juristischen Person darstellen und aus diesem Grund ihr Verhalten und ihr 
Willen mit dem der juristischen Person gleichzusetzen ist. Sie sind klar abzugrenzen von 
gewöhnlichen Angestellten, die die Strafbarkeit der juristischen Person nur bei Anwendung 
der vicarious liability begründen können und werden teilweise als controlling officers 
tituliert.971 Ob die Straftat der natürlichen Person als die der juristischen gilt, hängt von der 
Art der Beschuldigung, der Position des Organs oder Vertreters in der Hierarchie und 
von den anderen relevanten Tatsachen und Umständen des Falles ab.972 Der controlling 
officer muss außerdem im Rahmen seiner Tätigkeit, wenn auch nicht unbedingt im Interesse 
der juristischen Person gehandelt haben.973,974 
Wer als directing mind and will der juristischen Person eingestuft werden kann, war lange 
Zeit unklar, weil die Urteile kaum allgemeine Aussagen dazu trafen und stattdessen wenig 
begründete Entscheidungen für den Einzelfall fällten: So wurde etwa der transport manager, 
der Sekretär einer Gesellschaft,975 der zugleich Hauptgeschäftsführer einer Filiale war, sowie 
der Verkaufsleiter einer Filiale, nicht aber der Leiter einer Filiale als directing mind and will 
der juristischen Person eingestuft.976 
b. Die Präzisierung des tauglichen Täterkreises: Tesco Supermarkets Ltd v. 
Natrass 
Erst Jahrzehnte nach den grundlegenden Entscheidungen aus 1944 wurde im zentralen Urteil 
Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass977 allgemein erläutert, welche Personen als directing 
mind and will zu bezeichnen sind und damit die Strafbarkeit der juristischen Person nach der 
alter ego Doktrin begründen können. In diesem Verfahren wurde die juristische Person 
angeklagt, gegen den Trade Descriptions Act 1968 verstoßen zu haben, da in einer Filiale 
Produkte billiger ausgezeichnet waren, als diese tatsächlich verkauft wurden. 
                                                
971 Aus diesem Grund wird in Bezug auf die Prüfung, ob eine Strafbarkeit der juristischen Person vorliegt, 
oftmals vom controlling officer test („does the person control the corporation as the brains control the human 
body?“) gesprochen, Stessens, Corporate Criminal Liability A comparative perspective, International and 
Comparative Law Quarterly 43 (1994) 509. 
972 R v. ICR Haulage [1944] K.B. 551. 
973 DDP v Kent and Sussex Contractors [1944] K.B. 146; Law Commission, Report n° 237 (1996) para 6.38. 
Teilweise wird auch darauf hingewiesen, dass eine Person nur in Bezug auf die Tätigkeiten, die sie kontrolliert 
und leitet, directing mind ist, MacPherson, Reforming, in Tully (Hrsg.), Research Handbook 196. 
974 Dies entspricht den internationalen Vorgaben, siehe dazu unter Punkt 4.5.1.2 C. 
975 Bei jeder englischen company muss es einen Sekretär geben, der Aufgaben der Verwaltung ausübt und auch 
dem board of directors angehören kann, Willms, Die Strafbarkeit 17. 
976 DDP v Kent and Sussex Contractors; Moore v. Bresler; Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass. Dass der Leiter 
einer Filiale teilweise als controlling officer eingestuft wird und teilweise nicht, lässt sich möglicherweise durch 
die Anzahl und Wichtigkeit der Filialen der jeweiligen juristischen Person erklären. 
977 [1972] AC 153. 
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Die zentrale Frage bestand darin, ob der Filialleiter als directing mind and will der 
juristischen Person qualifiziert werden und damit die Strafbarkeit der juristischen Person 
begründen konnte, was verneint und von den einzelnen Richtern im Urteil anhand 
verschiedener Erläuterungen ergänzt wurde: Lord Reid ging davon aus, dass nur „board of 
directors, the managing director and perhaps other superior officers of a company who 
carry out the functions of management and speak and act as the company” zum erfassten 
Personenkreis zu zählen sind.978 Diese strikte Definition schwächte er allerdings dadurch ab, 
dass er auch Personen erfassen wollte, denen vom Vorstand Managementaufgaben 
delegiert werden und die diese eigenverantwortlich wahrnehmen können; Dies allerdings 
nur, solange sie im Rahmen des übertragenen Wirkungskreises handeln.979 
Im Gegensatz dazu wollte Viscount Dilhorne ganz allgemein darauf abstellen, ob die Person 
die tatsächliche Kontrolle über zumindest einen Teil der Aktivitäten der juristischen 
Person hat und keiner anderen Person und ihren Anordnungen untergeordnet ist.980 
Lord Diplock wiederum strich die Bedeutung der statutarischen Ermächtigung heraus, so 
dass nur Personen erfasst sein sollen, die zur Ausübung der Befugnisse der juristischen Person 
in der Gründungsurkunde oder Satzung, satzungsgemäß durch die Geschäftsführer oder die 
Generalversammlung ermächtigt werden.981 
 
Allen drei Definitionen in Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass ist gemein, dass der 
Personenkreis, der durch seine Handlungen eine Strafbarkeit juristischer Personen begründen 
kann, sehr eng gezogen wird. Es reicht jedenfalls nicht aus, dass die Person 
Managementfunktionen ausübt oder einen gewissen Entscheidungsspielraum besitzt;982 Sie 
muss zu dem engen Führungskreis gehören, der die Richtungsentscheidungen für die 
juristische Person trifft.983 Daran wurde insbesondere kritisiert, dass große Unternehmen 
bessergestellt werden, da viele Entscheidungen oftmals im mittleren Management oder auf 
                                                
978 Im englischen Recht gibt es nicht die Trennung in Vorstand und Aufsichtsrat, sondern ein board of directors 
als oberstes Organ. Die Führung der Geschäfte kommt aber nur den managing directors zu, Willms, Die 
Strafbarkeit 16. 
979 “But the board of directors may delegate some part of their functions of management giving to their delegate 
full discretion to act independently of instructions from them. I see no difficulty inholding that they have thereby 
put such a delegate in their place so that within the scope of the delegation he can act as the company.” 
980 “who is in actual control of the operations of a company or of part of them and who is not responsible to 
another person in the company for the manner in which he discharges his duties in the sense of being under his 
orders.” 
981 “identifying those natural persons who by the memorandum and articles of association or as a result of 
action taken by the directors or by the company in general meeting pursuant to the articles are entrusted with 
the exercise of the powers of the company.” 
982 Geeroms, Rev. internat. de droit comparé 1996, 546. 
983 MacPherson, Reforming, in Tully (Hrsg.), Research Handbook 196. 
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der Ebene einzelner Geschäftsfelder oder Filialen getroffen werden, was nicht zur Strafbarkeit 
der juristischen Person führen kann.984 
c. Die Ausweitung des tauglichen Täterkreises (Meridian Global Funds) 
In der Folge wurden die strengen Vorgaben zur Ermittlung der controlling officers allerdings 
durch einige Urteile, die einen neuen Trend in Bezug auf die alter ego Theorie zu begründen 
scheinen, abgeschwächt.985 In Meridian Global Funds986 entschied der Privy Council987, dass 
hinsichtlich eines bestimmten Kaufgeschäfts auch das Wissen zweier weisungsgebundener 
Angestellter, die nach außen rechtswirksam für die juristische Person handeln und damit das 
Kaufgeschäft abschließen konnten, der juristischen Person als eigenes angelastet werden 
kann. Dies wurde damit begründet, da ansonsten der Zweck der verletzten Bestimmung 
nicht verwirklicht werden könne. Als alter ego der juristischen Person können somit auch 
Personen fungieren, die nicht als directing mind and will der juristischen Person zu 
bezeichnen sind, aber tatsächlich für die Einhaltung bestimmter Pflichten zuständig 
sind.988 Dies allerdings nur, wenn sich dies aus der fraglichen Bestimmung ergibt:989,990 
“But there will be many cases in which neither of these solutions is satisfactory; in 
which the court considers that the law was intended to apply to companies and that, 
although it excludes ordinary vicarious liability, insistence on the primary rules of 
attribution991 would in practice defeat that intention. In such a case, the court must 
fashion a special rule of attribution for the particular substantive rule. This is always 
a matter of interpretation: given that it was intended to apply to a company, how was 
                                                
984 Colvin, 6 Criminal Law Forum (1995) 15; Clarkson, Kicking Corporate Bodies and Damning their Souls, 
Modern Law Review 59 (1996) 561. Die Identifikationstheorie funktioniert dort am besten, wo man sie am 
wenigsten braucht und dort am schlechtesten, wo sie am dringendsten benötigt würde, so Jefferson, Recent 
developments in corporate criminal responsibility, Company lawyer 1995, 16(5), 147. 
985 In diesem Zusammenhang wird oftmals Director General of Fair Trading v. Pioneer Conkrete (UK) Ltd. & 
Another (Re Supply of Ready Mixed Concrete (No. 2) [1995] 1 AC 456 angeführt, in dem eine juristische Person 
für den Abschluss einer Vereinbarung, die gegen ein Verbot des Gerichts verstieß, verurteilt wurde, obwohl die 
Vereinbarung von einfachen Angestellten trotz ausdrücklichen Verbots der Geschäftsführung geschlossen 
wurde. Auch in diesem Urteil wurde, wie in Meridian Global Funds, mit dem Zweck der Bestimmung 
argumentiert. Es wurde allerdings teilweise von einer stellvertretenden Verantwortlichkeit der juristischen 
Person ausgegangen, Wells, A quiet revolution in corporate liability for crime (1995), 145 New Law Journal 
1327. Damit ist fraglich, ob das Urteil die Vorgaben der Identifikationstheorie lockert oder den 
Anwendungsbereich der vicarious liability ausweitet. 
986 Meridian Global Funds Management Asia Ltd. v. Securities Commission – Privy Council [1995]. 
987 Dieser ist für Rechtsmittel aus ehemaligen Kolonien und heutigen Commonwealth-Staaten zuständig, wenn in 
diesen Staaten der Rechtsweg erschöpft ist. Er wendet englisches und nationales Recht an, schafft aber keine 
precedents für das Vereinigte Königreich, Heberer, ZfRV 2002, 59. Seine Entscheidungen sind aber auch für das 
englische Recht von Bedeutung und Meridian Global Funds wird in allen Darstellungen der Strafbarkeit 
juristischer Personen nach englischem Recht zitiert. Zum englischen Rechtssystem siehe unter Punkt 2.2.4.1. 
988 Haeusermann, Der Verband als Straftäter 65. 
989 Lord Hoffmann in Meridian Global Funds. 
990 Diese Entscheidung könnte allerdings unter Umständen auch so interpretiert werden, dass die vicarious 
liability immer dann angewandt werden muss, wenn sich dies aus dem Zweck des jeweiligen statute ergibt, 
Smith/Hogan, Criminal Law8 187. Die Grenzen der Anwendungsbereiche von vicarious liability und alter ego 
Theorie sind ohnedies sehr schwierig zu bestimmen, siehe dazu gleich im Folgenden unter Punkt D. 
991 Damit sind die Zurechnungsregeln im Gesellschaftsvertrag und Gesellschaftsrecht gemeint. 
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it intended to apply? Whose act (or knowledge, or state of mind) was for this purpose 
intended to count as the act etc of the company? One finds the answer to this question 
by applying the usual canons of interpretation, taking into account the language of the 
rule (if it is a statute) and its content and policy.” 
 
Teilweise wird Meridian Global Funds zusammen mit anderen Entscheidungen992 auch 
herangezogen, um zu begründen, dass die Ausweitung des Täterkreises auch dann möglich 
ist, wenn es sich nicht um einen Straftat des statute law handelt:993 So will etwa Png die 
neue Rechtsprechung dahingehend interpretieren, dass der relevante Täterkreis sich bei einer 
spezifischen gesetzlichen Regelung nach dieser bestimmt und ansonsten alle Personen erfasst, 
denen bestimmte Aufgaben und Verantwortlichkeiten zukommen.994 Es kann aber nach dem 
derzeitigen Stand der strafrechtlichen Judikatur nur mit Sicherheit festgestellt werden, dass 
die strikte Regel aus Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass bei Delikten des statute law nicht 
mehr volle Gültigkeit besitzt, wenn sich dies aus der Auslegung des jeweiligen statutes 
ergibt.995 
d. Tendenzen zur Lockerung der strikten Identifikationstheorie 
Um die strenge Zurechung nach der alter ego Doktrin zu lockern, wurde teilweise gefordert, 
dass auch das Zusammenwirken mehrerer controlling officers, bei dem erst die Summe 
ihrer Handlungen eine Straftat ergibt, die Strafbarkeit der juristischen Person auslösen soll.996 
Dies wurde jedoch von der Rechtsprechung in Bezug auf mens rea Delikte ausdrücklich 
abgelehnt.997 
                                                
992 Odyssey Re (London) Ltd. (formerly Sphere Drake Insurance Plc.) & Another v. O.I.C. Run-Off Ltd. 
(formerly Orion Insurance Co.Plc.), 13.03.2000 (unveröffentlicht). Zivilrechtlich: El Ajou v. Dollar Land 
Holdings Plc. Another [1994] 2 All E.R. 685. 
993 Vgl dazu auch die Formulierung in der oben zitierten Passage aus Meridian Global Funds: „One finds the 
answer to this question by applying the usual canons of interpretation, taking into account the language of the 
rule (if it is a statute) and its content and policy.” Wells hat das Urteil dennoch nur als Änderung der 
Identifikationstheorie bei Delikten des statute law angesehen, Wells, Developments, in Eser/Heine/Huber 
(Hrsg.), Criminal Responsibility 223. So auch ausdrücklich Attorney General’s Reference No 2 of 1999 [2000] 3 
All E.R. 182. 
994 Diese Unterscheidung wird von ihr als “contextual” und “functional approach” bezeichnet, Png, Corporate 
Liability: A Study in Principles of Attribution (2001) 67. 
995 Der Court of Appeal geht allerdings davon aus, dass die Entscheidung in Meridian Global Funds die 
Identifikationstheorie nicht in Frage stellt, sondern ganz im Gegenteil ihre Wichtigkeit bestätigt, siehe Attorney 
General’s Reference No 2 of 1999 [2000] 3 All E.R. 182. 
996 Dies wird unter dem Schlagwort aggregation angeführt und sollte insbesondere auch in Bezug auf die Schuld 
angewandt werden. 
997 R. v. H.M. Coroner for East Kent, ex parte Spooner [1989] 88 Cr App R 10. Aus diesem Grund wird von 
Smith und Hogan nicht ausgeschlossen, dass das aggregation principle bei Delikten, die negligence 
voraussetzen, angewandt werden könnte, Smith/Hogan, Criminal Law8 189. Dagegen aber Attorney General’s 
Reference No 2 of 1999 [2000] 3 All E.R. 182. 
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Im Urteil Seabord Offshore Ltd v. Secretary of State for Transport998 war eine juristische 
Person als Schiffseigentümer angeklagt, die gebotenen Vorkehrungen, die das sichere 
Funktionieren des Schiffs gewährleisten sollen, versäumt zu haben. Zwar wurde die 
Anwendung der vicarious liability vom House of Lords zur Begründung der Strafbarkeit 
abgelehnt;999 Gleichzeitig wurde als obiter dictum angemerkt, dass der Eigner und damit auch 
die juristische Person sich strafbar machen kann, wenn er es verabsäumt, ein System zu 
entwickeln, um das sichere Funktionieren des Schiffes zu sicherzustellen. Damit wurde zum 
ersten Mal angedeutet, dass die Strafbarkeit einer juristischen Person unter Umständen 
nicht unbedingt aus den strafbaren Handlungen eines einzelnen Individuums abgeleitet 
werden muss.1000 Dass es sich dabei tatsächlich um den Beginn eines neuen Wegs zur 
Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen handelt, muss aber bezweifelt werden, da 
es bis jetzt keine weiteren Entscheidungen in diese Richtung gegeben hat und dieses Urteil 
wohl nur eine Einzelfallentscheidung, die nicht speziell auf die Täterschaft von juristischen 
Personen abzielt, in Bezug auf ein spezifisches statute darstellt.1001 
e. Exkurs: Strafbarkeit juristischer Personen für manslaughter 
Im Folgenden soll die Entwicklung der Strafbarkeit juristischer Personen für das Delikt 
manslaughter nachgezeichnet werden, da damit auch die grundsätzliche Entwicklung der 
Strafbarkeit juristischer Personen im englischen Recht sowie der Identifikationstheorie 
sichtbar gemacht wird und vor allem die aktuellsten Neuerungen aufgezeigt werden können. 
 
Anerkennung der Strafbarkeit juristischer Personen für manslaughter 
Das Delikt manslaughter ist am ehesten mit der österreichischen „fahrlässigen Tötung“ zu 
vergleichen, da es die Grenze zieht zwischen den Todesfällen, die strafrechtlich vorwerfbar 
sind und jenen, die als bloßer Unfall einzustufen sind: Die common law Straftat manslaughter 
ist dann verwirklicht, wenn der Tod eines Menschen aus einem objektiv gefährlichen 
strafbaren Akt oder einem rechtskonformen Akt resultiert, der aber mit grober 
Fahrlässigkeit ausgeführt wird.1002 Während die Strafbarkeit juristischer Personen für 
                                                
998 [1994] 1 WLR 541. 
999 Es handelt sich dabei um ein Mischdelikt, für das mittlerweile die stellvertretende Verantwortlichkeit zur 
Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen weitgehend angewandt wird, siehe dazu gleich im Folgenden 
unter Punkt D. 
1000 Wells, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmen in England und Wales – Sich wandelnde 
Vorstellungen und Gesetzesreform, ZStW 107 (1995) 684. 
1001 Haeusermann, Der Verband als Straftäter 64 f. 
1002 Wells, 6 Criminal Law Forum (1995) 53. Auch die Definition von manslaughter hat sich im Lauf der Zeit 
geändert und wird in jedem der unten beschriebenen Reformvorschläge neben der Strafbarkeit juristischer 
Personen behandelt. 
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manslaughter wegen des dafür notwendigen Schuldelements (mens rea) im Urteil R v. Cory 
Brothers 1927 strikt abgelehnt wurde, war dies 1944 mit der Anerkennung der Strafbarkeit 
juristischer Personen für mens rea Delikte keineswegs mehr eindeutig.1003 Die Strafbarkeit 
juristischer Personen für manslaughter ist heute unumstritten;1004 Es sind allerdings bis 
2005 erst 7 Verurteilungen aufgrund dieses Delikts ergangen.1005 
 
Vorschläge zur Reformierung von manslaughter und der Identifikationstheorie 
Als im Zuge mehrerer Katastrophen die Strafbarkeit juristischer Personen für Tötungsdelikte 
immer mehr ins Blickfeld der Öffentlichkeit rückte und nach dem Kentern der Fähre Herald 
of Free Enterprise der Fährenbetreiber von der Begehung von manslaughter freigesprochen 
wurde,1006 wurde die Reform des manslaughter-Delikts in Hinblick auf die Strafbarkeit 
juristischer Personen zum zentralen Anliegen.1007 Der Prozess gegen den Fährenbetreiber 
hatte deutlich gemacht, dass die Anwendung der Identifikationstheorie oftmals nicht zur 
Verurteilung der juristischen Person führt, obwohl eine solche als richtig empfunden worden 
wäre.1008 
Erste offizielle Bemühungen wurden durch das 1994 veröffentliche Consultation Paper der 
Law Commission für England und Wales eingeleitet.1009 In einem Bericht von 1996 schlägt 
die Law Commission eine Strafbarkeitsregelung vor, bei der sich die juristische Person für 
corporate killing dann strafbar macht, wenn eine management failure die Ursache des 
                                                
1003 Vgl das Urteil R v. ICR Haulage, in dem in Bezug auf das Urteil R v. Cory Brothers bemerkt wurde: “It is 
sufficient in our judgment to say that, (...) if the matter came before the court today the result might well be 
different. As was pointed out by Hallett J, in the Kent & Sussex Contractors' case, at p 157 ([1944] 1 All ER, at 
p 125), this is a branch of the law to which the attitude of the court has in the passage of time undergone a 
process of development.” 
1004 Eindeutig bejaht in R. v. H.M. Coroner for East Kent, ex parte Spooner [1989] 88 Cr. App. R. 10. 
1005 Clarkson, Criminal Law Review 2005, 677. 
1006 Die Fähre war 1987 kurz vor dem Hafen von Zeebrugge deswegen gekentert, weil ein Hilfsarbeiter es 
verabsäumt hatte, die Bugklappen vor der Abfahrt zu schließen. Es starben fast 200 Menschen. Im Rahmen der 
Untersuchung wurde zwar im Gutachten von Richter Sheen ausdrücklich festgestellt, dass die gesamte 
Organisation an „krankhafter Schlampigkeit“ litt; Da aber keiner der controlling officers für das Kentern der 
Fähre strafrechtlich verantwortlich gemacht werden konnte, musste auch die juristische Person freigesprochen 
werden, Wells, ZStW 107 (1995) 684 f. 
1007 Nach diesem Freispruch wurde vehemente Kritik an der englischen Rechtslage laut, so etwa von Wells, 
Corporations: Culture, Risk and Criminal Liability, Criminal Law Review 1993, 551; Wells, The Decline and 
Rise of English Murder: Corporate Crime and Individual Responsibility, Criminal Law Review 1988, 788; 
Field/Jörg, Corporate Liability and Manslaughter: should we be going Dutch? Criminal Law Review 1991, 156. 
Dabei wurden auch die allgemeinen Prinzipien der Strafbarkeit juristischer Personen in Frage gestellt, vgl 
Power/Dowrick, Issues in corporate crime: An Introduction, Web Journal of Current Legal Issues (1998) Vol 2. 
1008 Wells, A New Offence, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 122 f: Ein zweites Problem 
war der Straftatbestand selbst, so dass auch dieser in die Reformvorschläge einbezogen wurde. 
1009 Law Commission, Consultation Paper on Involuntary Manslaughter, Consultation Paper n° 135 (1994). 
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Todes ist.1010 Darin zeigt sich deutlich, dass sich auch die Law Commission darüber im 
Klaren war, dass mit der starren alter ego Theorie und dem Abstellen auf das Handeln 
einzelner controlling officers nicht mehr adäquat auf aktuelle Organisationsformen der 
juristischen Personen reagiert werden kann.1011 Der Vorschlag führte jedoch zu keiner 
sofortigen Änderung der Rechtslage; Erst 2000 wurde von der Regierung ein Vorschlag 
zum selben Thema veröffentlicht, der im wesentlichen den Entwurf der Law Commission 
zum corporate killing übernahm, nur wenige Änderungen dazu vorsah und zu 150 
Stellungnahmen führte.1012 2005 wurde schließlich eine neue Version der Bestimmungen 
formuliert und als Gesetzesentwurf veröffentlicht.1013 
 
Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Act (2007) 
Ein kaum geänderter Gesetzesentwurf wurde am 20.07.2006 im Parlament eingebracht und 
ist am 26. Juli 2007 in Kraft getreten:1014 Eine juristische Person ist dann für den neuen 
Straftatbestand, der nunmehr als corporate manslaughter bezeichnet wird, verantwortlich, 
wenn sie gegenüber einer Person bestimmte Sicherungspflichten (duty of care) hat, die Art, 
wie die Aktivitäten der juristischen Person von ihren senior managers organisiert werden, 
diese Pflichten grob verletzt und den Tod der Person verursacht. Es ist somit nicht mehr der 
individuelle Schuldvorwurf einer Leitungsperson, der der juristischen Person zugerechnet 
wird; Stattdessen soll die juristische Person für ihre fehlerhafte Organisation 
verantwortlich gemacht werden.1015 Es wird allerdings keine gänzliche Loslösung von der 
Identifikationstheorie angestrebt, da nur auf das Verhalten der senior managers abgestellt 
wird.1016 
                                                
1010 Law Commission, Report n° 237 (1996). Vgl dazu auch Clause 4 Subsection 2a: “There is a management 
failure by the company if the way in which its activities are managed and organised fails to ensure the health 
and safety of persons employed in or affected by those activities”. Das vorgeschlagene Delikt wurde als 
corporate killing bezeichnet und sollte die Strafbarkeit juristischer Personen für andere Tötungsdelikte nach der 
alter ego Theorie nicht ausschließen. Vlg dazu auch Wells, Corporate killing (1997), 147 New Law Journal 
1467.  
1011 Dennoch war der Vorschlag der Law Commission detaillierter Kritik ausgesetzt, etwa von Wells, A New 
Offence, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 119; Wells, The Corporate Manslaughter 
Proposals: Pragmatism, Paradox and Peninsularity, Criminal Law Review 1996, 545. 
1012 Home Office, Reforming the Law (2000). 
1013 Home Office, Corporate Manslaughter (2005). 
1014 Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Act (2007). Das Gesetz gilt auch für Schottland, in dem 
die neu geschaffene Straftat corporate homicide heißen soll. Die zentralen Bestimmungen finden sich im 
Anhang. 
1015 Explanatory Note zur Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Bill (2006) Rz 15. 
1016 Wells spricht von einem „uneasy no man’s land“, vgl Wells, Corporate criminal responsibility, in Tully 
(Hrsg.), Research Handbook 155. Kritisch auch insbesondere in Bezug auf den Ausschluss der Strafbarkeit 
natürlicher Personen für das neue Delikt Pemberton, Moral indifference and corporate manslaughter: 
compromising safety in the name of profit? in Tully (Hrsg.), Research Handbook 190 f und Clarkson, Criminal 
Law Review 2005, 685. 
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Problematisch an dieser Entwicklung ist, dass sie sich nur auf einen einzigen 
Straftatbestand bezieht. Dies könnte zwar dazu führen, dass sich in der Folge auch die 
Strafbarkeit juristischer Personen für andere Delikte in diese Richtung entwickelt;1017 Es 
könnte allerdings auch sein, dass die Weiterentwicklung sich auf den einzelnen 
Straftatbestand beschränkt und die Strafbarkeit juristischer Personen ansonsten in ihrer alten 
Ausgestaltung verharrt.1018 
D. Abgrenzung des Anwendungsbereichs von Identifikationstheorie und 
vicarious liability 
a. Die Schwierigkeiten bei der Abgrenzung der Anwendungsbereiche 
Für diese Analyse ist die Frage, wann die alter ego Doktrin und wann die vicarious liability 
zur Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen anzuwenden ist, von zentraler 
Bedeutung. Dies ist deswegen nicht eindeutig zu beantworten, weil die Rechtsprechung sich 
auf Entscheidungen in Einzelfällen beschränkt, ohne klare, allgemeine 
Abgrenzungsprinzipien aufzustellen.1019 
Besondere Schwierigkeiten ergeben sich daraus, dass die vicarious liability früher als die alter 
ego Doktrin Eingang ins Strafrecht gefunden hat und es deswegen zahlreiche, meist ältere 
Urteile gibt, die verschiedene Interpretationen des Anwendungsbereichs der vicarious 
liability zulassen:1020 Bei den ersten Urteilen zur Strafbarkeit juristischer Personen handelte 
es sich um Delikte, die gesetzlich festgeschrieben waren, meist nicht den Nachweis eines 
Schuldelements erforderlich machten und nicht dem Kernstrafrecht, sondern eher den 
regulatory offences zuzurechnen waren.1021 Die großen Überschneidungen, die immer 
schon zwischen regulatory offences, statute law und der verschuldensunabhängigen 
Haftung (strict liability) existiert haben und immer noch existieren, erklären gut, wieso so 
viel Verwirrung in Bezug auf den Anwendungsbereich der stellvertretenden 
Verantwortlichkeit besteht. Die Rechtsprechung bezieht sich nur auf Einzelfälle in Bezug auf 
Delikte, die nicht immer unter alle der drei Kategorien fallen und die Gerichte erläutern nicht, 
                                                
1017 Wells, ZStW 107 (1995) 687. 
1018 Eine solche Kritik wird etwa geäußert bei Clarkson, Criminal Law Review 2005, 684. 
1019 Wells, ZStW 107 (1995) 682; Wells, A New Offence of Corporate Killing – the English Law Commission’s 
Proposals, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 121. Vgl zu den Schwierigkeiten einer 
Abgrenzung auch Leigh, The criminal liability 74 ff. 
1020 Dabei handelt es sich nicht nur um eine Frage der Strafbarkeit juristischer Personen, da diese immer dann 
eine stellvertretende Verantwortlichkeit trifft, wenn auch die natürliche Person als Geschäftsherr eine solche 
treffen könnte, siehe dazu gleich oben unter Punkt B. 
1021 Zu den ersten Entscheidungen siehe unter Punkt 2.2.4.2. Zur Bedeutung der regulatory offences siehe unter 
Punkt 4.6.2.4 C. 
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aus welchem Grund die vicarious liability zur Anwendung kommen soll. Aus diesem Grund 
wird die Abgrenzung des Anwendungsbereichs von vicarious liability und alter ego Theorie 
zum Teil eher auf die Unterscheidung verschuldensunabhängige Haftung und Delikte mit 
Schuldelementen, zum Teil eher auf die Gegenüberstellung von statute law und common 
law gestützt. Teilweise wird auch vertreten, dass die stellvertretende Verantwortlichkeit bei 
allen regulatory offences zur Anwendung kommt .1022  
b. Ansicht 1: Anwendung der vicarious liability ausnahmsweise im common 
law und je nach Interpretation des statutes 
Zahlreiche Autoren vertreten die Ansicht, dass die stellvertretende Verantwortlichkeit nur in 
Ausnahmefällen im common law zur Anwendung kommt,1023 im statute law aber immer 
dann, wenn es sich aus dem jeweiligen statute ergibt.1024 Dabei werden unterschiedliche 
Gesichtspunkte vorgeschlagen, nach denen beurteilt werden soll, ob ein Gesetz die 
stellvertretende Verantwortlichkeit juristischer Personen zulässt: 
 
• Allgemeine Interpretation des statutes 
Ob ein Gesetz zu einer strafrechtlichen Verantwortlichkeit der juristischen Person nach der 
vicarious liability führt, soll vom Gegenstand des statutes, den verwendeten Worten, der 
Natur der auferlegten Pflicht, der Person, der die Erfüllung der Verpflichtung auferlegt wird, 
der Person, die diese Verpflichtung normalerweise ausführt und der Person, die bei 
Nichterfüllung der Pflicht mit Strafe belegt wird, abhängen.1025 Zentraler Anhaltspunkt soll 
die Frage sein, ob das statute eine absolute Pflicht des Geschäftsherrn, von der er sich 
auch durch Delegation dieser nicht befreien kann, statuiert, so dass kein Schuldelement 
                                                
1022 So etwa Spencer, La responsabilité pénale dans l’entreprise en Angleterre, Revue de science criminelle et de 
droit pénal comparé 1997, 290. Diese Meinung wird in der Folge nicht näher dargestellt, weil sie eher selten 
vertreten wird. Wegen der zahlreichen Überschneidungen zwischen regulatory offences, statute law und 
verschuldensunabhängiger Haftung sind die verschiedenen Standpunkte weniger schwerwiegend. Zu den 
verschiedenen Deutungsmöglichkeiten des Verhältnisses von stellvertretender Verantwortlichkeit und 
Identifikationstheorie vgl Wells, Corporations2 99. 
1023 Public nuisances offences (Delikte gegen die öffentliche Ordnung) und criminal libel (Beleidigung einer 
Person/Verunglimpfung einer Religion, der Regierung oder der guten Sitten durch Schrift und Bild), vgl Willms, 
Die Strafbarkeit 31 ff. Dies geht auf einige Urteile im 19. Jahrhundert zurück, etwa Stephens (1886) LR 1 QB 
702, in dem der Besitzer einer Schankstätte verurteilt wurde, weil sein Angestellter verbotenerweise alkoholische 
Getränke ausgeschenkt hatte (public nuisance). Dabei handelte es sich (zumindest zum Zeitpunkt der Urteile) um 
Delikte mit verschuldensunabhängiger Haftung im common law, so dass insofern kein Unterschied zur zweiten 
Ansicht zur Abgrenzung der Anwendungsbereiche gegeben ist. Mittlerweile dürfte public nuisance jedoch als 
negligence Delikt einzustufen sein, Smith/Hogan, Criminal Law8 775. 
1024 Smith/Hogan, Criminal Law8 183; Law Commission, Report n° 237 (1996) para 6.10; Welsh, The Criminal 
Liability of Corporations, L.Q.R Vol. 62, Oct. 1946, 349. 
1025 Atkin J in Mousell Bros Ltd v London and North-Western Railway Co [1917] 2 KB 836, 845, wobei es sich 
um ein mens rea Delikt handelte, das in einem statute normiert war. 
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des Geschäftsherrn vorliegen muss.1026 Dies unterscheidet sich von der Frage, ob beim 
Verrichtungsgehilfen ein Schuldelement vorliegen muss und damit davon, ob es sich 
allgemein um Delikt mit verschuldensunabhängiger Haftung handelt.1027 In vielen Fällen 
werden allerdings Überschneidungen gegeben sein.1028 
 
• Verwendung bestimmter Verben 
Die vicarious liability soll zur Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen zur 
Anwendung kommen, wenn in einem statute bestimmte Verben wie „verkaufen“, 
„verwenden“ oder „besitzen“ verwendet werden, die eine solche Interpretation zulassen.1029 
In diesem Fall sind die Handlungen, die von einem Angestellten vorgenommen werden 
rechtlich als Handlungen des Geschäftsherrn zu beurteilen.1030 Dabei handelt es sich oftmals 
um regulatory offences mit verschuldensunabhängiger Haftung.1031 
 
• Delegation von Pflichten 
Die vicarious liability soll auch dann anwendbar sein, wenn jemand die Ausübung von 
Pflichten, die ihm durch ein statute auferlegt worden sind, an einen anderen 
delegiert.1032 Durch die Delegation könnte die Wirkung einer Bestimmung sonst völlig 
ausgehebelt werden.1033 
 
Der Anwendungsbereich der Identifikationstheorie soll immer dann gegeben sein, wenn 
die stellvertretende Verantwortlichkeit nicht zur Anwendung kommt.1034 Dies führt dazu, 
dass nach dieser Ansicht die Identifikationstheorie bei common law Delikten fast immer und 
auch bei Delikten des statute law oft zum Tragen kommt. Da die Delikte, für die eine 
vicarious liability in Frage kommt, sehr oft solche mit verschuldensunabhängiger Haftung 
sind, wird meist von einer grundsätzlichen Anwendbarkeit der alter ego Doktrin auf 
                                                
1026 Law Commission, Report n° 237 (1996) para 6.9. Die gleich im Folgenden beschriebenen Fälle 
(Verwendung bestimmter Verben und Delegation von Pflichten) könnten überhaupt nur als besondere 
Ausgestaltungen der allgemeinen Regel gesehen werden. 
1027 Willms, Die Strafbarkeit 36. 
1028 Willms, Die Strafbarkeit 36. 
1029 So etwa in Coppen v Moore [1898] 2 QB 306; Ashworth, Principles of Criminal Law3 118 f. 
1030 Smith/Hogan, Criminal Law8 179 ff. 
1031 Smith/Hogan, Criminal Law8 179 ff; Spencer, Revue de science criminelle et de droit pénal comparé 1997, 
294. 
1032 Etwa wenn ein statute die Verantwortlichkeit des Besitzers einer Liegenschaft oder von Räumlichkeiten 
normiert und der Besitzer die Verwaltung dieser an einen anderen delegiert, Ashworth, Principles of Criminal 
Law3 118 und Wells, Corporations2 98 f. 
1033 Smith/Hogan, Criminal Law8 177. 
1034 Law Commission, Report n° 237 (1996) para 6.27. 
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Delikte mit einem Schuldelement (mens rea) gesprochen.1035 Unter mens rea fällt neben 
intention (Entschluss, ein bestimmtes Resultat zu erzielen, unter Umständen reicht auch die 
hohe Wahrscheinlichkeit, dass es erzielt wird) auch recklessness (Gleichgültigkeit; Handeln 
trotz unvertretbaren Risikos des Eintritts einer schädlichen Folge).1036,1037 Ob auch negligence 
(Handeln, das einem objektiven Verhaltensstandard nicht genügt) zu den Ausgestaltungen der 
mens rea gezählt werden muss, wird unterschiedlich beurteilt.1038 
c. Ansicht 2: Unterscheidung in Delikte mit strict liability und Delikte mit 
mens rea 
Nach der zweiten Ansicht, die vor allem von Wells, Clarkson und Keating vertreten wird, 
bestimmt sich der Anwendungsbereich der vicarious liability und der Identifikationstheorie 
danach, ob es sich um ein Delikt mit verschuldensunabhängiger Haftung oder ein mens rea 
Delikt handelt. Dies wird teilweise dadurch begründet, dass die Tendenz vor 1944, vicarious 
liability auch über strict liability Delikte hinaus anzuwenden, durch die drei Urteile des Jahres 
1944 endgültig abgebrochen wurde.1039 Bei Delikten mit verschuldensunabhängiger 
Haftung (strict liability), bei denen keinerlei Schuldelement vorliegen muss, sollen 
juristische Personen nach der vicarious liability verantwortlich werden.1040 Die 
Identifikationstheorie soll immer dann zur Anwendung kommen, wenn es sich um mens 
rea Delikte handelt.1041,1042 
Die Aufteilung der Delikte in solche mit mens rea und solche mit verschuldensunabhängiger 
Verantwortlichkeit stößt allerdings dort an ihre Grenzen, wo es um hybride Delikte geht, bei 
denen zwar nicht der Nachweis eines Schuldelements erforderlich ist, sich der Beschuldigte 
jedoch rechtfertigen kann, indem er beweist, dass er die gebotene Sorgfalt zur 
Verhinderung des Deliktes eingehalten beziehungsweise alle vernünftigen Maßnahmen 
                                                
1035 Vgl beispielsweise Smith/Hogan, Criminal Law8 187. 
1036 Smith/Hogan, Criminal Law8 56 f und 64 ff. Mens rea ist immer dann Bestandteil eines Deliktes, wenn dies 
ausdrücklich statuiert wird. Wen das Gesetz dazu keine Auskunft gibt, wird die Notwendigkeit von mens rea 
vermutet, wenn es keine Gründe gibt, die das Gegenteil stützen, Png, Corporate Liability 61 f. 
1037 Teilweise wird auch knowledge zur mens rea gezählt, so etwa Wells, Corporate criminal responsibility, in 
Tully (Hrsg.), Research Handbook 149. 
1038 Smith/Hogan, Criminal Law8 56. Negligence ist ohnedies nur für die Delikte manslaughter und public 
nuisance notwendig, Smith/Hogan, Criminal Law8 95. Vgl aber gleich im Folgenden die Überlegungen zu 
hybriden Delikten. 
1039 Wells, Corporations2 100. 
1040 Wells, Corporations2 101; Clarkson/Keating, Criminal Law3 (1994) 231; So auch die Clauses 29 und 30 im 
Draft Criminal Code von 1989. 
1041 Clarkson/Keating, Criminal Law: Text and Materials3 232; Wells, Corporations2 101. 
1042 Als Ausnahme ist dann Mousell v. London and North Western Railway [1917] zu sehen, da in diesem Fall 
die vicarious liability auf ein mens rea Delikt angewandt wurde. Dieses Urteil kann durch die Unsicherheit in 
Bezug auf die Grenzen des Anwendungsbereichs der stellvertretenden Verantwortlichkeit erklärt werden. Es 
wurde außerdem vor den drei für die Identifikationstheorie grundlegenden Urteilen aus dem Jahr 1944 erlassen. 
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(due diligence) ergriffen hat.1043 Zur Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen für 
Mischdelikte wurde lange Zeit die alter ego Doktrin angewandt;1044 Seit Mitte der 1990er 
Jahre scheint die Rechtsprechung jedoch auf die Anwendung der stellvertretenden 
Verantwortlichkeit auf hybride Delikte umgeschwenkt zu sein.1045,1046 
d. Zusammenfassende Betrachtung 
Eine eindeutige Antwort lässt sich in Bezug auf die Abgrenzung der Anwendungsbereiche der 
beiden Zurechnungsmodelle nicht geben. Fest steht aber, dass die beiden dargestellten 
Ansichten zwar unterschiedliche Kriterien normieren, aber zu ähnlichen Ergebnissen führen: 
Während nach der ersten Ansicht, die vicarious liability im common law nur in Einzelfällen 
und im statute law immer dann angewandt werden kann, wenn sich dies aus der Interpretation 
des statute ergibt, soll sie nach der zweiten Ansicht auf alle Delikte mit 
verschuldensunabhängiger Verantwortung sowie Mischdelikte anwendbar sein. Dies führt im 
Ergebnis dazu, dass nach beiden Ansichten die Identifikationstheorie weitgehend für 
Straftatbestände mit Schuldelement (mens rea) herangezogen werden muss. Die vicarious 
liability ist tendenziell eher für gesetzlich normierte Delikte mit verschuldensunabhängiger 
Verantwortlichkeit, vor allem für regulatory offences, anwendbar.1047 
E. Konformität der englischen Rechtslage mit den internationalen Vorgaben 
a. Das anzuwendende Zurechnungsmodell: Identifikationstheorie oder 
vicarious liability? 
Bei allen in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Straftaten handelt es sich um 
relativ schwerwiegende „richtige“ Straftaten, so dass in den meisten Fällen Vorsatz, nur 
                                                
1043 Dazu gibt es unterschiedliche Formulierungen, mit denen aber ähnliches gemeint ist, Wells, Corporations2 
102. 
1044 So etwa auch in Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass [1972]. Zur Entwicklung in der Rechtsprechung vgl 
Wells, Corporate liability and Consumer Protection: Tesco v Natrass Revisited, Modern Law Review 57 (1994) 
817. 
1045 British Steel plc [1995] ICR 586; R v. Associated Octel [1996]; R v. Gateway Foodmarkets [1997]; Tesco 
Stores Ltd. v. London Borough of Brent [1993] 2 All ER 718. Bei fast allen Entscheidungen geht es um die 
Verletzung bestimmter Sicherheits- oder Gesundheitsstandards; Es handelt sich dabei um regulatory offences, 
was die Verwirrung noch größer macht, Wells, Corporate Manslaughter: A Cultural and Legal Form, 6 Criminal 
Law Forum (1995) 60. Clarkson und Keating scheinen diese Delikte unter negligence einreihen zu wollen, gehen 
aber ebenfalls von einer Anwendbarkeit der vicarious liability aus, vgl Clarkson/Keating, Criminal Law: Text 
and Materials3 231. 
1046 Da in den Urteilen oftmals keinerlei Hinweis auf die herangezogene Zurechnungstechnik gegeben wird, 
könnte man die neuere Rechtsprechung auch dahingehend interpretieren, dass nach der alter ego Theorie auch 
Handlungen von normalen Angestellten erfasst werden müssen, wenn sich dies aus dem Zweck der 
einschlägigen Bestimmung ergibt (so ähnlich wie in Meridian Global Funds, siehe dazu gleich oben unter Punkt 
C c). 
1047 Haeusermann, Der Verband als Straftäter 59. 
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vereinzelt Fahrlässigkeit vorliegen muss.1048 Im englischen Recht können sie deswegen 
überwiegend den klassischen mens rea Delikten zugeordnet werden;1049 Es handelt sich 
jedenfalls großteils nicht um Delikte mit verschuldensunabhängiger Haftung oder regulatory 
offences. Daraus ergibt sich relativ eindeutig, dass in Bezug auf fast alle vorgesehenen 
Delikte die alter ego Doktrin zur Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen 
herangezogen werden muss.1050 Da es sich oftmals um relativ neu eingeführte Straftaten 
handelt, werden diese vielfach in eigens dafür geschaffenen statutes geregelt.1051 
Die Frage, ob die englische Rechtslage den internationalen Vorgaben entspricht, hängt somit 
für einen Großteil der umzusetzenden Delikte davon ab, ob die alter ego Doktrin in ihrer 
jetzigen Ausgestaltung die beiden Anknüpfungsfälle des Zweiten Protokolls umsetzen kann. 
b. Umsetzung des ersten Anknüpfungsfalls des Zweiten Protokolls 
Im Rahmen des ersten Anknüpfungsfalls des Zweiten Protokolls soll die juristische Person für 
Straftaten ihrer Führungspersonen verantwortlich gemacht werden. Da die Aggregation 
einzelner Handlungen zur Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen von der 
englischen Rechtsprechung kategorisch abgelehnt wurde,1052 müssen nach der 
Identifikationstheorie alle Merkmale der Straftat und insbesondere das Schuldelement 
bei einer Person vorliegen, damit die juristische Person verantwortlich gemacht werden 
kann.1053 Dies entspricht den internationalen Vorgaben. 
Die zentrale Frage in Bezug auf die Konformität der englischen Rechtslage mit den 
internationalen Rechtsakten besteht aber darin, ob mit den controlling officers der alter ego 
Theorie die drei Ausgestaltungen der Führungsperson nach dem Zweiten Protokoll (Befugnis 
zur Vertretung der juristischen Person, die Befugnis, Entscheidungen in ihrem Namen zu 
treffen und Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person) erfasst werden können. 
 
Erfassung von Führungspersonen mit Vertretungsbefugnis 
Es ist gut möglich, dass nicht alle Personen, die eine Befugnis zur Vertretung der 
juristischen Person haben, von der klassischen alter ego Theorie, wie sie in Tesco 
                                                
1048 Siehe dazu die Liste der erfassten Delikte unter Punkt 4.6.1. 
1049 Etwa Menschenhandel in Chapter 19 Section 4 Asylum and Immigration Act 2004; Terrorismusfinanzierung 
Section 14 ff des Terrorism Act 2000; oder auch Korruption in Public Bodies Corrupt Practices Act 1889, 
Prevention of Corruption Act 1906, Prevention of Corruption Act 1916. 
1050 Zu den Ausnahmen siehe gleich unten unter Punkt d. 
1051 Vgl dazu beispielsweise die weiter oben angeführten Straftatbestände. Damit ist die Rechtsprechung zur 
Identifikationstheorie bei Straftaten des statute law (Meridian Global Funds) von besonderer Bedeutung. 
1052 Siehe dazu gleich oben unter Punkt C d (R. v. H.M. Coroner for East Kent, ex parte Spooner [1987] BCC 
636). 
1053 Haeusermann, Der Verband als Straftäter 61. Außerdem muss die Person im Rahmen ihrer Tätigkeit 
gehandelt haben, siehe dazu gleich oben unter Punkt C a. 
189 
Supermarkets Ltd v. Natrass ausgeführt wurde, erfasst werden, da sie nicht 
notwendigerweise dem kleinen Kreis der controlling officers angehören. Dies ist aber auch 
nicht notwendig, da nach den internationalen Vorgaben nur solche Personen erfasst werden 
müssen, die aufgrund ihrer Vertretungsbefugnis eine Führungsposition in der juristischen 
Person innehaben. Die Konformität mit den internationalen Vorgaben dürfte aber 
dennoch fraglich sein,1054 da - insbesondere bei großen Unternehmen - 
vertretungsberechtigte Personen, die nicht der allerhöchsten Führungsebene angehören, 
aber dennoch Führungsverantwortung besitzen, wohl nicht erfasst werden. Dies ergibt 
sich daraus, dass die Qualifizierung als controlling officer auch voraussetzt, dass die Person 
keiner anderen untergeordnet ist. 1055 
 
Eine gewisse Ausweitung des Täterkreises ist aber aufgrund der neueren Rechtsprechung 
gegeben: Die Weiterentwicklung der alter ego Theorie in Meridian Global Funds lässt 
vermuten, dass in manchen Fällen auch vertretungsbefugte Personen, die nicht zum 
engsten Führungsteam gehören, die Strafbarkeit der juristischen Person begründen 
können: In diesem Urteil wurden auch zwei weisungsgebundene Angestellte, die 
rechtswirksam für die juristischer Person handeln und Kaufgeschäfte abschließen konnten, als 
alter ego der juristischen Person anerkannt. Ob eine solch großzügige Interpretation möglich 
ist, hängt aber von der jeweiligen Bestimmung ab, so dass es sich dabei nicht um eine 
allgemein gültige Ausweitung des Täterkreises handelt. Der Zweck der Bestimmung wird 
aber nur dann die Einbeziehung einer vertretungsberechtigten Person erforderlich machen, 
wenn es sich um ein Delikt handelt, das insbesondere von einer solchen begangen werden 
kann.1056 Bei Straftaten, die keinen Zusammenhang mit der Vertretungsbefugnis haben 
                                                
1054 Dies ist deswegen schwer zu sagen, weil die internationalen Vorgaben keine konkreten Angaben dazu 
machen, wann eine Führungsposition vorliegt, vgl dazu unter Punkt 4.5.1.2 C. 
1055 Vgl in Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass die Ausführungen von Lord Reid (“But the board of directors may 
delegate some part of their functions of management giving to their delegate full discretion to act independently 
of instructions from them.”) und Viscount Dilhorne (“who is in actual control of the operations of a company or 
of part of them and who is not responsible to another person in the company for the manner in which he 
discharges his duties in the sense of being under his orders.”). So auch Stessens, International and Comparative 
Law Quarterly 43 (1994) 509; Leigh, The criminal liability of corporations and other groups: a comparative 
view, Michigan Law Review, Jun 1982, Vol.80, Iss. 7, 1514. 
1056 So handelte es sich etwa bei Meridian Global Funds um einen Verstoß gegen section 20(3) und (4)1 des 
New Zealand Securities Amendment Act 1988, nach dem jede Person, die eine Beteiligung an einem 
öffentlichen Unternehmen erwirbt, die einen bestimmten Prozentsatz übersteigt, dies dem Unternehmen und der 
Börse in Neuseeland anzeigen musste, sobald sie davon wusste oder hätte wissen müssen. Da Anteilskäufe nicht 
nur vom Vorstand, sondern auch von einigen einfachen Angestellten abgeschlossen werden konnten, entschied 
der Privy Council, dass auch deren Wissen vom Anteilserwerb der juristischen Person zugerechnet werden 
müsse, da ansonsten der Zweck der Bestimmung vereitelt werden würde. Der Privy Council ist für Rechtsmittel 
aus ehemaligen Kolonien und heutigen Commonwealth-Staaten zuständig, wenn in diesen Staaten der 
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(beispielsweise Geldfälschung), wird der Täterkreis Personen, die „nur“ vertretungsbefugt 
sind, nicht einschließen.1057 Es kann dennoch festgestellt werden, dass aufgrund der 
Rechtsprechung in Meridian Global Funds teilweise auch die Straftaten normaler 
Angestellter, die vertretungsberechtigt sind, der juristischen Person zugerechnet werden 
können, was von den internationalen Vorgaben nicht gefordert wird.1058 
 
Erfassung von Führungspersonen mit Entscheidungsbefugnis 
Die zweite Ausgestaltung der Führungsperson im Zweiten Protokoll dient dazu, faktische 
Leitungspersonen in die Regelung einzubeziehen. Gegen die Konformität der englischen 
Rechtslage mit dieser Vorgabe spricht die Tatsache, dass die Definitionsversuche des 
controlling officers teilweise auf die formelle Position der Personen abstellen.1059 Es gibt 
allerdings auch Hinweise, dass die Einbeziehung faktischer Leitungspersonen nach der 
alter ego Doktrin möglich sein soll:1060 So will etwa Viscount Dilhorne jene Personen als 
directing mind and will der juristischen Person erfassen, die die tatsächliche Kontrolle über 
die Aktivitäten der juristischen Person ausüben und niemandem untergeordnet sind.1061 Auch 
das Urteil Meridian Global Funds spricht dafür, dass auch das Handeln faktischer 
Leitungspersonen zur Strafbarkeitsbegründung herangezogen werden kann, allerdings nur 
dann, wenn sich dies aus der relevanten Bestimmung ergibt. Ob allerdings alle 
Führungspersonen, die zu Entscheidungen im Namen der juristischen Personen befugt sind, 
                                                                                                                                                   
Rechtsweg erschöpft ist. Er wendet englisches und nationales Recht an, schafft aber keine precedents für das 
Vereinigte Königreich, Heberer, ZfRV 2002, 59. 
1057 Ähnlich ist wohl auch Lord Reids Dictum zu beurteilen, dass auch Personen, denen Aufgaben vom Vorstand 
delegiert werden, zu controlling officers werden, da diese wiederum nur im Rahmen des übertragenen 
Wirkungskreises erfasst werden sollen. Eine weitere Einschränkung ergibt sich auch daraus, dass Meridian 
Global Funds wohl nur dann anwendbar ist, wenn eine Straftat in einem statute geregelt wird, siehe dazu gleich 
oben unter Punkt C c. 
1058 Ein solcher Fall wäre beispielsweise bei Korruptionsdelikten denkbar, wenn einzelne Mitarbeiter zu 
Vertragsverhandlungen und –abschlüssen im Namen der juristischen Person ermächtigt sind. 
1059 So hat etwa Lord Reid immer nur von directors, officers und Bevollmächtigten dieser gesprochen und Lord 
Diplock auf die Wichtigkeit der Gründungsurkunden und der Satzung zur Beurteilung der controlling officers 
hingewiesen, siehe dazu gleich oben unter Punkt C b. Aufgrund dieses Ausspruchs bezweifelt die Law 
Commission auch, dass bei unwirksamer Bestellung zum Geschäftsführer eine Person dennoch als controlling 
officer charakterisiert werden kann, Law Commission, Report n° 237 (1996) para 6.39. 
1060 Im Draft Criminal Code von 1989 wurde die Strafbarkeit juristischer Personen für Handlungen faktischer 
Leitungspersonen vorgesehen, Geeroms, Rev. internat. de droit comparé 1996, 551. 
1061 So in Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass, siehe dazu gleich oben unter Punkt C b. Auch das grundsätzliche 
Konzept der Identifikationstheorie würde dafür sprechen, dass Personen, die Entscheidungen im Namen der 
juristischen Person treffen können, ihre Strafbarkeit begründen können, da die Identifikationstheorie auf jene 
Personen abstellt, die der directing mind and will der juristischen Person sind und eben nicht auf die, die eine 
bloß formelle Stellung innehaben, so auch Stessens, International and Comparative Law Quarterly 43 (1994) 
509. Dies ändert jedoch nichts an der Tatsache, dass der Täterkreis der Identifikationstheorie in der einzigen 
Entscheidung, die sich ausführlich mit diesem auseinandersetzt (Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass), teilweise 
über die formelle Position der Personen präzisiert worden ist. 
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als controlling officers zu charakterisieren sind, bleibt mangels eindeutiger Entscheidungen 
offen. 
 
Erfassung von Führungspersonen mit Kontrollbefugnis 
Ob die dritte Ausgestaltung der Führungsperson nach dem Zweiten Protokoll durch die 
englische Rechtslage umgesetzt wird, ist fraglich. Die alter ego Theorie stellt die natürlichen 
Personen in den Mittelpunkt, die für die juristische Person handeln sowie grundlegende 
Entscheidungen treffen und weniger jene, denen bloße Kontrollaufgaben zukommen.1062 
Dies erklärt sich sicherlich auch durch das englische Gesellschaftsrecht, das keine Trennung 
in Vorstand und Aufsichtsrat, sondern nur ein board of directors kennt, dem Leitungs- und 
Kontrollfunktionen gleichermaßen zukommen.1063 Aus diesem Grund wird sich die fehlende 
Erfassung von Führungspersonen mit Kontrollbefugnissen in vielen Fällen als 
unproblematisch erweisen, da sie meist ohnedies (aufgrund ihrer anderen Befugnisse) 
controlling officers sein werden. Nur dort, wo bloße Kontrollorgane bestehen, würden diese 
nach der Identifikationstheorie wahrscheinlich nicht erfasst und deswegen den internationalen 
Vorgaben nicht Genüge getan.  
 
Abschließend lässt sich feststellen, dass die englische Rechtslage wohl keine der drei 
Ausgestaltungen der Führungsperson des Zweiten Protokolls vollständig umsetzt, auch 
wenn sich dies angesichts der spärlichen Begründungen in den einschlägigen 
Entscheidungen nur schwer feststellen lässt: In Bezug auf die vertretungsberechtigten 
Personen ist vor allem zu bemängeln, dass Personen, die nicht zur allerhöchsten 
Führungsebene gehören, meist nicht erfasst werden.1064 Personen, die die Befugnis zu 
Entscheidungen im Namen der juristischen Person besitzen, werden möglicherweise nicht 
erfasst, wenn es sich nur um faktische Leitungspersonen handelt; Bei Personen mit 
Kontrollbefugnis werden unter Umständen solche nicht zum Täterkreis gezählt, die 
                                                
1062 So beispielsweise Lord Reid in Tesco Supermarkets Ltd v. Natrass („who carry out functions of management 
and speak and act as the company“). Auch Viscount Dilhornes Definition des controlling officers ist kein 
Argument für die Einbeziehung von Personen mit Kontrollbefugnis in den Täterkreis, da mit dem Hinweis auf 
die Kontrolle über die Aktivitäten der juristischen Person eher die Kompetenzen zur Leitung der Aktivitäten als 
die Kontrolle dieser gemeint ist. 
1063 Willms, Die Strafbarkeit 16. 
1064 Ausnahmsweise können solche Personen aufgrund der Entscheidung Meridian Global Funds erfasst werden, 
wenn es sich aus der jeweiligen Bestimmung ergibt oder auch, wenn ihnen die Vertretungsbefugnis durch den 
Vorstand delegiert wurde. 
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ausschließlich über Kontrollbefugnisse, aber sonst über keine Leitungskompetenzen 
verfügen.1065 
c. Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls des Zweiten Protokolls 
Der zweite Anknüpfungsfall, der im Zweiten Protokoll normiert ist, stellt auf die Begehung 
einer Straftat durch einen Untergebenen bei mangelnder Kontrolle durch die Führungsperson 
ab. Eine Strafbarkeit der juristischen Person nach englischem Recht kann zwar auch dann 
vorliegen, wenn ein controlling officer an der Straftat als Anstifter oder Beitragstäter 
beteiligt ist;1066 Dies erfüllt aber nicht die internationalen Vorgaben, bei denen zur 
Begründung der Strafbarkeit die mangelnde Überwachung durch die Führungsperson 
ausreicht.1067 Aufgrund des Urteils Meridian Global Funds kann der Täterkreis über den 
engsten Kreis der Leitungspersonen ausgeweitet werden, wenn sich dies aus der einschlägigen 
Bestimmung ergibt. Auch dies führt jedoch nur in Ausnahmefällen dazu, dass die 
Strafbarkeit der juristischen Personen nach der Identifikationstheorie für Delikte ihrer 
einfachen Angestellten gegeben ist. Es muss somit festgestellt werden, dass der zweite 
Anknüpfungsfall, den die internationalen Rechtsakte vorgeben, im englischen Recht bei 
Anwendung der Identifikationstheorie gänzlich unberücksichtigt bleibt. 
d. Umsetzung der beiden Anknüpfungsfälle bei Anwendbarkeit der vicarious 
liability 
Sollten einzelne Straftaten, die in den internationalen Rechtsakten vorgesehen sind, nicht in 
den Anwendungsbereich der Identifikationstheorie fallen, dann muss die Kompatibilität der 
englischen Rechtslage mit den internationalen Vorgaben für diese separat beurteilt werden. 
Dies könnte insbesondere im Bereich des Umweltschutzes der Fall sein, da Umweltstraftaten 
im englischen Recht oftmals als Delikte mit verschuldensunabhängiger Haftung oder als 
Mischdelikte statuiert werden.1068 Kommt die stellvertretende Verantwortlichkeit zur 
Anwendung, wird die juristische Person für Handlungen aller ihrer Angestellten strafbar, 
ohne dass zusätzliche Zurechungskriterien vorliegen müssen oder eine Führungsperson 
involviert sein muss. Die Strafbarkeitsbegründung nach der vicarious liability geht somit 
                                                
1065 Fraglich ist aber, ob eine solche Konstellation in juristischen Personen nach englischem Recht überhaupt 
auftreten wird. 
1066 Siehe dazu gleich im Folgenden unter Punkt F. 
1067 Nur wenn in einzelnen Delikten die mangelnde Überwachung der Untergebenen (etwa in Bezug auf 
Sicherheitsstandards) ausdrücklich unter Strafe gestellt wird, könnte dies die Strafbarkeit der juristischen Person 
nach sich ziehen. 
1068 So wurde etwa eine juristische Person in der Entscheidung National Rivers Authority v. Alfred McAlpine 
Homes East Ltd. [1994] 4 All E.R. 286 wegen der Verschmutzung eines Flusses (Verstoß gegen Water 
Resources Act 1991 als Delikt mit verschuldensunabhängiger Haftung) aufgrund der stellvertretenden 
Verantwortlichkeit verurteilt. 
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weit über die internationalen Vorgaben hinaus, da sie zu einer umfassenden Strafbarkeit 
der juristischen Person für die Handlungen aller Angestellten führt. Sie wird allerdings nur 
für eine sehr kleine Anzahl an umzusetzenden Delikten von Bedeutung sein. 
F. Formen der Tatbegehung: Anstiftung, Beihilfe, Versuch 
 Sowohl Anstiftung als auch Beihilfe zur Begehung von Straftaten sind unter Strafe 
gestellt.1069 Der Versuch ist nur bei indictable offences strafbar, also solchen, die 
schwerwiegender sind und deswegen vor einem Geschworenengericht (jury) verhandelt 
werden.1070 In allen Fällen ist mens rea nötig, damit das Delikt verwirklicht wird;1071 Aus 
diesem Grund können juristische Personen wohl nur wegen der Beihilfe, Anstiftung oder 
versuchten Tatbegehung eines ihrer controlling officers strafbar werden.1072 Dass die 
Strafbarkeit von Beihilfe, Anstiftung und Versuch für alle Delikte vorgesehen ist, entspricht 
den internationalen Vorgaben;1073 Dies ist unabhängig davon zu beurteilen, ob die 
Identifikationstheorie Probleme in Bezug auf die Konformität mit den internationalen 
Rechtsakten aufwirft. 
G. Ergebnis 
Im englischen Recht stehen zwei verschiedene Zurechnungsmodelle zur Begründung der 
Strafbarkeit juristischer Personen zur Verfügung. Während nach der vicarious liability die 
Straftaten jedes für sie Handelnden die Strafbarkeit der juristischen Person begründen können, 
erfasst die Identifikationstheorie nur die Straftaten eines kleinen Kreises an 
Führungspersonen (controlling officers), der in einigen neueren Urteilen etwas ausgeweitet 
wurde. Für die in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Delikte ist vor allem die 
Identifikationstheorie von Bedeutung, so dass der erste Anknüpfungsfall wohl nicht 
vollständig und der zweite überhaupt nicht umgesetzt wird. Nur in Bezug auf die wenigen 
Delikte, für die die vicarious liability anwendbar sein könnte, wird den internationalen 
Vorgaben Genüge getan; Sie werden sogar übererfüllt. 
                                                
1069 Vgl Accessories and Abettors Act 1861 (geändert durch Criminal Law Act 1977); Anstiftung (incitement) ist 
ein common law Delikt, Smith/Hogan, Criminal Law8 273. 
1070 Vgl Criminal Attempts Act 1981. In einzelnen statutes kann die Strafbarkeit des Versuchs für eine indictable 
offence noch einmal wiederholt oder der Versuch einer summary offence unter Strafe gestellt werden. 
1071 Smith/Hogan, Criminal Law8 127,  276 und 314. 
1072 Zur Abgrenzung des Anwendungsbereichs von Identifikationstheorie und vicarious liability siehe gleich 
oben unter Punkt D. Eine stellvertretende Verantwortlichkeit für Handlungen eines Beitragstäters soll jedenfalls 
ausgeschlossen sein, so Smith/Hogan, Criminal Law8 127.  
1073 Da in den internationalen Rechtsakten nur schwerwiegende Straftaten vorgesehen werden, ist die 
Einschränkung der Versuchsstrafbarkeit wohl nur von untergeordneter Bedeutung. 
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4.5.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Die Analyse der Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit juristischer Personen stellt das 
Herzstück der Arbeit dar. Dabei hat sich gezeigt, dass alle Länder ein Zurechnungsmodell 
einsetzen und nur vereinzelt zaghafte Schritte in Richtung eines Modells einer originären 
Verantwortlichkeit juristischer Personen gemacht werden.1074 So sieht das österreichische 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz im Rahmen des zweiten Anknüpfungsfalls vor, dass bei 
Fahrlässigkeitsdelikten auch das Zusammenwirken mehrerer Mitarbeiter ausreichend ist und 
nur eine objektive Sorgfaltswidrigkeit dieser vorliegen muss, weil die Verantwortlichkeit des 
Verbandes eher wegen des Sorgfaltsverstoßs von Entscheidungsträgern und weniger wegen 
der konkreten Tat begründet werden soll.  
Die Bevorzugung des Zurechnungsmodells und damit das Festhalten an der starren 
Zurechnung des Verhaltens einzelner Personen zeigen deutlich, wie schwer sich 
Strafrechtssysteme, die auf dem Kriterium der persönlichen Schuld aufgebaut sind, mit der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen tun. Auch wenn eine entsprechende Regelung aus 
pragmatischen Gründen eingeführt wird, führt dies meist nicht zu einer völligen 
Systemänderung; Vielmehr wird versucht, die Verantwortlichkeit juristischer Personen in das 
bestehende System einzufügen, ohne größere Neuerungen zuzulassen.1075 
 
Keine einzige der analysierten Rechtsordnungen erfüllt die Vorgaben der 
internationalen Rechtsakte vollkommen, wobei die Defizite unterschiedlich sind und sich 
aus den Eigenarten der nationalen Regelungen ergeben.1076 Auffallend ist aber, dass vor 
allem der zweite Anknüpfungsfall (Begehung einer Straftat durch eine unterstellte Person 
bei mangelnder Kontrolle durch die Führungsperson) meist nicht oder nicht vollständig 
umgesetzt wird (mit Ausnahme von Österreich). Dies lässt sich dadurch erklären, dass nur 
das österreichische Verbandsverantwortlichkeitsgesetz nach der Vorlage des Zweiten 
Protokolls geschaffen wurde und die Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls in den 
anderen analysierten Rechtsordnungen stark davon abhängt, ob ein 
„Aufsichtspflichtverletzungsdelikt“ für natürliche Personen vorliegt, welches dann auch auf 
juristische Personen angewendet werden kann. 
 
                                                
1074 Zum Zurechnungsmodell und dem Modell einer originären Verantwortlichkeit, vgl oben unter Punkt 1.2.3.1. 
1075 So etwa Ashworth in Bezug auf die englische Rechtslage, Ashworth, Principles of Criminal Law3 117. 
1076 Vgl dazu genauer den jeweiligen Ergebnisteil nach der Analyse der nationalen Bestimmungen. 
195 
Das österreichische Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, das vor allem zur Umsetzung der 
internationalen Vorgaben eingeführt wurde, orientiert sich sehr stark an diesen.1077 Dies 
führt dazu, dass – im Gegensatz zu den anderen analysierten Ländern - in Bezug auf die 
Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit fast alle internationalen Vorgaben erfüllt werden, 
aber kaum über diese hinausgegangen wird. 
Die deutsche und die französische Rechtslage weisen vor allem Mängel in Bezug auf die 
Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls auf: Die deutschen 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen bestanden bereits Jahre, bevor 
die einschlägigen internationalen Rechtsakte erlassen wurden. Sie wurden zwar geändert, um 
sie an die internationalen Vorgaben anzupassen;1078 Die Konformität mit diesen ist aber vor 
allem in Bezug auf den zweiten Anknüpfungsfall zu bezweifeln, da er sich aus einer 
komplizierten Verknüpfung der §§ 30, 130 und 9 OWiG ergibt und weder § 130 noch § 9 
OWiG genau auf die Verantwortlichkeit juristischer Personen zugeschnitten ist. 
Die französische Strafbarkeitsbestimmung für juristische Personen ist nur knapp gefasst; 
Die Konformität der Verantwortlichkeitsvoraussetzungen mit den internationalen Vorgaben 
ist deswegen teilweise nur aufgrund von Prinzipien, die in der Rechtsprechung entwickelt 
wurden, sichergestellt. Der zweite Anknüpfungsfall wird derzeit im französischen Recht 
überhaupt nicht berücksichtigt; Dies könnte sich aber bei Anwendung eines weiteren von der 
Rechtsprechung entwickelten Prinzips (Strafbarkeit der Aufsichtspflichtverletzungen von 
Unternehmensleitern) auf die Strafbarkeit juristischer Personen ändern. Dazu liegen aber 
derzeit noch keine Entscheidungen vor. 
 
Die englische Rechtslage weist in Bezug auf die Umsetzung der internationalen Vorgaben zu 
den Verantwortlichkeitsvoraussetzungen die gravierendsten Mängel auf; Sie ist das vorläufige 
Ende einer Entwicklung, die im 19. Jahrhundert ihren Ursprung hat, und basiert auf einzelnen 
Urteilen. Dies erklärt einerseits, dass es zu vielen Fragen (Täterkreis der 
Identifikationstheorie, Abgrenzung des Anwendungsbereichs von Identifikationstheorie und 
vicarious liability) unterschiedliche Auffassungen gibt. Andererseits wird dadurch 
verständlich, dass die englische Rechtslage nicht den internationalen Vorgaben entspricht.1079 
Um die Konformität mit den internationalen Vorgaben herzustellen, müsste sich entweder die 
                                                
1077 Auch die Regierungsvorlage zum VbVG bezieht sich oft auf die internationalen Vorgaben. 
1078 Vgl dazu oben unter Punkt 4.5.2.2 C a. 
1079 Derzeit können corporations in Bezug auf die umzusetzenden Delikte aufgrund der Identifikationstheorie 
nur für die Straftaten eines sehr eingeschränkten Kreises an Führungspersonen (controlling officers) strafbar 
werden; Der zweite Anknüpfungsfall bleibt gänzlich unberücksichtigt. 
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Rechtsprechung in Richtung einer Ausweitung des Täterkreises der Identifikationstheorie 
oder einer Ausweitung der Anwendbarkeit der vicarious liability entwickeln oder es müssten 
entsprechende Änderungen durch statutes eingeführt werden. Da sich der Gesetzgeber schon 
seit längerem nur mit der Strafbarkeit juristischer Personen für ein einzelnes Delikt 
(manslaughter) beschäftigt, ist das wenig wahrscheinlich. Es könnte aber auch sein, dass eine 
entsprechende gesetzliche Regelung einen Anstoß für eine generelle Änderung geben könnte. 
4.6. Analyse der erfassten Delikte 
4.6.1. Internationale Vorgaben 
Die internationalen Rechtsakte enthalten niemals eine Verpflichtung zur Einführung einer 
generellen Verantwortlichkeit juristischer Personen, sondern sehen diese nur für einzelne, 
teilweise sehr spezielle Straftatbestände vor.1080 Aufgrund der Zahl internationaler 
Vorgaben, die auch weiterhin ungebremst ansteigt, ist die Notwendigkeit gegeben, für sehr 
viele, sehr unterschiedliche Delikte die Verantwortlichkeit juristischer Personen einzuführen. 
Es ist nämlich nicht, wie man annehmen könnte, eine Beschränkung auf das 
Wirtschaftsstrafrecht gegeben, sondern die einzelnen Rechtsakte beschäftigen sich mit den 
unterschiedlichsten Bereichen. Die folgende Aufzählung illustriert die Vielzahl und Vielfalt 
an Straftatbeständen, für die eine Verantwortlichkeit juristischer Personen vorgesehen 
werden muss: 
- Vermögensdelikte wie Diebstahl, Betrug, Hehlerei, Geldwäsche, Untreue; 
- Korruptionsdelikte wie Bestechung, missbräuchliche Einflussnahme, 
Geschenkannahme durch Machthaber; 
- Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung; 
- Straftaten im Zusammenhang mit Geldfälschung und Zahlungsinstrumenten wie 
Inumlaufbringen von falschem Geld oder betrügerische Verwendung 
widerrechtlich angeeigneter Zahlungsinstrumente; 
- Terroristische Straftaten wie die Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung, 
Training für Terrorismus oder Terrorismusfinanzierung; 
- Menschenhandel; 
- Hilfe zur unerlaubten Ein- oder Durchreise oder zum unerlaubten Aufenthalt; 
                                                
1080 Die internationalen Rechtsakte beziehen sich stets auf eine bestimmte Gruppe von Straftatbeständen; Die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen ist dann nur eine der Regelungen, die in Bezug auf diese 
Straftatbestände getroffen wird. 
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- Straftatbestände der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der 
Kinderpornographie; 
- Straftaten in Verbindung mit illegalem Handel mit Drogen und Grundstoffen wie 
das Herstellen von Drogen oder das Verteilen von Grundstoffen zur illegalen 
Erzeugung von Drogen; 
- Straftaten im Zusammenhang mit Computer- oder Informationssystemen wie der 
rechtswidriger Zugang zu einem Computersystem oder der rechtswidrige Eingriff 
in Daten; 
- Straftaten in Zusammenhang mit Verletzungen des Urheberrechts und verwandter 
Schutzrechte; 
- Umweltstraftaten wie die Emission von gefährlichen Substanzen oder die 
Einleitung von Schadstoffen ins Meer; 
- Behinderung der Justiz. 
 
Mittlerweile ist aufgrund der internationalen Verpflichtungen die Verantwortlichkeit 
juristischer Personen für etwa 100 Straftatbestände vorzusehen und es ist damit zu rechnen, 
dass in Zukunft weitere Delikte dazukommen werden.1081 Aus diesem Grund ist es von 
besonderem Interesse zu analysieren, wie die nationalen Gesetzgeber auf die ständig 
zunehmende Zahl an zu erfassenden Delikten reagieren. In vielen Fällen wird wohl eine 
allgemeine Verantwortlichkeit von juristischen Personen für sämtliche Straftatbestände zu 
finden sein. Werden nur jene Delikte erfasst, für die eine Verantwortlichkeit juristischer 
Personen aufgrund der zu diesem Zeitpunkt bestehenden internationalen Verpflichtungen 
vorgesehen werden muss, müssten die nationalen Rechtsvorschriften ständig an die 






                                                
1081 RV 994 BlgNR 22. GP 6 f. (Allgemeiner Teil, A. 3). Aufgrund der Vielzahl an zu erfassenden Delikten und 
da es sich dabei nicht um ein spezifisches Problem der Verantwortlichkeit juristischer Personen handelt, wird die 
inhaltliche Umsetzung der einzelnen Straftatbestände in nationales Recht nicht separat überprüft. 
1082 Vgl dazu Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 18. Vgl auch die Entwicklung der Verantwortlichkeit 
juristischer Personen in Frankreich unter Punkt 4.6.2.3. 
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4.6.2. Analyse der Länder 
4.6.2.1. Österreich 
A. Gerichtliche Straftatbestände 
Die Verbandsverantwortlichkeit ist auf alle gerichtlichen Straftatbestände anzuwenden (§ 1 
Abs 1 VbVG). Darunter fallen alle Delikte des Besonderen Teils des StGB, der 
Nebengesetze1083 sowie landesgesetzlich vorgesehene gerichtliche Straftatbestände.1084 
Die Regierungsvorlage zum VbVG weist auch darauf hin, dass es nicht darauf ankommt, ob 
in Bezug auf manche Straftatbestände eine Verantwortlichkeit von Verbänden nicht in 
Betracht kommt, da dann in der Praxis einfach keine Fälle auftreten würden.1085 Mit der 
generellen Verantwortlichkeit von Verbänden für gerichtliche Straftatbestände werden alle 
Delikte erfasst, die nach den internationalen Vorgaben in die Verbandsverantwortlichkeit 
einbezogen werden müssen und in Österreich im gerichtlichen Strafrecht verankert sind. 
B. Verwaltungsstraftaten 
In der österreichischen Rechtsordnung wird derzeit keine generelle Verantwortlichkeit 
juristischer Personen für Verwaltungsstraftaten vorgesehen; Dies ist aber momentan 
unerheblich, weil in den internationalen Rechtsakten – soweit ersichtlich - keine 
Straftatbestände angeführt werden, die in Österreich im Verwaltungsstrafrecht geregelt 
werden (sollen).1086 Sobald aber in den internationalen Rechtsakte vorgesehene Delikte im 
österreichischen Verwaltungsstrafrecht umgesetzt werden, was in absehbarer Zeit der Fall 
sein könnte,1087 müsste eine Verantwortlichkeit juristischer Personen für (zumindest diese) 
Verwaltungsstraftaten vorgesehen werden.1088 
                                                
1083 Dabei handelt es sich beispielsweise um das Suchtmittelgesetz oder das Waffengesetz. 
1084 Da das gerichtliche Strafrechtswesen Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung ist (Art 10 Abs 1 Z 6 
B-VG) , sind gerichtliche Strafbestimmungen in Landesgesetzen nur vereinzelt möglich (nach Art 15 Abs 9 B-
VG), vgl Fuchs, Strafrecht6 25. 
1085 RV 994 BlgNR 22. GP 16 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 1. Abschnitt, § 1 Ziffer 2). 
1086 In Bezug auf Straftatbestände im Umweltrecht hatte Österreich ausdrücklich erklärt, diese im 
Verwaltungsstrafrecht regeln zu wollen (vgl den Anhang zum Rahmenbeschluss über den Schutz der Umwelt 
durch Strafrecht). Der einschlägige Rahmenbeschluss wurde jedoch für nichtig erklärt, so dass nunmehr keine 
Delikte bestehen, die in Österreich verwaltungsstrafrechtlich umgesetzt werden (sollen) und für die eine 
Verantwortlichkeit juristischer Personen vorgesehen werden muss (vgl aber gleich im Folgenden die 
Ausführungen zu Finanzvergehen). 
1087 Dies ergibt sich daraus, dass der oben erwähnte, für nichtig erklärte Rahmenbeschluss über den Schutz der 
Umwelt durch Strafrecht durch eine fast gleichlautende Richtlinie ersetzt werden soll (KOM/2007/0051 endg.). 
1088 Ein Verzicht auf eine Verbandsverantwortlichkeit für Verwaltungsstraftaten sei ohnedies nicht sachgerecht, 
so Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 260. 
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Einen Sonderfall stellt aber die Anwendung der Verbandsverantwortlichkeit auf alle, auch 
auf von der Finanzstrafbehörde zu ahndende Finanzvergehen dar, da damit eine 
verwaltungsstrafrechtliche Verantwortlichkeit von Verbänden begründet wird.1089 Die 
Einbeziehung bestimmter gerichtlich wie verwaltungsbehördlich zu ahndender 
Finanzvergehen in die Verbandsverantwortlichkeit ist aufgrund der internationalen 
Rechtsakte notwendig: Im Zweiten Protokoll ist die Verantwortlichkeit von juristischen 
Personen für Betrugsfälle im Sinne des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften normiert, was teilweise durch (gerichtlich sowie 
verwaltungsbehördlich zu ahndende) Finanzvergehen umgesetzt wird.1090 Die Einbeziehung 
von fahrlässig begangenen Finanzvergehen und Finanzordnungswidrigkeiten wäre aber in 
Bezug auf die internationalen Vorgaben nicht vonnöten, die nur vorsätzliche Delikte in 
diesem Bereich vorsehen.1091 
Abschließend kann festgestellt werden, dass durch die Normierung einer generellen 
Verantwortlichkeit von Verbänden für alle gerichtlichen Straftaten und alle Finanzvergehen, 
grundsätzlich alle von den internationalen Rechtsakten vorgegebenen Delikte erfasst 
werden;1092 Sollten aber solche in Zukunft im österreichischem Verwaltungsstrafrecht 
umgesetzt werden, müsste die Verbandsverantwortlichkeit zumindest auch auf diese 
Verwaltungsstraftaten ausgedehnt werden. 
4.6.2.2. Deutschland 
Eine Geldbuße kann grundsätzlich gegen eine juristische Person oder Personenvereinigung 
wegen jeder Straftat oder Ordnungswidrigkeit, die eine der in § 30 Abs 1 Nr. 1 bis 5 
OWiG aufgezählten Personen oder ein Untergebener bei Aufsichtspflichtverletzung dieser 
                                                
1089 Siehe dazu genauer oben unter Punkt 4.2.2.1 C. 
1090 So ausdrücklich RV (zum Abgabenänderungsgesetz 2005) 1187 BlgNR 22. GP 5 f. Vgl auch den 
Betrugstatbestand in Art 1 Abs 1 des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften: Die ausgabenseitigen Betrugshandlungen werden durch gerichtliche 
Straftatbestände (etwa § 146 StGB) und § 7 AEG (Finanzstraftatbestand) erfasst, die einnahmenseitigen 
Betrugshandlungen durch § 35 Abs 1 bis 3 FinStrG erfasst (vgl RV zum Übereinkommen 1553 BlgNR XX. GP, 
16). Die Zuständigkeitsaufteilung zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden im Finanzstrafrecht richtet sich 
dann nach der Höhe des strafbestimmenden Wertbetrages (vgl dazu § 53 FinStrG). 
1091 Huber, Der Aufsichtsrat und das neue Unternehmensstrafrecht Teil I – die neue Rechtslage im Überblick, 
Aufsichtsrat aktuell 1/2006, 7; Kert, Verbandsverantwortlichkeit, in Leitner (Hrsg.), Finanzstrafrecht 2006, 14. 
Es wäre genauso möglich gewesen, die Verbandsverantwortlichkeit nicht für alle vorsätzlichen Finanzvergehen, 
sondern nur für die in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Delikte einzuführen, so Plückhahn, 
Anmerkungen zu Kert, Verbandsverantwortlichkeit und Finanzstrafrecht, in Leitner (Hrsg.), Finanzstrafrecht 
2006, 43. 
1092 Die ordnungsgemäße Umsetzung aller in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Delikte wird 
aufgrund ihrer großen Zahl nicht überprüft; Es handelt sich dabei nicht um ein spezielles Problem der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen. 
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Personen begangen hat, verhängt werden.1093 Da die internationalen Rechtsakte ausschließlich 
Straftatbestände vorsehen, die im deutschen Rechtssystem entweder im Kriminalstraf- oder 
im Ordnungswidrigkeitenrecht umgesetzt werden können, ist eine Generalklausel, die das 
gesamte Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht umfasst, vollkommen ausreichend. 
Dabei kommt sicherlich dem Strafrecht in Anbetracht der Schwere der umzusetzenden 
Delikte größere Bedeutung zu. Es würde allerdings den Rahmen der Untersuchung sprengen, 
die ordnungsgemäße Umsetzung jedes der etwa 100 vorgesehenen Straftatbestände in das 
deutsche Recht zu überprüfen.1094 
Eine Einschränkung ergibt sich aber aufgrund der Ausgestaltung von § 130 OWiG: 
Allgemeindelikte, die durch einen Untergebenen begangen werden, können nur 
eingeschränkt (nach der herrschenden Meinung nur bei Vorliegen eines betrieblichen 
Zusammenhangs) zu einer Verantwortlichkeit von JP oder PV führen.1095 Im Rahmen des 
zweiten Anknüpfungsfalls werden somit Allgemeindelikte nicht in jedem Fall erfasst, was mit 
den internationalen Rechtsakten nicht zu vereinbaren ist.1096 
4.6.2.3. Frankreich 
Die gravierendste Änderung des Art 121-2 CP seit seinem Inkrafttreten im Jahr 1994 hat sich 
in Bezug auf die Delikte, für die eine juristische Personen strafbar gemacht werden kann, 
ergeben. 
A. Ursprüngliche Fassung von Art 121-2 CP 
In der ursprünglichen Fassung der Bestimmung war das Spezialitätsprinzip verankert, nach 
dem die juristische Person nur für Delikte strafbar ist, für die dies ausdrücklich, in Gesetz 
oder Verordnung, vorgesehen wird.1097 Es musste somit für jedes Delikt einzeln geregelt 
werden, ob es eine Strafbarkeit juristischer Personen begründen sollte. Dabei sah es die 
Rechtsprechung nicht als ausreichend an, dass ein Tatbestand „jede Person“ als Urheber der 
                                                
1093 Eine Einschränkung auf bestimmte Tatbestände des Nebenstrafrechts (z.B. im wirtschaftlichen Gebiet) wäre 
nicht sachgerecht, so Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 24. 
1094 In den internationalen Rechtsakten wird stets die generelle Einführung bestimmter Straftatbestände verlangt 
und erst anschließend normiert, dass auch juristische Personen für diese verantwortlich gemacht werden sollen. 
Die Umsetzung der Straftatbestände ist somit keine auf die Verantwortlichkeit juristischer Personen beschränkte 
Vorgabe. 
1095 Dies deswegen, weil die Aufsichtspflichtverletzung nur bei Zuwiderhandlungen gegen Pflichten, die den 
Inhaber als solchen treffen, geahndet wird. Siehe dazu oben unter Punkt 4.5.2.2 D b. 
1096 Dies ist deswegen besonders gravierend, weil die meisten Delikte, die in den internationalen Rechtsakten 
vorgegeben sind, Allgemeindelikte sind (d.h. nicht auf einen bestimmten Personenkreis zugeschnitten sind). Vgl 
dazu die Aufzählung unter Punkt 4.6.1. 
1097 Ursprüngliche Fassung des Art 121-2 CP: «les personnes morales (…) sont responsables pénalement (…) 
dans les cas prévus par la loi ou le règlement.» 
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Straftat bezeichnete.1098 Das Spezialitätsprinzip war nicht - wie teilweise behauptet - dadurch 
gerechtfertigt, dass manche Delikte nicht auf juristische Personen anwendbar wären, weil 
gerade auch für solcherart umstrittene Delikte ihre Anwendbarkeit auf juristische Personen 
statuiert wurde.1099 
B. Ausdehnung der erfassten Straftatbestände 
Während bei ihrer Einführung die Strafbarkeit juristischer Personen fast ausschließlich für 
Straftatbestände im Code pénal selbst vorgesehen wurde, wurde die Anwendbarkeit der 
Strafbarkeitsbestimmung in den darauf folgenden Jahren vor allem auf zahlreiche Delikte 
des Nebenstrafrechts ausgeweitet, so dass 2005 fast 200 Delikte davon erfasst waren.1100 In 
manchen Bereichen (Tötungsdelikte, Vermögensdelikte) wurde die Strafbarkeit juristischer 
Personen relativ umfassend vorgesehen; Einige wesentliche Materien (Steuer- und 
Zollstrafbestimmungen, fast das gesamte Arbeitsstrafrecht) blieben hingegen unberührt.1101 
Mit dem Anstieg der Delikte, für deren Begehung juristische Personen strafbar sein sollten, 
wurde immer deutlicher, wie inkohärent und lückenhaft die Normierung der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit juristischer Personen sich darstellte:1102 So wurde 
etwa für relativ ähnliche Delikte (z.B. im Zusammenhang mit Korruption) die Strafbarkeit 
juristischer Personen ohne nähere Begründung nur für einen Teil dieser eingeführt.1103 
Insgesamt war kein System zu erkennen, nach dem der Gesetzgeber manche Delikte der 
Strafbarkeit juristischer Personen unterwarf und manche nicht.1104 Obwohl die Strafbarkeit für 
eine Vielzahl an Delikten eingeführt wurde, haben sich in der Praxis die Verurteilungen auf 
eine äußerst kleine Anzahl von Straftatbeständen beschränkt.1105  
 
 
                                                
1098 Cass.crim. 18.4.2000, Bull.crim. 2000  n°153. 
1099 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 93 ff. Es ist grundsätzlich fraglich, ob das Argument, 
dass manche Delikte auf juristische Personen nicht anwendbar sind, haltbar ist. 
1100 Bericht der Chambre de commerce et de l’industrie de Paris (2005) 7. 
1101 Vgl den groben Überblick bei Stolowy, La disparition du principe de spécialité dans la mise en cause pénale 
des personnes morales Loi n° 2004-204 du 9 mars 2004, dite Perben II, JCP La Semaine Juridique Edition 
Générale N° 23, 2 juin 2004, 997; Sehr kritisch auch Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 98 ff; 
Franchi, A quoi peut bien servir la responsabilité pénale des personnes morales? Revue de science criminelle et 
de droit pénal comparé 1996, 282 ff. 
1102 Stolowy, JCP La Semaine Juridique Edition Générale N° 23, 2 juin 2004, 998. 
1103 Zieschang spricht sogar von einem „konzeptionslosen Geflecht, wobei der Eindruck der Willkür nicht ganz 
von der Hand zu weisen ist“, Zieschang, ZStW 115 (2003) 123. 
1104 Pradel, Droit Pénal Général10 579. 
1105 Zu den 1369 Verurteilungen von juristischen Personen bis 1.7.2002 gehörten 469 wegen illegaler 
Beschäftigung und fast 300 wegen fahrlässiger Tötung und Körperverletzung, vgl Stolowy, JCP La Semaine 
Juridique Edition Générale N° 23, 2 juin 2004, 998. 
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C. Aufhebung des Spezialitätsgrundsatzes 
Mit dem Gesetz vom 9.3.20041106 wurde das Spezialitätsprinzip in Bezug auf die 
Strafbarkeit juristischer Personen aus Art 121-2 CP gestrichen; Die Änderung ist am 
31.12.2005 in Kraft getreten. Juristische Personen können nunmehr für alle im französischen 
Recht vorgesehenen Straftatbestände strafrechtlich verantwortlich gemacht werden.1107,1108 
Die Delikte werden im französischen Strafrecht in drei Gruppen eingeteilt, wobei sich diese 
nach der Höhe des angedrohten Strafrahmens unterscheiden: crime (Verbrechen), délit 
(Vergehen) und contravention (Übertretung).1109 Die juristische Person ist für alle drei 
Deliktskategorien gleichermaßen strafbar; Die internationalen Vorgaben sind somit jedenfalls 
erfüllt, vorausgesetzt, dass alle vorgesehenen Delikte ins französische Recht umgesetzt 
wurden.1110 Wirklich relevant wird wohl nur die Strafbarkeit juristischer Personen für 
Verbrechen und Vergehen sein, da die in den internationalen Rechtsakten vorgegebenen 
Straftatbestände alle relativ schwerwiegend sind.1111 
4.6.2.4. England und Wales 
A. Generelle Strafbarkeit juristischer Personen für alle Straftatbestände 
Auch wenn in den ersten Urteilen zur Strafbarkeit juristischer Personen wiederholt darauf 
hingewiesen wurde, dass diese bestimmte Delikte nicht begehen könnten und zahlreiche 
Listen „unbegehbarer“ Straftaten erstellt wurden,1112 ist mittlerweile eine generelle 
                                                
1106 Loi « Perben II », Loi n°2004-204, art. 54 (amendement du Sénateur Fauchon). 
1107 Dies führe zwar zu einer Vereinfachung, sei aber nicht notwendigerweise kohärent, da nun auch Delikte 
erfasst seien, die nicht von juristischen Personen begangen werden könnten, so Amar, Brèves réflexions sur les 
conséquences de la généralisation de la responsabilité pénale des personnes morales sur les relations de travail, 
Droit pénal n° 11, Novembre 2005, Etude 13. 
1108 Eine Ausnahme besteht aber für bestimmte Mediendelikte, vgl Raimbault, L’Actualité juridique Droit 
administratif (2004) 2428 f. 
1109 Koch, ZStW 107 (1995), 414. 
1110 Dies wird hier in Hinblick auf die enorme Anzahl an vorzusehenden Straftatbeständen nicht näher 
untersucht; Es handelt sich dabei ohnedies nicht um ein spezifisches Problem der Strafbarkeit juristischer 
Personen. 
1111 Neben den Straftatbeständen existieren auch einige verwaltungsrechtliche Delikte, die aber für die 
Umsetzung der internationalen Rechtsakte nicht von Bedeutung sind. Vgl zu den verwaltungsrechtlichen 
Delikten Delmas-Marty/Teitgen-Colly, France - Vers un droit administratif pénal? in European Commission 
(Hrsg.), The system of administrative and penal sanctions in the Member States of the European Communities 
Volume I – National reports (1994) 182. 
1112 Vgl dazu etwa Great North of England Railway [1846] unter Punkt 2.2.4.2 B b. Einschränkungen wurden 
auch in DDP v Kent and Sussex Contractors [1944] gemacht. Häufig wurden folgende Delikte angeführt: felony 
(Verbrechen besonderer Art, das sich durch die Straffolgen von der misdemeanour unterschied – Diese 
Unterscheidung gilt schon seit längerem als überwunden) oder sonstige Gewaltverbrechen, treason, offence 
against a person, acts of immorality, vgl Willms, Die Strafbarkeit 69. Für einige Zeit wurde auch postuliert, dass 
manslaughter nicht von juristischen Personen begangen werden kann, siehe dazu unter Punkt 4.5.2.4 C e. 
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Strafbarkeit juristischer Personen für alle Straftaten anerkannt.1113 Es besteht 
insbesondere kein Unterschied in der Strafbarkeit juristischer Personen für Delikte, die dem 
common law angehören und Delikte, die in statutes geregelt sind.1114,1115 
B. Ausnahmen von der generellen Strafbarkeit juristischer Personen 
Von der generellen Strafbarkeit juristischer Personen für alle Straftaten werden allerdings 
zwei Ausnahmen gemacht:1116 
- Eine Strafbarkeit juristischer Personen soll für solche Delikte nicht gegeben sein, 
die nicht mit einer Geldstrafe geahndet werden können, etwa dann, wenn nur 
eine Freiheitsstrafe vorgesehen ist. Aus diesem Grund soll eine Strafbarkeit 
juristischer Personen für Mord nicht möglich sein.1117 Diese Ausnahme wird im 
Urteil R v. ICR Haulage begründet: 
„the court will not stultify itself by embarking on a trial in which, if a verdict of 
Guilty is returned, no effective order by way of sentence can be made.“ 
Diese Ausnahme ist insofern nicht besonders sinnvoll, als keine Gründe 
ersichtlich sind, warum nicht bei den betroffenen Delikten in Bezug auf juristische 
Personen eine Geldstrafe vorgesehen werden könnte.1118 
- Eine Strafbarkeit juristischer Personen soll auch dann nicht in Frage kommen, 
wenn diese das Delikt ihrem Wesen nach nicht verwirklichen können.1119 
Dabei soll es sich um Straftaten handeln, die physische Akte eines menschlichen 
Körpers voraussetzen, was allerdings von der Rechtsprechung restriktiv ausgelegt 
wird.1120 Als Beispiele für diese Ausnahme werden regelmäßig Straftaten wie 
Bigamie oder Inzest angeführt.1121 
 
                                                
1113 Wells, ZStW 107 (1995) 681. 
1114 Willms, Die Strafbarkeit 71. Zu den möglichen Unterschieden in den Voraussetzungen der Strafbarkeit, siehe 
unter Punkt 4.5.2.4 D. 
1115 Bei statutes kann sich aber aus deren Interpretation ergeben, dass juristische Personen nicht erfasst sein 
sollen, siehe dazu unter Punkt 2.2.4.2 C. 
1116 Willms, Die Strafbarkeit 72 ff; Smith/Hogan, Criminal Law8 188. 
1117 Smith/Hogan, Criminal Law8 188. 
1118 In einigen Ländern wird dies so gehandhabt, vgl Kremnitzer/Ghanayim, ZStW 113 (2001) 556. 
1119 Vgl die Entscheidung Richmond London Borough Council v. Puin and Wheeler Ltd. [1989], bei der eine 
company nicht verurteilt wurde, weil es ihr nicht möglich sei, einen LKW zu fahren, Geeroms, Rev. internat. de 
droit comparé 1996, 563. 
1120 Wegen der restriktiven Auslegung wurde auch die Strafbarkeit juristischer Personen für manslaughter 
bejaht, siehe dazu unter Punkt 4.5.2.4 C e.. 
1121 Home Office, Corporate Manslaughter: The Government’s Draft Bill for Reform (2005) para. 36. 
Smith/Hogan, Criminal Law8 . Die Autoren gestehen aber gleichzeitig ein, dass es Fälle gibt, in denen auch diese 
Straftaten von juristischen Personen verwirklicht werden können. 
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Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass durch die generelle Strafbarkeit juristischer 
Personen für alle Delikte die internationalen Vorgaben erfüllt werden.1122 Die beiden 
vorgesehenen Ausnahmebereiche stellen wohl aufgrund ihres sehr eingeschränkten 
Anwendungsbereichs für die Umsetzung der internationalen Rechtsakte kein Hindernis dar. 
C. Strafbarkeit juristischer Personen für regulatory offences 
Besonders hervorzuheben sind die dem Strafrecht zugehörigen regulatory offences, da sie für 
die Strafbarkeit juristischer Personen stets eine bedeutende Rolle gespielt haben1123 und in 
diesem Bereich die meisten Verfolgungen juristischer Personen erfolgen.1124 Sie werden 
oftmals mit dem Verwaltungsstrafrecht oder dem deutschen Ordnungswidrigkeitenrecht 
verglichen.1125 Im Gegensatz zu konventionellen Straftaten zielen die regulatory offences 
darauf ab, das öffentliche Wohl und die Sicherheit zu schützen und werden deswegen 
vielfach nicht als richtige Straftaten, sondern nur als quasi-crimes anerkannt:1126 
Regulatory offences werden vom Gesetzgeber in Bereichen wie Gesundheit, Sicherheit und 
Umwelt statuiert, bei denen es bestimmte Bereiche der wirtschaftlichen Tätigkeiten zu regeln 
und es die Allgemeinheit oder bestimmte Personengruppen zu schützen gilt, und 
unterscheiden sich somit vom Kernstrafrecht des common law, das „moralische Delikte“ 
früherer Zeiten enthält.1127  
Das Konzept der regulatory offences ist nicht nur mit dem statute law, sondern auch mit 
der verschuldensunabhängigen Haftung eng verbunden: Da es im Wesentlichen darum 
geht bestimmte (Sicherheits-) Standards durchzusetzen, haben die Gesetze oft nur 
unbestimmten, ermahnenden Charakter und es wird meist von der verschuldensunabhängigen 
Haftung für die Deliktsbegehung Gebrauch gemacht.1128 Dabei sollen Personen weniger für 
den Eintritt eines Schadens und eher für den Verstoß gegen bestimmte Regeln oder 
Verletzung bestimmter Pflichten verantwortlich gemacht werden. Dies erklärt auch, warum in 
                                                
1122 Aufgrund der Fülle der in den internationalen Rechtsakten vorgegebenen Straftatbestände kann deren 
ordnungsgemäße Umsetzung ins englische Recht nicht überprüft werden. 
1123 Siehe dazu unter Punkt 4.5.2.4 D. 
1124 Wells, Developments in Corporate Liability in England and Wales, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal 
Responsibility 217; Wells, Corporations2 100. 
1125 Etwa in Wells, ZStW 107 (1995) 677; Haeusermann, Der Verband als Straftäter 59. 
1126 Dies spiegelt sich in der Verwendung der Begriffe mala in se und mala prohibita wieder, worin sich 
ausdrückt, dass „richtige“ Straftaten per se Unrecht sind, während die regulatory offences erst vom Gesetzgeber 
unter Strafe gestellt werden müssen, Willms, Die Strafbarkeit 35.  
1127 Wells, ZStW 107 (1995) 677. 
1128 Gobert, Corporate Criminality; New Crimes for the Times, Criminal Law Review 1994, 725; Wells, 
Corporations1 8. Teilweise kann allerdings auch die Einhaltung der verkehrsüblichen Sorgfalt zur Rechtfertigung 
herangezogen werden, Wells, ZStW 107 (1995) 678. Siehe dazu die Ausführungen zur den hybriden Delikten 
unter Punkt 4.5.2.4 D Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden.. 
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diesem Bereich oftmals nur sehr niedrige Strafen verhängt werden und vielfach eher auf 
eine Änderung des Verhaltens und eine künftige Befolgung der Regelung als auf eine 
Verurteilung hingewirkt wird.1129 
Die Strafbarkeit juristischer Personen für regulatory offences ist für die Umsetzung der 
internationalen Vorgaben nicht von Bedeutung, weil diese vor allem schwerwiegende Delikte 
vorsehen, die gerade nicht als regulatory offences umgesetzt werden. Bei der Frage der 
Konformität der englischen Sanktionen mit den internationalen Vorgaben spielt die 
Strafbarkeit juristischer Personen für regulatory offences aber eine wichtige Rolle.1130 
4.6.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Die internationalen Rechtsakte beziehen sich stets auf bestimmte Delikte, für die dann unter 
anderem auch eine Verantwortlichkeit juristischer Personen eingeführt werden muss. Derzeit 
muss die Verantwortlichkeit juristischer Personen für etwa 100 Straftatbestände aus den 
unterschiedlichsten Bereichen vorgesehen werden; Es ist aber damit zu rechnen, dass die 
Zahl der Delikte, für die eine juristische Personen verantwortlich gemacht werden muss, 
noch weiter ansteigen wird. 
In Frankreich war bei Einführung der Strafbarkeit juristischer Personen das 
Spezialitätsprinzip normiert, so dass juristische Personen für ein Delikt nur strafbar wurden, 
wenn dies ausdrücklich vorgesehen war. Dies führte dazu, dass die Zahl der Delikte, für die 
eine juristische Person strafbar werden konnte, beständig ausgeweitet wurde und oftmals 
Lücken oder Widersprüche entstanden; Zehn Jahre nach Inkrafttreten der 
Strafbarkeitsbestimmung wurde das Spezialitätsprinzip schließlich vollständig gestrichen. In 
Frankreich ist nun – wie in allen anderen analysierten Ländern auch – eine generelle 
Verantwortlichkeit der juristischen Personen für alle Straftaten normiert, so dass den 
internationalen Vorgaben grundsätzlich Genüge getan wird.1131 Teilweise wird die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen auch für Delikte vorgesehen, die eher dem 
Verwaltungsrecht zuzuordnen sind, was zur Umsetzung der internationalen Vorgaben meist 
                                                
1129 Wells, ZStW 107 (1995) 677. Die Einhaltung der Bestimmungen wird vielfach nicht von der Polizei, sondern 
von spezifischen Agenturen überprüft, Wells, Corporations1 3. 
1130 Siehe dazu unten unter Punkt 4.7.2.4. 
1131 Im Einzelnen können sich aber Einschränkungen ergeben (vgl etwa die deutsche Rechtslage). Außerdem 
wurde die ordnungsgemäße Umsetzung der vorgesehenen Delikte nicht überprüft, da fast 100 Straftatbestände zu 
untersuchen wären und es sich um kein spezifisches Problem der Verantwortlichkeit juristischer Personen 
handelt. 
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nicht notwendig ist (in Österreich auch verwaltungsbehördlich zu ahndende Finanzvergehen, 
in Deutschland Ordnungswidrigkeiten, in Frankreich einzelne verwaltungsrechtliche Delikte, 
in England regulatory offences).1132 
4.7. Analyse der vorgesehenen Sanktionen 
4.7.1. Internationale Vorgaben 
Die Analyse der in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Sanktionen und ihrer 
nationalen Umsetzung ist von besonderer Bedeutung, da die Wirksamkeit einer 
Verantwortlichkeitsregelung juristischer Personen wesentlich von den normierten Sanktionen 
abhängt. Da die internationalen Vorgaben bei weitem nicht eindeutig sind, muss in einem 
ersten Schritt Art 4 des Zweiten Protokolls als die am häufigsten verwendete 
Sanktionsbestimmung analysiert werden. Dabei muss insbesondere geklärt werden, ob durch 
die vorgegebenen Sanktionen ein bestimmtes Rechtsgebiet für die Normierung der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen vorgegeben oder aber auch ausgeschlossen wird. In 
einem zweiten Schritt kann dann beurteilt werden, welche abweichenden Bestimmungen 
anderer internationaler Rechtsakte bei der Analyse beachtet werden müssen. Abschließend 
soll ein Überblick über die mögliche Sanktionspalette gegeben werden. 
4.7.1.1. Die Sanktionen in Art 4 des Zweiten Protokolls 
A. Überblick 
Für beide der in Art 3 des Zweiten Protokolls vorgesehenen Anknüpfungsfälle (Abs 1 und 2) 
müssen die Vertragsstaaten „wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen“ 
(beim zweiten Anknüpfungsfall: „oder Maßnahmen“) normieren. Für den ersten 
Anknüpfungsfall der Verantwortlichkeit wird zusätzlich statuiert, dass die Vertragsstaaten 
strafrechtliche oder nichtstrafrechtliche Geldsanktionen vorsehen müssen und weitere, 
fakultative Sanktionen vorsehen können (Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls). Im Folgenden 
wird zunächst die Formulierung „wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen“ 
näher erläutert, anschließend wird auf die Bedeutung und Folgen der zusätzlichen Vorgaben 
für den ersten Anknüpfungsfall eingegangen. 
                                                
1132 Mit Ausnahme von Frankreich erfolgt die Erfassung der „verwaltungsrechtlichen“ Delikte stets im Rahmen 
der allgemeinen Verantwortlichkeitsbestimmung. Die genaue Ausgestaltung hängt aber vom jeweiligen 
Rechtssystem ab, inbesondere wie strikt die Trennung von Verwaltungs- und Strafrecht ist. 
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B. Das Erfordernis „wirksamer, angemessener und abschreckender 
Sanktionen“ in der Rechtsprechung des EuGH 
Das Erfordernis „wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Sanktionen“ geht auf 
eine Reihe von Urteilen des EuGH zurück und hat Eingang in zahlreiche 
Gemeinschaftsrechtsakte gefunden. Diese Urteile werden zur Interpretation herangezogen, 
obwohl sie dem Gemeinschaftsrecht entspringen und das Zweite Protokoll einen Rechtsakt 
der dritten Säule darstellt. Das ergibt sich daraus, dass das Zweite Protokoll die Formel des 
EuGH wortgleich übernimmt und im ergänzenden Bericht ausdrücklich auf die „in der 
Rechtsprechung des Gerichtshofs verwendete Formulierung“ verwiesen wird.1133 
 
Von grundlegender Bedeutung ist das Urteil des EuGH aus dem Jahr 1989 betreffend den so 
genannten „griechischen Maisskandal“:1134 Darin stellt der EuGH fest, dass sich - für den 
Fall, dass eine gemeinschaftsrechtliche Regelung keine Sanktionen für Verstöße gegen sie 
vorsieht oder dass sie insoweit auf die nationalen Rechtsvorschriften verweist - aus Art 10 
EGV (damals Art 5 EGV)1135 die Verpflichtung der Mitgliedstaaten ergibt, alle geeigneten 
Maßnahmen zu treffen, um die Geltung und die Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts zu 
gewährleisten. „Dabei müssen die Mitgliedstaaten, denen allerdings die Wahl der Sanktionen 
verbleibt, namentlich darauf achten, dass Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht nach 
ähnlichen sachlichen und verfahrensrechtlichen Regeln geahndet werden wie nach Art und 
Schwere gleichartige Verstöße gegen nationales Recht, wobei die Sanktion jedenfalls 
wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein muss.“1136 Es handelt sich dabei zum einen 
um das Gleichbehandlungserfordernis, nach dem die Mitgliedsstaaten bei Verstößen gegen 
                                                
1133 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 4 Abs 1. In manchen Fällen wird die Formulierung 
„wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen“ (z.B. Zweites Protokoll), in anderen die Formulierung 
„wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen“ (z.B. einschlägige Rahmenbeschlüsse, EuGH 
Urteil 68/88) gebraucht; Da im Englischen stets dieselbe Formulierung verwendet wird („effective, proportionate 
and dissuasive sanctions“), ist davon auszugehen, dass kein Unterschied zwischen den beiden Varianten besteht. 
1134 EuGH 21.9.1989, 68/88, Kommission/Griechenland, Slg 1989, 2965. Dabei ging es um Folgendes: Die 
Kommission klagte Griechenland, weil es keine Agrarabschöpfungen auf Maislieferungen nach Belgien 
eingehoben hatte. Diese Agrarabschöpfungen wären fällig gewesen, weil der Mais aus Jugoslawien (Einfuhr aus 
einem Drittland) und nicht aus Griechenland, wie es die griechischen Behörden angegeben hatten, stammte. Der 
Kommission zufolge war diese Hinterziehung unter Mitwirkung griechischer Beamter begangen worden. Die 
Kommission klagte nun unter anderem deswegen, weil gegen die beteiligten Beamten keine Straf- oder 
Disziplinarverfahren eingeleitet wurde und dies ihrer Ansicht nach gegen ex-Art 5 EGV (=Art 10 EGV) 
verstoße. Der EuGH bestätigte die Ansicht der Komission. 
1135 Art 10 EGV enthält den Grundsatz der Gemeinschaftstreue und lautet wie folgt: „Die Mitgliedstaaten treffen 
alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus 
diesem Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Gemeinschaft ergeben. Sie erleichtern dieser die Erfüllung 
ihrer Aufgabe. Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Vertrags gefährden 
könnten.“ 
1136 Vgl den Leitsatz und die Entscheidungsgründe des zitierten Urteils. 
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Gemeinschaftsrecht Sanktionen von ähnlicher Durchsetzungsintensität wie bei gleich 
gearteten Verstößen gegen nationales Recht vorsehen müssen und zum anderen um das 
Effizienzerfordernis, das durch die drei Kriterien „wirksam, verhältnismäßig und 
abschreckend“ konkretisiert wird.1137 Diese Grundsätze wurden vom EuGH in zahlreichen 
weiteren Urteilen bekräftigt.1138  
 
Nicht ganz eindeutig ist trotz ihrer häufigen Verwendung, wie die drei Kriterien des 
Effizienzerfordernisses zu interpretieren sind und ob sie überhaupt voneinander abgegrenzt 
werden können: Das Erfordernis wirksamer Sanktionen bedeutet unter anderem, dass „die 
Mitgliedstaaten gehalten sind, die Ziele der betreffenden gemeinschaftsrechtlichen 
Bestimmungen anzustreben und zu verwirklichen“.1139 Die Wirksamkeit muss in Bezug auf 
das zu schützende Rechtsgut beurteilt werden; Wirksam sind Sanktionen nur, wenn Verstöße 
unterbleiben, so dass Überschneidungen mit dem Kriterium der Abschreckung gegeben 
sind.1140 Da die Sanktionen wirksam und abschreckend sein müssen, sind bloß symbolische 
Entschädigungen nicht ausreichend, sondern müssen in einem angemessenen Verhältnis zum 
erlittenen Schaden stehen.1141 Das Kriterium der Abschreckung ist eng mit den 
Strafzwecken Spezial- und Generalprävention verknüpft;1142 Eine Sanktion, die an Stelle eines 
ohnehin bestehenden (zivilrechtlichen) Anspruchs angerechnet wird, ist laut dem EuGH 
jedenfalls nicht abschreckend.1143 Gleichzeitig ergibt sich aus den Kriterien „abschreckend“ 
                                                
1137 Eine nur theoretische Wirksamkeit reicht nicht aus, um diesen Anforderungen zu genügen, so 
Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 22. Siehe dazu gleich im Folgenden. 
1138 EuGH 10.07.1990, Rs C-326/88, Hansen, Slg 1990, I-02911; EuGH 02.10.1991, Rs C-7/90, Vandevenne, 
Slg 1991, I-04371; EuGH 8.6.1994, Rs C-382/92, Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg 1994, I-2435; EuGH 
8.6.1994, Rs C-383/92, Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg 1994, I-2479; EuGH 7.12.2000, Rs C-213/99, 
De Andrade, Slg 2000, I-11.083; EugH 18.10.2001, Rs C-354/99, Kommission/Irland, Slg 2001, I-7657; EuGH 
16.10.2003, Rs C-91/02, Hannl + Hofstetter Internationale Spedition, Slg 2003, I-12077. Teilweise werden leicht 
abweichende Formulierungen (etwa in der Rechtssache „Vandevenne“ das Gleichbehandlungserfordernis: 
„Verstöße gegen eine Gemeinschaftsverordnung unter materiellen und formellen Bedingungen geahndet werden, 
die denen ähnlich sind, die für Verstöße vergleichbarer Art und Schwere gegen nationales Recht gelten“) 
gewählt, die allerdings im Ergebnis zu keinen Abweichungen führen. 
1139 Schlussantrag des Generalanwalts Van Gerven in der Rechtssache „Hansen“. 
1140 Zeder, in Mayer (Hrsg.), EUV und EGV, Art 280 EGV Rz 39; Prieß/Spitzer, in von der Groeben/Schwarze 
(Hrsg.), EUV und EGV IV6, Art 280 EGV Rz 35. Satzger will die beiden Begriffe überhaupt zu einem Kriterium 
zusammenfassen, vgl Satzger, Europäisierung 368. 
1141 EuGH, Rs 14/83, von Colson und Kamann/Land Nordrhein-Westfalen, Slg 1984, 1891: „Folglich würde eine 
nationale Rechtsvorschrift, die die Schadenersatzansprüche von Personen, die Opfer einer Diskriminierung beim 
Zugang zur Beschäftigung wurden, auf eine rein symbolische Entschädigung wie etwa die Erstattung ihrer 
Bewerbungskosten beschränkt, den Erfordernissen einer wirksamen Umsetzung der Richtlinie nicht gerecht.“ 
1142 Zeder, in Mayer (Hrsg.), EUV und EGV, Art 280 EGV Rz 40. 
1143 Es handelte sich dabei um eine Sanktion in Form einer Entschädigung, die an den betroffenen Arbeitnehmer 
zu zahlen war und von der Beträge, auf die der Arbeitnehmer aufgrund des Arbeitsvertrags oder wegen Bruchs 
dieses Vertrags ohnedies einen Anspruch hatte, abzuziehen waren, vgl dazu EuGH 8.6.1994, Rs C-383/92, 
Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg 1994, I-2479. Im einem zweiten Urteil wurde eine Sanktion in Form 
einer Schadenersatzzahlung, die auf einen Abfindungsanspruch wegen Verstoß gegen ein anderes Gesetz 
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und „verhältnismäßig“ auch, dass „die Sanktionen im Hinblick auf die angestrebten Ziele 
hinreichend sein müssen, aber nicht unverhältnismäßig streng sein dürfen“,1144 Während die 
Verhältnismäßigkeit teilweise als Obergrenze für nationale Sanktionsregelungen interpretiert 
und mit dem gemeinschaftsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gleichgesetzt 
wird,1145 will Zeder sie eher im Sinne eines Untermaßverbots verstehen.1146 Der EuGH fasst 
das Verhältnismäßigkeitskriterium sowohl als Ober- als auch als Untergrenze für die 
nationalen Sanktionsregelungen auf.1147 
 
Werden das Gleichbehandlung- und Effizienzerfordernis beachtet, sind die nationalen 
Gesetzgeber in Bezug auf die Wahl der Sanktionen keinen weiteren Einschränkungen 
unterworfen:1148 Das Gemeinschaftsrecht überlässt den Mitgliedstaaten „die Wahl der Mittel. 
Sie können zwischen strafrechtlichen, verwaltungsrechtlichen oder rein zivilrechtlichen 
Sanktionen wählen“.1149 Möglich wäre es aber, dass ausnahmsweise eine „wirksame, 
verhältnismäßige und abschreckende“ Sanktionierung nur durch eine Regelung in 
einem bestimmten Rechtsgebiet erreicht werden kann oder aber in einem bestimmten 
                                                                                                                                                   
angerechnet wurde, beanstandet, vgl EuGH 8.6.1994, Rs C-382/92, Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg 
1994, I-2435. 
1144 Vgl den Schlussantrag in der Rechtssache „Hansen“. 
1145 Der allgemeine Rechtsgrundsatz der Verhältnismäßigkeit erlaubt nur geeignete, erforderliche Sanktionen und 
ist deswegen als Obergrenze für nationale Sanktionen zur Durchführung des Gemeinschaftsrechts zu sehen, 
Satzger, Europäisierung 371. In manchen Urteilen, die das Erfordernis „wirkamer, verhältnismäßiger und 
abschreckender Sanktionen“ aufgrund von Art 10 EGV statuieren, wird ausdrücklich auf den 
gemeinschaftsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verwiesen, wobei aber nicht deutlich wird, ob dieser in 
den drei Kriterien des Effizienzerfordernisses schon enthalten ist oder zusätzlich zur Anwendung kommen soll, 
vlg etwa EuGH 26.10.1995, Rs C-36/94, Siesse, Slg 1995, I-3573. Bei der Verhältnismäßigkeit ist zu beurteilen, 
ob die Schwere der Sanktion der Schwere des Rechtsverstoßes und den dadurch verursachten Folgen entspricht. 
Dabei ist insbesondere das Gewicht des verletzten Rechtsguts, die Art des Verstoßes und das Verhalten des 
Betroffenen zu berücksichtigen, Prieß/Spitzer, in von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV IV6, Art 
280 EGV Rz 38. 
1146 Zeder, in Mayer (Hrsg.), EUV und EGV, Art 280 EGV Rz 41. 
1147 Satzger, Europäisierung 356 und 372: Im Urteil zum „griechischen Maisskandal“ versteht der EuGH die 
Verhältnismäßigkeit als Mindesterfordernis, in der Rechtssache „Hansen“ hingegen als Obergrenze. Deswegen 
misst er die Verhältnismäßigkeit teilweise an der Schwere der Zuwiderhandlung und teilweise an den Zielen des 
Gemeinschaftsrechts. Satzger selbst will das Kriterium der Verhältnismäßigkeit als Untergrenze interpretieren, 
geht aber davon aus, dass die allgemeinen Rechtsgrundsätze (und damit auch der gemeinschaftsrechtliche 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz) als Obergrenze anzuwenden sind, Satzger, Europäisierung 373 f. 
1148 So auch EuGH 8.12.1999, Rs C-186/98, Nunes und de Matos, Slg 1999, I-4883, wo nur die Möglichkeit, 
aber nicht die Verpflichtung, strafrechtliche Sanktionen vorzusehen, erwähnt wird. 
1149 Vgl den Schlussantrag in der Rechtssache „Vandevenne“. In dem darauf folgenden Urteil wird außerdem 
ausdrücklich festgestellt, dass die Mitgliedsstaaten nicht zur Einführung einer Strafbarkeit juristischer Personen 
verpflichtet sind, solange bei der Normierung der Sanktionen das Gleichbehandlungs- und das 
Effizienzerfordernis beachtet werden. Damit wird festgestellt, dass kein Bruch mit den grundlegenden Prinzipien 
der Mitgliedsstaaten gefordert wird, solange auch mit dem bisherigen System den Vorgaben des 
Gemeinschaftsrechts entsprochen werden kann, so Satzger, Europäisierung 338. 
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Rechtsbereich nicht möglich ist.1150 Die prinzipielle Wahlfreiheit der nationalen 
Gesetzgeber zeigt sich aber an der Vielfalt an Sanktionen, die der EuGH als 
gemeinschaftsrechtskonform eingestuft hat.1151 In der Rechtssache „Hansen“ hat der EuGH 
außerdem ausdrücklich festgestellt, dass die Entscheidung eines Mitgliedsstaats für eine 
bestimmte, besonders strenge Sanktionsform nicht zu Verzerrungen der 
Wettbewerbsbedingungen führt, nicht der Harmonisierung der einschlägigen 
Rechtsvorschriften zuwiderläuft und deswegen gemeinschaftsrechtlich nicht zu beanstanden 
ist. Damit wird eindeutig bekräftigt, dass die Ermessenentscheidung eines Mitgliedsstaats 
nicht durch die Entscheidung der anderen Mitgliedsstaaten beeinflusst werden kann und 
jeder Mitgliedsstaat in der Wahl der Sanktionen mit Ausnahme des Gleichbehandlungs- und 
Effizienzerfordernisses völlig frei ist.1152 Eine Verantwortlichkeit juristischer Personen muss 
also jedenfalls nicht deswegen im Strafrecht geregelt werden, nur weil sich zahlreiche andere 
EU-Mitgliedsstaaten dafür entschieden haben. 
C. Das Erfordernis „wirksamer, angemessener und abschreckender“ 
Sanktionen (oder Maßnahmen) im Zweiten Protokoll 
Aus der generellen Analyse der Kriterien „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ kann 
nicht gefolgert werden, dass eine Sanktionierung juristischer Personen nur in bestimmten 
Rechtsgebieten vorgenommen werden kann: Die Kriterien stellen zwar auf den jeweiligen 
Einzelfall ab; Es ist aber nicht ersichtlich, warum ausgerechnet bei der Sanktionierung 
juristischer Personen – im Gegensatz zu allen früheren Anwendungsfällen – in bestimmten 
                                                
1150 Ein einziges Mal hat eine Formulierung des EuGH angedeutet, dass in bestimmten Fällen strafrechtliche 
Sanktionen unabkömmlich sein könnten, in EuGH, Rs 2/88, Imm. (Zwartveld u.a.), Slg 1990, I-3365 (3372): Art 
10 EGV verpflichtet die Mitgliedsstaaten „alle geeigneten Maßnahmen, soweit erforderlich einschließlich 
strafrechtlicher Schritte, zu treffen, um die Geltung und die Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts zu 
gewährleisten.“ Ähnlich Tiedemann, Anmerkung zum EuGH-Urteil vom 21.9.1989, Rs 68/88 
(Kommission/Griechenland), EuZW 1990, 99: Die Sanktionskriterien „effektiv, verhältnismäßig und 
abschreckend“ seien „im Grundsatz als deutliche Forderung dahin zu verstehen, dass bloße 
Verwaltungssanktionen (…) grundsätzlich nicht ausreichen, da die Abschreckungswirkung von bloßen 
Geldbußen, die zudem häufig im Vergleichswege und unter Ausschluss der Öffentlichkeit ausgehandelt werden, 
nach allen kriminologischen Erfahrungen gering ist.“ Die Ansicht, dass die Mitgliedsstaaten aufgrund der 
Rechtsprechung des EuGH zur Verhängung strafrechtlicher Sanktionen verpflichtet sind, wenn dies zur 
Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts erforderlich ist, vertreten auch Prieß/Spitzer, in von der 
Groeben/Schwarze (Hrsg.), EUV und EGV IV6, Art 280 EGV Rz 32. 
1151 So wurde etwa im Fall „Hansen“ eine objektive strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unternehmen (kein 
Vorsatz oder Fahrlässigkeit nötig), im Fall „Vandevenne“ eine zivilrechtliche Haftung als zulässige 
Sanktionsform bestätigt. 
1152 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 24. 
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Rechtsgebieten, wie etwa dem Zivilrecht, keine „wirksame, verhältnismäßige und 
abschreckende“ Regelung möglich ist.1153,1154 
 
Eine Einschränkung ergibt sich aber wohl dadurch, dass nach Art 4 Abs 1 nur Sanktionen, 
nach Art 4 Abs 2 hingegen Sanktionen oder Maßnahmen vorgesehen werden können: In 
Bezug auf Art 4 Abs 2 stellt der Erläuternde Bericht zum Zweiten Protokoll fest, dass es sich 
dabei um „strafrechtliche Sanktionen, aber auch um verwaltungs- oder zivilrechtliche 
Maßnahmen“ handeln kann. Gleichzeitig wird aber die Empfehlung abgegeben, dass „die 
Sanktionen oder Maßnahmen, auch wenn sie nicht im Strafrecht oder 
Ordnungswidrigkeitenrecht der Mitgliedsstaaten niedergelegt sein müssen, gegebenenfalls 
einen gewissen strafenden Charakter haben, der über einen reinen Schadenersatz oder Ersatz 
bei ungerechtfertigter Bereicherung hinausgeht“.1155 Aufgrund von Art 4 Abs 2 des 
Zweiten Protokolls sind somit grundsätzlich auch zivilrechtliche Sanktionen restitutiver 
Art gegen juristische Personen möglich.1156 Das Zweite Protokoll hätte aber wohl nicht den 
Maßnahmenbegriff eingeführt, wenn der Sanktionsbegriff ohnedies einen derart weiten 
Anwendungsbereich haben sollte;1157 In Bezug auf Art 4 Abs 1 dürften deswegen einige 
zivilrechtlichen Reaktionsmittel1158 und unter Umständen überhaupt eine zivilrechtliche 
Sanktionierung nicht ausreichend sein.1159 
D. Erfordernis von Geldsanktionen für den ersten Anknüpfungsfall 
In Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls ist zusätzlich die Verpflichtung zur Normierung 
strafrechtlicher oder nicht strafrechtlicher Geldsanktionen vorgesehen. Bei der 
Interpretation dieser Formulierung ist insbesondere zu beachten, dass in den verschiedenen 
                                                
1153 Strafrechtliche Sanktionen müssten höchstens aufgrund des Gleichbehandlungserfordernisses eingeführt 
werden, wenn sie für gleichartige Verstöße gegen nationales Recht vorgesehen sind. Das ist allerdings in Bezug 
auf die Verantwortlichkeit juristischer Personen gerade nicht der Fall. 
1154 aA Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 190. Für eine Bevorzugung des Strafrechts Heine, 
ÖJZ 2000, 872: „Nicht zuletzt mit Blick auf gleichmäßige Wettbewerbsbedingungen werden die europäischen 
Weichen von den Wortführern unzweideutig in Richtung Kriminalstrafrecht gestellt“. 
1155 Erläuternder Bericht zum Zweiten Protokoll zu Art 4 Abs 2 (Punkt 4.3.). 
1156 So auch Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 25. 
1157 Der Sanktionsbegriff wird in der Rechtsprechung des EuGH, Gemeinschaftsrechtsakten und 
europarechtlicher Literatur nicht einheitlich eingesetzt, siehe Böse, Strafen und Sanktionen 53. Seine Bedeutung 
muss somit für den jeweiligen Einzelfall ermittelt werden. 
1158 Schon in Bezug auf eine Sanktionierung nach Art 4 Abs 2 wird der Einsatz bestimmter zivilrechtlicher 
Reaktionsmittel nicht empfohlen, so dass diese wohl jedenfalls für die Umsetzung von Art 4 Abs 1 nicht 
genügen. 
1159 So Zeder, ÖJZ 2001, 633; RV 994 BlgNR 22. GP 11 ff. (Allgemeiner Teil, E.1.). 
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Sprachen sehr unterschiedliche Begriffe verwendet werden:1160 Während die deutsche 
Formulierung sehr weit ist,1161 wird in anderen Sprachfassungen eher auf pönale 
Geldsanktionen („amendes pénales ou non pénales“) oder auf Geldstrafen straf- oder 
verwaltungsrechtlicher Natur („multas de carácter penal o administrativo“) abgestellt. 
Aufgrund der oben vertretenen Interpretation des Unterschieds zwischen Art 4 Abs 1 und 2 
wegen der Normierung von Maßnahmen in Abs 2 spricht Einiges dafür, einer engeren 
Auslegung den Vorzug zu geben, so dass die Geldsanktionen nicht zivilrechtlich geregelt 
werden können; Zumindest restitutive Geldsanktionen (insbesondere Schadenersatz) sind 
aber wohl jedenfalls ausgeschlossen. Lewisch und Parker vertreten letztere Ansicht und 
sprechen sich für die Zulässigkeit zivilrechtlicher Regelungen nicht bloß 
kompensatorischen Charakters (zivilrechtliche Bußgelder, punitive damages) aus: Das 
begründen sie damit, dass das Zweite Protokoll die Wahlfreiheit der verpflichteten Staaten in 
Bezug auf die Sanktionen nicht einschränken wolle und der Zweck des Vertrages durch 
solche Instrumente genauso erreicht werden könne.1162 
 
Für die vorliegende Arbeit muss die Frage, ob sämtliche zivilrechtlichen Sanktionen zur 
Umsetzung des Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls unzureichend sind, insofern nicht 
abschließend beantwortet werden, als einer der internationalen Rechtsakte ohnedies nur 
verwaltungsrechtliche oder strafrechtliche Regelungen zulässt.1163 Bei einer allgemeinen 
Regelung der Verantwortlichkeit juristischer Personen käme somit ohnehin nur eine 
verwaltungs- oder strafrechtliche Regelung, die jedenfalls mit Art 4 Abs 1 des Zweiten 
Protokolls zu vereinbaren ist, in Frage. Eine Verpflichtung zur Einführung einer 
Strafbarkeit juristischer Personen besteht jedenfalls zum jetzigen Zeitpunkt nicht. 
                                                
1160 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 25. Die Auslegung erfolgt nach den Regeln der WVK 
I, so dass der Bedeutung der Vorzug zu geben ist, die unter Berücksichtigung von Ziel und Zweck des Vertrags 
die Wortlaute am besten miteinander in Einklang bringt, siehe dazu oben unter Punkt 3.1.2.3 C und 3.2.2.2. 
1161 Ähnlich auch die italienische Fassung, die allerdings die Sanktionen auf das Strafrecht oder 
Verwaltungsrecht beschränkt („sanzioni pecuniarie o di natura penale o ammnistrativa“). 
1162 Lewisch/Parker, Strafbarkeit der juristischen Person? 27. Es wird davon ausgegangen, dass jeder Staat die 
Möglichkeit hat, neuartige Sanktionsformen zu schaffen, was insofern notwenig wäre, als die genannten 
zivilrechtlichen Reaktionsinstrumente etwa dem österreichischen Recht fremd sind. Auf die Auswirkungen der 
unterschiedlichen Formulierungen in Art 4 Abs 1 und 2 des Zweiten Protokolls wird nicht eingegangen. 
1163 Siehe dazu oben unter Punkt 4.2.1. 
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4.7.1.2. Abweichungen der internationalen Rechtsakte vom Zweiten 
Protokoll 
Eine wesentliche Abweichung einiger internationaler Rechtsakte vom Zweiten Protokoll 
besteht darin, dass für beide Anknüpfungsfälle die strengere Bestimmung des Art 4 Abs 1 des 
Zweiten Protokolls vorgesehen wird. Aus diesem Grund müssen dort, wo der nationale 
Gesetzgeber eine einheitliche Regelung für sämtliche zu erfassende Straftatbestände 
geschaffen hat, die weitergehenden Sanktionserfordernisse für beide Anknüpfungsfälle 
umgesetzt werden. Auch der zweite Anknüpfungsfall muss dann jedenfalls mit 
Geldsanktionen geahndet werden. Dabei werden teilweise auch Maßnahmen alternativ zu 
Sanktionen vorgesehen;1164 Daraus könnte sich ergeben, dass auch jede zivilrechtliche 
Sanktionierung zur Umsetzung ausreicht; Dies ist aber deswegen im Rahmen einer generellen 
Regelung nicht möglich, weil eine entsprechende Bestimmung mit den Vorgaben des Zweiten 
Protokolls nicht konform wäre.1165 Sehr spezifische Sanktionsvorgaben in Bezug auf einzelne 
Straftatbestände werden bei der Analyse der nationalen Verantwortlichkeitsbestimmungen für 
juristische Personen nicht berücksichtigt,1166 weil diese für die Betrachtung der generellen 
Umsetzung der internationalen Vorgaben nicht relevant sind. 
4.7.1.3. Überblick über mögliche Sanktionen 
Den nationalen Gesetzgebern steht grundsätzlich eine sehr breite Palette an 
Sanktionsmöglichkeiten zur Verfügung, über die im Folgenden eine kurze Übersicht 
gegeben werden soll. Welche Sanktionen vorgesehen werden, hängt vor allem davon ab, 
welche Zwecke mit der Sanktionierung verfolgt werden. Aus dem oftmals eingesetzten 
Erfordernis wirksamer und abschreckender Sanktionen kann geschlossen werden, dass die 
internationalen Rechtsakte den Schwerpunkt auf präventive Sanktionen legen.1167 
Grundsätzlich kann zwischen Sanktionen wirtschaftlicher Art, Sanktionen, die die 
Freiheit der juristischen Person beschränken und Sanktionen anderer Art unterschieden 
                                                
1164 Die Ausgestaltungen in den einzelnen Rechtsakten sind sehr unterschiedlich; Teilweise wird die Wahl 
zwischen Sanktionen und Maßnahmen sowie die Wahl zwischen einer zivil-, verwaltungs- und strafrechtlichen 
Regelung gelassen. Teilweise wird nur auf Sanktionen Bezug genommen und dennoch die Wahlfreiheit des 
Regelungsbereichs statuiert, so dass auch diese internationalen Rechtsakten mit einer zivilrechtlichen 
Bestimmung umgesetzt werden könnten. 
1165 Zum Unterschied von Sanktionen und Maßnahmen im Zweiten Protokoll siehe gleich oben unter Punkt 
4.7.1.1 C. 
1166 So finden sich im Rahmenbeschluss zur Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens zur Bekämpfung der 
Verschmutzung durch Schiffe genaue Vorgaben zu den Höchstbeträgen und Ermittlungsverfahren für 
Sanktionen. Im Übereinkommen gegen Menschenhandel wird beispielsweise die vorübergehende oder 
endgültige Schließung des Betriebes, der zum Menschenhandel verwendet wurde, vorgesehen. 
1167 Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 471. 
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werden;1168 Auch innerhalb der einzelnen Kategorien können die Sanktionen sehr 
unterschiedlich ausgestaltet sein. Bei der Evaluierung der verschiedenen Rechtsordnungen ist 
nicht nur von Bedeutung, welche Sanktionen gegen juristische Personen verhängt werden 
können, sondern auch ob der Entscheidungsträger (Gericht, Verwaltungsbehörde) zwischen 
den vorgesehenen Sanktionen frei wählen kann.1169,1170 
A. Sanktionen wirtschaftlicher Art 
a. Unterschiedliche Ausgestaltungsmöglichkeiten 
Die Sanktionen wirtschaftlicher Art reichen von der Sicherheitsleistung und 
Gewinnabschöpfung über Geldsanktionen bis zur totalen Konfiszierung allen Eigentums 
der juristischen Person.1171 Eine besonders eingehend diskutierte Sanktion wirtschaftlicher Art 
in Bezug auf Aktiengesellschaften ist die Aktienverwässerung, bei der kein Geldbetrag zu 
leisten ist, sondern stattdessen neue Stammaktien an bestimmte Nutznießer übertragen werden 
müssen; Die Aktiengesellschaft wird dadurch bestraft, dass sie ungewollte Aktionäre 
bekommt und der Aktienwert durch die Ausgabe der zusätzlichen Aktien sinkt.1172 Der 
Vorteil der Aktienverwässerung besteht darin, dass die bestehenden Aktionäre ein Interesse 
daran haben, dass eine solche Sanktion nicht verhängt wird und deswegen einen 
entsprechenden Einfluss auf die Unternehmensleitung nehmen könnten. Außerdem kann auf 
diese Weise auch an der mittelbaren Bereicherung der juristischen Person durch die 
steigenden Aktienkurse partizipiert werden.1173 
b. Die Geldsanktion 
Die wohl am häufigsten eingesetzte Sanktion ist die Zahlung eines Geldbetrags - wie sie 
auch in Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls verpflichtend vorgesehen ist -, weil damit flexibel 
                                                
1168 Heine, Sanctions in the Field of Corporate Criminal Liability, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal 
Responsibility 239 ff. Eine andere Kategorisierung kann in repressive Sanktionen (Geldstrafe, vorübergehende 
Schließung des Betriebs, Auflösung der juristischen Person, Vermögenskonfiskation, Urteilsveröffentlichung), 
Maßregeln der Sicherung (Gewinnabschöpfung, Unbrauchbarmachung und Einziehung) und spezialpräventive 
Aufsichtsmaßnahmen (Weisungen, Anordnung einer Zwangsaufsicht, Entfernung des Individualtäters) erfolgen, 
vgl Dannecker, GA 2001, 124 ff. Eine ausführliche Übersicht über die möglichen Sanktionen gegen juristische 
Personen findet sich auch bei Seiler, Strafrechtliche Maßnahmen 140 ff. 
1169 Dies stellt ein ähnliches Problem dar, wie die Frage, ob die Höhe der Geldsanktion vorgegeben ist oder wie 
sie zu bestimmen ist und wie viel Spielraum der Entscheidungsträger dabei hat. 
1170 Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 250 f: Es kann außerdem sein, dass 
es bestimmte Richtlinien gibt, nach denen zwischen den einzelnen Sanktionen gewählt werden kann. 
1171 Für eine genaue Übersicht Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 240 ff. 
1172 Bauer C., Neue strafrechtliche Sanktionen gegen juristische Personen? ÖJZ 2004, 493. Es entstehen somit 
nicht nur wirtschaftliche Nachteile für die betroffene Aktiengesellschaft, so dass die Aktienverwässerung unter 
Umständen auch den Sanktionen anderer Art zugerechnet werden könnte, so geschehen für „equity fines“ bei 
Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 248. 
1173 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 202. Eine mittelbare Bereicherung wird durch die 
Bereicherungsabschöpfung nicht erfasst. 
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auf das Unrecht der juristischen Person reagiert werden kann,1174 viele Länder dazu bereits 
Erfahrungen gesammelt haben und damit nicht in die Unternehmensorganisation eingegriffen 
werden muss.1175 Gegner einer Geldsanktion führen dagegen an, dass eine solche für die 
juristische Person eine kalkulierbare Ausgabe darstelle, womit aber noch nicht gesagt ist, dass 
sie nicht trotzdem wegen ihrer Höhe die juristische Person empfindlich trifft und damit eine 
präventive Wirkung entfaltet.1176 Meist wird aber davon ausgegangen, dass Geldsanktionen 
alleine nicht ausreichen, sondern verschiedene Sanktionsmöglichkeiten für verantwortliche 
juristische Personen vorgesehen werden sollten.1177 
 
Ob mit einer Geldsanktion wirksam gegen juristische Personen vorgegangen werden kann, 
hängt von ihrer konkreten Ausgestaltung ab, wobei naturgemäß ihrer Höhe eine 
entscheidende Bedeutung zukommt. Diese kann sich nicht nur nach absoluten Beträgen 
bestimmen, sondern auch von bestimmten Größen abgeleitet werden, die eine Anpassung 
an die finanziellen Verhältnisse der juristischen Person ermöglichen.1178 So kann die Höhe der 
Geldsanktion beispielsweise von Umsatz oder Gewinn der juristischen Person abgeleitet 
werden: Gegen eine Umsatzorientierung wird jedoch vorgebracht, dass diese die getätigten 
Aufwendungen nicht berücksichtigt und deswegen teilweise in keinem Verhältnis zur 
tatsächlichen Leistungsfähigkeit der juristischen Person steht.1179 Bauer tritt für die 
Heranziehung der Jahresüberschusses oder aber des handels- oder steuerrechtlichen 
Unternehmensgewinns ein, da diese Größen Erträge und Aufwendungen gleichermaßen 
berücksichtigen.1180 Probleme könnten sich dabei insofern ergeben, als nur die Daten des 
letzten Geschäftsjahres herangezogen werden können und sich die wirtschaftliche Lage der 
juristischen Person seitdem wesentlich verändert haben könnte.1181 Bei der Heranziehung 
dieser Größen besteht außerdem die Gefahr, dass diese aufgrund verschiedener 
                                                
1174 Dannecker, GA 2001, 124. 
1175 Bauer C., ÖJZ 2004, 491. 
1176 Bauer C., ÖJZ 2004, 492. 
1177 Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 244; Bauer C., ÖJZ 2004, 493. 
1178 Eine andere Herangehensweise, die nicht die finanzielle Lage der juristischen Person berücksichtigt, besteht 
darin, die Geldsanktion gegen die juristische Person als Multiplikator der für dieselbe Straftat gegen eine 
natürliche Person verhängten Geldsanktion zu berechnen, siehe dazu Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber 
(Hrsg.), Criminal Responsibility 243. 
1179 Rech, Vortrag, in Landesgruppe Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit 80. 
1180 Bauer C., ÖJZ 2004, 492. Für den steuerrechtlichen Unternehmensgewinn spricht, dass diese Größe auch bei 
Unternehmen zur Verfügung steht, die handelsrechtlich nicht buchführungspflichtig sind. 
1181 Bauer C., ÖJZ 2004, 493: Aus diesem Grund könnte bei besonders schwerwiegenden Veränderungen die 
Möglichkeit von Korrekturen eröffnet werden. 
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Bewertungswahlrechte manipuliert werden können.1182 Die Gefahr einer solchen 
Manipulation ist aber insofern beschränkt, als die juristische Person dafür zum Zeitpunkt der 
Bilanzerstellung bereits von der drohenden Geldsanktion wissen müsste, das Gericht bei der 
Festlegung der Geldsanktion auch die Ergebnisse der vergangenen Geschäftsjahre 
berücksichtigen kann und die Bewertungs- und Bilanzierungsregeln keine radikalen 
Änderungen ohne Begründung zulassen.1183 
B. „Freiheitsbeschränkungen“ der juristischen Person 
Die zweite Kategorie von Sanktionen, die „Freiheitsbeschränkungen“ der juristischen Person, 
umfasst insbesondere auch jene, die in Art 4 Abs 1 des Zweiten Protokolls fakultativ 
vorgeschlagen werden: der Ausschluss von öffentlichen Zuwendungen oder Hilfen, das 
vorübergehende oder ständige Verbot der Ausübung einer Handelstätigkeit, die 
richterliche Aufsicht und die richterlich angeordnete Auflösung.1184 Im Wesentlichen geht 
es darum, die juristische Person von bestimmten Aktivitäten auszuschließen, beziehungsweise 
sie durch gezielte Gebote und Verbote zu gesetzeskonformen Verhalten anzuhalten.1185 
Dadurch dass die juristische Person sehr stark in ihrer Handlungsfreiheit eingeschränkt 
wird, ist damit zu rechnen, dass derartige Sanktionen eine starke präventive Wirkung 
entfalten; Gleichzeitig müssen sie deswegen besonders vorsichtig eingesetzt werden.1186 
 
Im Folgenden werden einige typische Sanktionen zur Beschränkung der Freiheit juristischer 
Personen vorgestellt: Bei der Unternehmenskuratel wird eine bestimmte Person vom 
Gericht damit beauftragt, die juristische Person für eine bestimmte Zeit zu beaufsichtigen. 
Dabei soll nicht in die unternehmerischen Entscheidungen eingegriffen, sondern sichergestellt 
werden, dass die Ursachen für die Straftat beseitigt werden.1187  
Eine andere freiheitsbeschränkende Sanktion ist der zwangsweise Ausschluss delinquenter 
Personen aus der juristischen Person. Bauer hält diese Sanktion insofern für ungeeignet, als 
                                                
1182 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 194. 
1183 Dabei spielt vor allem die Stetigkeit als Bilanzierungsgrundsatz eine große Rolle, vgl Bertl/Deutsch-
Goldoni/Hirschler, Buchhaltungs- und Bilanzierungshandbuch3 (2001) 240 und 318. 
1184 Zu den weiteren Sanktionen, die in diese Kategorie fallen, siehe Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber 
(Hrsg.), Criminal Responsibility 245 ff. 
1185 Heine, Sanctions, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 246. 
1186 Bauer C., ÖJZ 2004, 494. In den internationalen Rechtsakten sind solche Sanktionen deswegen stets nur 
fakultativ vorgesehen; Einzige Ausname ist das Übereinkommen gegen Menschenhandel, siehe dazu oben unter 
Punkt 3.2.1.1 A. 
1187 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 209. Siehe näher zur Unternehmensaufsicht Schünemann, Placing 
the Enterprise Under Supervision (“Guardianship”) as a Model Against Legal and Collective Entities, in 
Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 293. 
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die juristische Person jederzeit die ausgeschlossene Person wieder anstellen oder durch eine 
andere ersetzen kann.1188  
Die zwangsweise Auflösung der juristischen Person ist die gravierendste Sanktion dieser 
Kategorie und wird als „Unternehmenstodesstrafe“ bezeichnet:1189 Sie kommt jedenfalls nur 
als „ultima ratio“ in Betracht und knüpft an die kriminelle Ausrichtung und Gefährlichkeit der 
juristischen Person an.1190 Bauer hält eine solche nicht für sinnvoll, da mit weniger 
gravierenden Mitteln eine ausreichend präventive Wirkung erreicht und nach der Auflösung 
ohnehin nicht sichergestellt werden könne, dass die juristische Person nicht einfach neu 
gegründet wird.1191 
C.  Sanktionen anderer Art 
Die letzte Kategorie von Sanktionen umfasst all jene, die keiner der beiden anderen 
zugeordnet werden können: Es kann sich dabei um bloße Weisungen (etwa in Kombination 
mit einer bedingten Strafnachsicht), aber auch um Diversionsmaßnahmen oder die kontrovers 
beurteilte Urteilsveröffentlichung handeln. Mit den Weisungen kann auf die Organisation der 
juristischen Person eingewirkt werden; Gleichzeitig wird die juristische Person sich in der 
Probezeit bemühen müssen, Fehlverhalten zu vermeiden.1192 Im Rahmen der Diversion 
könnte etwa das Erbringen gemeinnütziger Leistungen aufgetragen werden. Sowohl durch 
Weisungen, als auch diversionelle Maßnahmen könnte die betroffene juristische Person ihren 
Imageschaden relativ gering halten und wäre deswegen unter Umständen besonders motiviert, 
die Vorgaben zu erfüllen. An der Urteilsveröffentlichung wird hingegen vor allem kritisiert, 
dass sich die Auswirkungen für die juristische Person nur schwer abschätzen lassen und schon 
durch die bloße Prozessführung gegen einzelne Führungspersonen oftmals ein Imageverlust 
für die betroffene juristische Person entsteht.1193 Gerade wegen der Möglichkeit eines großen 
Imageverlusts kann die Urteilsveröffentlichung jedoch auch eine beachtliche präventive 
Wirkung entfalten.1194 
                                                
1188 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 203 f. 
1189 Nichts anderes wird wohl in den meisten Fällen im Ergebnis mit der Konfiszierung des gesamten Vermögens 
der juristischen Person erreicht. 
1190 Von Bubnoff, ZEuS 2004, Heft 3, 474. 
1191 Bauer C., ÖJZ 2004, 496. 
1192 Bauer C., ÖJZ 2004, 496 f. 
1193 Zur Vorsicht in Bezug auf die Urteilsveröffentlichung mahnt etwa Heine, ÖJZ 2000, 878. 
1194 Bauer C., Fragen der Verbandsstrafbarkeit 208. 
218 
4.7.2. Analyse der Länder 
4.7.2.1. Österreich 
A. Die Verbandsgeldbuße in § 4 VbVG 
Die Hauptsanktion des VbVG ist die in § 4 vorgesehene Verbandsgeldbuße,1195 so dass die 
Forderung der internationalen Rechtsakte nach Normierung einer Geldsanktion jedenfalls 
erfüllt ist. Es wird kein Unterschied zwischen den beiden Anknüpfungsfällen gemacht, 
was den internationalen Vorgaben entspricht, doch ist die Mitarbeitertat bei der Bemessung 
der Anzahl der Tagessätze strafmildernd zu berücksichtigen (§ 5 Abs 3 Z 2 VbVG). 
 
Die Höhe der Geldbuße bestimmt sich nach einem Tagessatzsystem:  
- Die Höhe des einzelnen Tagessatzes orientiert sich an der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Verbandes und knüpft an die Ertragslage des 
Verbandes an.1196 Das wird damit begründet, dass dem Verband Überschüsse 
entzogen werden sollen, gleichzeitig aber seine Geschäftsgrundlage nicht 
gefährdet werden soll.1197 Nach § 4 Abs 4 VbVG ist der Tagessatz „mit einem 
Betrag festzusetzen, der dem 360. Teil des Jahresertrages entspricht oder diesen 
höchstens ein Drittel über- oder unterschreitet“. Die Regierungsvorlage zum 
VbVG spricht sich ausdrücklich dafür aus, dass keine allzu strengen Vorgaben zur 
Bemessung der Tagessätze vorgeschrieben werden, damit eine Anpassung an den 
Einzelfall möglich ist.1198 Die Höhe des Tagessatzes ist aber jedenfalls mit 10.000 
€ begrenzt,1199 was für die Frage, ob den internationalen Rechtsakten Genüge 
getan wird, von entscheidender Bedeutung ist. 
Ist der Verband nicht auf Gewinn gerichtet, ist der Tagessatz zwischen mindestens 
2 und maximal 500 Euro festzusetzen (§ 4 Abs 4 letzter Satz VbVG).  
                                                
1195 Es gilt das gesetzlich begrenzte Opportunitätsprinzip, so dass es nicht in jedem Fall zur Verfolgung des 
Verbandes kommen muss (vgl Art 18 VbVG). 
1196 Es ist aber ein Mindesttagessatz von € 50 vorgesehen, etwa für den Fall, dass der Verband Verluste schreibt. 
Für den Fall der Uneinbringlichkeit der Geldbuße ist – anders als im Individualstrafrecht – keine Ersatzsanktion 
vorgesehen, Steininger, VbVG § 4 Rz 21. 
1197 RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4 Ziffer 7.1). Aus diesem Grund 
wird nicht der Umsatz zur Ermittlung der Tagessatzhöhe herangezogen. 
1198 RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4 Ziffer 7.5). So soll etwa auch der 
Durchschittsertrag aus mehreren Jahren herangezogen werden können. 
1199 Die Festlegung einer Obergrenze war Bedingung für die Einigung im Ministerrat, siehe dazu oben unter 
Punkt 2.2.1.2 B. 
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- Die Anzahl der verhängten Tagessätze richtet sich nach der Schwere des 
Vorwurfs1200 und liegt zwischen einem und der für den Straftatbestand 
vorgesehenen Maximalanzahl an Tagessätzen, die zwischen 40 und maximal 180 
Tagessätzen beträgt. Auf diese Weise soll die Staffelung der 
Freiheitsstrafdrohungen für natürliche Personen übernommen werden,1201 
gleichzeitig wird aber eine flachere Progression als im Individualstrafrecht 
angestrebt.1202 
B. Weitere Sanktionsmöglichkeiten im VbVG und StGB 
Neben der Geldbuße werden im VbVG noch andere Sanktionen normiert; Keine einzige ist 
jedoch mit der Freiheitsstrafe des Individualstrafrechts gleichzusetzen.1203 Zum einen sind 
Weisungen in § 8 VbVG im Zusammenhang mit einer Probezeit und einer 
(teil)bedingten Nachsicht der Geldbuße vorgesehen,1204 wobei nur die Weisung der 
Schadensgutmachung verpflichtend ist und alle anderen (Weisungen in Bezug auf technische, 
organisatorische und personelle Maßnahmen zur Verhinderung weiterer Taten) von der 
Zustimmung des Verbandes abhängen. Zum anderen kann nach § 19 VbVG auch die 
Diversion eingesetzt werden, die in der Zahlung eines Geldbetrages, einer Probezeit (unter 
Umständen in Verbindung mit der Befolgung von Maßnahmen) oder der Erbringung von 
gemeinnützigen Leistungen bestehen kann.1205 Laut Löschnig-Gspandl kommt der Erteilung 
von Weisungen und der Diversion eine fundamentale Bedeutung zu, weil es besonders 
wichtig sei, das zukünftige Verhalten der Verbände zu steuern und damit der 
Präventionsgedanke im Vordergrund stehe.1206 
                                                
1200 Vgl dazu auch die Erschwerungs- und Milderungsgründe in § 5 Abs 2 und 3 VbVG. 
1201 Ist im Individualstrafrecht bloß eine Geldstrafe vorgesehen, kommt die niedrigste Maximalanzahl zur 
Anwendung (40 Tagessätze), vgl § 4 Abs 3 VbVG. 
1202 RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4 Ziffer 6): Sonst wären die 
Geldbußen bei Delikten, die mit niedrigen Freiheitsstrafen bedroht sind, zu niedrig oder bei Delikten mit den 
höchsten Freiheitsstrafendrohungen zu hoch ausgefallen. 
1203 Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 46. Das Bundesministerium für 
Justiz hatte ursprünglich erwogen, ein zeitlich befristetes Verbot der Führung eines bestimmten Betriebes oder 
der Ausübung einer bestimmten Geschäftstätigkeit als Sanktion vorzusehen, so Köck, JBl 2005, 486. 
1204 Für die bedingte Nachsicht eines Teils der Geldbuße ist anders als im Individualstrafrecht keine 
Höchstgrenze festgelegt (§ 7 VbVG). 
1205 Dafür sind grundsätzlich die selben Voraussetzungen notwendig wie im Individualstrafrecht; Auf das 
Kriterium der nicht schweren Schuld (§ 90a Abs 2 Z 2 StPO) wird verzichtet, dafür ist die Gutmachung des 
entstandenden Schadens und die Beseitigung der Tatfolgen unabdingbar. Nach Brandstetter wird aber angesichts 
der Erfahrungen mit der Diversion im Individualstrafrecht nur der Zahlung eines Geldbetrags praktische 
Bedeutung zukommen, so Brandstetter, ecolex 2006, 5. 
1206 Löschnig-Gspandl, Die Strafbarkeit von Unternehmen 256 f; Löschnig-Gspandl, Zur Bestrafung von 
juristischen Personen, ÖJZ 2002, 249 f. 
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Die Abschöpfung der Bereicherung, der Verfall und die Einziehung können weiterhin 
neben den Sanktionen des VbVG angewendet werden.1207 
C. Sonderfall Finanzstrafrecht 
In Bezug auf Finanzvergehen wird nicht das Tagessatzsystem des VbVG übernommen, 
sondern auf die bestehenden Regelungen im Finanzstrafgesetz zurückgegriffen.1208 Die 
Maximalhöhe der Geldstrafe1209 als zentraler Sanktion des Finanzstrafrechts bestimmt sich bei 
zentralen Delikten, insbesondere auch bei § 35 FinStrG,1210 nach dem „strafbestimmenden 
Wertbetrag“.1211 Dieser wird vom Verkürzungsbetrag und somit vom unmittelbaren 
Vorteil, den der Verband erlangt hat, abgeleitet und ist vom jeweiligen Einzelfall 
abhängig.1212 Bei diesen Finanzvergehen kommt damit keine betragsmäßige Obergrenze 
zum Einsatz.1213 
Gegen die Charakterisierung dieser finanzstrafrechtlichen Geldbuße als „wirksame, 
angemessene und abschreckende“ Sanktion spricht aber die Tatsache, dass sie maximal ein 
Vielfaches (etwa das Zweifache) des erlangten Vorteils betragen kann, was wohl für den 
belangten Verband in vielen Fällen keine besondere Belastung darstellen wird. Gleichzeitig 
könnte allein die Möglichkeit eines Strafverfahrens für Verbände schon eine abschreckende 
Wirkung entfalten. Da nur ein sehr kleiner Teil der international vorgegebenen Delikte im 
Finanzstrafrecht umgesetzt wird, wird auf die Frage der Konformität der 
finanzstrafrechtlichen Sanktionen für Vebände mit den internationalen Vorgaben nicht weiter 
eingegangen. 
                                                
1207 Siehe dazu oben unter Punkt 2.2.1.1 A. 
1208 Bei Verfahren vor der Finanzstrafbehörde (Verwaltungsbehörde) ist eine bedingte Nachsicht der Geldbuße 
nicht vorgesehen und auch Weisungen sind nicht möglich, vgl Eberl, Risiken im Zusammenhang mit dem neuen 
Unternehmensstrafrecht, in Ertl (Hrsg.), Risikomanagement und Jahresabschluss (2006) 153. Eine Diversion ist 
weder im gerichtlichen noch im verwaltungsbehördlichen Finanzstrafverfahren möglich, siehe Kert, 
Verbandsverantwortlichkeit, in Leitner (Hrsg.), Finanzstrafrecht 2006, 34. 
1209 Für Verbände wird wieder auf den Terminus „Geldbuße“ zurückgegriffen, vgl § 28a FinStrG. 
1210 Die einnahmeseitigen Betrugshandlungen des Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften werden nämlich durch § 35 FinStrG umgesetzt, die restlichen 
Betrugshandlungen durch das StGB (und § 7 AEG, der wiederum auf die §§ 35 und 36 FinStrG verweist), siehe 
dazu auch oben unter Punkt 4.6.2.1 B. Ansonsten werden soweit ersichtlich keine internationalen Vorgaben 
durch Finanzstraftatbestände umgesetzt. 
1211 Bei vielen anderen Strafnormen des Finanzstrafrechts werden hingegen absolute Beträge vorgesehen; Diese 
sind für die vorliegende Arbeit nicht von Interesse, weil die internationalen Vorgaben nicht durch solche 
Strafnormen umgesetzt werden. 
1212 Seiler/Seiler, Finanzstrafgesetz, zu § 16 Rz 8. Nach § 35 Abs 4 FinStrG wird etwa für Schmuggel eine 
Geldstrafe bis zum Zweifachen des auf die Waren entfallenden Abgabenbetrages, für die Hinterziehung von 
Eingangs- und Ausgangsabgaben eine Geldstrafe bis zum Zweifachen des Verkürzungsbetrages verhängt. 
1213 Althuber/Huber, taxlex 2005, 619. 
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D. Konformität mit den internationalen Vorgaben: „wirksame, angemessene 
und abschreckende“ Sanktionen? 
In Bezug auf die Konformität mit den internationalen Rechtsakten stellt sich die zentrale 
Frage, ob es sich bei den im VbVG vorgesehenen Sanktionen um „wirksame, angemessene 
und abschreckende“ handelt. Dabei spielt die Geldbuße als zentrale Sanktion des VbVG eine 
große Rolle: Wichtig für ihre Wirksamkeit sind jedenfalls die Tatsachen, dass ein Rückgriff 
auf die Entscheidungsträger oder Mitarbeiter (§ 11 VbVG), sowie die steuerlichen 
Absetzbarkeit der Verbandsgeldbußen (§ 20 Abs 1 Z 5 EStG, § 12 Abs 1 Z 4 KStG) 
ausgeschlossen ist.1214 Damit wird sichergestellt, dass die Geldbuße vom verurteilten 
Verband nicht einfach abgewälzt werden kann; Ihre abschreckende Wirkung hängt aber dann 
von ihrer Ausgestaltung, insbesondere ihrer Höhe ab. 
 
Für Köck erfüllt die Geldbuße schon deswegen die internationalen Vorgaben nicht, weil die 
Anzahl der vorgesehenen Tagessätze im Vergleich zum Individualstrafrecht und im Vergleich 
zu anderen Ländern sehr gering ist.1215 Es ist aber zu bezweifeln, dass ein Vergleich der 
Anzahl der Tagessätze ohne Berücksichtigung ihrer jeweiligen Höhe aussagekräftig ist. 
Für die Wirksamkeit der Geldbuße ist die Tagessatzhöhe von entscheidender Bedeutung; 
Dabei könnte sich insbesondere die Höchstgrenze für Tagessätze als problematisch 
erweisen. Mit dieser Obergrenze werden große, ertragsstarke Unternehmen begünstigt, da ab 
einem Jahresertrag von 3,6 Millionen € der Tagessatz nie mehr als 10.000 € betragen 
kann.1216 Die höchste zu verhängende Geldbuße (für schwerste Verbrechen) beträgt damit 1.8 
Millionen € (180 Tagessätze à 10.000 €), was höher als die Höchstbeträge in anderen EU-
Mitgliedsstaaten ausfällt, aber sich im Vergleich zu den wettbewerbrechtlichen Bußgeldern 
der Kommission bescheiden ausnimmt.1217,1218 Bei weniger schweren Straftaten fällt die 
Maximalgeldbuße noch geringer aus.1219 
                                                
1214 Der generelle Ausschluss der Abzugsfähigkeit von Verbandsgeldbußen im Körperschaftssteuerrecht wird 
teilweise als unsystematisch abgelehnt, so Brandstetter/Hristov, ecolex 2006, 10. 
1215 Köck, JBl 2005, 485: Im VbVG maximal 180 Tagessätze (etwa für Mord), in Individualstrafrecht schon 360 
Tagessätze für einfache Sachbeschädigung; in Italien können 100 bis 1000 Tagessätze gegen juristische 
Personen verhängt werden. 
1216 Zeder, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 70, Anmerkung 2 zu § 4. Eine Begründung für den Höchstbetrag 
könnte sein, dass jede Sanktion in einem ausgewogenen Verhältnis zur Tat (unabhängig von der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit des Täters) stehen muss, so Löff, Das neue Verbandsverantwortlichkeitsgesetz - 
Strafrechtliches Risikomanagement als neue Herausforderung bei der Unternehmensführung, RWZ 2005, 357. 
1217 Vgl dazu die Übersicht in RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4 Ziffer 
2). 
1218 Auch Wegscheider wundert sich über die niedrigen Absolutwerte der Geldbuße, in Wegscheider, 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, JSt 2005, 194. Grundsätzlich hat er sich aber für eine Obergrenze der 
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Bei der Beurteilung der abschreckenden Wirkung der Geldbuße darf allerdings auch nicht 
vergessen werden, dass in Österreich 99,7 % der Unternehmen Klein- und Mittelbetriebe 
sind,1220 so dass für diese auch nicht ganz so hohe Beträge wirksam, angemessen und 
abschreckend sein können. Damit die Geldbuße ihren Zweck erfüllt, müsste sie aber auch für 
die wenigen großen Verbände aus Österreich und die ausländischen großen Verbände, die in 
Österreich tätig werden, eine abschreckende Wirkung entfalten, was wegen der Höchstbeträge 
bezweifelt werden könnte.1221 Dabei darf aber nicht übersehen werden, dass die 
Verbandsverantwortlichkeit in einem Strafverfahren geregelt ist; Die präventive Wirkung 
der Bestimmungen kann sich deswegen auch bei weniger hohen Geldbußen daraus ergeben, 
dass durch das Strafverfahren eine sozialethische Verurteilung und Stigmatisierung des 
belangten Verbandes erreicht wird.1222 Die Imageschäden durch ein Strafverfahren könnten 
unter Umständen gerade für größere Verbände schwerer wirken als jeder zu zahlende 
Geldbetrag.1223 
 
Bei der Beurteilung, ob „wirksame, angemessene und abschreckende“ Sanktionen vorliegen, 
kann aber nicht nur auf die Geldbuße abgestellt werden, sondern es muss das gesamte 
Sanktionensystem berücksichtigt werden. Die Bedeutung der Weisungen im System des 
VbVG wird in Hinblick auf die Präventionswirkung immer wieder betont;1224 Gleichzeitig 
sind diese aber so ausgestaltet (Abhängigkeit von Zustimmung des Verbandes), dass sie unter 
Umständen nicht wirksam eingesetzt werden können. 
Neben der jeweiligen Ausgestaltung der vorgesehenen Sanktionen wird auch bemängelt, dass 
insgesamt nur relativ wenige Sanktionen (Geldbuße, Weisungen, Diversion) normiert wurden, 
obwohl es für eine effiziente Durchsetzung der Verbandsverantwortlichkeit eine 
                                                                                                                                                   
Geldbuße ausgesprochen, weil dies der österreichischen Rechtstradition entspreche, in Wegscheider, Gedanken 
zum Ministerialentwurf eines Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes, JSt 2004, 186. 
1219 Bei Untreue (§ 153 StGB), die einen Schaden von mehr als 40.000 € herbeiführt, beträgt die Geldbuße 
maximal 1.300.000 € (130 Tagessätze à 10.000 €) 
1220 Vgl die Wirtschaftsdaten der KMU FORSCHUNG AUSTRIA (Klein- und Mittelbetriebe sind solche mit 
weniger als 250 Beschäftigten). Die Zahlen für Gesamteuropa sind vergleichbar. 
1221 Die abschreckende Wirkung der Geldbuße wird bezweifelt von Schwarz/Steineder, Prävention, 
Sanktionsrepertoire und Strafbemessung im VbVG, in Hilf/Pateter/Schick/Soyer (Hrsg.), 
Unternehmensverteidigung 166. Ähnlich auch Hochreiter in Ratka, Podiumsdiskussion zum neuen 
Unternehmensstrafrecht, N&V2006, 67. Der Höchstbetrag für die Geldbuße stellt für Mitterlehner hingegen eine 
vernünftige Grenze dar, in Ratka, N&V2006, 67. 
1222 Vgl auch Hilf, Kriminalpolitische Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen 
Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 59. 
1223 Vgl auch Schwarz/ Steineder, Prävention, Sanktionsrepertoire und Strafbemessung im VbVG, in 
Hilf/Pateter/Schick/Soyer (Hrsg.), Unternehmensverteidigung und Prävention im Strafrecht 140. 
1224 RV 994 BlgNR 22. GP 28 f. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 6 Ziffer 2 und 3). 
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differenzierte, flexible Sanktionspalette bräuchte.1225 So wurden etwa die im Zweiten 
Protokoll fakultativ vorgeschlagenen Sanktionen (z.B. Maßnahmen des vorübergehenden oder 
ständigen Verbots der Ausübung einer Handelstätigkeit) überhaupt nicht berücksichtigt. Dies 
wird damit begründet, dass Nebenstrafen dem österreichischen Strafrecht fremd seien und 
deswegen der Materiengesetzgeber (im Verwaltungsrecht) tätig werden solle.1226 Die 
fehlende Differenzierung der Sanktionen im VbVG soll somit durch Ergänzungen im 
Verwaltungsrecht kompensiert werden,1227 was derzeit noch ausständig ist. Im 
Vergabeverfahren besteht aber bereits die Möglichkeit, einen Verband von diesem 
auszuschließen, wenn er rechtskräftig verurteilt wurde.1228 Im Verwaltungsrecht gibt es 
außerdem einzelne Reaktionsmöglichkeiten (Entzug der Gewerbeberechtigung, Auflösung 
der GmbH), die aber nur an sehr spezifische Fälle und insbesondere nicht an die 
Verbandsverantwortlichkeit anknüpfen.1229 Sie leisten derzeit nur einen geringen Beitrag 
dazu, ein wirksames Sanktionsinstrumentarium gegen juristische Personen vorzusehen.  
E. Ergebnis 
Im Ergebnis lässt sich feststellen, dass durch die Normierung der Verbandsgeldbuße der 
Forderung nach Geldsanktionen nachgekommen wird, dem Erfordernis „wirksamer, 
angemessener und abschreckender“ Sanktionen aber vor allem der Höchstbetrag für 
Tagessätze sowie die fehlende Diversität der Sanktionen entgegen stehen könnte;1230 Erst 
wenn der Materiengesetzgeber weitere Rechtsfolgen im Verwaltungsrecht normiert, die die 
Sanktionen des VbVG ergänzen, könnte den internationalen Rechtsakten mit Sicherheit 
Genüge getan werden. Schon jetzt trägt aber die Möglichkeit von Weisungen und Diversion 
zur präventiven Wirkung der Verantwortlichkeitsbestimmungen bei. Außerdem dürfte die 
erstmalige Einführung einer Verbandsverantwortlichkeit, die in einem Strafverfahren geregelt 
                                                
1225 So Köck, JBl 2005, 485. Köck geht davon aus, dass die österreichische Rechtslage keine „wirksamen, 
angemessenen und abschreckenden“ Sanktionen vorsieht. Kritisch auch Frank-Thomasser/Punz, Das neue 
Unternehmensstrafrecht (2006) 14. 
1226 RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4 Ziffer 9). 
1227 Wegscheider, JSt 2005, 194. Für eine Einordnung dieser Sanktionen in das VbVG, Hilf, Kriminalpolitische 
Hintergründe, in Landesgruppe Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit 47. 
1228 Vgl dazu Hahnl, Strafrechtliche Verurteilung und vergaberechtliche Zuverlässigkeit, ecolex 2006, 6 ff. 
1229 Siehe dazu oben unter Punkt 2.2.1.1 C. Sie sind insbesondere nicht für den gesamten Adressatenkreis des 
VbVG vorgesehen und knüpfen meist an Straftaten von Leitungspersonen an, so dass etwa der zweite 
Anknüpfungsfall des VbVG (§ 3 Abs 3) gänzlich unberücksichtigt bleibt. 
1230 Im OECD Bericht wird davon ausgegangen, dass die Sanktionsinstrumente des VbVG nicht „wirksam, 
angemessen und abschreckend“ sind, wenn Verbände keinen Ertrag erwirtschaften, vgl OECD-Report: Austria 
Phase 2 (Report on the application of the Convention on combating bribery of foreign public officials in 
international business transactions and the 1997 Recommendation on combating bribery in international business 
transactions), 16.02.2006, Punkt 146. 
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ist und deren Anwendung von einem großen Medieninteresse begleitet sein dürfte, auf 
Verbände bereits per se abschreckend wirken, so dass die internationalen Vorgaben wohl 
erfüllt sind1231. 
4.7.2.2. Deutschland 
A. Die Geldbuße nach § 30 OWiG 
Die zentrale Sanktion im Rahmen der Verantwortlichkeit juristischer Personen nach 
deutschem Recht ist die Geldbuße nach § 30 OWiG. Mit dem 2. Gesetz zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität wurde 1986 die frühere Einstufung der Geldbuße nach § 30 OWiG 
als bloße Nebenfolge aufgegeben.1232 Die dogmatische Diskussion um die Zulässigkeit der 
Geldbuße, die eng mit der Frage des Verhältnisses von Kriminalstraf- und 
Ordnungswidrigkeitenrecht verknüpft ist, wurde damit nochmals intensiviert.1233 Für 
Tiedemann ist erst durch diese Änderung die Geldbuße nach § 30 OWiG als Hauptfolge und 
echten Sanktion etabliert worden.1234 Mit der Geldbuße werden repressive und präventive 
Zwecke verfolgt, einer ihrer Hauptzwecke liegt in der Abschöpfung der Bereicherung, die der 
JP oder PV1235 durch die Tat zugekommen ist.1236 
 
Das Höchstmaß der Geldbuße nach § 30 OWiG wurde mit dem EU-Rechtsinstrumente-AG 
nach oben korrigiert, um es an die Entwicklung der Geldbußen im Nebenstrafrecht 
anzupassen.1237 Ein weiterer Grund für die Erhöhung ist darin zu sehen, dass der vorher 
vorgesehene Höchstrahmen von 500.000 € zunehmend ausgeschöpft worden war.1238 Das 
Höchstmaß der Geldbuße hängt davon ab, ob sie an die Begehung einer Ordnungswidrigkeit 
oder einer Straftat durch den Repräsentanten anknüpft:1239 
                                                
1231 So auch ohne nähere Erläuterungen Boller, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 210. 
1232 Dafür plädiert schon Schmitt, Wie weit reicht § 30 des Ordnungswidrigkeitengesetzes? in FS Lange (1976) 
880 f. 
1233 Bauer, wistra 1992, 48. Eine Strafbarkeit juristischer Personen wird im deutschen Schrifttum nämlich aus 
dogmatischen Gründen weitgehend abgelehnt, siehe dazu oben unter Punkt 1.2.1. 
1234 Tiedemann, NJW 1988, 1171. 
1235 Abkürzung des Adressatenkreises des § 30 OWiG (Juristische Personen und Personenvereinigungen), siehe 
dazu oben unter Punkt 4.4.2.2. 
1236 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 8. 
1237 Ansonsten hätte es dazu kommen können, dass der Bußgeldrahmen bei Anknüpfung an eine Straftat 
teilweise niedriger ausgefallen wäre als bei Anknüpfung an eine Ordnungswidrigkeit. 
1238 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 43: Von einer Erhöhung auch 1.5 Millionen Euro 
wurde jedoch abgesehen. 
1239 Für die vorliegende Arbeit ist die Geldbußenhöhe bei der Anknüpfung an Straftaten besonders interessant, 
weil wohl fast alle in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen Delikte in Deutschland im Strafrecht 
umgesetzt werden, vgl dazu unter Punkt 4.6.2.2.  
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- Bei einer vorsätzlichen Straftat des Repräsentanten beträgt die Geldbuße bis zu 
einer Million Euro, bei einer fahrlässigen Straftat bis zu 500.000 € (§ 30 Abs 2 
Satz 1 OWiG). 
- Im Falle einer Ordnungswidrigkeit bestimmt sich das Höchstmaß der Geldbuße 
nach dem für die Ordnungswidrigkeit angedrohten Höchstmaß der Geldbuße (§ 30 
Abs 2 Satz 2 OWiG).1240,1241 Dieses kann sehr unterschiedlich ausfallen.1242 
 
In Bezug auf den zweiten Anknüpfungsfall, der durch die Aufsichtspflichtverletzung nach § 
130 OWiG umgesetzt wird, richtet sich das Höchstmaß der Geldbuße gegen die JP oder PV 
nach § 130 OWiG. Dies führt dazu, dass bei einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Straftat 
des Betriebsangehörigen bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverletzung eine Geldbuße von 
einer Million Euro verhängt werden kann, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
hingegen nur 500.000 € (§ 130 Abs 3 iVm § 17 Abs 2 OWiG). Die Höchstgrenzen bei 
Ordnungswidrigkeiten von Betriebsangehörigen richten sich wiederum nach den dafür 
vorgesehenen Höchstgrenzen.1243 
 
Da das Opportunitätsprinzip gilt, kann die Verfolgungsbehörde im Einzelfall nach 
pflichtgemäßem Ermessen entscheiden, ob überhaupt eine Geldbuße verhängt werden soll.1244 
Die konkrete Zumessung bestimmt sich nach dem Einzelfall;1245 Es sind insbesondere auch 
die Sanktionen gegen den Repräsentanten und seine Betroffenheit durch die Geldbuße nach § 
30 OWiG zu berücksichtigen.1246 Eine besonders wichtige Rolle spielt der wirtschaftliche 
Vorteil, den die JP oder PV aus der Tat gezogen hat: Er bildet eine Untergrenze für die 
                                                
1240 Dabei muss § 17 Abs 2 OWiG beachtet werden, nachdem fahrlässiges Handeln im Höchstmaß nur mit der 
Hälfte des angedrohten Höchstbetrages der Geldbuße geahndet werden kann, wenn das Bußgeld nicht nach 
vorsätzlichem und fahrlässigem Handeln differenziert. 
1241 Satz 2 gilt auch im Falle einer Tat, die gleichzeitig Straftat und Ordnungswidrigkeit ist, wenn das für die 
Ordnungswidrigkeit angedrohte Höchstmaß der Geldbuße das Höchstmaß nach Satz 1 übersteigt (§ 30 Abs 2 
Satz 3 OWiG). 
1242 Göhler, OWiG14, § 17 Rz 5: Erhöhte Höchstbeträge (teilweise bis zu 1,5 Millionen Euro) für die Geldbuße 
finden sich etwa im Wirtschaftsrecht, da dort oftmals bedeutende Gewinne erzielt werden. 
1243 Durch die Verknüpfung einer fahrlässigen Zuwiderhandlung eines Untergebenen gegen das OWiG mit der 
fahrlässigen Aufsichtspflichtverletzung eines Repräsentanten kann es aber dazu kommen, dass der 
Höchstrahmen dafür nur noch einem Viertel des ursprünglich angedrohten Höchstmaßes der Geldbuße beträgt 
(zweimal Reduktion um die Hälfte nach § 17 Abs 2 OWiG), Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 130 Rz 105. 
1244 Göhler, OWiG14, § 30 Rz 35. Siehe dazu auch unter Punkt 4.8.2.2. 
1245 Dabei sollen die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit oder Straftat, der den Täter der Bezugstat treffende 
Vorwurf sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse der JP oder PV berücksichtigt werden, Rogall in Senge, KK 
zum OWiG3, § 30 Rz 115. Es wird auch vertreten, dass auch verbandsbezogene Umstände wie 
Organisationsmängel etc zu berücksichtigen sind, Göhler, OWiG14, § 30 Rz 36a; Brender, Die Neuregelung der 
Verbandstäterschaft im Ordnungswidrigkeitenrecht (1989) 158. 
1246 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 42. 
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Geldbuße, da dieser Abschöpfungsfunktion zukommt.1247 Die Geldbuße setzt sich aus einem 
Abschöpfungs- und einem Ahndungsteil zusammen.1248 Nach § 30 Abs 3 iVm § 17 Abs 4 
OWiG kann außerdem das gesetzliche Höchstmaß überschritten werden, wenn es nicht 
ausreicht, um den wirtschaftlichen Vorteil, der aus der Tat gezogen wurde, zu übersteigen.1249 
B. Weitere Sanktionsmöglichkeiten im OWiG, StGB und Verwaltungsrecht 
Zu erwähnen ist eine Reihe weiterer Sanktionen, die neben der Geldbuße bestehen: Nach 
den § 29a Abs 2 OWiG, § 73 Abs 3 StGB kann bzw. muss ein Verfall angeordnet werden, 
wenn der Täter für einen anderen (etwa die JP oder PV) gehandelt hat und dieser dadurch 
„etwas“ erlangt hat. Die Anordnung des Verfalls ist an sehr viel weniger Voraussetzungen 
geknüpft als die der Geldbuße nach § 30 OWiG,1250 ist aber in Bezug auf die 
Verbandsgeldbuße nur subsidiär anwendbar (§ 30 Abs 5 OWiG).1251 Für verfallen erklärt 
wird das durch die Tat Erlangte (bzw. ein entsprechender Geldbetrag), dessen Berechnung 
nach dem Bruttoprinzip erfolgt, so dass etwa damit verbundene Aufwendungen 
unberücksichtigt bleiben. Nach den § 29 OWiG und § 75 StGB kommt außerdem die 
Einziehung von Sachen und Rechten der JP oder PV in Betracht, wenn diese durch eine 
Straftat bzw. Ordnungswidrigkeit einer in § 30 Abs 1 Nr.1 bis 5 OWiG aufgezählten Person 
hervorgebracht oder für diese gebraucht wurden.1252 Unklar ist die Einordnung von Verfall 
und Einziehung als Strafen, Sicherungsmaßnahmen oder Maßnahmen eigener Art.1253 Sie 
                                                
1247 Wegner, Ist § 30 OWiG tatsächlich der „Königsweg“ in den Banken-Strafverfahren? NJW 2001, 1982. Nach 
der herrschenen Lehre wird der wirtschaftliche Vorteil nach dem Nettoprinzip berechnet, so dass etwa 
Aufwendungen abgezogen werden können, vgl Göhler, OWiG14, § 17 Rz 38. Ersatzansprüche Dritter werden 
berücksichtigt, wenn sie unzweifelhaft zu erbringen sind, Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 
45. 
1248 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 121. 
1249 Damit soll flexibel auf Straftaten mit besonders hohen Gewinnen reagiert werden, so Korte, Juristische 
Person 33. 
1250 Es ist beispielsweise nicht nötig, dass der Täter schuldhaft handelt, Schünemann, Unternehmenskriminalität 
159. Die Verfallsbestimmung ist so weit gefasst, dass der Verfall gegenüber einer JP oder PV bei der Tat eines 
beliebigen Betriebsangehörigen und nicht nur bei Taten von Leitungspersonen angeordnet werden kann, vgl 
Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 107. 
1251 Dies dewegen, weil die Geldbuße auch Abschöpfungsfunktion hat. Auch die Abschöpfung des Mehrerlöses, 
die im WiStG anstelle des Verfalls vorgesehen ist und ebenfalls gegen JP oder PV angeordnet werden kann, ist 
subsidiär zur Geldbuße nach § 30 OWiG. 
1252 Der Normadressaten- und Täterkreis der Einziehungsvorschrift wurden durch das EU-Rechtsinstrumente-AG 
an die des § 30 OWiG angepasst, vgl Achenbach, wistra 2002, 444. 
1253 Für die Einstufung des Verfalls als Maßnahme eigener Art Knopp/Rathmann, Aktuelle Entwicklungen beim 
Unternehmensstrafrecht – Deutschland und Österreich im Vergleich, JR 9/2005, 360; Für den strafähnlichen 
Charakter von Verfall und Einziehung Haeusermann, Der Verband als Straftäter 19. In Bezug auf den Verfall ist 
es die Berechnung nach dem Bruttoprinzip, die zur Begründung seines strafähnlichen Charakters angeführt wird. 
In Bezug auf die Einziehung soll es auf den jeweiligen Fall ankommen, ob es sich dabei um eine 
Sicherungsmaßnahme oder eine Nebenstrafe handelt, vgl Göhler, OWiG14, Vor § 22 Rz 3 ff. 
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sind in Bezug auf Straftaten zwar im Kriminalstrafrecht verankert, entfalten aber nur eine 
stark begrenzte Präventionswirkung.1254  
 
Weitere Rechtsfolgen einer Straftat bzw. Ordnungswidrigkeit, die im Rahmen einer 
juristischen Person begangen wird, werden in verschiedenen Materiengesetzen des 
Verwaltungsrechts vorgesehen: So ist teilweise die Auflösung der juristischen Person als 
zivil- oder verwaltungsrechtliche Maßnahme vorgesehen, wenn seine Organe gesetzeswidrig 
handeln, ein anderes Organ (Aufsichtsrat, Versammlung der Gesellschafter) das nicht 
verhindert und damit das Gemeinwohl gefährdet wird.1255 Der juristischen Person können 
außerdem Tätigkeitsbeschränkungen auferlegt werden, wenn die gesetzlichen Vertreter sich 
als unzuverlässig herausstellen.1256 Bezeichnend für die deutsche Rechtslage ist, dass niemals 
an die Verhängung einer Geldbuße nach § 30 OWiG als Sanktionierung der JP oder PV, 
sondern an das Fehlverhalten von natürlichen Personen angeknüpft wird.1257 
C. Konformität mit den internationalen Vorgaben: „wirksame, angemessene 
und abschreckende“ Sanktionen? 
Da sowohl für den ersten als auch den zweiten Anknüpfungsfall eine Ahndung durch eine 
Geldbuße nach § 30 (iVm § 130) OWiG vorgesehen ist, werden die internationalen 
Rechtsakte in ihrer Forderung nach Geldsanktionen erfüllt. Es muss allerdings noch 
geklärt werden, ob das Sanktionensystem im deutschen Recht dem Erfordernis „wirksamer, 
angemessener und abschreckender“ Sanktionen entspricht: Dabei kommt der Geldbuße 
nach § 30 OWiG eine zentrale Rolle zu. Das Abzugsverbot in § 4 Abs 5 S.1 Nr.8 S.1 EStG 
                                                
1254 Meist wird die JP oder PV so gestellt wie vor der Straftat und auch das nur, wenn die Tat aufgedeckt wird; 
Schünemann, Unternehmenskriminalität 162; Schwinge, Strafrechtliche Sanktionen gegenüber Unternehmen im 
Bereich des Umweltstrafrechts (1996) 61 ff. 
1255 Vgl etwa §§ 62 Abs 1 GmbHG, 81 Abs 1 GenG oder § 396 Abs 1 AktG: „Gefährdet eine Aktiengesellschaft 
oder Kommanditgesellschaft auf Aktien durch gesetzwidriges Verhalten ihrer Verwaltungsträger das 
Gemeinwohl und sorgen der Aufsichtsrat und die Hauptversammlung nicht für eine Abberufung der 
Verwaltungsträger, so kann die Gesellschaft auf Antrag der zuständigen obersten Landesbehörde des Landes, in 
dem die Gesellschaft ihren Sitz hat, durch Urteil aufgelöst werden“. Diese Vorschriften haben jedoch kaum 
praktische Bedeutung erlangt, so Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 111. 
1256 Dies ist insbesondere bei der Begehung von Straftaten der Fall. Die Tätgkeitsbeschränkungen können sich 
auf den Betrieb eines Gewerbes (vgl § 35 GewO) oder den Betrieb einzelner Anlagen beziehen oder in der 
Rücknahme von Konzessionen oder Genehmigungen bestehen, Hirsch, ZStW 107 (1995) 302. 
1257 Tätigkeitsbeschränkungen und insbesondere die Auflösung kommen aber nur als ultima ratio in Betracht, so 
dass sie für die Frage, ob die Sanktionen gegen juristische Personen ausreichend sind, nur eine untergeordnete 
Rolle spielen, so Hirsch, ZStW 107 (1995) 302.  
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verhindert, dass die Geldbuße als gewinnmindernde Betriebsausgabe steuerlich in Abzug 
gebracht wird, und trägt deswegen zur Wirksamkeit der Geldbußenregelung bei.1258 
 
Bedenken gegen die Präventivwirkung der Geldbuße könnten sich aus dem Umstand ergeben, 
dass die Geldbuße sich sehr stark am wirtschaftlichen Vorteil, den die JP oder PV 
erlangt hat, orientiert. Damit wird bei Verhängung einer Geldbuße vor allem der erlangte 
Vorteil abgeschöpft, was die JP oder PV kaum treffen wird.1259 Da die Geldbuße jedoch auch 
immer einen „Ahndungsteil“ enthalten soll,1260 kann sich die abschreckende Wirkung aus 
diesem ergeben. Dies wird maßgeblich davon abhängen, wie hoch die Geldbuße und dabei 
insbesondere ihr „Ahndungsteil“ bemessen wird. 
Die für die Geldbuße vorgesehenen Höchstbeträge sind kritisch zu beurteilen, da sie 
möglicherweise verhindern, dass hinreichend abschreckende Geldbußen verhängt werden 
können.1261 Während gegen natürliche Personen Geldstrafen bis zu 1.8 Millionen Euro 
verhängt werden können,1262 kann die Geldbuße nach § 30 OWiG bei der Anknüpfung an 
Straftaten von Leitungspersonen maximal 1 Million Euro, bei einer Straftat des 
Untergebenen und fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung überhaupt nur 500.000 € 
betragen.1263 Zwar kann auch eine den Höchstrahmen übersteigende Geldbuße verhängt 
werden, dies aber nur dann, wenn er nicht ausreicht, um den wirtschaftlichen Vorteil, den die 
JP oder PV aus der Tat gezogen hat, zu übersteigen.1264 Dies führt dazu, dass die JP oder PV 
zwar einen höheren Betrag zu bezahlen hat; Der Ahndungsteil der Geldbuße kann aber auch 
dann nur maximal eine Million Euro (bzw. 500.000 €) betragen.1265 Die Begrenzung mit 
einer Million Euro ist angesichts der Höchstgeldstrafen im Individualstrafrecht und der 
mangelnden abschreckenden Wirkung eines solchen Betrags für größere Unternehmen nur 
                                                
1258 Der Abschöpfungsteil der Geldbuße kann allerdings steuermindernd geltend gemacht werden, wenn bei 
seiner Festsetzung die darauf entfallende Ertragssteuerbelastung nicht berücksichtigt wurde, so Rogall in Senge, 
KK zum OWiG3, § 30 Rz 138. 
1259 Dies wird noch dadurch verstärkt, dass sich der wirtschaftliche Vorteil nach dem Nettoprinzip errechnet und 
somit getätigte Aufwendungen berücksichtigt werden, vgl Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 122 ff. 
1260 Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 118 ff. 
1261 Für eine Erhöhung des Bußgeldrahmens bei Ordnungswidrigkeiten König, Zur Einführung strafrechtlicher 
Verantwortlichkeit für juristische Personen und Personenverbände, in Hettinger (Hrsg.), Verbandsstrafe 70. 
1262 Das ergibt sich aus § 40 Abs 1 und 2 StGB. 
1263 Siehe dazu gleich oben unter Punkt A. 
1264 Siehe dazu oben zur Bußgeldbemessung. 
1265 OECD-Report: Germany Phase 2 (Report on the application of the Convention on combating bribery of 
foreign public officials in international business transactions and the 1997 Recommendation on combating 
bribery in international business transactions), 04.06.2003, Punkt 124. So auch allgemein Göhler, OWiG14, § 17 
Rz 50. 
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schwer verständlich.1266 Im Ergebnis lassen sich in Bezug auf die abschreckende Wirkung der 
Geldbuße ähnliche Erwägungen wie zur österreichischen Rechtslage anstellen, mit dem 
Unterschied, dass die Verantwortlichkeit juristischer Personen in Deutschland dem 
Ordnungswidrigkeitenrecht zuzuordnen ist und damit die präventive Wirkung einer 
strafrechtlichen Regelung und Verurteilung gerade nicht zum Tragen kommt.1267 Nicht 
nur, dass die JP oder PV nur relative geringe Geldbußen zu fürchten haben; Diese werden 
außerdem „nur“ ordnungswidrigrechtlich geahndet, so dass damit kein Vorwurf mit 
entsprechender Stigmatisierung einhergeht. 
 
Eine weitere Schwäche der Verantwortlichkeit von JP oder PV im deutschen Recht ist die 
eingeschränkte Sanktionspalette: Im Wesentlichen ist nur die Geldbuße vorgesehen; Verfall 
und Einziehung tragen nur sehr wenig dazu bei, das Erfordernis „wirksamer, angemessener 
und abschreckender“ Sanktionen zu erfüllen, da beide kaum eine präventive Wirkung 
entfalten und der Verfall ohnedies nur subsidiär zur Geldbuße nach § 30 OWiG anwendbar 
ist. Auch den Auflösungsbestimmungen und Tätigkeitsbeschränkungen in den 
Materiengesetzen kommt kaum Bedeutung zu, da sie sehr eng gefasst sind und nur einen 
sehr begrenzten Anwendungsbereich haben.1268 Sie knüpfen außerdem immer nur an 
bestimmte gesetzeswidrige Handlungen der Leitungsebene einer JP oder PV und nicht an die 
für die Umsetzung der internationalen Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer Personen 
zentralen §§ 30 und 130 OWiG an. Eine Geldbuße wird somit nur in Ausnahmefällen mit 
zusätzlichen verwaltungsrechtlichen Sanktionen einhergehen.1269 
D. Ergebnis 
In Bezug auf die Konformität mit den in den internationalen Rechtsakten vorgesehenen 
Sanktionen kommt der Geldbuße nach § 30 OWiG zentrale Bedeutung zu. Das Erfordernis 
von Geldsanktionen für beide Anknüpfungsfälle wird durch diese Bestimmung erfüllt. Ob es 
sich dabei aber um „wirksame, angemessene und abschreckende“ Sanktionen handelt, ist aber 
                                                
1266 Auch im internationalen Vergleich zählt Deutschland zu den Ländern mit eher niedrigen Höchstbeträgen für 
die Sanktionierung juristischer Personen, vgl dazu die Übersicht in RV 994 BlgNR 22. GP 24 ff. (Besonderer 
Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 4 Ziffer 2). 
1267 Vgl dazu unter Punkt 4.7.2.1 D. 
1268 Die genannten Bestimmungen der Verwaltungsgesetze dürften aber eine gewisse präventive Wirkung in 
Bezug auf die Auswahl der Leitungspersonen entfalten, da den JP oder PV sehr drastische Einschränkungen 
ihrer Freiheit drohen. 
1269 Insbesondere der zweite Anknüpfungsfall, der durch die §§ 30, 130 OWiG umgesetzt wird, kann wohl nur in 
Ausnahmefällen zu einer der in den Materiengesetzen vorgesehenen Auflösungen oder 
Tätigkeitsbeschränkungen führen. Bei Straftaten nach dem ersten Anknüpfungsfall können die Bestimmungen 
meist nur bei Taten der gesetzlichen Organe und beim Vorliegen weiterer Voraussetzungen (z.B. Fehlverhalten 
der Hauptversammlung, Gefährdung Gemeinwohl) angewendet werden. 
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wegen der für die Geldbuße vorgesehenen niedrigen Höchstgrenzen, ihrer Verankerung im 
Ordnungswidrigkeitenrecht und der kaum vorhandenen alternativen Sanktionsmöglichkeiten 
fraglich.1270 
4.7.2.3. Frankreich 
A. Der Sanktionskatalog in Art 131-37 bis 131-39 CP1271 
Im Falle der Verurteilung einer juristischen Person steht ein umfangreicher 
Sanktionskatalog (Art 131-37 bis 131-39 CP) zur Verfügung, der auf die Begehung von 
Verbrechen und Vergehen gleichermaßen angewandt wird und der vor allem eine 
präventive Wirkung entfalten soll.1272 Es steht im freien Ermessen des Richters, welche 
Sanktionen er in welchem Ausmaß gegen die juristische Person verhängt.1273 Im Folgenden 
werden die einzelnen Sanktionen vorgestellt, wobei die Geldstrafe als generelle Sanktion 
für alle Delikte bestimmt ist und die restlichen Sanktionen nur dann anwendbar sind, wenn 
dies explizit vorgesehen ist (Art 131-39 CP erster Satz):1274 
 
• Geldstrafe: Sie kann – anders als die restlichen Sanktionen – in jedem Fall gegen die 
juristische Person verhängt werden und wird in der Praxis bei Verurteilungen 
juristischer Personen auch systematisch ausgesprochen.1275 Die Geldstrafe kann höchstens 
das Fünffache, bei einem Rückfall das Zehnfache des für natürliche Personen 
vorgesehenen Höchstbetrags betragen. Über den Höchstbetrag der Geldstrafe war vor 
Einführung der Strafbarkeitsbestimmung für juristische Person heftig debattiert worden, 
weil eine Verfünffachung des Höchstbetrages von manchen als zu wenig abschreckend 
                                                
1270 Kritisch auch die Schlussfolgerungen in OECD-Report: Germany Phase 2. 
1271 Es gibt außerdem eine Reihe von verwaltungsrechtlichen Sanktionen, die auch auf juristische Person 
anwendbar sind, vgl Delmas-Marty/Teitgen-Colly, France, in European Commission (Hrsg.), The system 202. 
Diese werden im Folgenden nicht näher behandelt. 
1272 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 3. Für Übertretungen sind andere 
Sanktionen in Art 131-40 bis 131-44 CP bestimmt (Hauptstrafe ist die Geldstrafe, deren Höchstbetrag das 
Fünffache der Höchstgeldstrafe für natürliche Personen beträgt. Als Alternativen zur Geldstrafe sind für 
Übertretungen der 5. Klasse (die schwerwiegendsten Übertretungen) die Einziehung sowie das 
Scheckausstellungsverbot und das Verbot der Benutzung von Zahlkarten normiert. Als zusätzliche Sanktionen 
können die Einziehung für alle Übertretungen und das Scheckausstellungsverbot für Übertretungen der 5. Klasse 
vorgesehen werden.). Auf diese Sanktionen wird nicht näher eingegangen, da es sich bei den in den 
internationalen Rechtsakten normierten Straftatbeständen um sehr viel gravierendere als Übertretungen handelt; 
Zur Einteilung der Delikte nach französischem Strafrecht siehe oben unter Punkt 4.6.2.3 C. 
1273 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 85 ff. 
1274 Dies führt dazu, dass bei den Delikten, für die eine Strafbarkeit juristischer Personen erst durch Aufhebung 
des Spezialitätsprinzips eingeführt wurde (dazu oben unter Punkt 4.6.2.3 C), nur eine Geldstrafe verhängt 
werden kann, solange keine anderen Sanktionen hinzugefügt werden. 
1275 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 10. 
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empfunden wurde,1276 während andere dies als ausgesprochen streng einstuften.1277 Ist für 
ein Verbrechen keine Geldstrafe normiert, so kann eine solche gegen juristische Personen 
in Höhe von maximal einer Million Euro verhängt werden (Art 131-38 Abs 2 CP).1278 
Bei der Verurteilung wegen eines „délits“ kann neben oder anstelle der Geldstrafe auch 
die Wiedergutmachung („sanction-réparation“) angeordnet werden (Art 131-39-1 CP). 
 
• Auflösung der juristischen Person: Diese wird nur unter besonderen 
Voraussetzungen für die schwerwiegendsten Delikte vorgesehen, sie ist aber jedenfalls 
auch auf einige der in den internationalen Rechtsakten vorgegebenen Straftatbestände 
anwendbar.1279 Die Auflösung als gravierendste Sanktion kann gegen einige juristische 
Personen, insbesondere solche des öffentlichen Rechts, nicht verhängt werden.1280 
 
• Tätigkeitsbeschränkungen: Obwohl es sich dabei um eine gravierende Einschränkung 
der Freiheit der juristischen Person handelt, sind definitive oder auf maximal fünf Jahre 
beschränkte Tätigkeitsbeschränkungen sehr häufig vorgesehen.1281 Dabei wird in einem 
Großteil der betroffenen Delikte die Beschränkung nur für die beruflichen oder sozialen 
Tätigkeiten, bei denen die Straftat begangen wurde, erlaubt.1282 Es handelt sich dabei nicht 
um eine spezifische Sanktion für juristische Personen, da sie auf natürliche Personen 
gleichermaßen anwendbar ist. 
 
• Anordnung richterlicher Aufsicht: Diese Sanktion wurde für eine Vielzahl von Delikten 
vorgesehen.1283 Sie kann für maximal fünf Jahre verhängt werden und soll sicherstellen, 
                                                
1276 Zieschang, Das Sanktionensystem 246. 
1277 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 11 f. 
1278 Diese Lücke wurde erst durch die „Loi Perben II“ von 2004 geschlossen. Es verbleibt allerdings eine kleine 
Lücke, da für wenige Vergehen ebenfalls keine Geldstrafe für natürliche Personen vorgesehen ist, Raimbault, 
L’Actualité juridique Droit administratif (2004) 2429. 
1279 Eine Liste der betroffenen Delikte findet sich in Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code 
Pénal Fasc. 10, Nr. 17. Voraussetzung für die Auflösungsmöglichkeit ist, dass die juristische Person zum Zweck 
der Deliktsbegehung gegründet wurde oder – bei Delikten, die für natürliche Personen mit einer Freiheitsstrafe 
von mindestens 3 Jahren bedroht sind – deswegen ihr Gegenstand abgewandelt wurde (Art 131-39 Abs 1 CP). 
Obwohl die Auflösung auch für nicht vorsätzliche Delikte vorgesehen ist, soll sie auf diese nicht anwendbar 
sein, da dann die eben beschriebenen Voraussetzungen nicht vorliegen könnten, so Le Gunehec, Jurisclasseur, 
Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 24. 
1280 So auch für politische Parteien und Gruppierungen, Berufsverbände, Vereinigungen der Belegschaft. Im 
Schrifttum wird generell davon ausgegangen, dass juristische Personen, die gesetzlich oder per Verordnung 
vorgesehen sind, wegen ihrer Verurteilung nicht aufgelöst werden können, Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-
37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 28. 
1281 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 31.  
1282 Ansonsten kann jede berufliche oder soziale Tätigkeit verboten werden, Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-
37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 34. 
1283 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 44. 
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dass die juristische Person sich nach der Verurteilung rechtskonform verhält.1284 
Mindestens alle 6 Monate erstattet die Aufsichtsperson Bericht; Das Gericht kann dann 
entweder die Aufsicht beenden oder neue Strafen verhängen (Art 131-46 CP). 
 
• Schließung von Einrichtungen, in denen die Straftat begangen wurde: Diese Sanktion 
wird auf natürliche wie juristische Personen gleichermaßen angewandt; Sie kann 
definitiv oder auf maximal 5 Jahre angeordnet werden. 
 
• Ausschluss von „öffentlichen Märkten“ (definitiv oder auf maximal fünf Jahre): Diese 
Sanktion ist keine für juristische Personen spezifische und besteht darin, dass die 
juristische Person sich in keiner Weise an Geschäften mit Gebietskörperschaften oder 
anderen öffentlichen Einrichtungen oder Unternehmen beteiligen darf.1285 
 
• Verbot, Sparer zur Geldeinlage aufzufordern (definitiv oder auf maximal fünf Jahre): 
Diese Sanktion verbietet jede Aufforderung, etwa über Kreditinstitute, zur Zeichnung von 
Anlagezertifikaten. 
 
• Scheckausstellungsverbot/Verbot der Benutzung von Geldkarten (für maximal 5 
Jahre): Diese Sanktion ist ebenso für natürliche Personen vorgesehen. 
 
• Einziehung: Es ergeben sich keine Unterschiede zur Einziehung bei Verurteilung einer 
natürlichen Person:1286 Zum einen sollen damit gefährliche Gegenstände eingezogen 
werden (obligatorische Einziehung), zum anderen sollen Gegenstände, die zur Begehung 
der Straftat verwendet wurden oder verwendet werden sollten oder die aus der Straftat 
resultieren, eingezogen werden. Dabei ist es auch möglich, dass nicht die Sache selbst, 
sondern ein Betrag gleichen Wertes eingezogen wird.  
 
• Urteilsveröffentlichung: Diese ist auf gleiche Weise für natürliche Personen vorgesehen 
und kann in der Aushängung der Entscheidung oder ihrer Verbreitung über die 
                                                
1284 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 38. Die richterliche Aufsicht 
kann aber nicht gegen juristische Personen des öffentlichen Rechts, politische Parteien und Gruppierungen sowie 
Berufsverbände verhängt werden (Art 131-39 vorletzter Satz CP). 
1285 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 49. 
1286 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 60. 
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Presse, über Radio sowie Fernsehen bestehen.1287 Da es sich dabei um eine besonders 
wirkungsvolle Sanktion handelt und obwohl sie gravierende Folgen für die juristische 
Person haben kann, wird sie von der Rechtsprechung relativ häufig eingesetzt.1288 
 
Manche Sanktionen sind trotz ihrer eindeutigen Bezeichnung als Strafen („peines“) eher als 
Mischung aus Strafe und Sicherungsmaßnahme zu qualifizieren (etwa die richterliche 
Aufsicht), weil mit ihnen weniger gestraft und eher die Gesellschaft geschützt werden soll;1289 
Sie können dennoch gravierende Folgen für die juristische Person haben.1290 Bei 
Verurteilung wegen eines Rückfalls wird nicht nur der Höchstrahmen der Geldstrafe 
verdoppelt (Art 132-12 ff CP), sondern es können auch alle aufgezählten Sanktionen des 
Art 131-39 CP verhängt werden, auch wenn diese für das fragliche Delikt eigentlich nicht 
statuiert sind.1291 Im Rahmen einzelner Strafnormen (etwa in Zusammenhang mit Terrorismus 
oder Drogenhandel) werden außerdem noch zusätzliche Sanktionen, insbesondere die 
generelle Konfiszierung allen oder eines Teils des Eigentums der juristischen Person 
normiert.1292 
B. Konformität mit den internationalen Vorgaben: „wirksame, angemessene 
und abschreckende“ Sanktionen? 
Den internationalen Rechtsakten wird insofern genüge getan, als juristische Personen für 
die Begehung aller Straftatbestände mit Geldsanktionen betraft werden können.1293 Es 
bleibt zu untersuchen, ob die Sanktionen des französischen Code pénal als „wirksam, 
angemessen und abschreckend“ zu qualifizieren sind. 
Der Geldstrafe kommt dabei als genereller Sanktion für alle Delikte große Bedeutung zu: Die 
Höchstbeträge der Geldstrafe betragen das Fünffache der Höchstgeldstrafen, die für 
natürliche Personen vorgesehen sind, so dass folgende Beispiele gegeben werden 
können:1294 Eine juristische Person kann wegen der Straftaten Menschenhandel oder 
                                                
1287 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 69. 
1288 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr. 70. 
1289 Delebecque, Les sanctions de l’article 131-39, 3°, 5°, 6° et 7°, Revue des sociétés (1993) 357; Soyer, Droit 
pénal et procédure pénale19 152 f: Bei manchen der Sanktionen (z.B. Schließung von Einrichtungen) handelt es 
sich in Wirklichkeit gänzlich um Sicherheitsmaßnahmen. 
1290 Geeroms, Rev. internat. de droit comparé 1996, 570 f. 
1291 Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10, Nr.79 : Dies ist vor allem für weniger 
gravierende Delikte von Bedeutung, da nur für diese nicht alle Sanktionen vorgesehen sind. 
1292 Vgl z.B. Art 422-6 CP zu Terrorismusstraftaten. 
1293 Zur Frage, ob beide Anknüpfungsfälle umgesetzt werden, siehe oben unter Punkt 4.5.2.3. 
1294 Für einen Straftatbestand, der mit 5 Jahren Freiheitsstrafe sanktioniert wird, ist meist eine Geldstrafe von 
375.000 € für die juristische Person vorgesehen, so Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal 
Fasc. 10, Nr. 11. 
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Korruption zu einer Geldstrafe von maximal 750.000 € verurteilt werden; Geldwäsche wird in 
Bezug auf juristische Personen mit maximal 1.875.000 € Geldstrafe sanktioniert. Eine sehr 
hohe Geldstrafe kann einzig für Drogenhandel verhängt werden (37.500.000 €); Bei Delikten, 
bei denen keine Geldstrafen gegen natürliche Personen vorgesehen sind - wozu insbesondere 
auch ganz besonders schwere Verbrechen gehören -, kann die Geldstrafe für juristische 
Personen 1 Million Euro nicht überschreiten. Diese Höchstbeträge wurden von einigen 
Autoren als beträchtlich eingestuft und heftig kritisiert.1295 Die Kritik am Höchstrahmen 
der Geldstrafe ist aber schon deswegen unbegründet, weil der Richter diese an die 
finanziellen Verhältnisse der juristischen Person anpassen kann und hohe Geldstrafen dort 
notwendig sind, wo niedrige Beträge keinerlei Wirkung auf die juristische Person zeigen 
würden oder eine ausschließlich kriminelle Organisation zerschlagen werden soll.1296 Es muss 
umgekehrt eher davon ausgegangen werden, dass Geldstrafen, die sich im Bereich um eine 
Million Euro bewegen, für große juristische Personen kaum eine präventive Wirkung 
entfalten werden.1297 
 
Die Wirksamkeit und abschreckende Wirkung der Sanktionierung könnte aber schon dadurch 
sichergestellt sein, dass der Richter nicht nur eine Geldstrafe verhängen kann, sondern ihm 
eine sehr breite Palette an Sanktionen zur Verfügung steht, aus denen er in Bezug auf 
sehr viele, insbesondere schwerwiegende Delikte frei wählen kann.1298 Tatsächlich sind in 
den Art 131-37 bis 131-39 CP sehr viele der Sanktionen vorgesehen, die ganz generell in 
Bezug auf die Sanktionierung juristischer Personen im Schrifttum diskutiert wurden.1299 
Dabei ist es nicht von Belang, dass die Richter nur in seltenen Fällen von anderen Sanktionen 
                                                
1295 So etwa Boizard, Amende, confiscation, affichage ou communication de la décision, Revue des sociétés 
(1993) 332; Bericht der Chambre de commerce et de l’industrie de Paris (Handelskammer Paris) «La 
responsabilité pénale des personnes morales» (1996) 14. 
1296 Desportes/Le Gunehec, Droit pénal général12 Rz 855. 
1297 Vgl dazu auch die Analyse der österreichischen und deutschen Rechtslage unter Punkt 4.7.2.1 D und 4.7.2.2 
C. 
1298 Für jene Straftatbestände, die erst seit der Aufhebung des Spezialitätsgrundsatzes zu einer Strafbarkeit 
juristischer Personen führen können, ist – bis zu einer Anpassung durch den Gesetzgeber – aber nur eine 
Geldstrafe möglich, so dass deren Sanktionierung wahrscheinlich nicht als „wirksam, angemessen und 
abschreckend“ bezeichnet werden kann. Viele der Delikte, die nach den internationalen Rechtsakten vorgesehen 
werden müssen, waren aber bereits vor Aufhebung des Spezialitätsgrundsatzes von der Strafbarkeit juristischer 
Personen erfasst, so dass für diese bereits weitere Sanktionsmöglichkeiten bestehen; Es ist wohl außerdem davon 
auszugehen, dass schrittweise eine Normierung zusätzlicher Sanktionen für die neu dazugekommenen Delikte 
durch den Gesetzgeber vorgenommen wird. 
1299 Siehe dazu oben unter Punkt 4.7.1.3. Die Sanktionen im Code pénal seien zu einem großen Teil der 
Empfehlung Nr. R (88) 18 des Europarates entnommen, so Pradel, La responsabilité des personnes morales en 
droit pénal comparé, in Niggli/Queloz (Hrsg.), Strafjustiz und Rechtsstaat, Symposium (2003) 67. Dies stimmt 
allerdings nur teilweise, da zahlreiche Sanktionen bereits für natürliche Personen vorgesehen waren und ihre 
Anwendung bei Einführung der Strafbarkeit juristischer Personen nur auf diese ausgeweitet wurde. 
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als der Geldstrafe Gebrauch machen, da die juristischen Personen dennoch damit rechnen 
müssen, insbesondere bei schwerwiegenden Delikten, entsprechenden Sanktionen zu 
unterliegen.1300 Bei schwerwiegenden Delikten, bei denen neben einer Geldstrafe eine ganze 
Reihe weiterer Sanktionen verhängt werden kann, ist deswegen davon auszugehen, dass die 
Sanktionen „wirksam, angemessen und abschreckend“ sind. 
Die präventive Wirkung der Sanktionen wird sicherlich auch dadurch verstärkt, dass es sich 
dabei unmissverständlich um Strafen handelt und somit der verurteilten Person wie auch der 
Allgemeinheit die Schwere des Fehlverhaltens deutlich gemacht wird.1301 
 
In Bezug auf juristische Personen des öffentlichen Rechts1302 wird die Behauptung 
aufgestellt, dass in der Praxis nur eingeschränkte Sanktionsmöglichkeiten gegeben seien 
(Geldstrafe und Urteilsveröffentlichung), da die restlichen Sanktionen entweder explizit nicht 
anzuwenden sind (Auflösung, richterliche Aufsicht), für sie keine adäquate Sanktionierung 
darstellen würden (Tätigkeitsbeschränkungen, Schließung von Einrichtungen, Einziehung) 
oder nur problematisch umsetzbar seien (Ausschluss von „öffentlichen Märkten“, Verbot, 
Sparer zur Geldeinlage aufzufordern, Scheckausstellungsverbot/Verbot der Benutzung von 
Geldkarten).1303 Gerade dann, wenn juristische Personen des öffentlichen Rechts ähnliche 
Tätigkeiten wie privatrechtliche juristische Personen ausüben, stellen 
„freiheitsbeschränkende“ Sanktionen für sie aber eine gleichermaßen adäquate 
Sanktionierung dar, so dass auch in Bezug auf juristische Personen des öffentlichen 
Rechts eine ausreichend breite Sanktionspalette gegeben ist. 
 
Wegen der verschiedenartigen Sanktionen, die zum Teil gravierende Einschnitte in die 
Freiheit der juristischen Person darstellen, könnte auch vorgebracht werden, dass die 
Sanktionen insofern nicht mehr als „wirksam, angemessen und abschreckend“ bezeichnet 
werden können, als sie die juristische Person zu stark beeinträchtigen.1304 Gegen diese 
                                                
1300 Die Urteilsveröffentlichung wird sogar, obwohl sie nicht unumstritten ist, relativ häufig eingesetzt, siehe 
dazu gleich oben. 
1301 Die Verurteilung wird außerdem in ein Strafregister für juristische Personen eingetragen (vgl Art 768-1 Code 
de procédure pénale). 
1302 Einschränkungen ergeben sich auch in Bezug auf die Sanktionierung einzelner juristischer Personen des 
Privatrechts, die von bestimmten Sanktionen ausgenommen werden, siehe dazu gleich oben die Übersicht über 
die verschiedenen Sanktionen. 
1303 So Moreau, La responsabilité pénale des personnes morales de droit public en droit français, Petites Affiches 
11.12.1996, 41 ff; Meyer, Revue française de droit administratif 15 (5) sept.-oct. 1999, 930: Sogar die Geldstrafe 
erscheint nicht adäquat, da sie letzten Endes vom Steuerzahler getragen wird. 
1304 Denn auch unverhältnismäßig strenge Sanktionen entsprechen nach der Rechtsprechung des EuGH der von 
ihm geprägten Formulierung nicht, siehe dazu unter Punkt 4.7.1.1 B. Kritisch wegen der teilweise gravierenden 
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Ansicht spricht jedoch, dass der Richter in der Wahl der Sanktionen frei ist und somit 
besonders schwerwiegende Sanktionen nur in Ausnahmefällen verhängt werden.1305. Es 
stehen dem Richter – ganz im Gegenteil – sogar einige Möglichkeiten zur Verfügung, von 
einer Strafe oder deren Vollzug (in Verbindung mit Weisungen) abzusehen.1306 Aus diesem 
Grund ist davon auszugehen, dass die Sanktionsmöglichkeiten nach französischem Recht 
ausreichend „wirksam, angemessen und abschreckend“ sind, aber nicht unangemessen 
beeinträchtigend sind.  
C. Ergebnis 
Die französische Regelung der Strafbarkeit juristischer Personen zeichnet sich durch eine 
bemerkenswerte Vielfalt der anwendbaren Sanktionen aus, wobei als Hauptsanktion die 
Geldstrafe fungiert. Durch die umfangreiche Sanktionspalette werden die internationalen 
Vorgaben in Bezug auf die zu normierenden Sanktionen jedenfalls erfüllt, da einerseits 
Geldsanktionen vorgesehen sind und andererseits die Strafen ihrer Art und ihrem Ausmaß 
nach flexibel an den jeweiligen Einzelfall angepasst werden können, so dass sie eine 
„wirksame, angemessene und abschreckende“ Sanktionierung juristischer Personen 
gewährleisten. 
4.7.2.4. England und Wales 
A. Die Geldstrafe im englischen Recht 
Die Geldstrafe ist die dominierende Sanktion, die im englischen Recht für die Bestrafung 
juristischer Personen vorgesehen ist;1307 Dennoch gibt es keine näheren Bestimmungen zu 
ihrer Bemessung in Bezug auf juristische Personen. Nach dem Criminal Justice Act 1991 
                                                                                                                                                   
Auswirkungen der Sanktionen auf die juristische Person und für eine Einschränkung der anwendbaren 
Sanktionen auch der Bericht der Chambre de commerce et de l’industrie de Paris (2005) 13; Barbieri, 
L’incidence de la réforme du code pénal sur la gestion des personnes morales, Petites Affiches n° 120 (1993) 24 
f. 
1305 Vichnievsky, Bilan sommaire de la mise en oeuvre de la répression à l’encontre des personnes morales, Rev. 
sc. crim. 1996, 292. Dies wird auch durch die Statistik zu den ersten hundert Verurteilungen juristischer 
Personen bestätigt, vgl dazu die Hinweise in Bezug auf die einzelnen Sanktionen in Le Gunehec, Jurisclasseur, 
Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal Fasc. 10. 
1306 Zu den verschiedenen Möglichkeiten siehe Le Gunehec, Jurisclasseur, Art 131-37 bis 131-49 Code Pénal 
Fasc. 10, Nr. 87 ff. 
1307Clarkson/Keating sprechen sogar von der Geldstrafe als einzigen Sanktion, so Clarkson/Keating, Criminal 
Law3 233; Vgl auch Wells, Corporations1 31. Im manchen statutes werden bei regulatory offences auch 
sogenannte remedial orders vorgesehen, mit denen der juristischen Person aufgetragen werden kann, bestimmte 
Missstände zu beseitigen, Pinto/Evans, Corporate criminal liability (2003) 144. Außerdem können ganz 
allgemein gerichtliche Verfügungen (injunctions) zum Schutz der Öffentlichkeit angeordnet werden, die bei 
Nichtbefolgung zu (unbegrenzt hohen) Geldstrafen führen können, vgl Leigh, The criminal liability 156 f. 
Außerdem ist die Einziehung von Erträgen aus Straftaten und der Entzug von Genehmigungen möglich, so 
Stessens, International and Comparative Law Quarterly 43 (1994) 517. 
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muss das Gericht die finanzielle Situation des Angeklagten feststellen und bei der 
Festlegung der Höhe der Geldstrafe berücksichtigen.1308 Bei den Magistrates’ Courts 
beträgt das Höchstmaß der Geldstrafe £ 5000; Nur bei einer Verurteilung durch die Crown 
Courts sind der Höhe der Geldstrafe nach oben keine Grenzen gesetzt. In vielen statutes ist 
aber ein Höchstbetrag für die zu verhängende Geldstrafe vorgesehen.1309 
 
Im Rahmen der meisten Verurteilungen von juristischen Personen werden nur sehr niedrige 
Geldstrafen verhängt, was damit zusammenhängt, dass Verfolgungen und Verurteilungen zu 
einem großen Teil nur in Bezug auf regulatory offences stattfinden.1310 So wurde etwa eine 
juristische Person für die Verschmutzung eines Flusses zu einer Geldstrafe von 24 Pfund 
verurteilt.1311 In R. v British Steel PLC [1995] wurde die juristische Person wegen des Todes 
eines Arbeiters bei Einsturz einer ihrer Plattformen zu einer Geldstrafe von 100 Pfund 
verurteilt, worauf sie gegen die Höhe der Geldstrafe Rechtsmittel ergriff. Das zeigt deutlich, 
wie wenig juristische Personen die Verhängung einer Geldstrafe zu fürchten haben.1312 Es ist 
allerdings ein Trend zur Erhöhung der Geldstrafen, auch im Bereich der regulatory 
offences, auszumachen.1313 In Ausnahmefällen wird außerdem auch vor der Verhängung 
hoher Geldstrafen nicht zurückgeschreckt: So wurden Geldstrafen von 1.5 
beziehungsweise 2 Millionen Pfund aufgrund zweier Zugunglücke verhängt.1314 
B. Konformität mit den internationalen Vorgaben: „wirksame, angemessene 
und abschreckende“ Sanktionen? 
Die Vorgabe der internationalen Rechtsakte, dass Geldsanktionen (für beide 
Anknüpfungsfälle) normiert werden müssen, wird im englischen Recht jedenfalls erfüllt.1315 
Es stellt sich allerdings die Frage, ob die Geldstrafe nach englischem Recht dem Erfordernis 
„wirksamer, angemessener und abschreckender“ Sanktionen genügen kann. Aufgrund der oft 
                                                
1308 Section 18 Subsection 3 des genannten Acts (geändert durch den Criminal Justice Act 1993). 
1309 Pinto/Evans, Corporate 135. 
1310 Wells, Corporations1 32. Zu den regulatory offences vgl oben unter Punkt 4.6.2.4 C. 
1311 Alphacell Ltd. v Woodward [1972]. In der berühmten Entscheidung Tesco Supermarkets Ltd v Nattrass 
[1971] wurde die juristische Person wegen Verstoß gegen den Trade Description Act 1968 zunächst zu einer 
Geldstrafe von 25 Pfund verurteilt. 
1312 Gobert, Controlling Corporate Criminality: Penal Sanctions and Beyond, Web Journal of Current Legal 
Issues (1998) Vol 2. 
1313 Wells, Developments, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 222. 
1314 Gegen Great Western trains wegen des Southall Zugunglücks und gegen Thames Trains wegen des 
Paddington (Ladbroke Grove) Zugunglücks, so Clarkson, Corporate Manslaughter: Yet more Government 
Proposals, Criminal Law Review 2005, 678. 
1315 Damit ist aber nicht gesagt, dass beide Anknüpfungsfälle ordnungsgemäß umgesetzt sind, siehe dazu unter 
Punkt 4.5.2.4 E. 
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extrem niedrigen Geldstrafen kann wohl davon ausgegangen werden, dass die 
Sanktionierung keine hinreichend präventive Wirkung entfaltet.1316 Daran ändert auch 
die Tatsache nichts, dass in wenigen Ausnahmefällen auch bedeutendere Geldstrafen verhängt 
wurden, da die juristischen Personen im Normalfall selbst bei gravierenden Verstößen nur mit 
einer sehr geringen Strafe rechnen müssen. Die Höhe der Geldstrafe steht dann meist weder 
in einem angemessenen Verhältnis zur Schwere des Vorwurfs, noch zur 
Leistungsfähigkeit der verurteilten juristischen Person.1317 
 
In Bezug auf die Sanktionierung juristischer Personen ist aber nicht nur problematisch, dass 
die verhängte Geldstrafe in vielen Fällen sehr niedrig ist, sondern auch, dass sie eher für 
regulatory offences als für schwerwiegendere Straftaten verurteilt werden.1318 Damit ist 
nicht nur die Höhe der Geldstrafe in vielen Fällen sehr niedrig, sondern es werden auch 
Straftaten in Unternehmen grundsätzlich als relativ harmlose Übertretungen 
eingestuft.1319 So werden juristische Personen, wenn Arbeitnehmer im Rahmen der Tätigkeit 
des Unternehmens verletzt oder getötet werden, eher für regulatory offences (Verstoß gegen 
Sicherheitsvorschriften etc) als für manslaughter verurteilt.1320 Eine Verurteilung juristischer 
Personen, die regelmäßig auf dem Zuwiderhandeln gegen Verwaltungsvorschriften und nicht 
auf der Begehung „echter“ Straftaten beruht, erweckt den Eindruck, dass Taten 
juristischer Personen nicht als Straftaten und schon gar nicht als Verbrechen 
einzustufen sind.1321 Auch dadurch wird die präventive Wirkung, die eine Strafbarkeit 
juristischer Personen entfalten sollte, stark gemindert. 
 
                                                
1316 Geeroms, Rev. internat. de droit comparé 1996, 570; Gobert erwägt sogar, ob die niedrigen Geldstrafen die 
Begehung von Straftaten durch juristische Personen nicht sogar ankurbeln, Gobert, Web Journal of Current 
Legal Issues (1998) Vol 2. 
1317 Ähnlich auch Harding, Criminal liability of corporations – United Kingdom, in Doelder/Tiedemann (Hrsg.), 
Criminal Liability 380. Dies obwohl bei der Feststellung der Höhe der Geldstrafe die finanzielle Situation des 
Angeklagten berücksichtigt werden sollte, siehe dazu gleich oben. 
1318 Dies liegt auch darin begründet, dass für “richtige” Straftaten meist die Identifikationstheorie zur 
Begründung der Strafbarkeit juristischer Personen herangezogen werden muss, während bei regulatory offences 
meist die stellvertretende Verantwortlichkeit zur Anwendung kommt, so dass die juristischen Personen sehr viel 
leichter verantwortlich gemacht werden können, Clarkson, Criminal Law Review 2005, 678. 
1319 Slapper, Corporate Manslaughter: An examination of the determinants of prosecutorial policy, Social and 
Legal Studies Vol. 2 (1993) 430. 
1320 Slapper, Social and Legal Studies Vol. 2 (1993) 424. In Bezug auf manslaughter wird aber durch 
verschiedene Entwürfe der Law Commission versucht, diese Straftat an juristische Personen als Täter 
anzupassen, siehe dazu unter Punkt 4.5.2.4 C e. 
1321 Gobert, Criminal Law Review 1994, 727. 
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Ein weiteres Defizit des englischen Rechts stellt – insbesondere in Hinblick auf die geringe 
Höhe der verhängten Geldstrafen – das Fehlen alternativer Sanktionsinstrumente dar:1322 
Die juristischen Personen müssen für den Fall der Verurteilung mit einer (niedrigen) 
Geldstrafe, aber niemals mit der Verhängung von Beschränkungen ihrer Freiheit rechnen.1323 
Aus diesem Grund wird die Möglichkeit der Aufdeckung der Straftat, einer Verfolgung und 
einer Verurteilung kaum eine präventive Wirkung in Bezug auf juristische Personen entfalten. 
C. Ergebnis 
Es muss davon ausgegangen werden, dass die oftmals extrem niedrigen Geldstrafen im 
englischen Recht keine „wirksame, angemessene und abschreckende“ Sanktionierung 
darstellen. Um den internationalen Vorgaben zu genügen, müsste die Geldstrafe an die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der juristischen Person und die Schwere des begangenen 
Delikts angepasst werden und es müsste wohl in erster Linie die Praxis, die juristische Person 
eher wegen regulatory offences als wegen konventionellen Straftaten zu verfolgen und zu 
verurteilen, geändert werden. Es wäre außerdem notwendig, eine Reihe weiterer 
Sanktionsmöglichkeiten einzuführen, damit eine wirksame und abschreckende Sanktionierung 
juristischer Personen erreicht werden kann. 
4.7.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Die internationalen Rechtsakte enthalten zwei wichtige Vorgaben zur Sanktionierung 
juristischer Personen: Zum einen müssen Geldsanktionen für beide Anknüpfungsfälle 
vorgesehen werden, zum anderen müssen die Sanktionen „wirksam, angemessen und 
abschreckend“ sein.1324 Dieses Kriterium wurde aus der Rechtsprechung des EuGH 
übernommen und ist eng mit den Sanktionszwecken der Spezial- und Generalprävention 
sowie mit der Verhältnismäßigkeit verknüpft.  
Im Schrifttum wird eine ganze Reihe von Sanktionen vorgestellt, die vom nationalen 
Gesetzgeber eingesetzt werden könnten. Bei der Analyse der Länder zeigt sich aber, dass 
                                                
1322 Für die Einführung von Varianten in Bezug auf die Sanktionierung juristischer Personen unter anderem 
Wells, Corporations1 35. Vgl auch die Empfehlungen in OECD-Report: United Kingdom Phase 2 (Report on the 
application of the Convention on combating bribery of foreign public officials in international business 
transactions and the 1997 Recommendation on combating bribery in international business transactions), 
18.03.2005, Punkt 206. 
1323 Vgl dazu oben die wenigen anderen Reaktionsmöglichkeiten, die teilweise vorgesehen werden. 
1324 Die Frage, ob die Vorgaben zur Sanktionierung einen bestimmten Regelungsbereich ausschließen, wurde 
ebenfalls erörtert, wird hier aber nicht mehr dargestellt. Vgl dazu oben unter Punkt 4.7.1.1. 
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diese fast ausschließlich nur Geldsanktionen vorsehen, so dass zumindest die Forderung 
der internationalen Rechtsakte nach Geldsanktionen erfüllt wird. Bedenken können sich 
in Bezug auf das Erfordernis einer „wirksamen, angemessenen und abschreckenden“ 
Sanktionierung der juristischen Personen ergeben. Dies folgt sich zum einen daraus, dass die 
vorgesehenen Geldsanktionen meist relativ niedrig bemessen wurden (in Österreich 
höchstens 1.8 Millionen €, in Deutschland höchstens 1 Million € bei Straftaten und 
vorsätzlichen Aufsichtspflichtverletzungen von Leitungspersonen und 500.000 € bei 
fahrlässigen Aufsichtspflichtverletzungen dieser, keine generellen Höchstgrenzen in England, 
aber meist nur extrem niedrige Geldstrafen). Zum anderen werden die niedrigen 
Geldsanktionen nicht in allen analysierten Ländern durch andere 
Sanktionsmöglichkeiten kompensiert.1325 Es werden entweder keinerlei andere Sanktionen 
vorgesehen (England) oder diese tragen kaum zu einer „wirksamen, angemessenen und 
abschreckenden“ Sanktionierung bei (Verfall, Einziehung und vereinzelte 
verwaltungsrechtliche Reaktionsmöglichkeiten in Deutschland, die nicht direkt an die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen anknüpfen). 
 
In Bezug auf die Konformität der nationalen Rechtsordnungen mit den internationalen 
Vorgaben zur Sanktionierung juristischer Personen lässt sich folgendes feststellen: Einzig die 
französische Rechtslage entspricht zweifellos den internationalen Vorgaben, da ein 
umfangreicher Sanktionskatalog vorgesehen ist, der neben der Geldstrafe bei vielen 
schwerwiegenden Straftaten zum Einsatz kommt. Die Konformität der österreichischen 
Rechtslage mit den internationalen Vorgaben ergibt sich – trotz des relativ niedrigen 
Höchstbetrags der Geldbuße - wohl daraus, dass neben der Geldbuße noch weitere 
Sanktionsmöglichkeiten mit Präventionswirkung bestehen (Weisungen, Diversion) und schon 
die neu geschaffene Möglichkeit einer strafrechtlichen Verfolgung und Verurteilung an 
sich eine stark präventive Wirkung entfalten wird. 
Die deutsche Rechtslage wird die internationalen Vorgaben hingegen nicht erfüllen, da zu 
den niedrigen Geldbußen und dem Fehlen wirksamer alternativer Sanktionsmöglichkeiten 
noch der Umstand kommt, dass die Verantwortlichkeit juristischer Personen im 
Ordnungswidrigkeiten- und nicht im Kriminalstrafrecht verankert ist. Damit wird keine 
entsprechende Stigmatisierung der belangten juristischen Person erreicht und somit kaum eine 
präventive Wirkung entfaltet. Ähnlich problematisch in Bezug auf die englische Rechtslage 
                                                
1325 Heine glaubt nicht, dass eine einzige Sanktion überhaupt eine adäquate Sanktionierung ermöglicht, so Heine, 
Sanctions, in Eser/Heine/Huber (Hrsg.), Criminal Responsibility 254. 
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erweist sich die Tatsache, dass juristische Personen in der Praxis oftmals nur für 
regulatory offences und nicht für „richtige“ Straftaten verfolgt werden. Durch diese 
Vorgehensweise wird die Strafbarkeit juristischer Personen verharmlost, so dass juristische 
Personen eine Verurteilung, die meist obendrein nur zu einer niedrigen Geldstrafe führt, nicht 
fürchten müssen. Dies führt dazu, dass die englische Rechtslage derzeit keine „wirksame, 
angemessene und abschreckende“ Sanktionierung sicherstellen kann. 
4.8. Analyse des Verhältnisses der Verantwortlichkeit juristischer 
Personen zur Bestrafung natürlicher Personen 
4.8.1. Internationale Vorgaben 
In allen internationalen Rechtsakten wird darauf hingewiesen, dass die Verantwortlichkeit 
juristischer die Strafbarkeit natürlicher Personen nicht ausschließt.1326 Eine Regelung, 
die eine strafrechtliche Verfolgung natürlicher Personen dann ausschließt, wenn ohnedies eine 
juristische Person verantwortlich gemacht wird, ist deswegen mit den internationalen 
Vorgaben nicht zu vereinbaren.1327 Nach Zeder ergibt sich aus dem Zweiten Protokoll 
außerdem, dass auch die Verantwortlichkeit der juristischen Person nicht subsidiär zur 
Strafbarkeit natürlicher Person sein kann.1328 Dies wird in den internationalen Rechtsakten 
zwar nicht ausdrücklich statuiert, liegt aber insofern nahe, als diese voraussehen, dass 
juristische Personen unter bestimmten Voraussetzungen, wozu nicht das Fehlen einer 
Verfolgung oder Bestrafung natürlicher Personen zählt, für Straftaten verantwortlich gemacht 
werden müssen. 
Die Frage des Verhältnisses der Strafbarkeit natürlicher und der Verantwortlichkeit 
juristischer Personen ist von der Frage des Verhältnisses der beiden Verfahren zu 
unterscheiden, auch wenn sie mit dieser zusammenhängt. 
                                                
1326 In der weitestgehenden Formulierung, die auch in Art 3 Abs 3 des Zweiten Protokolls verwendet wird, sind 
ausdrücklich sämtliche Fälle der Begehung einer Straftat (als Täter, Anstifter, Gehilfe) durch eine natürliche 
Person erfasst, was ebenfalls in den nationalen Regelungen berücksichtigt werden muss. 
1327 Vgl den Erläuternden Bericht zum Zweiten Protokoll, Punkt 3.4: „Artikel 3 Absatz 3 sieht vor, daß die 
straftrechtliche Verfolgung einer natürlichen Person, die die Straftat de facto begangen hat, nicht deshalb 
auszuschließen ist, weil die Verantwortlichkeit der juristischen Person gegeben ist“. Vgl auch die Formulierung 
im Strafrechtsübereinkommen des Europarats in Art 9 Abs 2: „Corporate liability under paragraph 1 of this 
article shall not exclude criminal proceedings against a natural person.“ 
1328 Zeder, ÖJZ 2001, 638. 
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4.8.2. Analyse der Länder 
4.8.2.1. Österreich 
In § 3 Abs 4 VbVG ist ausdrücklich vorgesehen, dass die Verantwortlichkeit des 
Verbandes und die Strafbarkeit von Entscheidungsträgern oder Mitarbeitern wegen 
derselben Tat einander nicht ausschließen. Die Begründung dieser, den internationalen 
Vorgaben vollends entsprechender Regelung besteht darin, dass dem Verband und den 
natürlichen Personen ein unterschiedlicher Vorwurf gemacht wird1329 und dass eine bloß 
subsidiäre Verantwortlichkeit des Verbandes zur Ernennung von „Sitzdirektoren“ führen 
würde, mit deren Bestrafung der Verband seiner eigenen Verfolgung entgehen könnte.1330 
Das Strafverfahren gegen den Verband und den Entscheidungsträger oder Mitarbeiter sind 
grundsätzlich gemeinsam zu führen (§§ 15 Abs 1, 21 Abs 2 VbVG); Es ist jedoch auch 
möglich, dass das Strafverfahren nur gegen den Verband oder nur gegen eine natürliche 
Person eingeleitet wird.1331 Somit sind sämtliche Verfahrenskombinationen denkbar. 
4.8.2.2. Deutschland 
Nach der deutschen Rechtslage besteht ein enger Zusammenhang zwischen dem Verfahren 
gegen die natürliche Person und dem Verfahren zur Verhängung einer Geldbuße gegen die JP 
oder PV:1332 Nach § 30 Abs 4 Satz 1 OWiG kann die Geldbuße nur in Ausnahmefällen 
selbstständig festgesetzt werden und zwar dann, wenn das Verfahren wegen der Straftat 
bzw. Ordnungswidrigkeit nicht eingeleitet, wieder eingestellt oder von der Strafe abgesehen 
wurde.1333 Damit ist die Verhängung einer kumulativen Geldbuße gegen die JP oder PV 
in einem verbundenen Verfahren gesetzlich immer noch als Regelfall normiert. Das wird 
vielfach dadurch begründet, dass die natürliche Person oftmals am Kapital der JP oder PV 
beteiligt sei, eine parallele Verhängung einer Geldbuße und einer Individualsanktion einer 
Doppelbestrafung nahe komme und deswegen die Geldbuße bei der Festsetzung der 
                                                
1329 Es liegt keine Doppelbestrafung vor, siehe dazu oben ausführlich unter Punkt 1.2.1.4 B. 
1330 RV 994 BlgNR 22. GP 20 ff. (Besonderer Teil, Zu Art 1, 2. Abschnitt, § 3, Ziffer 2.1 und 2.3). 
1331 Strafverfahren ausschließlich gegen den Verband, etwa wenn die natürliche Person verstorben ist (§ 21 Abs 
3 VbVG); Strafverfahren nur gegen eine natürliche Person, etwa wenn vom Verfolgungsermessen in Bezug auf 
Verbände Gebrauch gemacht wird (§ 18 VbVG). 
1332 Zur für den Adressatenkreis verwendeten Abkürzung siehe oben unter Punkt 4.4.2.2. 
1333 Dies gilt nicht, wenn die Straftat bzw. Ordnungswidrigkeit aus rechtlichen Gründen nicht verfolgt werden 
kann, so Satz 3 des § 30 Abs 4 OWiG. In Satz 2 des § 30 Abs 4 OWiG wird außerdem das Recht normiert, durch 
Gesetz weitere Fälle einer selbstständigen Festsetzung der Geldbuße einzuführen; Von dieser Befugnis wurde 
allerdings bis jetzt kaum Gebrauch gemacht, so Rogall in Senge, KK zum OWiG3, § 30 Rz 100. Einzig im 
Verfahren gegen Kartellrechtsverstöße hat diese Bestimmung eine gewisse Bedeutung erlangt. 
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Individualsanktion berücksichtigt werden müsse.1334 In der Praxis ist jedoch das 
selbstständige Verfahren wichtiger.1335 Da für die Verhängung der Geldbuße das 
Opportunitätsprinzip gilt,1336 kann es auch dazu kommen, dass nur ein Verfahren gegen die 
natürliche Person geführt wird;1337 Somit sind sämtliche Verfahrenskombinationen 
möglich. Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass im deutschen Recht die Verfolgung der 
natürlichen Person und die Verhängung der Geldbuße nach § 30 OWiG stark 
zusammenhängen, die deutsche Rechtslage aber den internationalen Rechtsakten entspricht, 
da diese nur verlangen, dass die Verantwortlichkeit der juristischen Personen und die 
Strafbarkeit natürlicher Personen sich nicht ausschließen. 
4.8.2.3. Frankreich 
Nach Art 121-2 Abs 3 CP schließt die strafrechtliche Verantwortlichkeit der juristischen 
Personen nicht die Strafbarkeit der natürlichen Personen, die Urheber der Straftat oder an 
dieser beteiligt waren, aus.1338,1339 Diese Formulierung stimmt relativ genau mit der in den 
internationalen Rechtsakten verwendeten überein und entspricht diesen somit völlig.1340 
Durch Art 121 Abs 3 CP ist eine parallele Verfolgung von natürlicher und juristischer Person 
möglich, aber nicht zwingend, so dass alle Kombinationen der Verfolgung denkbar 
sind:1341 Der Staatsanwalt ist nach französischem Recht nämlich sowohl bei der Verfolgung 
natürlicher als auch juristischer Personen an den Grundsatz der Opportunität gebunden.1342 In 
der Praxis hat das dazu geführt, dass oftmals der Verfolgung der juristischen Person der 
Vorzug gegeben wird.1343 So wurden im Rahmen der ersten 100 Verurteilungen von 
juristischen Personen 74 natürliche Personen im selben Verfahren verfolgt und nur 55 
                                                
1334 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 38. 
1335 Deruyck, ZStW 103 (1991) 717. 
1336 Nach § 30 Abs 1 OWiG „kann“ eine Geldbuße verhängt werden. 
1337 Förster in Rebmann/Roth/Hermann, OWiG3, § 30 Rz 40. 
1338 Davon zu unterscheiden ist die Frage nach der zivilrechtlichen Verantwortlichkeit von natürlichen Personen, 
die im Falle der Begehung als Leitungsperson einer juristischen Person eingeschränkt sein kann, Desportes, 
Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 211 ff. 
1339 Obwohl dazu eine ausdrückliche Vorschrift fehlt, ist ein Regress der juristischen Person für Geldstrafen 
gegen die natürlichen Personen wohl ausgeschlossen, Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 226 f. 
1340 Auch die Verantwortlichkeit juristischer Personen wird nach der französischen Rechtslage nicht von der 
Strafbarkeit natürlicher Personen ausgeschlossen. 
1341 Cœuret, Rev. sc. crim. 1997, 308; Gendry, Responsabilité pénale des personnes morales et responsabilité 
pénale des dirigeants: alternative ou cumul? Portée des délégations de pouvoirs, Petites Affiches 20 novembre 
1996 n° 140, 17. 
1342 Haeusermann, Der Verband als Straftäter 51. 
1343 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 215 ff ; Ferries, La Semaine Juridique Entreprise et 
Affaires n° 23, 7 Juin 2001, 953. 
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natürliche Personen verurteilt.1344 Dies ändert nichts daran, dass Art 121-2 Abs 3 CP den 
internationalen Vorgaben entspricht. 
4.8.2.4. England und Wales 
Neben der Strafbarkeit juristischer Personen besteht auch die von natürlichen Personen 
weiter;1345 Sie sind naturgemäß nur dann strafbar, wenn sie selbst alle Elemente der Straftat 
erfüllen.1346 Damit wird den internationalen Rechtsakten Genüge getan, die fordern, dass die 
Strafbarkeit juristischer Personen die der natürlichen Personen nicht ausschließen soll. Im 
statute law wird die Strafbarkeit von natürlichen Personen allerdings teilweise erheblich 
erweitert: So ist in manchen Gesetzen vorgesehen, dass der Direktor, Geschäftsführer, 
Sekretär oder ein anderes Organ, mit dessen Zustimmung, stillschweigender Duldung oder 
wegen dessen Nachlässigkeit eine Straftat von einer juristischen Person verwirklicht wurde, 
ebenfalls für diese strafbar wird.1347 Andere Gesetze gehen noch über diese Regelung hinaus, 
da sie die beschriebene Beteiligung der genannten natürlichen Personen als gesetzliche 
Vermutung formulieren und vorsehen, dass diese den Entlastungsbeweis zu führen haben.1348 
Durch derartige gesetzliche Bestimmungen wird die Strafbarkeit von Leitungspersonen 
verschärft, was nach den internationalen Rechtsakten nicht erforderlich ist. 
4.8.3. Vergleich der Rechtsordnungen und Zusammenfassung der 
Ergebnisse 
Die internationalen Rechtsakte sehen vor, dass die Verantwortlichkeit juristischer 
Personen die Strafbarkeit natürlicher Personen nicht ausschließen darf; Auch umgekehrt 
dürfte die Strafbarkeit natürlicher Personen nicht zum Ausschluss der Verantwortlichkeit 
juristischer Personen führen können. 
Die internationalen Vorgaben werden in allen analysierten Ländern umgesetzt; In 
Österreich und Frankreich werden sogar entsprechende Regelungen in die 
Verantwortlichkeitsbestimmungen selbst übernommen. In manchen Ländern (Österreich, 
                                                
1344 Desportes, Jurisclasseur, Art 121-2 Code Pénal, Nr. 219: Dies wurde in einem Rundschreiben des 
Justizministeriums zur Analyse der 100 ersten Verurteilungen von juristischen Personen festgestellt. 
1345 Alpacell Ltd. v. Woodward [1972] A.C. 824; Png, Corporate Liability 70; Geeroms, Rev. internat. de droit 
comparé 1996, 560 ; Spencer, Revue de science criminelle et de droit pénal comparé 1997, 292. 
1346 Willms, Die Strafbarkeit 79. 
1347 Willms, Die Strafbarkeit 80; Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen 109. Im common law ist das 
Wissen von einer Straftat oder der Fehler, sie nicht verhindert zu haben, grundsätzlich nicht sofort eine Straftat, 
MacPherson, Reforming, in Tully (Hrsg.), Research Handbook 197. 
1348 Ackermann, Die Strafbarkeit juristischer Personen 109. 
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Deutschland) ist aber ein starker Zusammenhang zwischen dem Verfahren gegen die 
natürliche Person und dem gegen die juristische Person gegeben. 
4.9. Exkurs: Die Verantwortlichkeit juristischer Personen im polnischen 
Recht 
Die vorliegende Arbeit untersucht ausschließlich die Verantwortlichkeitsbestimmungen von 
vier Ländern, die alle schon vor der großen Erweiterungsrunde 2004 zur Europäischen Union 
gehört hatten. Der Großteil der 12 Staaten, die 2004 und 2007 der EU beigetreten sind, hat 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen erst im Laufe des letzten 
Jahrzehnts und als Reaktion auf die internationalen, insbesondere EU-rechtlichen Vorgaben 
erlassen.1349 Eine Untersuchung der Verantwortlichkeitsbestimmungen „neuer“, zentral- 
und osteuropäischer EU-Mitgliedsstaaten wäre somit von besonderem Interesse, da diese 
erst seit kurzem entsprechende Regelungen besitzen und ihre 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen kaum Gegenstand internationaler 
Untersuchungen sind. Im Rahmen dieser Arbeit wurde aber deswegen keine detaillierte 
Analyse der Rechtsordnung eines neuen EU-Mitgliedsstaats vorgenommen, weil die 
Rechtslage dieser Länder in der jeweiligen Landessprache Unkundigen nur schwer zugänglich 
ist. Im Folgenden wird aber exemplarisch zumindest ein Überblick über die polnischen 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen gegeben und auf mögliche 
Reibungspunkte mit den internationalen Vorgaben hingewiesen.1350 
 
Die Verantwortlichkeit juristischer Personen wurde mit Inkrafttreten des „Gesetzes über die 
Verantwortlichkeit von Kollektivsubjekten für die unter Strafe verbotenen 
Taten“1351,1352 am 28.11.2003 im polnischen Recht umfassend geregelt.1353 Die Schaffung 
dieser gesetzlichen Regelung ist eng mit dem EU-Beitritt und der damit verbundenen 
                                                
1349 So Slowenien, Ungarn, Estland, Malta, Litauen, Lettland, Polen, Bulgarien und Rumänien, vgl dazu die 
Aufstellung (25 EU-Staaten ohne Rumänien und Bulgarien sowie Schweiz, Norwegen, Island) bei Zeder, 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 16 f. In Tschechien und der Slowakei wird noch an Entwürfen gearbeitet. 
1350 Die Darstellung stützt sich auf Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
juristischer Personen im polnischen Recht, ZStW 116 (2004) 541. Spätere Änderungen des Gesetzes wurden auf 
Basis des OECD-Report: Poland Phase 2 (Report on the application of the Convention on combating bribery of 
foreign public officials in international business transactions and the 1997 Recommendation on combating 
bribery in international business transactions) vom 18.01.2007 berücksichtigt. 
1351 Dz.U. Gesetzblatt 2002, Nr. 197, Pos. 1661. Die aktuelle Fassung der Kernbestimmungen des Gesetzes, das 
2005 novelliert wurde, kann in Englisch dem Anhang 3 des OECD-Report: Poland Phase 2 entnommen werden. 
1352 So die Übersetzung in Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 541. Im Folgenden wird in 
Anlehnung an diesen Artikel die Abkürzung „JurPerG“ verwendet. 
1353 Davor konnten juristische Personen für bestimmte Delikte verwaltungsrechtlich verantwortlich gemacht 
werden, siehe dazu Weigend/Zielinska, Schutz der Wirtschaftsinteressen der Europäischen Union und das 
polnische Strafrecht, Osteuropa Recht 2001, 283. 
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Notwendigkeit, die EU-rechtlichen Vorgaben im polnischen Recht umzusetzen, verknüpft.1354 
Die Darstellung der polnischen Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen ist 
anhand der unter Punkt 4 verwendeten Analysekriterien gegliedert.1355 
4.9.1. Der Regelungsbereich 
Die Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen nach polnischem Recht sind 
dem Strafrecht zuzuordnen, auch wenn dies teilweise bestritten wird.1356 Für die 
Einordnung der Bestimmungen in das Strafrecht spricht, dass die juristischen Personen für 
Straftaten verantwortlich gemacht, die Verfahren nach den Bestimmungen der StPO 
geführt und bei einer Verurteilung Strafen verhängt werden.1357 Aus Art. 6 JurPerG ergibt 
sich außerdem, dass die Verantwortlichkeitsbestimmungen weder als zivilrechtlich noch als 
verwaltungsrechtlich einzustufen sind. Eine strafrechtliche Verantwortlichkeit juristischer 
Personen ist jedenfalls mit den internationalen Vorgaben zu vereinbaren.1358 
4.9.2. Der Adressatenkreis der Verantwortlichkeitsbestimmungen 
In Art. 2 JurPerG wird der Adressatenkreis der Bestimmungen definiert, der unter dem 
Begriff „Kollektivsubjekte“ zusammengefasst wird. Die Verantwortlichkeitsbestimmungen 
sind auf folgende Kollektivsubjekte anzuwenden:1359 
• Juristische Personen: Darunter fallen neben Aktiengesellschaften und Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung beispielsweise auch politische Parteien und eingetragene 
Vereine. Sie werden vom JurPerG auch im Gründungs- und Liquidationsstadium 
erfasst. 
• Organisationseinheiten ohne Rechtspersönlichkeit, denen durch besondere 
Gesetze eine Rechtsfähigkeit eingeräumt wird: Dabei handelt es sich beispielsweise 
um handelsrechtliche Personengesellschaften wie offene Handelsgesellschaften und 
Kommanditgesellschaften. Einzig die Gesellschaft bürgerlichen Rechts soll nicht unter 
                                                
1354 So Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 541. Vgl zur Umsetzung europarechtlicher 
Vorgaben in Polen auch Weigend/Zielinska, Osteuropa Recht 2001, 274. 
1355 Einzig die polnischen Regelungen zur inländischen Gerichtsbarkeit werden nicht thematisiert, da dazu keine 
Informationen zur Verfügung standen. 
1356 So etwa in OECD-Report: Poland Phase 2, Punkt 157. Vgl auch die Nachweise bei Weigend/Namyslowska-
Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 545: Die Ansicht, dass es sich nur um eine quasi-strafrechtliche Verantwortlichkeit 
handelt, wird etwa darauf gestützt, dass der Zusatz „strafrechtliche“ aus dem Titel des Gesetzes wieder 
gestrichen wurde. 
1357 Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 545f. 
1358 Siehe dazu unter Punkt 4.2.1. 
1359 Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 542f. 
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die Verantwortlichkeitsbestimmungen fallen, da sie nur ein Schuldverhältnis zwischen 
den Gesellschaftern schafft.1360 
• Ausländische Organisationseinheiten: Auch ausländische Gesellschaften sowie ihre 
Abteilungen oder Vertretungen sollen von den Verantwortlichkeitsbestimmungen 
nicht ausgenommen sein. 
 
Der Adressatenkreis der Verantwortlichkeitsbestimmungen ist somit sehr breit und erfasst 
neben den juristischen Personen auch eine ganze Reihe von Gebilden ohne 
Rechtspersönlichkeit; Die Forderung der internationalen Rechtsakte, alle juristischen 
Personen nach inländischem Recht zu erfassen, wäre somit jedenfalls erfüllt; Die polnische 
Rechtslage geht sogar noch weit über die internationalen Vorgaben hinaus. Einzig die 
umfassenden Ausnahmen würden diesen nicht entsprechen, da dabei auch manche 
juristischen Personen vollständig aus den polnischen Verantwortlichkeitsbestimmungen 
ausgeklammert werden: Neben dem Staat werden auch Einheiten der territorialen 
Selbstverwaltung (Gemeinde, Kreise, Wojewodschaften), deren Verbände und Organe der 
Selbstverwaltung von der Verantwortlichkeit ausgeschlossen.1361 Anders als in den 
internationalen Vorgaben vorgesehen wird nicht nach der hoheitlichen oder 
privatwirtschaftlichen Tätigkeit der betroffenen juristischen Personen unterschieden, sondern 
diese werden vollständig von den Verantwortlichkeitsbestimmungen ausgenommen.  
4.9.3. Die Voraussetzungen der Verantwortlichkeit 
Ein Kollektivsubjekt kann unter folgenden Voraussetzungen für die Tat einer natürlichen 
Person verantwortlich gemacht werden: 
• Die Tat der natürlichen Person muss zu einem, wenn auch nicht finanziellen Vorteil 
für das Kollektivsubjekt geführt haben oder zumindest geführt haben können.1362 
Diese Voraussetzung ist sehr breit gefasst, da nicht nur auf wirtschaftliche Vorteile 
abgestellt wird. Mit diesem Kriterium wird wohl der internationalen Vorgabe, dass die 
Straftat „zugunsten“ der juristischen Person begangen wurde, entsprochen.1363 
 
 
                                                
1360 Vgl dazu auch die österreichische und deutsche Rechtslage unter Punkt 4.4.2.1 B und Punkt 4.4.2.2 B. 
1361 Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 542: Handelsgesellschaften mit öffentlicher 
Beteiligung werden hingegen vom JurPerG erfasst. 
1362 Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 544. 
1363 Siehe dazu unter Punkt 4.5.1.1 A. 
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• Es handelt sich um die Tat einer natürlichen Person, die (Art. 3 Nr. 1-3 JurPerG) 
o im Namen oder im Interesse des Kollektivsubjekts im Rahmen seiner Befugnis 
oder seiner Pflicht, es zu vertreten, Entscheidungen in seinem Namen zu 
treffen, oder interne Kontrolle auszuüben, oder in Überschreitung dieser 
Befugnisse handelt, oder 
o von einer anderen natürlichen Person i.S.v. Nr. 1, die für das Kollektivsubjekt 
handelt, zu einer Überschreitung ihrer Befugnisse ermächtigt wird, oder 
o im Namen oder Interesse des Kollektivsubjekts mit Einverständnis oder 
Wissen einer anderen natürlichen Person i.S.v. Nr. 1 handelt.1364 
 
• Es muss außerdem festgestellt werden, dass die Tat wegen des Fehlens der 
erforderlichen Sorgfalt bei der Auswahl der natürlichen Person nach Art. 3 Nr. 2 und 3 
JurPerG oder wegen des Fehlens der erforderlichen Überwachung dieser Person durch 
eine Führungsperson oder einen Vertreter des Kollektivsubjekts begangen wurde (Art. 
5 JurPerG).1365 
 
Die Regelungen über die Voraussetzungen der Verantwortlichkeit, die in der ursprünglichen 
Fassung des JurPerG enthalten waren, waren so komplex und verwirrend, dass sie ab ihrer 
Einführung heftiger Kritik ausgesetzt waren.1366 Mit ihrer Ersetzung durch die oben 
beschriebenen Bestimmungen im Jahr 2005 sind die Verantwortlichkeitsvoraussetzungen 
nicht nur besser verständlich geworden, sie orientieren sich auch weit mehr an den 
Vorgaben des Zweiten Protokolls.1367 Die internationalen Vorgaben sind auf der 
Unterscheidung zwischen der Tat einer Führungsperson (erster Anknüpfungsfall) und der Tat 
eines unterstellten Mitarbeiters bei mangelnder Überwachung der Führungsperson (zweiter 
                                                
1364 Vgl dazu den Auszug aus dem JurPerG im Anhang 3 von OECD-Report: Poland Phase 2. In 
Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 544 wird außerdem Art. 3 Nr. 4 JurPerG angeführt, dieser 
wurde allerdings mittlerweile aus der Bestimmung gestrichen. 
1365 Vgl dazu den Auszug aus dem JurPerG im Anhang 3 von OECD-Report: Poland Phase 2. Diese Bestimmung 
hat die wesentlich kompliziertere und verwirrendere Ausgangsbestimmung ersetzt, die noch in 
Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 545 zitiert wird. Art. 5 JurPerG in der alten Fassung 
lautete: Es muss festgestellt werden 
o dass das Kollektivsubjekt die natürliche Person i.S.v. Art. 3 Nr. 2 oder 3 JurPerG entweder 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt ausgewählt oder unzureichend überwacht hat oder 
o dass die verbotene Tat der natürlichen Person i.S.v. Art. 3 Nr. 1 oder 4 durch eine nicht 
ausreichende Arbeitsorganisation seitens des Kollektivsubjekts ermöglicht wurde sowie  
o dass die verbotene Tat bei entsprechender Sorgfalt dieser Person hätte vermieden werden 
können. 
1366 Vgl dazu Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 552.  
1367 In der ersten Fassung wurden insbesondere durch Art. 5 JurPerG zusätzliche Erfordernisse 
(Auswahlverschulden, Überwachungsverschulden, Organisationsverschulden des Kollektivsubjekts) aufgestellt. 
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Anknüpfungsfall) aufgebaut. Diese Unterscheidung wird zwar nicht wortgleich übernommen, 
findet sich aber in der polnischen Gesetzeslage wieder (Art. 3 Nr. 1 im Vergleich zu Art. 3 Nr. 
2 und 3 JurPerG). Eine fundierte Aussage über die Konformität der 
Verantwortlichkeitsvoraussetzungen im polnischen Recht mit den internationalen Vorgaben 
könnte erst nach einer ausführlicheren Analyse getroffen werden. Folgende zentrale 
Fragestellungen müssten dabei erarbeitet werden: 
- Werden mit Art. 3 Nr. 1 JurPerG bereits alle Ausgestaltungen der Führungsperson 
nach dem Zweiten Protokoll (Vertretungs-, Entscheidungs-, Kontrollbefugnis) 
umgesetzt und ist mit dieser Bestimmung bereits der erste Anknüpfungsfall des 
Zweiten Protokolls abgedeckt? Zur Beantwortung dieser Frage müsste genauer 
analysiert werden, wie die einzelnen in Art. 3 Nr. 1 JurPerG angeführten Fälle zu 
interpretieren wären. Fraglich wäre auch, ob mit dem Erfordernis „im Namen oder im 
Interesse des Kollektivsubjekts“ gehandelt zu haben, nicht die Verantwortlichkeit im 
Vergleich zu den internationalen Vorgaben eingeschränkt wird. 
- Sind Art. 3 Nr. 2 und 3 JurPerG zur Umsetzung des zweiten Anknüpfungsfalls des 
Zweiten Protokolls geeignet? Problematisch könnte dabei sein, dass diese 
Bestimmung eine mangelnde Überwachung der Führungsperson zur 
Verantwortlichkeitsbegründung nicht genügen lässt, sondern stets ein positives Tun 
der Person i.S.v. Art. 3 Nr. 1 JurPerG (Ermächtigung zur Befugnisüberschreitung, 
Einverständnis oder Wissen in Bezug auf das Handeln) voraussetzt. Das Auswahl- und 
das Überwachungsverschulden, das in Art. 5 JurPerG statuiert wird, ist dann noch als 
zusätzliche Voraussetzung zu beachten. Dabei muss insbesondere analysiert werden, 
wessen Auswahl- und Überwachungsverschulden die Verantwortlichkeit des 
Kollektivsubjekts begründen kann und ob dabei wiederum alle Ausgestaltungen der 
Führungsperson nach dem Zweiten Protokoll einbezogen werden. 
4.9.4. Die erfassten Delikte 
Die Verantwortlichkeit der Kollektivsubjekte ist laut Art. 1 JurPerG für Straftaten sowie 
Fiskalstraftaten vorgesehen,1368 in Art. 16 JurPerG wird allerdings eine abschließende 
Liste von Straftaten aufgestellt, für die die Verantwortung der Kollektivsubjekte begründet 
werden kann. Ob den internationalen Vorgaben Genüge getan wird, hängt wesentlich davon 
ab, ob alle in den internationalen Rechtsakten vorgegebenen Straftaten im polnischen 
                                                
1368 Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 542. 
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Strafrecht entsprechend umgesetzt und auch in Art. 16 JurPerG aufgenommen wurden. Dies 
müsste im Rahmen einer ausführlicheren Analyse überprüft werden. Wichtige Gebiete wie die 
Wirtschafts-, Umwelt-, Steuer- und Wettbewerbsstraftaten werden aber jedenfalls vom 
JurPerG erfasst.1369 
4.9.5. Die vorgesehenen Sanktionen 
Im Fall der Verurteilung eines Kollektivsubjekts kann eine Geldbuße (Art. 7 JurPerG) 
verhängt werden, deren Höhe doppelt begrenzt ist und die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit des Kollektivsubjekts berücksichtigt: Zum einen muss die Geldbuße 
zwischen 1000 und 20 000 000 Zloty betragen.1370 Zum anderen darf die Geldbuße eine Höhe 
von 10% der Erträge, die in dem Steuerjahr erwirtschaftet wurden, in dem die Straftat 
begangen wurde, nicht überschreiten. Diese Regelung ersetzt die ursprüngliche Fassung von 
Art. 7 JurPerG, in  der keine betragsmäßige Obergrenze vorgesehen war und bei der die 
Geldbuße aufgrund des erwirtschafteten Gewinns (oder der getätigten Aufwendungen bei 
niedrigen Gewinnen bzw. Verlusten) bemessen wurde.1371 
 
Neben der Geldbuße muss auch der Verfall von Gegenständen und der erlangten Vorteile 
(Art. 8 JurPerG) angeordnet werden und es ist noch eine ganze Reihe weiterer Sanktionen 
möglich (Art. 9 Abs 1 Nr. 1-6 JurPerG):1372 
• „Verbot, für die ausgeübte Tätigkeit, die hergestellten oder zu verkaufenden Produkte 
oder Dienstleistungen zu werben; 
• Verbot, Subventionen oder andere Zuwendungen der öffentlichen Hand in Anspruch 
zu nehmen; 
• Verbot, die Hilfe internationaler Organisationen in Anspruch zu nehmen; 
• Ausschluss von öffentlichen Aufträgen; 
• Verbot der Ausübung von Haupt- und Nebentätigkeiten;1373 
• Öffentliche Bekanntgabe des Urteils.“ 
 
                                                
1369 Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 548. 
1370 Dies entspricht derzeit etwa 280 bis 5,57 Millionen Euro (Stand vom 04.01.2008). 
1371 Vgl dazu Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 548f. 
1372 Diese Übersicht wurde übernommen von Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 549. Die 
Sanktionen werden für 1 bis 5 Jahre (mit Ausnahme der Urteilsveröffentlichung) verhängt. 
1373 Diese Sanktion kann dann nicht verhängt werden, wenn die Liquidierung oder Insolvenz des 
Kollektivsubjekts oder Gruppenentlassungen drohen (Art. 9 Abs 3 JurPerG). 
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In Bezug auf die vorgesehenen Sanktionen lässt sich feststellen, dass auch in den polnischen 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen die Geldbuße eine zentrale 
Position einnimmt. Sie ist zwar betragsmäßig begrenzt,1374 jedoch ist ein Höchstbetrag von 
über 5 Millionen Euro weit über dem, was in anderen Ländern vorgesehen wird.1375 
Außerdem steht neben der Geldbuße eine relativ breite Palette an Sanktionen zur 
Sanktionierung von Kollektivsubjekten zur Verfügung. Es ist somit wahrscheinlich, dass die 
Konformität des polnischen Sanktionensystems mit dem Erfordernis „wirksamer, 
angemessener und abschreckender“ Sanktionen nicht als problematisch zu beurteilen sein 
würde. 
4.9.6. Das Verhältnis der Verantwortlichkeit juristischer zur Strafbarkeit 
natürlicher Personen 
Eine Besonderheit der polnischen Verantwortlichkeitsregelung für Kollektivsubjekte besteht 
darin, dass die Verantwortlichkeit der Kollektivsubjekte nicht unabhängig von der Bestrafung 
natürlicher Personen gesehen werden kann: Nach der vom polnischen Gesetzgeber gewählten 
Akzessoritätslösung kann das Kollektivsubjekt nicht verantwortlich werden, wenn die 
natürliche Person freigesprochen wird; Für die Verantwortung des Kollektivsubjekts 
braucht es davor eine endgültige Feststellung der Strafbarkeit der natürlichen Person 
(Art. 4 JurPerG).1376 Dass die Verantwortung der Kollektivsubjekte von der Verurteilung der 
natürlichen Personen abhängt, widerspricht zwar nicht der Vorgabe der internationalen 
Rechtsakte, dass die Verantwortlichkeit juristischer und die Strafbarkeit natürlicher Personen 
sich nicht ausschließen dürfen,1377 ist aber wohl trotzdem nicht mit diesen zu vereinbaren, 
weil auf diese Weise die Verantwortlichkeit juristischer Personen ohne entsprechende 
internationale Vorgabe weiter eingeschränkt wird.1378 Diese Bestimmung führt dazu, dass ein 
Kollektivsubjekt dann nicht verantwortlich gemacht werden kann, wenn die natürliche 
Person, die gehandelt hat, nicht identifizierbar ist oder sich dem Strafverfahren entzieht.1379 
                                                
1374 Die Kritik der OECD richtet sich vor allem dagegen, dass die Geldbuße bei niedrigen oder keinen Erträgen 
niedrig ausfällt oder nicht eingesetzt werden kann, vgl OECD-Report: Poland Phase 2, Punkt 175. In diesem Fall 
können aber die anderen Sanktionen eingesetzt werden. 
1375 Vgl dazu unter Punkt 4.7.2. 
1376 Und zwar durch „rechtskräftiges Urteil oder Strafbefehl, durch rechtskräftige Gerichtsentscheidung über die 
freiwillige Unterwerfung des Täters unter die Strafe oder durch rechtskräftige Gerichtsentscheidung über die 
bedingte Verfahrenseinstellung oder über die Verfahrenseinstellung wegen des Vorliegens von Umständen, 
welche die Verfolgung des Täters ausschließen“, Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 547f. 
1377 Siehe dazu unter Punkt 4.8.1. 
1378 Dies geht auch aus dem Bericht der OECD hervor, vgl OECD-Report: Poland Phase 2, Punkt 163. 
1379 So in OECD-Report: Poland Phase 2, Punkt 161 und 163. 
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In Art. 36 Abs. 1 JurPerG wird außerdem normiert, dass die Gerichtsentscheidung, die die 
Strafbarkeit der natürlichen Person festgestellt hat, für das über die Verantwortlichkeit 
des Kollektivsubjekts entscheidende Gericht bindend ist. Die im Urteil gegen die natürliche 
Person entschiedenen tatsächlichen und rechtlichen Fragen können somit im Verfahren gegen 
das Kollektivsubjekt nicht mehr selbstständig entschieden werden.  
4.9.7. Zusammenfassung 
Das polnische „Gesetz über die Verantwortlichkeit von Kollektivsubjekten für die unter 
Strafe verbotenen Taten“ wurde zwar in zeitlicher Nähe zum Beitritt zur Europäischen 
Union und zur Erfüllung der internationalen, insbesondere EU-rechtlichen Vorgaben erlassen, 
bei den entscheidenden Bestimmungen über die Verantwortlichkeitsvoraussetzungen 
orientierte es sich aber in keiner Weise an den internationalen Vorgaben, sondern traf eine 
komplizierte, eigenständige Regelung. Diese Kernbestimmungen sind mittlerweile novelliert 
und damit auch den internationalen Vorgaben angenährt worden. Die Konformität der 
polnischen Rechtslage mit den internationalen Vorgaben müsste aber, zumindest in Bezug 
auf einige Bereiche, im Detail geprüft werden, wobei insbesondere in Bezug auf die 
Verantwortlichkeitsvoraussetzungen geklärt werden müsste, ob mit Art. 3 Nr. 1-3 und Art. 5 
JurPerG die beiden Anknüpfungsfälle des Zweiten Protokolls umgesetzt werden. 
Als besonders problematisch – nicht nur in Bezug auf die Erfüllung der internationalen 
Vorgaben - ist jedenfalls die Abhängigkeit des Verfahrens gegen die juristische Person 
vom Ausgang des Verfahrens gegen die natürliche Personen zu beurteilen. Diese 
Besonderheit der polnischen Verantwortlichkeitsbestimmungen ist schon seit geraumer Zeit 
heftiger Kritik ausgesetzt,1380 bis jetzt aber noch nicht geändert worden. 
 
                                                
1380 Vgl Weigend/Namyslowska-Gabrysiak, ZStW 116 (2004) 547f und OECD-Report: Poland Phase 2, Punkt 
163. 
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5. Zusammenfassung der Ergebnisse und Ausblick 
5.1. Zusammenfassung der Ergebnisse 
Die vorliegende Arbeit hat sich mit der Frage beschäftigt, ob die 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen in ausgewählten EU-
Mitgliedsstaaten in Einklang mit den zahlreichen internationalen Vorgaben zu diesem Thema 
sind. In einem ersten Schritt wurden die internationalen Rechtsakte, die Bestimmungen über 
die Verantwortlichkeit juristischer Personen enthalten, vorgestellt und analysiert. Dabei kam 
dem Zweiten Protokoll zum Übereinkommen über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften eine herausragende Stellung zu, da es in Bezug auf die 
Verantwortlichkeit juristischer Personen als Vorbild für einen großen Teil der einschlägigen 
internationalen Rechtsakte gedient hat. Anschließend wurden die 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen in Österreich, Deutschland, 
Frankreich und England in Bezug auf ihre Konformität mit den internationalen Vorgaben, 
insbesondere mit dem Zweiten Protokoll, analysiert. Im Folgenden werden die Ergebnisse der 
Analyse kurz zusammengefasst.1381 
 
Es kann festgestellt werden, dass keine der analysierten Rechtsordnungen die 
internationalen Vorgaben zur Verantwortlichkeit juristischer Personen vollkommen erfüllt. 
Die österreichische Rechtslage entspricht aber großteils den internationalen Vorgaben 
und weicht nur in Bezug auf einzelne Details von diesen ab.1382 Dies ist nicht weiter 
verwunderlich, da das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz eigens eingeführt wurde, um eine 
mit den internationalen Rechtsakten konforme Rechtslage herzustellen. Dies erklärt auch, 
warum die österreichischen Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen sich 
stark an den internationalen Vorgaben orientieren und kaum über diese hinausgehen.1383 
 
Die deutschen Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen haben schon 
einige Jahrzehnte existiert, bevor die einschlägigen internationalen Rechtsakte erlassen 
                                                
1381 Die genauen Ergebnisse in Bezug auf die einzelnen Analysekriterien werden nicht wiederholt und können 
den Zusammenfassungen der einzelnen Analyseteile entnommen werden. 
1382 Heine hat keine Bedenken in Bezug auf die Konformität des VbVG mit den europäischen Vorgaben, vgl 
Heine, Vortrag, in Landesgruppe Österreich der Internationalen Strafrechtsgesellschaft/AIDP (Hrsg.), Die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit 12. 
1383 Auch Hilf weist darauf hin, dass das VbVG insgesamt nicht über die internationalen Standards hinausgeht, so 
Hilf, VbVG 28. 
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wurden.1384 Sie wurden zwar in der Folge abgeändert, um den internationalen Vorgaben zu 
entsprechen, es bleiben jedoch einzelne Schwachstellen etwa in Bezug auf die 
Voraussetzungen für die Verantwortlichkeit,1385 vor allem aber auch in Bezug auf eine 
adäquate Sanktionierung juristischer Personen zurück. Die Mängel bei der Sanktionierung 
sind sicherlich auch dadurch zu erklären, dass eine Bestrafung juristischer Personen immer 
noch relativ kategorisch abgelehnt wird und sogar ihre Verantwortlichkeit nach § 30 OWiG 
(zusammen mit §§ 130 und 9 OWiG) teilweise noch auf Ablehnung stößt. 
 
Die Strafbarkeit juristischer Personen nach französischem Recht wurde aufgrund 
pragmatischer Erwägungen vor über zehn Jahren eingeführt, bevor sich internationale 
Rechtsakte ausführlich mit der Verantwortlichkeit juristischer Personen auseinanderzusetzen 
begannen. Art 121-2 CP ist nicht auf die Umsetzung der internationalen Vorgaben 
zugeschnitten und außerdem nur sehr kurz gefasst; Die internationalen Vorgaben werden 
deswegen nicht vollständig erfüllt. Teilweise fehlt aber noch entsprechende 
(höchstrichterliche) Judikatur, die zur Auslegung der Strafbarkeitsbestimmung und zur 
Konformität der Regelung mit den internationalen Vorgaben beitragen könnte. 
 
Das englische Rechtssystem (common law) unterscheidet sich fundamental von dem der 
anderen analysierten Länder, da es sich nicht nur auf Gesetze (statutes), sondern vor allem 
auch auf richterliche Entscheidungen stützt: Die Strafbarkeit juristischer Personen nach 
englischem Recht beruht zu einem großen Teil auf einschlägigen Urteilen, die ab Mitte des 
19. Jahrhunderts erlassen wurden. Aufgrund der Bedeutung der Rechtsprechung und der 
teilweise nur sehr knappen Begründungen in den Urteilen bestehen auch heute noch 
zahlreiche Unklarheiten in Bezug auf die englische Rechtslage zur Strafbarkeit juristischer 
Personen. In einigen Punkten, insbesondere in Bezug auf die Voraussetzungen für die 
Verantwortlichkeit, ist derzeit keine Konformität mit den internationalen Rechtsakten 
gegeben. Da eine Weiterentwicklung im Rahmen der Rechtsprechung nur langsam vonstatten 
geht, könnten schnelle Änderungen und eine Anpassung an die internationalen Vorgaben nur 
durch die Einführung entsprechender statutes erzielt werden; Dies ist aber nur wenig 
                                                
1384 Korte ging davon aus, dass aufgrund der internationalen Vorgaben keine erheblichen Änderungen der 
deutschen Bestimmungen nötig sein würden, vgl Korte, NJW 1998, 1465. 
1385 Dies deswegen, weil die Verantwortlichkeit juristischer Personen sich insbesondere bei Straftaten von 
Mitarbeitern (zweiter Anknüpfungsfall) aus der komplizierten Kombination der §§ 9, 30, 130 OWiG ergibt. 
Siehe dazu ausführlich unter Punkt 4.5.2.2 C und D. 
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wahrscheinlich, weil der Gesetzgeber sich seit Jahren mit der Strafbarkeit juristischer 
Personen für ein einzelnes Delikt (manslaughter) beschäftigt. 
 
Beim Vergleich der analysierten Rechtsordnungen zeigt sich, dass bestimmten 
grundsätzlichen Lösungsansätzen in fast allen analysierten Ländern der Vorzug 
gegeben wird: 
• Die Verantwortlichkeitsbestimmungen werden - mit Ausnahme von Deutschland - in 
allen analysierten Ländern im Strafrecht verankert, aber auch die deutsche Regelung 
wird im Ordnungswidrigkeitenrecht, das zahlreiche strafrechtliche Elemente enthält, 
getroffen. 
• Der Adressatenkreis umfasst stets alle juristischen Personen nach inländischem 
Recht, geht aber meist noch über diese hinaus und erfasst auch solche Gebilde, die 
den juristischen Personen zumindest teilweise angenähert sind. Ausnahmen werden 
vor allem für den Staat oder staatsnahe Bereiche vorgesehen. 
• Die Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen sind in allen 
analysierten Ländern ähnlich aufgebaut: Es wird in allen analysierten Ländern ein 
Zurechnungsmodell eingesetzt, bei dem der juristischen Person das Verhalten von 
Einzelpersonen, insbesondere solchen in Führungsposition zugerechnet wird. 
• Die Verantwortlichkeitsbestimmungen umfassen in den analysierten Ländern alle 
Straftatbestände, so dass juristische Personen prinzipiell wegen jeder Straftat 
verantwortlich gemacht werden können. 
• Bei der Sanktionierung juristischer Personen spielen in allen analysierten Ländern 
Geldsanktionen, die meist mit relativ niedrigen Höchstbeträgen begrenzt sind, 
eine zentrale Rolle; Außerdem sind teilweise kaum alternative 
Sanktionsmöglichkeiten normiert. 
• Die Verantwortlichkeit juristischer und die Strafbarkeit natürlicher Personen bestehen 
in allen analysierten Ländern nebeneinander. 
 
Bei der ausführlichen Analyse zeigte sich jedoch, dass die Regelungen sich im Detail stark 
voneinander unterscheiden,1386 was zu gravierenden Unterschieden in der Verfolgung, 
Verurteilung und Sanktionierung juristischer Personen führen kann. Die detaillierten 
länderspezifischen Ergebnisse sind in den einzelnen Analyseteilen zu finden. 
                                                
1386 aA bei Vadillo Ruiz, Die strafrechtliche Verantwortlichkeit, in Schünemann/Suárez Gonzáles (Hrsg.), 
Bausteine 301. 
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5.2. Kritische Würdigung und Ausblick 
Die Verantwortlichkeit juristischer Personen ist mittlerweile zu einem fixen Bestandteil 
der (Straf-) Rechtssysteme fast aller EU-Mitgliedsstaaten geworden. Die dogmatischen 
Bedenken, die lange Jahre in zahlreichen kontinentaleuropäischen Ländern und insbesondere 
auch im deutschen Sprachraum existiert haben, wurden oftmals zugunsten einer 
Strafbarkeitsbestimmung für juristische Personen aufgegeben. Entsprechende Regelungen 
wurden nicht nur aufgrund kriminalpolitischer Erwägungen, sondern auch wegen konkreter 
Vorgaben in zahlreichen internationalen Rechtsakten eingeführt.  
Eine Konformität mit den internationalen Vorgaben herzustellen, sollte für die betroffenen 
Staaten auch deswegen wesentlich sein, weil der Trend zu entsprechenden internationalen 
Rechtsakten ungebrochen zu sein scheint. Dabei gibt es nicht nur Vorschläge für 
Regelungen, die die altbekannten Formulierungen des Zweiten Protokolls übernehmen, 
sondern auch für solche, die zusätzliche Vorgaben aufstellen, so dass unter Umständen 
weitere Anpassungen der nationalen Bestimmungen notwendig werden.1387 Einschlägige EU-
Rechtsakte werden nicht mehr nur im Rahmen der dritten Säule (PJZS), sondern auch im 
Gemeinschaftsrecht vorgeschlagen, so dass den Gemeinschaftsorganen weitergehende 
Befugnisse in Bezug auf ihre Durchsetzung zukommen würden.1388 
 
Dies alles führt dazu, dass die Länder, die noch keine Verantwortlichkeitsbestimmungen für 
juristische Personen eingeführt haben, einem immer stärkeren Druck ausgesetzt sind, dies zu 
tun. Die Länder, die bereits eine Verantwortlichkeit juristischer Personen vorsehen, wären gut 
beraten – auch angesichts der Ergebnisse der hier durchgeführten Analyse –, die Konformität 
ihrer Bestimmungen mit den internationalen Vorgaben noch einmal genau zu 
überprüfen und notwendige Änderungen vorzunehmen. Dies wird aber möglicherweise 
deswegen nicht besonders ernst genommen, weil es oft Jahre braucht, bis internationale 
Rechtsakte in Kraft treten und weil oftmals keine entsprechenden Mechanismen zur 
Durchsetzung der internationalen Verpflichtungen vorhanden sind. 
 
                                                
1387 Vgl beispielsweise den Vorschlag für eine Richtlinie über strafrechtliche Maßnahmen zur Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums (KOM/2006/0168 endg) und den Vorschlag für einen Rahmenbeschluss zur 
Verstärkung des strafrechtlichen Rahmens zur Ahndung der Verletzung geistigen Eigentums (KOM/2005/0276 
endg). 
1388 Die Möglichkeit der Erlassung entsprechender Rechtsakte im Gemeinschaftsrecht wird vor allem von der 
Kommission bejaht und seit kurzem auch durch ein Urteil des EuGH unterstützt, mit Inkraft treten des Vertrags 
von Lissabon wird sie vertraglich verankert sein. Vgl dazu unter Punkt 3.1.1.2. Vgl auch den Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den strafrechtlichen Schutz der finanziellen 
Interessen der Gemeinschaft (ABl 2001 C 240E, 125, geändert Komm (2002) 577, ABl 2003 C 71E, 1). 
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Neben der Frage, ob die nationalen Verantwortlichkeitsbestimmungen den internationalen 
Vorgaben entsprechen, ist aber auch von Bedeutung, ob mit diesen eine wirksame 
Verfolgung und Sanktionierung juristischer Personen erreicht werden kann. Dies hängt 
von unterschiedlichen Faktoren ab: Vor allem für jene Staaten, die erst vor kurzem 
Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen eingeführt haben, wird die 
Wirksamkeit dieser Regelungen davon abhängen, ob und wie sie in der Praxis angewendet 
werden. Werden juristische Personen kaum jemals und wenn, dann nur zu einer geringen 
Geldbuße verurteilt, so werden die neu geschaffenen Verantwortlichkeitsbestimmungen 
bedeutungslos bleiben. 
 
Eine wirksame Verfolgung juristischer Personen könnte auch dadurch behindert werden, dass 
die Verantwortlichkeitsbestimmungen für juristische Personen in den internationalen 
Rechtsakten und den nationalen Rechtsordnungen grundsätzlich auf der Zurechnung des 
Verhaltens einzelner (Leitungs-) Personen beruhen. Dieses Modell zur Begründung der 
Verantwortlichkeit juristischer Personen wird sicherlich deswegen bevorzugt, weil es sich am 
besten mit den bestehenden (Straf-) Rechtssystemen vereinbaren lässt. Eine originäre 
Verantwortlichkeit juristischer Personen wird in allen analysierten Ländern weitgehend 
abgelehnt, obwohl teilweise auf die Grenzen der bestehenden Zurechnungsmodelle 
hingewiesen wird. Verantwortlichkeitslücken können sich insbesondere in den 
Rechtsordnungen ergeben, wo nur das Verhalten von Personen der höchsten Führungsebene 
der juristischen Person zugerechnet wird. Ob deswegen aber ein Wechsel von der Zurechnung 
des Verhaltens von Einzelpersonen zu einer originären Verantwortlichkeit juristischer Person 
stattfinden wird, bleibt abzuwarten. 
 
Die Wirksamkeit nationaler Verantwortlichkeitsbestimmungen hängt nicht zuletzt auch von 
der internationalen Zusammenarbeit ab. Da viele Unternehmen grenzüberschreitend 
agieren, die Verfolgungsbehörden aber auf Staaten beschränkt sind, braucht es eine intensive 
und effiziente Kooperation zwischen den verschiedenen betroffenen Staaten, damit 
verantwortliche juristische Personen sich nicht einfach einer Verfolgung und Verurteilung 
entziehen können. Entsprechende Initiativen auf EU-Ebene können aber nur einen Anfang 
darstellen; Letztendlich bräuchte es eine enge Kooperation der Justizbehörden weltweit, 
damit auch global agierende juristische Personen zur Verantwortung gezogen werden können. 
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Anhang 1: Übersicht über internationalen Rechtsakte 
 
 Fundstelle Relevante Bestimmung In Kraft treten 
EU    
Das Zweite Protokoll zum 
Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften 
ABl 1997 C 
221, 11 Art 3 und 4 
Bisher erst 22 
Ratifizierungen 
    
    
damit verbundene Rechtsakte    
Vorschlag der Kommission zu einem 
Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der 
Gemeinschaften 
KOM (94) 214, 
ABl 1994 C 
216, 14 
Art 3 Abs 3 und 
4 - 






Entschließung des Rates über den 
rechtlichen Schutz der finanziellen 
Interessen der Gemeinschaften 
ABl 1994 C 
355, 2 Leitprinzip f) 06.12.1994 
Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften 
ABl 1995 C 
316, 48 keine 17.10.2002 
Protokoll zum Übereinkommen über 
den Schutz der finanziellen Interessen 
der Europäischen Gemeinschaften 
ABl 1996 C 
313, 1 keine 17.10.2002 
Vorschlag der Kommission zu einem 
Zweiten Protokoll zum 
Übereinkommen über den Schutz der 
finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften 
KOM (95) 693, 
ABl 1996 C 83, 
10 
Art 2, 3, 4 und 
5 - 
Erläuternder Bericht zum Zweiten 
Protokoll 
ABl 1999 C 91, 
8 
Erläuterungen 
zu Art 3 und 4 - 
Vorschlag: Richtlinie über den 
strafrechtlichen Schutz der 
finanziellen Interessen der 
Gemeinschaft 
ABl 2001 C 
240E, 125; ABl 
2003 C 71E, 1 
(Änderung) 
Art 9 und 11 - 
Grünbuch zum strafrechtlichen Schutz 
der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften und 
zur Schaffung einer Europäischen 
Staatsanwaltschaft 
KOM (2001) 
0715 keine - 
279 
Verordnung (EG, EURATOM) Nr. 
2988/95 des Rates vom 18. Dezember 
1995 über den Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften 
Abl 1995 L 
312, 1 keine 26.12.1995 
    
 
Gemeinsame Maßnahmen    
Gemeinsame Maßnahme betreffend 
die Bekämpfung des 
Menschenhandels und der sexuellen 
Ausbeutung von Kindern 





Gemeinsame Maßnahme betreffend 
die Bestechung im privaten Sektor 
ABl 1998 L 358, 





Gemeinsame Maßnahme betreffend 
die Strafbarkeit der Beteiligung an 
einer kriminellen Vereinigung in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union 
ABl 1998 L 351, 






    
    
Rahmenbeschlüsse    
Rahmenbeschluss über die 
Verstärkung des mit strafrechtlichen 
und anderen Sanktionen bewehrten 
Schutzes gegen Geldfälschung im 
Hinblick auf die Einführung des Euro 
ABl 2000 L 140, 




Rahmenbeschluss zur Bekämpfung 
von Betrug und Fälschung im 
Zusammenhang mit unbaren 
Zahlungsmitteln 
ABl 2001 L 149, 






ABl 2002 L 164, 




Rahmenbeschluss zur Bekämpfung 
des Menschenhandels 
ABl 2002 L 203, 




Rahmenbeschluss betreffend die 
Verstärkung des strafrechtlichen 
Rahmens für die Bekämpfung der 
Beihilfe zur unerlaubten Ein- und 
Durchreise und zum unerlaubten 
Aufenthalt 
ABl 2002 L 328, 





Rahmenbeschluss über den Schutz der 
Umwelt durch das Strafrecht 
ABl 2003 L 29, 
55 Art 6 und 7 Für nichtig erklärt 
Rahmenbeschluss zur Bekämpfung 
der Bestechung im privaten Sektor 
ABl 2003 L 192, 




Rahmenbeschluss zur Bekämpfung 
der sexuellen Ausbeutung von 
Kindern und der Kinderpornografie 
ABl 2004 L 13, 




Rahmenbeschluss zur Festlegung von 
Mindestvorschriften über die 
Tatbestandsmerkmale strafbarer 
Handlungen und die Strafen im 
Bereich des illegalen Drogenhandels 
ABl 2004 L 335, 




Rahmenbeschluss über Angriffe auf 
Informationssysteme 
ABl 2005 L 69, 




Rahmenbeschluss zur Verstärkung 
des strafrechtlichen Rahmens zur 
Bekämpfung der Verschmutzung 
durch Schiffe 
ABl 2005 L 255, 




Vorschlag: Rahmenbeschluss über 
den strafrechtlichen Schutz gegen 
betrügerisches oder sonstiges 
unlauteres wettbewerbswidriges 
Verhalten im Zusammenhang mit der 
Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
im Gemeinsamen Markt 
ABl 2000 C 253, 





Vorschlag: Rahmenbeschluss zur 
Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität 
KOM/2005/0006 





Vorschlag: Rahmenbeschluss zur 
Bekämpfung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit 
Abl 2002 C 75E, 
269 Art 9 und 10 - 
Vorschlag: Rahmenbeschluss zur 
Verstärkung des strafrechtlichen 






    
    
Richtlinien    
Richtlinie über Insider-Geschäfte und 
Marktmanipulation 
(Marktmissbrauch) 
ABl 2003 L 96, 
16 
Art 1 Abs 6 




Vorschlag: Richtlinie über 
strafrechtliche Maßnahmen zur 







Vorschlag: Richtlinie über den Schutz 
der Umwelt durch das Strafrecht 
KOM/2007/0051 
endg. Art 6 und 7 - 
    
 
Europarat    
Übereinkommen zum Schutz der 
Umwelt durch das Strafrecht ETS Nr. 172 Art 9 








Korruption ETS Nr. 173 
Art 18 und 19 
Abs 2 
In Kraft getreten: 
Ratifiziert von GB; 
Unterzeichnet von 
D, F, Ö. 
Übereinkommen gegen 
Computerkriminalität (Cybercrime) ETS Nr. 185 
Art 12 und 13 
Abs 2 
In Kraft getreten: 
Ratifiziert von F; 
Unterzeichnet von 
D, Ö, GB. 
Übereinkommen zur Verhütung des 
Terrorismus ETS Nr. 196 
Art 10 und Art 
11 Abs 3 
In Kraft getreten: 
Unterzeichnungen 
ohne Ratifikation 
von GB, Ö, D, F.  
Übereinkommen zur Bekämpfung des 
Menschenhandels ETS Nr. 197 
Art 22 und 23 
Abs 2 
In Kraft getreten; 
Ratifiziert von Ö; 
Unterzeichnet von 
D, F, GB. 
Konvention über Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung sowie 
Ermittlung, Beschlagnahme und 
Einziehung von Erträgen aus 
Straftaten 
ETS Nr. 198 Art 10 
Noch nicht in Kraft 
getreten: 
Unterzeichnet von 
Ö; Noch nicht von 
F, D, GB. 
    
 
    
OECD    
Übereinkommen über die Bestechung 
ausländischer Amtsträger im 
internationalen Geschäftsverkehr vom 
17.12.1997 
BGBl. III Nr. 
176/1999 
Art 2 und Art 3 
Abs 2 
Für alle analysierten 
Länder in Kraft 
getreten. 
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Vereinte Nationen    
Übereinkommen zur Bekämpfung der 
Finanzierung des Terrorismus vom 
9.12.1999 
A/RES/54/109; 
BGBl. III Nr. 
102/2002 
Art 5 




Übereinkommen gegen die 
transnationale organisierte 
Kriminalität vom 12.12.2000 
A/55/383 Art 10 




Übereinkommen gegen Korruption 
vom 21.10.2003 A/58/422 Art 26 
In Kraft getreten: 
Ratifiziert von Ö, F, 
GB; Unterzeichnet 
von D. 
    
 
   
 
Unverbindliche Rechtsakte    
Recommendation on the Contribution 
of criminal law to the protection of 
the environment 
Nr. R (77) 28  - 
Recommendation on Economic Crime Nr. R (81) 12  - 
Recommendation on the Role of 
Criminal Law in Consumer Protection Nr. R (82) 15  - 
Recommendation concerning liability 
of enterprises having legal personality 
for offences committed in the 
exercises of their activity 
Nr. R (88) 18 Sämtliche Bestimmungen - 
40 Vorschläge zur Bekämpfung der 
Geldwäsche der Financial Action 
Task Force (Fassung vom 20.06.2003) 
 www.fatf-
gafi.org 
Vorschlag A 2. 
b) - 
Aktionsplan zur Bekämpfung der 
organisierten Kriminalität 
Abl 1997 C 
251, 1 
Empfehlung 18 





Anhang 2: Auszug aus den nationalen 
Verantwortlichkeitsregelungen für juristische Personen 
 
Die österreichische Rechtslage: Auszug aus dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz 
(§ 1 bis 4) 
 
1. Abschnitt 




§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt, unter welchen Voraussetzungen Verbände für Straftaten 
verantwortlich sind und wie sie sanktioniert werden, sowie das Verfahren, nach dem die 
Verantwortlichkeit festgestellt und Sanktionen auferlegt werden. Straftat im Sinne dieses 
Gesetzes ist eine nach einem Bundes- oder Landesgesetz mit gerichtlicher Strafe bedrohte 
Handlung; auf Finanzvergehen ist dieses Bundesgesetz jedoch nur insoweit anzuwenden, als 
dies im Finanzstrafgesetz, BGBl. Nr. 129/1958, vorgesehen ist. 
  (2) Verbände im Sinne dieses Gesetzes sind juristische Personen sowie 
Personenhandelsgesellschaften, Eingetragene Erwerbsgesellschaften und Europäische 
wirtschaftliche Interessenvereinigungen. 
  (3) Keine Verbände im Sinne dieses Gesetzes sind 
  1. die Verlassenschaft; 
  2. Bund, Länder, Gemeinden und andere juristische Personen, soweit sie in Vollziehung der 
Gesetze handeln; 
  3. anerkannte Kirchen, Religionsgesellschaften und religiöse Bekenntnisgemeinschaften, 
soweit sie seelsorgerisch tätig sind. 
 
Entscheidungsträger und Mitarbeiter 
 
  § 2. (1) Entscheidungsträger im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
  1. Geschäftsführer, Vorstandsmitglied oder Prokurist ist oder aufgrund organschaftlicher 
oder rechtsgeschäftlicher Vertretungsmacht in vergleichbarer Weise dazu befugt ist, den 
Verband nach außen zu vertreten, 
  2. Mitglied des Aufsichtsrates oder des Verwaltungsrates ist oder sonst Kontrollbefugnisse 
in leitender Stellung ausübt, oder 
  3. sonst maßgeblichen Einfluss auf die Geschäftsführung des Verbandes ausübt. 
  (2) Mitarbeiter im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
  1. auf Grund eines Arbeits-, Lehr- oder anderen Ausbildungsverhältnisses, 
  2. auf Grund eines dem Heimarbeitsgesetz 1960, BGBl. Nr. 105/1961, unterliegenden oder 
eines arbeitnehmerähnlichen Verhältnisses, 
  3. als überlassene Arbeitskraft (§ 3 Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes – AÜG, 
BGBl. Nr. 196/1988) oder 
  4. auf Grund eines Dienst- oder sonst eines besonderen öffentlichrechtlichen 











§ 3. (1) Ein Verband ist unter den weiteren Voraussetzungen des Abs. 2 oder des Abs. 3 für 
eine Straftat verantwortlich, wenn 
  1. die Tat zu seinen Gunsten begangen worden ist oder 
  2. durch die Tat Pflichten verletzt worden sind, die den Verband treffen. 
  (2) Für Straftaten eines Entscheidungsträgers ist der Verband verantwortlich, wenn der 
Entscheidungsträger als solcher die Tat rechtswidrig und schuldhaft begangen hat. 
  (3) Für Straftaten von Mitarbeitern ist der Verband verantwortlich, wenn 
  1. Mitarbeiter den Sachverhalt, der dem gesetzlichen Tatbild entspricht, rechtswidrig 
verwirklicht haben; der Verband ist für eine Straftat, die vorsätzliches Handeln voraussetzt, 
nur verantwortlich, wenn ein Mitarbeiter vorsätzlich gehandelt hat; für eine Straftat, die 
fahrlässiges Handeln voraussetzt, nur, wenn Mitarbeiter die nach den Umständen gebotene 
Sorgfalt außer acht gelassen haben; und 
  2. die Begehung der Tat dadurch ermöglicht oder wesentlich erleichtert wurde, dass 
Entscheidungsträger die nach den Umständen gebotene und zumutbare Sorgfalt außer acht 
gelassen haben, insbesondere indem sie wesentliche technische, organisatorische oder 
personelle Maßnahmen zur Verhinderung solcher Taten unterlassen haben. 
  (4) Die Verantwortlichkeit eines Verbandes für eine Tat und die Strafbarkeit von 




§ 4. (1) Ist ein Verband für eine Straftat verantwortlich, so ist über ihn eine Verbandsgeldbuße 
zu verhängen. 
  (2) Die Verbandsgeldbuße ist in Tagessätzen zu bemessen. Sie beträgt mindestens einen 
Tagessatz. 
  (3) Die Anzahl der Tagessätze beträgt bis zu 
  180, 
      – wenn die Tat mit lebenslanger oder Freiheitsstrafe bis zu zwanzig Jahren bedroht ist, 
  155, 
      – wenn die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu fünfzehn Jahren bedroht ist, 
  130, 
      – wenn die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren bedroht ist, 
  100, 
      – wenn die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bedroht ist, 
  85, 
      – wenn die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bedroht ist, 
  70, 
      – wenn die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bedroht ist, 
  55, 
      – wenn die Tat mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bedroht ist, 
  40 
      – in allen übrigen Fällen. 
  (4) Der Tagessatz ist nach der Ertragslage des Verbandes unter Berücksichtigung von dessen 
sonstiger wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit zu bemessen. Er ist mit einem Betrag 
festzusetzen, der dem 360. Teil des Jahresertrages entspricht oder diesen um höchstens ein 
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Drittel über- oder unterschreitet, mindestens jedoch mit 50 und höchstens mit 10.000 Euro. 
Dient der Verband gemeinnützigen, humanitären oder kirchlichen Zwecken (§§ 34 bis 47 der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961) oder ist er sonst nicht auf Gewinn gerichtet, so 
ist der Tagessatz mit mindestens 2 und höchstens 500 Euro festzusetzen. 
 
 
Die deutsche Rechtslage: §§ 9, 30 und 130 Ordnungswidrigkeitengesetz 
 
§ 9 OWiG - Handeln für einen anderen 
 
(1) Handelt jemand 
1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen 
Organs, 
2. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesellschaft oder 
3. als gesetzlicher Vertreter eines anderen, 
so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche Eigenschaften, Verhältnisse oder Umstände 
(besondere persönliche Merkmale) die Möglichkeit der Ahndung begründen, auch auf den 
Vertreter anzuwenden, wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem Vertretenen 
vorliegen. 
(2) Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebes oder einem sonst dazu Befugten 
1. beauftragt, den Betrieb ganz oder zum Teil zu leiten, oder 
2. ausdrücklich beauftragt, in eigener Verantwortung Aufgaben wahrzunehmen, die dem 
Inhaber des Betriebes obliegen, 
und handelt er auf Grund dieses Auftrages, so ist ein Gesetz, nach dem besondere persönliche 
Merkmale die Möglichkeit der Ahndung begründen, auch auf den Beauftragten anzuwenden, 
wenn diese Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei dem Inhaber des Betriebes vorliegen. Dem 
Betrieb im Sinne des Satzes 1 steht das Unternehmen gleich. Handelt jemand auf Grund eines 
entsprechenden Auftrages für eine Stelle, die Aufgaben der öffentlichen Verwaltung 
wahrnimmt, so ist Satz 1 sinngemäß anzuwenden. 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis oder das Auftragsverhältnis begründen sollte, unwirksam ist. 
 
§ 30 OWiG - Geldbuße gegen juristische Personen und Personenvereinigungen 
 
(1) Hat jemand 
1. als vertretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person oder als Mitglied eines solchen 
Organs, 
2. als Vorstand eines nicht rechtsfähigen Vereins oder als Mitglied eines solchen Vorstandes, 
3. als vertretungsberechtigter Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesellschaft, 
4. als Generalbevollmächtigter oder in leitender Stellung als Prokurist oder 
Handlungsbevollmächtigter einer juristischen Person oder einer in Nummer 2 oder 3 
genannten Personenvereinigung oder 
5. als sonstige Person, die für die Leitung des Betriebs oder Unternehmens einer juristischen 
Person oder einer in Nummer 2 oder 3 genannten Personenvereinigung verantwortlich 
handelt, wozu auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von 
Kontrollbefugnissen in leitender Stellung gehört, 
eine Straftat oder Ordnungswidrigkeit begangen, durch die Pflichten, welche die juristische 
Person oder die Personenvereinigung treffen, verletzt worden sind oder die juristische Person 
oder die Personenvereinigung bereichert worden ist oder werden sollte, so kann gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden. 
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(2) Die Geldbuße beträgt 
1. im Falle einer vorsätzlichen Straftat bis zu einer Million Euro, 
2. im Falle einer fahrlässigen Straftat bis zu fu nfhunderttausend Euro. 
Im Falle einer Ordnungswidrigkeit bestimmt sich das Höchstmaß der Geldbuße nach dem 
für die Ordnungswidrigkeit angedrohten Höchstmaß der Geldbuße. Satz 2 gilt auch im 
Falle einer Tat, die gleichzeitig Straftat und Ordnungswidrigkeit ist, wenn das für die 
Ordnungswidrigkeit angedrohte Höchstmaß der Geldbuße das Höchstmaß nach Satz 1 
übersteigt. 
(3) § 17 Abs. 4 und § 18 gelten entsprechend. 
(4) Wird wegen der Straftat oder Ordnungswidrigkeit ein Straf- oder Bußgeldverfahren nicht 
eingeleitet oder wird es eingestellt oder wird von Strafe abgesehen, so kann die Geldbuße 
selbständig festgesetzt werden. Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß die Geldbuße auch 
in weiteren Fällen selbständig festgesetzt werden kann. Die selbständige Festsetzung einer 
Geldbuße gegen die juristische Person oder Personenvereinigung ist jedoch ausgeschlossen, 
wenn die Straftat oder Ordnungswidrigkeit aus rechtlichen Gründen nicht verfolgt werden 
kann; § 33 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
(5) Die Festsetzung einer Geldbuße gegen die juristische Person oder Personenvereinigung 
schließt es aus, gegen sie wegen derselben Tat den Verfall nach den §§ 73 oder 73a des 
Strafgesetzbuches oder nach § 29a anzuordnen. 
 
Vierter Abschnitt Verletzung der Aufsichtspflicht in Betrieben und Unternehmen 
 
§ 130 OWiG 
 
(1) Wer als Inhaber eines Betriebes oder Unternehmens vorsätzlich oder fahrlässig die 
Aufsichtsmaßnahmen unterläßt, die erforderlich sind, um in dem Betrieb oder Unternehmen 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten zu verhindern, die den Inhaber als solchen treffen und 
deren Verletzung mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist, handelt ordnungswidrig, wenn eine 
solche Zuwiderhandlung begangen wird, die durch gehörige Aufsicht verhindert oder 
wesentlich erschwert worden wäre. Zu den erforderlichen Aufsichtsmaßnahmen gehören auch 
die Bestellung, sorgfältige Auswahl und Überwachung von Aufsichtspersonen. 
(2) Betrieb oder Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 ist auch das öffentliche Unternehmen. 
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn die Pflichtverletzung mit Strafe bedroht ist, mit einer 
Geldbuße bis zu einer Million Euro geahndet werden. Ist die Pflichtverletzung mit Geldbuße 
bedroht, so bestimmt sich das Höchstmaß der Geldbuße wegen der Aufsichtspflichtverletzung 
nach dem für die Pflichtverletzung angedrohten Höchstmaß der Geldbuße. Satz 2 gilt auch im 
Falle einer Pflichtverletzung, die gleichzeitig mit Strafe und Geldbuße bedroht ist, wenn das 
für die Pflichtverletzung angedrohte Höchstmaß der Geldbuße das Höchstmaß nach Satz 1 
übersteigt. 
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Die französische Rechtslage: Art 121-2 , 131-37 bis 131-39-1 Code pénal 
 
Article 121-2 
(Loi nº 2000-647 du 10 juillet 2000 art. 8 Journal Officiel du 11 juillet 2000) 
(Loi nº 2004-204 du 9 mars 2004 art. 54 Journal Officiel du 10 mars 2004 en vigueur le 31 
décembre 2005) 
 
   Les personnes morales, à l'exclusion de l'Etat, sont responsables pénalement, selon les 
distinctions des articles 121-4 à 121-7, des infractions commises, pour leur compte, par leurs 
organes ou représentants. 
   Toutefois, les collectivités territoriales et leurs groupements ne sont responsables 
pénalement que des infractions commises dans l'exercice d'activités susceptibles de faire 
l'objet de conventions de délégation de service public. 
   La responsabilité pénale des personnes morales n'exclut pas celle des personnes physiques 




(Loi nº 2007-297 du 5 mars 2007 art. 64 V Journal Officiel du 7 mars 2007) 
 
   Les peines criminelles ou correctionnelles encourues par les personnes morales sont: 
   1º L'amende; 
   2º Dans les cas prévus par la loi, les peines énumérées à l'article 131-39. 
   En matière correctionnelle, les personnes morales encourent également la peine de sanction-
réparation prévue par l'article 131-39-1. 
 
Article 131-38 
(Loi nº 2004-204 du 9 mars 2004 art. 55 I Journal Officiel du 10 mars 2004) 
 
   Le taux maximum de l'amende applicable aux personnes morales est égal au quintuple de 
celui prévu pour les personnes physiques par la loi qui réprime l'infraction. 
   Lorsqu'il s'agit d'un crime pour lequel aucune peine d'amende n'est prévue à l'encontre des 
personnes physiques, l'amende encourue par les personnes morales est de 1 000 000 Euros. 
 
Article 131-39 
(Loi nº 2001-504 du 12 juin 2001 art. 14 Journal Officiel du 13 juin 2001) 
(Loi nº 2004-575 du 21 juin 2004 art. 2 III Journal Officiel du 22 juin 2004) 
(Loi nº 2007-297 du 5 mars 2007 art. 25 II 4º Journal Officiel du 7 mars 2007) 
 
   Lorsque la loi le prévoit à l'encontre d'une personne morale, un crime ou un délit peut être 
sanctionné d'une ou de plusieurs des peines suivantes: 
   1º La dissolution, lorsque la personne morale a été créée ou, lorsqu'il s'agit d'un crime ou 
d'un délit puni en ce qui concerne les personnes physiques d'une peine d'emprisonnement 
supérieure ou égale à trois ans, détournée de son objet pour commettre les faits incriminés; 
   2º L'interdiction, à titre définitif ou pour une durée de cinq ans au plus, d'exercer 
directement ou indirectement une ou plusieurs activités professionnelles ou sociales; 
   3º Le placement, pour une durée de cinq ans au plus, sous surveillance judiciaire; 
   4º La fermeture définitive ou pour une durée de cinq ans au plus des établissements ou de 
l'un ou de plusieurs des établissements de l'entreprise ayant servi à commettre les faits 
incriminés; 
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   5º L'exclusion des marchés publics à titre définitif ou pour une durée de cinq ans au plus; 
   6º L'interdiction, à titre définitif ou pour une durée de cinq ans au plus, de faire appel public 
à l'épargne; 
   7º L'interdiction, pour une durée de cinq ans au plus, d'émettre des chèques autres que ceux 
qui permettent le retrait de fonds par le tireur auprès du tiré ou ceux qui sont certifiés ou 
d'utiliser des cartes de paiement; 
   8º La confiscation de la chose qui a servi ou était destinée à commettre l'infraction ou de la 
chose qui en est le produit; 
   9º L'affichage de la décision prononcée ou la diffusion de celle-ci soit par la presse écrite, 
soit par tout moyen de communication au public par voie électronique; 
   10º La confiscation de l'animal ayant été utilisé pour commettre l'infraction ou à l'encontre 
duquel l'infraction a été commise; 
   11º L'interdiction, à titre définitif ou pour une durée de cinq ans au plus, de détenir un 
animal. 
   Les peines définies aux 1º et 3º ci-dessus ne sont pas applicables aux personnes morales de 
droit public dont la responsabilité pénale est susceptible d'être engagée. Elles ne sont pas non 
plus applicables aux partis ou groupements politiques ni aux syndicats professionnels. La 
peine définie au 1º n'est pas applicable aux institutions représentatives du personnel. 
 
Article 131-39-1 
(inséré par Loi nº 2007-297 du 5 mars 2007 art. 64 VI Journal Officiel du 7 mars 2007) 
 
   En matière délictuelle, la juridiction peut prononcer à la place ou en même temps que 
l'amende encourue par la personne morale la peine de sanction-réparation selon les modalités 
prévues par l'article 131-8-1. 
   Dans ce cas, la juridiction fixe le montant maximum de l'amende, qui ne peut excéder ni 
75 000 Euros ni l'amende encourue par la personne morale pour le délit considéré, dont le 
juge de l'application des peines pourra ordonner la mise à exécution en tout ou partie dans les 
conditions prévues par l'article 712-6 du code de procédure pénale si le condamné ne respecte 
pas l'obligation de réparation. 
 
 
Die englische Rechtslage: Corporate Manslaughter and Corporate Homicide Act (2007) 
(Section 1 und 2) 
 
Corporate manslaughter and corporate homicide 
 
1 The offence 
(1) An organisation to which this section applies is guilty of an offence if the way 
in which its activities are managed or organised— 
(a) causes a person’s death, and 
(b) amounts to a gross breach of a relevant duty of care owed by the 
organisation to the deceased. 
 
(2) The organisations to which this section applies are— 
(a) a corporation; 
(b) a department or other body listed in Schedule 1; 
(c) a police force; 




(3) An organisation is guilty of an offence under this section only if the way in 
which its activities are managed or organised by its senior management is a 
substantial element in the breach referred to in subsection (1). 
 
(4) For the purposes of this Act— 
(a) “relevant duty of care” has the meaning given by section 2, read with 
sections 3 to 7; 
(b) a breach of a duty of care by an organisation is a “gross” breach if the 
conduct alleged to amount to a breach of that duty falls far below what 
can reasonably be expected of the organisation in the circumstances; 
(c) “senior management”, in relation to an organisation, means the persons 
who play significant roles in— 
i) the making of decisions about how the whole or a substantial 
part of its activities are to be managed or organised, or 
(ii) the actual managing or organising of the whole or a substantial 
part of those activities. 
 
(5) The offence under this section is called— 
(a) corporate manslaughter, in so far as it is an offence under the law of 
England and Wales or Northern Ireland; 
(b) corporate homicide, in so far as it is an offence under the law of 
Scotland. 
 
(6) An organisation that is guilty of corporate manslaughter or corporate homicide 
is liable on conviction on indictment to a fine. 
 
(7) The offence of corporate homicide is indictable only in the High Court of 
Justiciary. 
 
Relevant duty of care 
 
2 Meaning of “relevant duty of care” 
(1) A “relevant duty of care”, in relation to an organisation, means any of the 
following duties owed by it under the law of negligence— 
(a) a duty owed to its employees or to other persons working for the 
organisation or performing services for it; 
(b) a duty owed as occupier of premises; 
(c) a duty owed in connection with— 
(i) the supply by the organisation of goods or services (whether for 
consideration or not), 
(ii) the carrying on by the organisation of any construction or 
maintenance operations, 
(iii) the carrying on by the organisation of any other activity on a 
commercial basis, or 
(iv) the use or keeping by the organisation of any plant, vehicle or 
other thing; 
(d) a duty owed to a person who, by reason of being a person within 
subsection (2), is someone for whose safety the organisation is 
responsible. (...) 
